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vi | Borwort. 

jcheint mir gleichgiltig. Mir genügt, wenn ich die Erinnerung a‘ 
die für die fpätere Zeit jo einflußreichen Ereignijle des Jahre 
Achtzehnhundert Neun und PVierzig erneuert und dargethan habe 
wie ernftlich und Träftig den glorreichen Siegen und Errungen 
Ichaften der nächiten fünfundzwanzig Jahre vorgearbeitet wa 
und welchen Dank die Männer verdienen, von denen in jene 
Beit der Kampf im Innern unferes Vaterlandes geleitet wurde 


Breslau, den 16. Mai 1876. 


Herd. Fiſcher. 
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Einleiinng, 


Dos Revolutionsjahr. Der Antrag bes Dr. Stein in ber Nationalverfammlung. Auf- 
Kung derfelben. Octroyirung ber Berfaffung Wahl zu ben Kammern. Befchlüffe 
derfelben und Auflöfung. 


Seit ven Erhebungsjahren waren in Preußen die aus der Reformation 
und dem geiftigen Auffchwung des vergangenen Jahrhunderts entfprungenen 
politiichen Ideen ber modernen Zeit zum allgemeinen Bewußtfein des 
vritten Standes gelangt und hatten einen gefahrdrohenden geiftigen Kampf 
mit Abfolutismus und Feudalismus herbeigeführt. Diefer Kampf ſchien 
durch die Ereigniffe des Monats März im Jahre 1848, durch die Be— 
ſchlüſſe des zweiten Vereinigten Landtages und die königlichen Verordnun— 
gen vom 6. und 8. April beendet zu fein. Die königliche Allmacht war 
aufgegeben, die Wünfche und Anſprüche des vritten Standes hielt man 
für erfüllt und der Unterſchied der Stände, auf welchen Jahrhunderte lang 
bie focialen Verhältniffe gegründet waren und welder in den letzten 
Jahrzehnten fo nachtheilig auf die Entwidelung des preußifchen Staates 
eingewirft hatte, war vernichtet. 

Ein folder Sieg mußte nicht blos im dritten Stande, fondern auch 
in der bejitlojen Volksklafje, welche durch den Barrifadenlampf zur end⸗ 
lihen Erreihung des erjtrebten Ziel® beigetragen Hatte, eine gewaltige 
Bewegung verurſachen und biefe war nicht zum augenblidlichen Stilfftand 
zu bringen. Ungefeffelt turch Vereins- und Preßgefege nahm fie in den 
eriten Tagen nah dem Märzlampfe reißend zu und wurde von da an 
immer raſcher und rüdfichtslofer fortgetrieben. Neue Wünſche und An- 
iprüche entftanven, bisher unbelannte Elemente wurden heraufgetrieben 
und neues Ringen verjucht. Der ven Norddeutſchen bisher fremde Wunſch 
nach Republif tauchte plößlich auf und genügte noch nicht. “Die wildeften 

Bifger, Preußen a. Abſchl. d. 1. Hälfte d. 19. Jahrh. 1 
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fammlung ergeben zu laffen“. Unruh, Mitglied des Centrums, war 
biermit einverftanden und bezeichnete im Namen feiner Fraktion das Zu 
rüdgehen als „eine moraliſche Vernichtung ter Verſammlung. Es ja 
ein officieller Schritt ter Reaction, wem man den Miniftern das Reit 
einräume, die Beichlüffe ter Verſammlung nicht auszuführen und doch auf 
ihren Plägen zu bleiben“. Er keantragte eine Nefolution, in welder er⸗ 
Härt wurde, „daß feine Erforfhung ver Gefinnung, fein Gewillenszwang 
dur ven Beſchluß vom 9. Auguft ausgefprechen werven jollte und nut 
für ven Fall ein Mißtrauenevotum auszuſprechen ſei, wenn das Miniiterium 
noch ferneren Anftand nehmen würte, den Erlaß ergehen zu laſſen'. 
Selbft von ver rechten Seite bfich das Verfahren tes DMinifteriums nidt 
ungerügt und verlangte diefelbe, daß vom Mlinifterium vie Offiziere det 
Armee vor reactionären und republifanifhen Beftrebungen gewarnt würben 
Jetzt erft erfannte ber Kriegsminifter tie unglüdlichen Folgen feines paſſiven 
Verhaltens und fuchte fie dadurch zu befeitigen, daß er fih mit tem Ar 
trage der rechten Seite einverſtanden erklärte; allein vie Verjammlung 
war zu aufgeregt, um dem Beizuftimmen. Die Vorſchläge ver rechten 
Ceite und der Mittelpartei fielen und ber Antrag Steins wurde At 
genommen. 

Zum erften Male hatte tie linke Seite bei einer wichtigen Frage 
ben unbeſchränkten Sieg errungen und von da an neigten ſich die Centren 
immer mehr zu ver linfen Seite. Von Neuen beftätigte ſich vie alte 
Erfahrung, daß es ten parlamentarifchen Verſammlungen ebenfo wie den 
einzelnen Individuen geht. Iſt die Mitte einmal nach rechts oder Linie 
überfchritten, dann ift ein Hemmen oder Stillhalten oder Umkehren ſchwer. 
Im raſchen Fluge rollt man die fehiefe Ebene herunter, bis von Außen 
ein Widerftand entgegentritt. So kam es, daß vie rechte Seite bei ber 
Wahl eines neuen Präfidenten für v. Unruh ftimmte und trotzdem felbit 
biefer nur mit 171 Stimmen gegen 170 den Sieg über ein Mitglied des 
linken Centrums errang; daß bei tem Titel des Königs die Worte „ven 
Gottes Gnaden“ mit 217 gegen 134 geſtrichen: daß mit 200 gegen 153 
Stimmen der Adel abgefchafft wurde und daß ſich nach ter Vertagung 
und Verlegung der Verſammlung und nah Erklärung tes Delagerungs- 
zuftandes noch die Majorität won 247 im Lokale des berliner Schützen⸗ 
hauſes zufammen fand und fich fehlieglih 227 Stimmen für die Steuer 
verweigerung erklärten. 

Auch nah ter andern Richtung wurde der Stein'ſche Antrag und die 
Verhandlungen tarüber für Preußens Gefchide beveutfam. Der König 
war dadurch ſchwer verlegt mworten. Er hielt dafür, daß er als oberjter 
Kriegsherr allein über das Weſen und den Geift feiner Armee zu at 
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ob gewaltfames oder freimilliges Nachgeben, ja fogar ſchon jedes Etil- 
ftehen in den Augen ver Maffen eine Schwäche ift, welche die Furcht 
famen zu der Gegenpartei binzieht. 

Noch bei weitem einflußreicher auf die Stimmmng der Maſſen war 
der Erlaß ver Verfaffung. Sie wurde als ein Friedensvorſchlag der 
Krone und als eine Bürgschaft für das Fefthalten am königlichen Werte 
gehalten.*) Trotzdem, daß Die Regierung Sieger geblieben war und id 
die Temofratie als ohnmächtig gezeigt hatte, war eine Verfaſſung ver 
fündigt worden, welde alfe im März verheißene Errungenschaften enthielt 
und wenigitend im Allgemeinen mit dem Entwurfe, ven vie Commiſſien 
unter Waldecks Veitung vorgelegt hatte, übereinjtimmte und welde auch 
freifinniger war, als viejenige, die Preußen gegenwärtig befitt. 

Die Wirkung ver Mäßigung zeigte ſich ſofort. Schen ter Belage— 
rungszuſtand hatte für Berlin äußere Ruhe und Ordnung zurüdgeführ, 
die Straßenelnbbs Hatten aufgehört, von den Bürgerwehrmännern wur 
ihre Berufsarbeit wieder aufgenommen worden und die Arbeiter hatten 
fih ten Gefegen gefügt. Diefe Ruhe, urfprüngli in Berlin erzwungen, 
war durch die Verkündigung ter Verfaſſung auf die ganze Monardie 
übergegangen. Die Beforgniß war verfehwunten, daß die Regierung ver 
Reaction nadgeben und dem Wolfe die Errungenfchaften entziehen Fönnte. 
Berlin und Breslau, welche fih noch nah tem ©. November für vie 
Nationalverſammlung erklärt hatten, überreichten Loyalitätsadreſſen und 
eine nicht geringe Zahl anderer Städte folgte ihrem Beifpiele. Gleiche 
Erklärungen ergingen von ven höchſten Gerichtshofe der Monarchie und 
ber Univerfität zu Berlin. Handel und Gewerbe foienen fih in den 
legten Wochen des Jahres wieder zu heben, ein nicht geringer Theil ber 
Fortgezogenen kehrte nad) Berlin zurüd, vie dortigen Wohnungen ftiegen 
wieder im Preife und an ven daſelbſt zur Weihnachtszeit üblichen Freuden 
dien man wierer lebendigen Antheil zu nehmen. 

So war am Ende des Jahres 1848 ein Rubepunft eingetreten. Was 
im März erkämpft und verheißen, war durch die vom Könige ertheilte 
Repräſentativverfaſſung gefichert und von feiner Seite gefeglih ſanctionirt 
werden. Wie dDiefe Terfaffung noch umgeftaltet werten, welche Kämpfe 
die Umgeftaltung mit fih führen, welche Stellung Preußen zu Dentſch— 
land einnehmen follte, verblieb allerdings ver möchten Zeit vorbehalten; 
allein die Revolution war gejchlojfen und das neue Staatsgefeg maß— 
gebend. Die Zuckungen, die im Jahre 1349 hervortraten, waren Nach— 
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* Für das Feſthalten am königlichen Worte hatte ſich bereits in den November: 


tagen der charalterfeſte Prinz von Preußen den ſtädtiſchen Vehörden Berlins gegenüber 
verbürgt. 
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verblichene allgemeine Wahlrecht und benugten das unbeſchränkte Ver- 
einsredht, um zu agitiren. Sie wiefen darauf Hin, daß tie octropirte 
-Berfafjung eine Erſte Kammer einführe, deren Eriftenz und Zufammen- 
jegung demokratiſchen Prinzipien widerſpreche, daß das Steuerbewilligunge 
recht nur ein beſchränktes ſei und vie Octropirung der Geſetze geſtattet 
werde. Zugleich machte man darauf aufmerffam, daß die Junker- und 
Geheimeratbspartei Hoffnung hege, eine reactionäre Kammer zu erlangen, 
um mit deren Hilfe dem Volke feine errungenen Rechte wieder zu entziehen. 
Auch verfehlte man nicht, ven Ruſtikalſtand daran zu erinnern, daß bie 
Agrargefeßgebung no in ver Schwebe fei und die Intereſſen der Land 
bewohner allein von ver linfen Seite der Nationalverfammlung wahr 
genommen worden wären und daß die Gutsbefiger, wenn fie oder bie 
ihnen Gleichgefinnten gewählt werben: follten, Entgegengeſetztes erftreben 
würden. 

Nicht minder thätig war Die reactionäre Partei. Schon im Herbſte 
hatte fich ver Kreisadel in mehreren Kreifen zum gemeinfchaftlichen Han 
dein verbunden und in einzelnen Gegenden war man fogar fo weit ge 
gangen, gegen die Bejchlüjfe ver Nationalverfammlung zu proteftiren und 
ihr vie Befugniß zu beftreiten, daß fie ohne Einwilligung des Adels zum 
Abſchaffung ſtändiſcher Rechte bevedtigt fei. Seit den Novembertagen 
verhehfte auch die reactienäre Partei nicht mehr ihren ſchweren Grimm 
und ihren erbitterten Haß gegen bie Vorfülle des Yahres 1848 und 
gegen die Männer, die in biefen Jahre hervorgetreten waren. Dieſer 
Haß war aud in die fonft fo geglätteten, von Politik ſich fern haltenden 
gefelligen Kreife ver vornehmen Welt gebrungen. Nicht blos im Ber: 
fehre ver Männer, fontern auch in ben feinen Zirkeln ver Damen war 
Politik Gegenjtand der Geſpräche und fuchte man etwas darin, die poli⸗ 
tifche Färbung dadurch Fund zu geben, daß man mit Yeidenfchaft gegen 
die auftrat, welche nicht in fofortiger Annahme der octroyirten Verfaffung 
und in ter Revifion zu Gunften feudaler Rechte Heil und Rettung er 
fannten. Zugleich benugte man die beſtehenden focialen Verhältniffe, um 
durch Entzichung oder Ueberlajfung von Arbeit, durch Herablaffung und 
Anlodungen aller Art, ſelbſt durch Theilnahme an Bergnügungen auf bie 
mittleren und niederen Klaffen des Volkes einzuwirken. Die Folgen diefer 
Bemühungen zeigten fi fehr bald. Der Gewerbeftand, der wenigſtens 
zum Theil von ben reicheren reactionären Familien lebte, zog ſich 
aus den Clubbs zurüd und ging nicht felten zu der entgegengefegten 
Bartei über. 

In ähnlicher Weife wurde auf dem Lande verfahren. Die Nuftifat- 
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troßvem war ihre Thätigfeit feine vergeblihe. Durch vie Annahme ber 
Berfafjung erkannten auch) die Kammern an, daß die Revolution gefchlejler 
und die monarchiſche Repräfentatioverfaffung Grundgeſetz für Preußen jei, 
und in dem Beichluffe ver Zweiten Kammer wegen Annahme der veutiden 
Krone lag das Anerkenntniß, daß Deutſchland eine einheitliche Regierung 
berürfe und dieſe Preußen zukomme und wurde dadurch für das preußiſche 
Volk die Verpflichtung übernommen, die Einheit Deutſchlands zu er: 
itreben. | 


Erſtes Gapitel. 


Kundſchan im Innern nah Auflöfung der Zweiten Kammer. Stimmung des Volles. 
Minifterium Manteuffel. Friedrich Wilhelm IV. 


ALS Die Abgeorpneten nach der am 27. April 1849 erfolgten Auf- 
(fung ver Zweiten Kammer und Vertagung der Erften in ihre Heimath 
zurückkehrten, fanden fie das Volk tn Folge der Ablehnung der Kaiſer— 
one und ver Auflöjung der Zweiten Kammer verftimmt und aufgeregt. 
Auf die Anſchauungen, Wünſche und Stellung der Parteien waren beide 
Creigniffe nicht ohne Einfluß geblieben. Zwar war in Preußen feit ven 
Octobertagen die Theilnahme an den Berathungen und an ber Thätig- 
fit der Frankfurter Verfammlung nur fehr gering gewefen, allein fie 
kar wieder aufgelebt, al8 aus Kremfier die Kunde von ver octroyirten 
Lerfaſſung für die öfterreihifhe Geſammtmonarchie fam, als Welder 
inerwartet am 12. März im Frankfurter Parlamente ven Antrag wegen 
Emennung des Königs von Preußen zum deutſchen Kaifer machte und 
alg dieſe Wahl am 27. März erfolgte und verkfündigt wurde. Von dem 
größeten Theile des preußifchen Volkes war die Wahl jubelnd aufgenom- 
mn werden: denn feit 1840, wo Franfreih nach ver Rheingrenze zu 
ſtreben fehien, und feit ven Schleswig-Holfteinfchen Streitigkeiten war der 
Vunſch nach Erzielung deutſcher Einheit wieder aufgewacht und diefer 
Wunſch war durd) die Wahl eines deutſchen Erbkaiſers nicht mehr ein 
phantaſtiſches Nebelgebilte, ſondern gleichſam eine verförperte Idee, von 
irren Verwirklichung man georonete Zuftände, Hebung des Handels und 
Gewerbes, freie Entwickelung der Verhältniſſe im Innern und Anſehn 
ter Nation nach Außen hoffte. Durch die Ablehnung der Krone wurden 
diefe Hoffnungen zerftört und tie Auflöfung der Kammer erregte die Be: 
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Diefe Beichlüffe einer Verfammlung, zu welder 303 Stätte und 
Ortſchaften Gemeinvdeverordnete gefandt hatten und deren Verhandlungen 
mit Ernft und mit ruhiger Würte geführt wurben,*) mußten natürlid : 
großes Auffehen erregen. Allgemein tavelte man die Drohung des Ab 
falls und trauerte, daß e8 ſoweit gefommen fei; aber von vielen Gemäßig- 
ten wurde auch ver Regierung ein nicht geringer Theil der Schuld bei: 
gemeijen. 

In den Rheinlanten war die Stimmung der Art, daß nur Wenige 
gegen dieſe Beſchlüſſe auftraten. Selbſt confervative Vereine, wie vie 
zum Gongreffe des conftitutionellen Centralvereins für Rheinland und 
Weſtphalen am 6. Mai zu Köln verfammelten Abgeorpneten, werlangten 
in einer Adreſſe an ven König Annahme ver Kaiferfrone und Entfernung 
ter Minifter. 

Die Regierung erkannte die Wichtigkeit der Beſchlüſſe und bemühte 
fich, diefelben zu paralyfiren. Die „deutſche Reform“ ſprach jich offen über 
die Nachtbeile aus, welche für vie Rheinlande aus einer Trennung von 
Preußen entfpringen würden: „Bis jeßt habe Preußen den Rheinländern 
Unabhängigkeit und Schuß des Handels gewährt. Beides Tönnten fie 
alfein nicht erringen und würden doch nicht fo undeutſch fein, fich einen 
neuen Freund jenfeits der franzöfiihen Grenze zu ſuchen. Auch möchte 
man wohl bevenfen, daß die Revolution, welcher man jich in die Arme 
werfen wollte, fehr bald eine rothe Fahne entfalten würde, und daß 
Preußens Schwert, wenn es einmal gezogen wäre, nicht eher wieder in 
die Scheibe geftedt werben würte, als bis der letzte Keim des Aufruhrs 
zerftört fei; daß das Blut aber, welches dann vergoffen werde, von denen 
zu verantworten fei, welde durch ihre Theilnahme an ven Kölner Be 
ihlüffen zum Kampfe frevelnd aufgefortert hätten.” Nur die „Neue 
Preußiſche Zeitung“, das Organ ver äußerjten reactionären Partei, jubelte. 
Diefer Partei ſchien vielleicht im Hinblide auf Rußland und deſſen Hilfe, 
ein Aufjtand erwünfcht, damit es endlich zur Entſcheidung komme. Ihr 
war der unbeugjame Sinn ver Rheinländer fchon vor 1848 vwerbaßt ge- 
wejen, und fie wollte vie Gelegenheit benugen, um diefen Sinn durd 
Gewalt ver Waffen zu beugen und zu untertrüden. 

Dem Beijpiele Kölns folgten mehrere andere Provinzen. In Weft- 
phalen follte ein Stäbtetag unter Leitung des Magiftrats zu Münfter 
ftattfinven; diefer lehnte jedoch die Yeitung ab, und die Stabtverorpnetens 
verſammlung zu Paberborn nahm in Folge viefer Ablehnung den Aufruf, 
welcher von ihr ausgegangen war, wieder zurüd. Demungeachtet war 
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nijfe und ftaatsmännifche Intelligenz und er beſaß nicht das Talent, fid 
ſolche nachträglich anzueignen. Den Gehorfam gegen feinen König, ver 
zugleich fein Kriegsherr und das Haupt feiner Familie war, bielt er für 
feine erſte Pflicht. Diefer Gehorfam hatte ihn zur Annahme des feinem 
einfachen Weſen Läftigen Amtes eines Meinifterpräfiventen veranlaft. 
Fremd war ihm der Gedanke, daß er felbft ven Staat und das Minifterium 
leiten müffe und dem Lande für feine Handlungen verantwortlich fei. Er 
hielt dafür, der Pflicht feines Amtes genügt zu haben, wenn er den 
Willen des Königs ausführte und feinem Befehle Folge leiftete. Ein 
ſolcher Mann kann wohl feinen Namen zu einem Minifterium hergeben, 
nicht aber daſſelbe leiten; vielmehr wird ein von ihm geleitetes Miniſterium 
hin und ber ſchwanken, wenn nicht entwerer alle Minifter in ihren An 
ſchauungen einig find oder einer derfelben, ftatt des Minifterpräfidenten, 
das Ruder des Staates ergreift, die anderen fich ihm unterorbnen und 
trotz verfchievener Anſchauungen nach feinem Willen handeln. Das Erftere 
war nicht der Fall; v. Strotha und v. Manteuffel gehörten ver conſerva⸗ 
tiven, v. Rabe und v. Ladenberg der freifinnigen Partei an. Zwiſchen 
beiten Parteien ftanden damals noch v. d. Heydt und Simone Auch 
waren ſie ſämmtlich, mit Ausnahme des Freiherrn v. Manteuffel, zu ſehr 
mit ihrem Fache beſchäftigt, als daß fie ſich viel in allgemeine Angelegen 
heiten mifchen konnten. Insbeſondere war v. d. Heydt mit feiner Stellung 
noch zu wenig vertraut, als daß er es gewagt hätte, ſich auf allgemeine 
Stantsverhältnijfe einzulaffen. Keiner hätte auch damals geglaubt, daß 
diefer feheinbar einfache Deann, dieſer Tiberale des Vereinigten Yandtages, 
mit feinem bürgerlichen, gutmüthigen Wefen, fih allein von feinen Eolle: 
gen und zwar durch zwanzig Jahre troß aller Stürme und Klippen und 
troß der wechſelnden Minifterien behaupten würde. Sein Schwager und 
Landsmann Simons, ein fenntnißreicher, talentvoller Juriſt, ähnlich den 
befferen Seneralprocuratoren und Miniftern Louis Philipps, hatte feit 
Anfang April das Juftizminifterium übernommen. Längere Zeit war er 
am Rheine Generalprocurator gewefen und die Erfahrungen, vie er in 
biefer Stellung gefammelt batte, mochten ihm wohl in jpäteren Zeiten zur 
Unterjtigung des Minifteriums Weſtphalen, Raumer und Manteuffel 
nügen. Im Frühjahr 1849 war Simons allein mit dev Organifation 
ver Gerichte bejchäftigt und feine pofitifche Thätigkeit befchränfte ſich dar- 
auf, vemofratifche Nichter an die Orte zu verfegen, wo fie am wenigjten 
ſchädlich waren und von ver Theilnahme an ver PBolitif abgezogen wurten. 
Die drei anderen Minifter, v. Rabe, v. Yatenberg und v. Strotha, waren 
Männer, wohl erfahren in ihren Branchen und geeignet, ihre Miniſterien 
zu leiten. Der Eritere hatte das Finanzminifterium erft nach der Octroyi⸗ 
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rung der Verfaſſung übernommen, war ein frifcher, lebensluſtiger, für 
einen preußifchen Minifter noch junger Mann, hervorgegangen aus der 
alten bewährten Schule preußifcher Finanzmänner. In feiner politifchen 
Anſchauung ftand er v. Ladenberg am nächſten. Diejer, ein kirchlich und 
rolitifch Freifinniger Mann, Hatte eine fehwierige Stellung. Alle vie 
firhlihen Fragen, welche Preußen durch Jahrzehnte beunruhigt hatten, fo: 
wie die wichtigen Schulfragen Jollten zum Austrag kommen. Die fatho- 
liche Kirche forderte Freiheit vom Staate. Sie hatte ihre Macht im 
jrühjahr 1848 bewiefen und diefe im November 1848 zur Beruhigung 
ter Gemüther und Wiererherjtellung der Ordnung angewendet. Sie ver- 
langte Belohnung, und ihre Bifchöfe ſprachen dieſe Forderung mit größter 
Beitimmtheit aus. Mit dem Austrag diefer Fragen war Ladenberg fo 
ſehr beichäftigt, daß er Manteuffel die Veitung aller Verhältniſſe überließ, 
welhe fein Ministerium nicht direct berührten, und Gleiches war auch 
beim Kriegsminifter v. Strotha ver Fall. Derfelbe, bisher Kommandant 
in Suarlouie, und in der Armee geachtet, vereinte ariftofratifches Wefen 
und Intelligenz mit den Tugenden eines Soldaten, Entfchieveriheit des 
Charakters, Muth, Beharrlichkeit und militärifche Strenge; aber er war 
eben nur Soldat und feine Hilfe erſtreckte ſich nur jo weit, als es galt, 
die Armee zur vechten Zeit zu benugen und mit Energie Ordnung und 
Ruhe wiederherzuſtellen. 

So lag die ganze Laſt der Staatsleitung auf den Schultern der 
Miniſter ver inneren uud auswärtigen Angelegenheiten, und in Wahrheit war 
e8 auch in Preußen nie anders gewefen. Sie Beide und der Minijter: 
präfivent, wenn ein folcher eriftirte, hatten ven Staat geleitet, während 
die übrigen Minifter nur Fachminijter waren. Es hätte dies auch ge- 
nägt; allein ein Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten war nicht 
korhanden, es war vielmehr dem Minifterpräfirenten die interimiftifche 
Terwaltung dieſes Minifteriums anvertraut worden. Seit dem 28. April 
war nämlich Graf Arnim-Heinrihsrorf aus dem Minifterium gefchieven. 
Man rühmt gewöhnlich Preußens Glück; aber glüdlic war es nicht, daß 
gerade viefer Dann, ver Verehrer und lenkſame Zögling Metterniche, der 
Anhänger öfterreichifcher Politif, in den wichtigen erjten Monaten des 
Jahres 1849 das Minifterium ver äußeren Angelegenheiten verwaltete, 
Er war es, der zur Zeit, als er ſchon Kunte von der octrohirten neuen 
öfterreichifehen Verfaſſung, von dem untheilbaren, einigen öfterreichifchen 
Reiche erlangt hatte, in der Note vom 10. März noch erklärte, „Preußen 
gereihe e8 zur großen Befriedigung, daß Dejterreih, — welches ein 
Directorium vorgefchlagen hatte und ben alten Bundesſtaat fo viel wie 
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möglich zurüdführen wollte, „ven Weg der Verftändigung mit Frankfurt 
betreten habe.“ 

Es war ein Glüd, daß ein Minifter, der feine Ahnung von Preußens 
Stellung zu Oeſterreich hatte, entfernt wurde; aber zu bedauern war, daß 
die damals fo wichtige Stelle nicht durch einen fähigen, veutfchgefinnten, 
energifchen Diplomaten befett wurde und Meanteuffel der Einzige war, 
welder ten Staat zu leiten hatte. 

Otto Theodor Freiherr v. Manteuffel, zu Lübben 1805 geboren und 
Sohn eines höheren Beamten, ift ein Mann von feltenem Verftande und 
klarem Blicke. Gefchäftsfenntnig und Geſchäftsgewandtheit find ihm vor 
zugeweife eigen; mit durchdringender Schärfe des Geiſtes durchſchaut er 
gegebene Verhältniſſe und ordnet und leitet fie mit Leichtigkeit. Mit 
viefer Verftandesfchärfe vereint er eine fefte Willenskraft, vie ihm Muth 
und Energie zum Handeln gewährt. Dagegen mangelt ihm jede Phan- 
tafie, und er ift gänzlich unfähig, neue Berbältniffe zu fchaffen. Sein 
Aeußeres gab damals ebenfo den Ariftofraten, wie den Beamten kund. 
Das zierliche Wefen, die Heine, zart geformte Hand verriethen den Ariſto⸗ 
traten, während aus dem ernften, finnigen Auge der fefte und intelligente 
Mann und aus ver fteifen Haltung des Körpers der Beamte zu erlennen 
war. Er ſtammt aus einem pommerfchen Gefchlechte, welches ſich alten 
Adels, aber feiner Schäke rühmen konnte und daher gezwungen war, bem 
Staate zu dienen. Seit langer Zeit waren feine Ahnen in der Laujig 
anfäfjig, wo fih das ſtändiſche Weſen in voller Blüthe erhalten hatte. 
Den Vater verlor er im fiebenten Jahre und ein Onfel leitete feine Er 
ziehung. Sein Aufenthalt unter Fremden gewöhnte ven Knaben früh an 
Selbftftänvigfeit und gab ihm vie Energie und Confequenz, welche feinem 
Charakter eigen find. Seine Erziehung erhielt er in Schulpforta. Wie 
wohlthätig auch diefe berühmte Schule auf feine wiffenfchaftlicde Bildung 
eingewirft hat, fo ift doch die Erziehung auf ſolchen ehemaligen Kloſter⸗ 
ſchulen einfeitig, und das frifche Leben, welches die Jugend für die Ideen 
der Zeit empfänglich macht, ift gänzlich ausgefchloffen. So war es natür- 
ih, daß Manteuffel die Schule mit denfelben ariftofratifchen Ideen ver: 
ließ, die er als Knabe bineingebracht hatte. In Folge veflen ſchloß er 
ſich denn auch auf der Universität Halle feinen Standesgenofjen an, welde 
ihrer Mehrzahl nach ver fächfifchen Landsmannſchaft, ver haute volee 
ver Studentenfchaft, angehörten und mit Vornehmheit auf die übrige 
Jugend herabblicdten, von deren Ringen und Streben fie faum eine 
Ahnung hatten. 

Nachdem v. Manteuffel nach Beendigung der Univerfitätsjahre zuerft 
als Auscultator und Referendar in Berlin die juriftifche Laufbahn be 
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Schon damals mochten wohl bei ihm Conflicte zwifchen Standesintereſſen 
und Beamtenthun bevvortreten, aber fo lange er Abgeoroneter war, bielt 
er ſich auch für berechtigt, zunächft und vor Allem vie Rechte ver Ritter: 
ichaft wahrzunehmen. Aus ihr bejtant faft allein ver Kreistag, fie hatte 
ihn zum Gantitaten als Landrath vorgeſchlagen, von ihr war er zum Ab 
georoneten gewählt worben; ihre Intereffen, zu welchen er auch vie fein 
gen rechnete, hatte er daher vdrzugsweiſe zu berüdjichtigen. Später, als ihm 
eine höhere Stellung zu Theil wurde und ihm größere Pflichten oblagen, 
überwogen tie Intereffen ver Krone alle übrigen Rüdfichten; aber trof 
dem vernachläffigte er nicht die feiner Standesgenoffen und hielt dafür, 
daß Das Beamtenthum ihre Rechte vorzugsweife zu bewahren babe un 
daß es wiünfchenswerth fei, vie Ariftofratie in das Beamtenthum mit 
aufzunehmen und ihr vie höheren Stellen, wenn irgend möglich, anzı 
vertrauen. 

Seine Geſchäftsgewandtheit und feine Kenntniffe hatten ſchon früh 
die Aufmerkſamkeit ver Regierung auf ihn gelenkt. Sie wußte feit dem 
Jahre 1830 fehr wohl, daß das Inftitut der Provinzialſtände lediglich in 
dem Gutsbeſitzerſtande Anklang fand und war bemüht, vaffelbe auf alle 
mögliche Weife zu ſtützen und namentlich das Intereffe des Bauernſtandes 
für diefes Inftitut zu erwecken. Zu dieſem Zwecke follte denn auch eine 
Ariſtokratie des Banernftandes gefchaffen werten. Man dachte an neue 
GErbfolgegefege, durch welche das Kritgeburtsrecht beſonders bevorzugt 
werten fellte und an das Verbot ver Parzellirung. Der Graf v. Bülow, 
welcher zur Zeit der Octroyirung der Berfaffung das Minifterium ver 
öffentlichen Angelegenheiten verwaltete und fpäter Minifter in Medien: 
burg- Schwerin wurde, hatte ven Auftrag erhalten, zu vem Entivurfe wegen 
ber Erfehwerung ver Parzellirungen eine Denkſchrift auszuarbeiten, melde 
auf Grund ftatiftifher Erfahrung ven Beweis von ver Nütlichfeit veb 
Geſetzes geben follte. Er hatte diefen Auftrag nicht erfüllt, und der ba 
malige Minifter v. Rochow mußte ſich nach einem anderen Arbeiter ums 
ſehen. Seine Wahl fiel auf ven jungen Landrath, ter bei dem märfifchen 
PBrovinziallandtage feine confernative Gefinnung und fein Zafent hinläng: 
lih documentirt hatte. Er hatte fich nicht getäuſcht; die Arbeit entſprach 
jo jehr feinen Wünfchen, daß Manteuffel ſchon im Jahre 1841 in Könige 
berg al8 Oberregierungsrath angeftellt wurde. Zwei Jahre darauf wurde 
er in Stettin Vice-Präſident und das nächfte Jahr in Berlin vortragender 
Rath Des Prinzen von Preußen und Mitglied des Staatsrat. Unter 
Beibebaltung viefer Stellungen wurte er im Jahre 1345 Director des 
Minifteriums Des Innern. Eo hatte er es denn innerhalb vier Jahre 
vom Yantrath bis zu einer der erften Stellen des Staates gebracht, mit 
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rung der Terfajjung übernommen, war ein frifcher, lebensluftiger, für 
einen preußiſchen Minifter noch junger Mann, hervorgegangen aus ver 
alten bewährten Schule preußifcher Finanzmänner. In feiner politifchen 
Anſchauung ſtand er v. Yarenberg am nächjten. Diejer, ein firchlich und 
politifh freifinniger Mann, hatte eine fchwierige Stellung. Alle die 
firchlichen Fragen, welche Preußen durch Jahrzehnte beunruhigt hatten, jo- 
wie die wichtigen Schulfragen follten zum Austrag kommen. Die fatho- 
lihe Kirche forderte Freiheit vom Staate. Sie hatte ihre Macht im 
Frühjahr 1848 bewiefen und diefe im November 1848 zur Beruhigung 
ver Gemüther und Wiererheritellung ver Ordnung angewendet. Sie ver- 
langte Belohnung, und ihre Biſchöfe fprachen dieſe Forderung mit größter 
PBeftimmtheit aus. Mit vem Austrag tiefer Fragen war Yadenberg fo 
jehr befchäftigt, daß er Manteuffel vie Yeitung aller Verhältniffe überließ, 
welche fein Meinifterium nicht direct berührten, und Gleiches war auch 
beim Kriegeminifter v. Strotha ver Fall. Derfelbe, bisher Commandant 
in Saarlouis, und in der Armee geachtet, vereinte ariltofratifches Weſen 
und Intelligenz mit ven Tugenden eines Soldaten, Entſchiedenheit des 
Charaktere, Muth, Beharrlichfeit und militärifche Strenge; aber er war 
eben nur Soltat und feine Hilfe erftredte jich nur fo weit, als es galt, 
die Armee zur rechten Zeit zu benugen und mit Energie Ordnung und 
Rube wiererherzuitellen. 

So lag die ganze Yajt ver Stantsleitung auf den Schultern ver 
Miniſter der inneren uud auswärtigen Angelegenheiten, und in Wahrheit war 
es auch in Preußen nie auders gewefen. Sie Beine und der Miniſter— 
prüfitent, wenn ein folcher erijtirte, hatten ven Staat geleitet, während 
tie übrigen Minijter nur Fachminiſter waren. Es Hütte dies auch ges 
nügt; allein ein Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten war nicht 
vorhanden, e8 war vielmehr dem Minifterpräfidenten die interimiftifche 
Verwaltung dieſes Minifteriums anvertraut worden. Seit dem 28. April 
war nämlich Graf Arnim-Heinrichsdorf aus dem Minifterium gefchieven. 
Man rühmt gewöhnlich Preußens Glück; aber glüdlic war es nicht, daß 
gerate dieſer Mann, der Verehrer und Ienkjame Zögling Metterniche, der 
Anhänger öjterreichifcher Politif, in ven wichtigen erften Monaten des 
Jahres 1849 das Minifterium ver äußeren Angelegenheiten verwaltete. 
Er war es, der zur Zeit, als er ſchon Kunde von der octroyirten neuen 
öfterreichifchen Verfaſſung, von dem untheilbaren, einigen öfterreichifchen 
Keiche erlangt batte, in der Note vom 10. März noch erklärte, „Preußen 
gereihe es zur großen Befriedigung, daß Oefterreih, — weldes ein 
Directorium vorgefchlagen hatte und ven alten Bundesſtaat fo viel wie 
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Hoffnungen verwandelten fich in Erbitterung gegen den Träger der Krone 
und das Boll wurde in eine Aufregung verfeßt, deren Schwüle ſchon 
lange vor 1848 eine Revolution ahnen ließ. Selbft die Freunde bes 
Königs erkannten, daß bei dem redlichſten Willen und ven edelſten Ele 
menten Alles der Auflöfung entgegenging, weil die letzte Anftrengmg 
fehlte. Peel fagte ſchon 1842 zu Bunfen, „er boffe, der König werde 
bereit fein, den Wünfchen feiner Unterihanen nachzugeben. Es ſei gut, 
Concefjionen zu machen, fo lange fie noch gemacht werden könnten. Viele 
Monarchen hätten Urfache gehabt, e8 zu bebauern, daß fie die Stunde 
der Eoncefjionen vorbeigehen ließen. Diefelbe fet nicht wiedergefehrt.” 
Bis zum Jahre 1847 dauerte das Schwanken und al® ver König 
endlich das Edict vom 3. Februar 1847 erließ und den Vereinigten Lands 
tag zufammenberief, da war es zu fpät. Im Jahre 1840 wäre biefes 
Edict dankbar aufgenommen worden und man hätte weiter barauf gebamt. 
Im Iahre 1847 entiprach es nicht mehr den Wünfchen des Volkes. 
Dem Könige war dies nicht unbelannt. Er hatte fhon 1845, ale 
vor dem Erfcheinen des Edicts zu Lord Aberdeen geäußert, „bie Ber 
faffung, welche er geben wolle, werde nicht befriedigen; es fet nicht mög 
ih, die Völker im neunzehnten Jahrhundert zu befriepigen; aber vie 
Nachwelt werbe ihm die Gerechtigleit widerfahren laffen, daß er das Rechte 
gethan. Uebrigens werbe fich wohl aus ver beabfichtigten Inftitution im | 
Taufe der Jahrhunderte eine Verfaſſung entwideln, welche ver engliſchen 
ähnlich fei; das fei aber eine allmählige, biftorifche Entwidelung und eime 
ganz untere als tie moderne, conjtitutionelle, welche fi” ganz von ver 
Vergangenheit lostrenne und von vorne anfange, als habe bis dahin gar 
fein rechtlicher Zuftand exiſtirt. Weiter al8 das Edict vom 3. Februar 
1847 wollte ver König nicht gehen und ausprüdlich erflärte er, „daß es 
feiner Macht ter Erde gelingen jollte, ihn zur Aenverung feines Willens 
zu bringen“; aber die Gejchichte war mächtiger, als er; fie geftaltete bie 
BVerhältniffe anders, als er mit feinem bochbegabten Geifte geahnt hatte. 
Erftaunt fah er ein Jahr fpäter die alten Gebäude der Staaten unter 
minirt, dem Sturze nahe und fein eigenes Volk gegen ihn im Aufftande. 
Sein edles Herz vermochte nicht einen ernften Kampf mit dem Volle zu 
führen. Nicht Schwäche war c8, fondern religiöfer Sinn, welcher ihn am 
19. März zum Zurüdziehen der Truppen veranlaßte. Auch war fein 
Geift fähig, trog der perfönlichen Niederlage eine große Zukunft für 
Preußen und vurh Preußen für Deutfchland zu ahnen. Ja, er wurbe 
fogar anfänglid von dieſer großen Idee hingeriffen und c8 war ihm ges 
wiß voller Ernjt, wenn er feinen Offizieren in Potsdam erflärte: „Ib 
will Deutſchlands Einheit, ih will Oronung.“ Dagegen vermochte feine 
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itgekten, aber iberzugt con tem vratirien Zinne des Minifters det 
Imern gab der König, wenn Die erfte leiceniburtlihe Hite verraucht war, 
van immer nat. Wemeintteriih ſtretten Kenig und Miniſterium nad 
Siererberitellung un? Beieitigung ver keniglichen Macht une juchten vie 
telke durch grekere Abbanzigkei: des Pexstenitineee und Terftärfung ber 
ebrigkeitlichen ewalt zu erzielen, webei ver Kenig, welcher vie Tetails 
niemals geliebt buze, ren Minitern die Ausrübrung überließ. 

Richt in gleicher Zrite war es bei der teutichen Frage, Binjichtlich ver 
zer Kcnig une tein Minittertum gar, verichiedene Antichten hatten. Für a6 
Yegtere harte die treue Arage keinen unteren Berib, al daß dadurch Das Voll 
berubig:, tie vreufirke Macht vermehrr une we möglich auch vie preußiſche 
Grenze autgeretn: werten fennze. Anders dachte ter König. Wie ihm 
feine Iree ter Zeit freme geblieben wur, ie auch nicht dase Ringen nah 
teutider Einheit. Tie Zeit, we dat veurihe Reich in jeiner vollen Kraft 
tagetanzen, wo teine Macht une Größe Aliet überragt hatte, wo mit 
gläubigem Gemüthe io viel Greßes un? Schönes geſchaffen war, wieder 
surüd;ufübren un? tur tie Crrungeniduriten ver Gegenwart zu vervoll⸗ 
femmmen, mufte jeinem bechitrebenden und remantiiden Geijte ein ſchönes 
Ziel fein und webl medte damals vie alte Idee wierer auftauchen, daß 
er zu Grekem keitiimme je Ten Wünſchen un? Abfichten tes Könige 
hanten Ki ter teuticen tage nicht bles vie Stedrreußen und vie Hof: 
rartei entgegen, iendern er batte auch in ver eigenen Bruſt ven Kampf 
turd;ufimmien, welfer durch jein ganzes Leben in ten verjchievenen 
Erechen immer wieder bertertrat, ten Kamrf zwiſchen ten romantifchen 
unt mererren Teen. Er war zu teutiih geinmt, als daß er Oefterreid 
mit feinem Slaven- und Magyarenreiche und italieniſchen Provinzen bie 
ertte Strelle in Deutichland einräumen fennte; ihn mahnte die alte Politil 
jeine® Hauſes, sich und das übrige Deutjchland ven Teiterreih ımabhängig 
zu maden und endlich war ibm auch ver Wumſch nicht fremd, die Einheit 
Deutichlande berkiizuführen und, wenn ee ohne Recteverletzung irgend 
meglib wäre, für Freufen die Herrjchaft zu erlangen. Er wollte nidt 
jeine Kautmact vermehren, ſendern wellte in Wahrheit ein fräftiges, 
mächtiges Teutichlant umter ter Yeitung Ted Hebenzellerſchen Hauſes. 
Ob damit, treg ter Aflebnung, nicht aub ter Runih nach ter teutfchen 
Krene verbunden war, it minteitene denlbar und vie Bemerkung in dem 
Tagebuche Varnbagens ericheint nicht unglanbhaft, „daß der König denen, 
melde ibm wegen ter Krone zureteten, witeritritt und doch gern das 
Ohr lieb“. „Ibm wäre es,“ wie Ranfe gewiß mit Recht annimmt, „ber 
becbite Ehrgeiz geweien, die taufentjübrige Krene ver Deutſchen auf feinem 
Faurte zu tragen: aber antererfeit® war and das fein Ehrgeiz, auf 
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rung; allein che das Miniſterium weiter eingreifen, feite Zuftände wieber- 
berftellen, revolutionäre Elemente unterprüden und die Ungzufrievenbeit 
befänftigen fonnte, war im März 1849 durch die deutiche Frage neuer 
Zündftoff in die Maffen geworfen worden. Diefe Frage konnte Man- 
teuffel nicht Far auffaffen; denn fie war feinem Weſen fremd und er hatte 
vor 1848 nicht einmal eine Ahnung, wie nahe fie vem Volke fei. Im 
feiner Jugend hatte er der Burſchenſchaft fern geftanven und einer Ber 
bindung angehört, welcher deutſche Ideen lächerlich 'erfchienen. Auch fein 
Beanttenleben hatte ihm feine Gelegenheit geboten, die Wichtigkeit und 
Tragweite diefer Frage aud nur in Erwägung zu nehmen. In den 
Kreifen, in welchen er ich bewegte, war die Erhaltung Preußens in feiner 
bisherigen Größe das alleinige Ziel und die Unterordnung unter Oeſter⸗ 
reich und Rußland, oder wie e8 damals hieß, „pas Mitgehen mit den⸗ 
jelben“ die alleinige Politik. 

Da traten die Sabre 1848 und 1849 ein. Er mufte feinen Irr- 
thum erfennen und das einftige jugendliche Streben eines Theils feiner 
Zeitgenoffen konnte ihm nicht mehr als eine Don-Quixoterie erfcheinen: 
aber er vermochte es auch nicht, die nationale Idee zu der feinen zu 
machen, wenn fie ihm auch freilich infofern willfommen war, als er fie 
zur Vergrößerung preußiſcher Macht zu bemugen hoffte Ihm war es 
Ernſt, al8 er in Erfurt die neue Verſammlung eröffnete und in Berlin 
der Fürftentag ftattfand; wenn e8 ihn aud freilich unangenehm berübrte, 
daß Radowitz bei allen diefen Verhandlungen und Verfanmlungen eine 
jo bedeutende Stellung einnahm. Beide Männer fonnten fich nicht ver 
jtehen, da ihre Geiftesgaben und ihre politiihen Anjchauungen fo fehr 
verichieden waren. — Als Radowitz den 1850 von Oeſterreich, Baiern 
und Würstemberg angebotenen Kampf annehmen wollte, wi Manteuffel 
zurück. Die Stimmung und Kraft des deutfchen Volles waren ibn un- 
befannt, Oeſterreichs Schwäche ließ er unbeachtet, eine erneuerte Erhebung 
Ungarns und Italiens wollte er nicht herbeiführen und die revolutionären 
Elemente der flavifhen Länder nicht unterftügen. Auch fürdhtete er bie 
Einmifhung Rußlands in den Kampf und überfah, daß alsdann pas 
engliſche Volk feine Regierung zur thätigen Dilfe genöthigt hätte. So 
kam es, daß er mit Beforgniß auf ven drohenden Krieg mit Oeſterreich 
blidte und daß ihm in Olmüg die Unterwerfung nothwendig erfchien. 
Nach feinen Anſchauungen und feiner Ueberzeugung fonnte er nicht anders 
handeln, und es ift ein großes Unrecht, wenn er der Schwäche angeffagt 
und mit Haugwitz auf eine Stufe geitellt wird. 

Diefelbe Ueberzeugung war es auch, welde ihn fpäter leitete. Er 
war nicht im Stande, für Preußen eine felbjtftändige, neue Stellung zu 
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Rundihau nach Außen. Die Großmächte und die deutſchen egierungen. Hannover, 

König Ernſt Auguft und die Camarilla. Der Auffland in Dresden. Stimmung ber 

füdentfchen Höfe und des Volles. Württemberg, Baiern, Aufſtände in der Pfalz 
und Baden. 


Während fih im Innern Preußens am Anfange des Monats Mat 
Ne Bande der Ordnung Ioderten, hatten fih auch feine Verhältniſſe 
nah Außen nicht günftig geftaltet. 

Bon ſämmtlichen europäischen Regierungen war die englifche, bei 
welher Bunfen das preußifche und deutſche Intereffe vertrat, die einzige, 
welhe Preußen nicht feindlich gefinnt war. Mit Dänemark befand es 
ih im Kriege. Schweden, nach Herzberg’s Anficht ein natürlicher Yun- 
desgenoſſe Preußens, war auf Seiten des ſtkandinaviſchen Bruderlandes. 
Schon im Mai 1848 waren 2 Millionen Reichsthaler Banco für Zus 
rüſumgen Behufs des veutfch-vänifchen Krieges bewilligt worden und als 
ter König am 24. October die Verfammlung der Stände ſchloß, erklärte 
a Mar und unumwunden feine Theilnahme für die däniſche Sache. Durch 
ten erneuerten Krieg erhöhten fih Schwedens Sympathieen. 

Rußland trat zwar nicht offen Preußen entgegen, allein feine Agenten 
waren im Geheimen bei dem Waffenftillftand zu Malmö, bei Hintertrei- 
tung ber von England und Preußen gewünfchten Abftimmung in Schles- 
big, bei ber Ablehnung der Kaiferfrone in Berlin und den Agitationen 
ber füddeutfchen Höfe thätig. Aeußerlich hatten vie Vertreter Rußlands 
in einem bald nah Wahl bes Erzherzogs Johann zum Reichsverweſer 
ergangenen Rundfchreiben bie Weifung erhalten: „dem deutſchen Volke 
ar zu machen, daß ſich Rußland in feine innere Organtfationsfrage ver 
Lölfer mifchen werde und feine Grenzaufftellungen einfüch eine Maßregel 
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den Kampf verfuchen möchte. ALS er zögerte, erhoben fich die republife- 
nifhen Elemente und won vielen Seiten verlangte man Entfernung des 
Königs. Halb gezwungen, halb freiwillig erklärte er Defterreih am 
16. März den Krieg; wurde jevoch fehon am 23. durch Radetzky bei Mor⸗ 
tara und Novara gefchlagen und entfagte am anderen Tage der Krone zu 
Gunften feines Sohnes. Genua erhob fich nachträglich, aber es nugte 
ihm nichts. Es wurde ebenfo wie Brescia fehr bald befiegt. Mit Sar- 
dinien ſchloß Radetzky einen Waffenftillftand und befegte demnächſt Parma, 
Florenz, Modena, Bologna und Ancona, aljo ganz Mittel-Italien. In 
zwifchen hatten auch die übrigen vom Papfte zu Hilfe gerufenen katholiſchen 
Staaten, Spanien, Neapel und Frankreich Truppen gefendet. Cavaignac 
hatte bereit8 1848 Hilfe verjprochen und Napoleon fendete unter General 
Oudinot ein Armeecorps nach dem römifchen Gebiete, welches unter 
Garibaldi's Leitung wertheidigt wurde. Sieilien wurde im Frühjahr 1849 
befiegt ımd Palermo am 15. Mai eingenonmen. 

Sp war in Italien fhon im Frühjahr 1849 die alte Macht Oeſter⸗ 
reichs wiederhergeſtellt; aber nicht überall war der junge öfterreichifce 
Raifer, welcher noch nicht das neunzehnte Jahr erreicht hatte, in gleicher 
Weite glüdlih. Der Neichstag war aufgelöft, mehrere Mitglieder des 
jelben verhaftet, Wien und Prag im Belagerungszuftande und die Länder, 
welche bisher am treueften der Krone angehangen hatten, dadurch in Auf 
regung, daß ihnen durch die octropirte Verfajfung, welche das öfterreichifche 
Reid zu einem einheitlichen erklärte, ihre Nechte, Privilegien und Frei⸗ 
heiten genommen waren. Aus Prag und Agram, von den Rumänen ımd 
anderen Stämmen ergingen Protefte. Am erbittertiten war Ungarn. Es 
antwortete damit, daß am 14. April das Haus Habsburg abgejegt und 
Koſſuth zum Präſidenten ernannt wurde. Zugleich wurden die Anjtren- 
gungen zum ernſten Kampfe erneuert. Belt und Ofen wurden erobert 
und ganz Ungarn mit Ausnahme Presburgs von der öfterreichifchen Armee 
befreit. Schon waren die Ungarn nahe daran, die veutfche Grenze zu 
betreten, da nahm die Regierung im Mai 1849 die Zuflucht zu Rußland. 
Der junge Kaifer begab fich felbft zu dieſem Zwecke nad Warſchau une 
Kaiſer Nikolaus war mit Freuden zur Hilfe bereit. 

Wohl fpielte Tefterreich, welches die frentde Macht zum Schuß gegen 
jein eigenes Volk erbitten mußte, eine traurige, demüthige Rolle, aber 
troßdem beharrte e8 auch noch in ter Zeit, wo e8 Hilfe ſuchen mußte, 
alfo vornehmlih im Monate Mai, bei feinem Uebermuth gegen Preußen. 
Seine feindfelige Stellung blieb diefelbe und alle viplomatifhen Künft 
wurden von ihm angewendet, um das ſüdweſtliche Deutjchland vom An— 
Ihluffe an Preußen abzuhalten. 
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der Krone. Allgemein ſprach ſich Verſtimmung aus; da jedoch tus 
Ministerium das Verſprechen abgab, die Durchführung ver Verfaſſung ix 
jeder zuläffigen Weife anzuftreben, und pa es die Beeidigung der Truppen 
in Anficht ftellte, jo wurden alle Demonftrationen unterdrüdt und von den 
Bürgern ſelbſt dahin gewirkt, daß Feine ungejeglichen Mittel angewendei 
wurden. 

Nicht fo frievlih ging e8 in Sachſen zu. Beide Kammern hatten 
die NReichöverfafjung anerkannt und man bezweckte, von der Regierung zu 
verlangen, daß fie die Truppen auf die Reichsverfaſſung vereide und fe 
der Gentralgewalt behufs Durchführung der Reichsverfaſſung zur Ber 
fügung ſtelle. 

Ehe es noch zur Berathung hierüber kam, wurde am 30. April die 
Kammer aufgelöſt. Dieſe Auflöſung erregte um fo mehr Verdacht, alt 
ja Gleiches faft zur felbigen Zeit in Preußen jtattgefunven hatte. \a 
Yeipzig wurde von Seiten des Stadtraths und der Stadtverordneten um 
jefortige Anerkennung und Veröffentlichung ter Neichöverfajjung, jemie 
um Berufung von Meiniftern, deren Ueberzeugung mit jenem Antrage in 
Uebereinftimmumg wäre, gebeten und fehloß ſich die Univerſität dieſen 
Antrage an. Später und zwar am 3. Mai jtellten fich vie ſtädtiſchen 
Behörden Yeipzigs ımter ven Schug der deutſchen Reichsgewalt und er 
flärten, daß fie das Gerücht von der Herbeirufung preußiſcher Truppen 
ebenfo mit Betrübniß, als mit Eutrüftung erfülle. 

In Dresden felbjt waren vorzugsweife tie Vereine befchäftigt, die 
Aufregung zu vermehren. Dieſe ſowohl wie die ſtädtiſchen Behörden 
hatten Deputationen an ven König gejendet und von ihm unter vem 1. Mai 
die Antwort erhalten: „er jei zwar jedem perſönlichen Interefje fern un 
und zu jedem Opfer für Sachſen und Deutſchland bereit, allein er habe 
tie Ueberzeugung, die Reichsverfaſſung, wie jie jegt vorliege, könne nit 
zum Heile des Volfes dienen, und daher ſei er entjehlojfen, in dieſer Au— 
gelegenbeit mit Preußen zu gehen.“ 

Diefe Antwort vermehrte Die Aufregung. Zugleih wurde befannt, 
dag ver König die freifinnigen Minijter Held, v. Ehrenjtein und Weinlig 
entlajfen, nur Beuſt und Rabenhorſt behalten und dem Geheimerath 
Zſchinski ven Vorfig des Minifteriums anvertraut habe. Auch verbreitete 
ih das Gerücht, Carlowig habe das Minijterium ausgefchlagen und zur 
Annahme der Reichsverfaſſung gerathen. Insbeſondere aber wurde das 
Volk durch tie Nachricht erregt, daß der König von Preußen feinen Flügel 
adjutanten Prinz Croy nah Dresden gefenvet und Hilfe angebeten habe. 
Schon an biefem Tage waren an den Straßeneden Aufrufe angeflebt, 
melde zur Erhebung für die Souveränetät des Volkes und die Reicht 
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Aundihan nah Außen. Die Großmächte und bie deutſchen Regierungen. Hannover, 

König Ernſt Auguft und die Camarilla. Der Aufftand in Dresden. Stimmung ber 

ſüddentſchen Höfe und des Volles. Württemberg, Baiern, Aufftände in ber Pfalz 
und Babeıt. 


Während fih im Innern Preußens am Anfange des Monats Mut 
tie Bande der Orbnung loderten, hatten fih auch feine Verhältniſſe 
nad Außen nicht günftig geftaltet. 

Bon fümmtlihen europäiſchen Regierungen war die englifche, bei 
welcher Bunfen das preußifche und deutſche Intereffe vertrat, die einzige, 
welche Preußen nicht feindlich gejinnt war. Mit Dänemark befand es 
ih im Kriege. Schweren, nad Herzberg's Anficht ein natürlicher Bun⸗ 
tesgenofje Preußens, war auf Seiten des ſkandinaviſchen Bruderlandes. 
Schon im Mai 1848 waren 2 Millionen Reichsthaler Banco für Zus 
rüftungen Behufs des deutich-vänifchen Krieges bewilligt worden und als 
ter König am 24. October die Verfammlung ver Stänve fchloß, erklärte 
er Har und unumwunden feine Theilnahme für vie däniſche Sade. Durch 
ten erneuerten Krieg erhöhten fih Schwedens Sympathieen. 

Rußland trat zwar nicht offen Preußen entgegen, allein feine Agenten 
waren im Geheimen bei vem Waffenftillitand zu Malmö, bei Hintertrei: 
bung ter von England und Preußen gewünſchten Abjtimmung in Schles- 
wig, bei ter Ablehnung der Katferfrone in Berlin und den Agitationen 
der fübdeutfchen Höfe thätig. Aeußerlich hatten vie Vertreter Rußlands 
in einem bald nah Wahl des Erzberzogs Johann zum Reichsverweſer 
ergangenen Runpfchreiben die Weifung erhalten: „dem deutſchen Volke 
Har zu maden, daß fih Rußland in feine innere Organifationsfrage ter 
Völker miſchen werde und feine Grenzaufftellungen einfach eine Maßregel 
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Male verfuhten Sturme Kartätſchenfeuer erfolgte. Beſtürzt über dieſen 
Ausgang begaben fich die ftädtifchen Deputationen von Yeipzig und Dre 
den fowie auch eine Deputation der Communalgarde zum König und baten 
ihn auf Das Dringenpfte, er möge nachgeben. Der König ſchwankte mt 
forderte einige Minuten Bevenkzeit, kehrte aber bald darauf wieder zurüd 
und erklärte: „Ich bin mit Niemandem zu Nathe gegangen als mit 
meinem Gewijlen. Ich kann meinen Entſchluß nicht ändern; Ich habe 
mein Wort gegeben.” Gegen 6 Uhr fehrten vie Deputirten zurüd, fanden 
jedoch die Situation gänzlich geändert. 

Barrikaden waren nicht mehr vereinzelt, ſondern faft auf allen 
Straßen und Pläßen und an vielen Orten wehte die rothe Fahne. Aud 
war ein Sicherheits-Ausjchuß gewählt worden, welder die Yeitung des 
Aufitandes in die Hand nehmen follte. Von ihm war ber griecijde 
Oberftlientenant Heinze, Mitglied des aufgelöften Yandtages, zum Be 
fehlshaber und Peiter ernannt worden. In dem Sicherheits -Ausjhuß 
war Tzſchirner, welcher noch wenige Tage vorher im republikaniſchen 
Sinne gegen die Reichsverfaſſung geſprochen hatte und jetzt für dieſelbe 
auftrat. Von ven Thürmen ertönte Sturmläuten und ſobald es dunkel 
wurde, ſtiegen Raketen auf, um die Umgegend zu Zuzügen aufzufordern. 
Bon Seiten der Regierung hatte man die ſchon vorher verſprochene 
preußiſche Hilfe in Anſpruch genommen. 

Ausdrücklich Hatte Beuft in dem an Das preußiſche Staatsminiſterium 
gerichteten Schreiben vom 3. Mai, und zwar ımter Bezugnahme au 
Art. AL. ver Bundesacte und Art. XXV. und XAVI. der Wiener Schluß: 
acte, um einige Bntaillone wohlgeübter Truppen, jo wie um Bereitbaltung 
einer noch größeren Anzahl Zruppen gebeten. Zwei Offiziere waren zu Diejem 
Zwecke ausgejenvdet worden, ver eine nach Berlin, ver andere nach Görlig. 
Beiden waren Hinderniffe in ven Weg gelegt worden. Jener fam erit 
den d. Mai des Abends in Berlin an, diefer wurde in Bautzen feitge: 
halten. Auch die Yeipziger Truppen waren gezwungen gewejen, Umwege 
zu machen und fonnten erft am andern Lage anfommen. 

Während mm aber fremde und einheimische Truppen herbeigezogen 
wurden, hatte der König nicht für angemeſſen gehalten, bei den voraus 
zuſehenden Schredensfcenen zugegen zu fein und war in frühefter Mor 
genftunde mit dem Dampfichiffe nad Königjtein gefahren. Die Nachricht 
von feiner Entfernung verbreitete ſich fehnell durch die ganze Stadt und 
die Erbitterung hierüber war jo groß, daß ſchon um 5 Uhr des Morgend 
ein Angriff auf das Schloß erfolgte, der aber kräftig zurüdgeichlagen 
wurde. 

Inzwifchen hatten vie jtäptifchen Behörden mit dem Gouverneur ber 
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vertheidigt, wird ſtets erichlaffen und fih nur felten halten können. Gum 
anders handelte der Oberbefehlshaber ver königlichen Truppen, Generak 
lieutenant v. Schirnding, welcher die Soldaten durch Angriffe, die jcen 
am Morgen des 5. Mai begannen, zu ermutbhigen fuchte. Die Verbin 
dung mit dem Zeughauſe, welche abgejchnitten war, wurde won demſelben 
wieder hergejtellt, vie Bildergallerie und die Brühliihe Terraſſe beſen 
und der Zwinger eingenommen. ‘Des Abends trafen das preußijche Füſilier 
Bataillon des Kaiſer Alerander-Regiments und am andern Zuge ein 
Bataillon des 24. Infanterie-Regimentd ein. 

An dieſem Lage, dem 6. Mai, wurde von den Inſurgenten das alte 
Opernhaus in Brand gejegt und von dem Feuer auch Das Zwingerze⸗ 
bäude ergriffen, welches einen Theil der Naturalienſammlung, insbeſondere 
die Mineralſammlung enthielt. Auch einige Häuſer in Der Brüpergaft 
wurden angezündet. 

Der Kampf war anhaltend, Das Feuern ununterbrochen, Haus für 
Haus mußte erjtritten werben. Gegen Abend war der ganze Neumarkt 
von den königlichen Zruppen bejegt, jepo war ver Befehlshaber ver 
Artillerie, General Homilius, als Opfer gefullen. Noch kamen von all 
Seiten Zuzüge, doch entfernte fih eine nicht unbedeutende Zahl fehr balı, 
als fie erfannte, daß werer die Bürgerjchaft, noch die Kommmunalgartt 
an ven Kampfe Theil nahmen Auch war ven Maſſen die Unfäbigfeit 
des Kommandirenden flar geworden. Bon beipen Seiten war mit Tapfer—⸗ 
feit und Erbitterung gekämpft wercen, jedoch ijt den Infurgenten nict 
Grauſamkeit gegen Wehrlofe vorzuwerfen, welcher Vorwurf allerdings, 
felbit nach dem Berichte des Grafen Walderſee, des Anführers ver Preupen, 
den Truppen und namentlich den ſächſiſchen Soldaten zu machen ijt. Nur 
mit Mühe konnten die UÜffiziere ihre Leute von Mißhandlungen und 
Tödtung der Rebellen abhalten.*) Den 7. Mai wurde der Kampf mü 
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*) Graf Walderſee berichtet: „Als Die preußiſchen Soldaten in das Gefecht kamen, 
glaubten fie unter den anf ven Barrifaden befindlichen Kämpfern Mandye wieber zu a- 
tennen, welde fi ihnen im März 1348 in Berlin im eben ber Art entgegengefellt 
hatten. Auch fie hatten damals die Ueberwundenen als Arreftanten zurüdgebracht, um 
fie ber gefeglichen Etrafe zu überliefern; aber oft gingen biefe wenige Etunden nachher 
frei bei ihnen vorüber, weil fie wegen mangelnden Beweifes wieber entlaffen merden 
waren. — So waren denn Die prenßifhen Soldaten, ohne alle Aufforderung ven 
Seiten ihrer Vorgeſetzten, gewiſſermaßen ſtillſchweigend übereingelommen, fich bei dem 
bier wieder bevorftehenden Kampfe nicht anf das in feinen Refultaten fo durchaus un- 
fihere, jedenfall® langwierige gerichtliche Berfahren zu verlaffen, fondern ſelbſt kurzen 
Prozeß zu machen. Diefe Anficht theilten fie unn ihren füchfifhen Kameraden mit. 
Und, wie gewöhnlich e8 zu gehen pflegt, daß Proſelyten einer neuen Lehre dieſe eifriger 
und mehr mit allen Auswüchfen aufnehmen und ausüben als die Lehrer felbft, fo auch 
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wundet waren 34 Dann; die ſächſiſchen Truppen Hatten 3 Offiziere um 
20 Soldaten verloren, verwundet waren 3 Offiziere und 57 Mann. Ter 
Verluſt ver Aufrührer ift nicht bekannt geworben. 

Die geſetzlichen Zuſtände wurden ſchnell wieder hergeſtellt. Schen 
am 9. Mai erfolgte eine, in edler Sprache abgefaßte Proclamation pe 
Königs Auguſt Friedrich, worin er wiederholt fein Wort gab, für Teutjd 
lands Einheit mitzuwirken. Auch ſandte ev bald darauf feinen Miniſter 
v. Beust nah Berlin, um an ven dortigen Konferenzen Theil zu nehmen 

So war die Aufregung bis zum Straßenfampf und offener Empe⸗ 
rung gejtiegen und fremde Truppen mußten herbeigerufen werden, um ven 
bartnädigen Aufjtand, welcher mit einer eintägigen Unterbrechung jet 
Tage dauerte, zu beenden und Ruhe und Oidnung wieder Herzuftellen 
Und dieſer Kampf war nicht vereinzelt, war nicht blos von der Haupr 


jtapt geführt worden, fontern das ganze Yand, und zwar ein Yand, beila 4 


Volksbildung den erjten Rang in Deutſchland, ja vielleicht in der ganzen 


Laos 


Melt einnimmt, hatte davan Theil genommen und unter den wilen ° 


Maſſen hatten fih nicht Wenige ver edelſten Patrioten befunven. Ein 
jolher Kampf mitten im Kerzen Deutjchlande bewies, wie Die Umſturzideen 
durch alle Schichten Des Volkes gedrungen waren und welden Cinfluß 
und welche Verbindungen die Männer hatten, die an ver Spike ver Be 
wegung jtanden. Mean mußte jich bekennen, unter ftrategifch erfahrenen 
Yeitern wäre ein Sieg nicht unmöglich gewefen und wäre er mit Energie 
benugt worden, jo würten die Kolgen bei der Aufregung in Sachen, 
Thüringen und Franken und bei dem Aufjtande im Weſten Deutichlande 
unberehenbar gewejen fein. — Bis dahin hatte der Beſitzſtand des nört: 
lichen Deutſchlande, minder aufgeregt und lebendig und minder aufbras 
ſend wie im weſtlichen Deutjchland, mit der Idee ver Revolution nur ge 
fpielt und ſich der Hoffnung bingegeben, ohne Kampf und Opfer zur 
Umgeftaltung ver Staatsverhältniffe, zur Aufhebung ver Bevorzugung 
einzelner Stände und zu einem mächtigen Geſammtſtaate zu gelangen, 
welcher Gewerbe und Handel heben und für lange Zeiten Ruhe und 
Ordnung zurüdführen follte. Durch den Drespener Kampf wurte er ke: 
lehrt, daß eine Umgeſtaltung nicht leicht fei, daß fchwere blutige Kämpfe, 
langiährige Zerjpaltungen, Unruhen und Gefahr für ſociale Zuſtände vie 
Folge wären, und beftürzt und verzagt trat er zurüd. Die Gefahr 
war ihm nahe getreten, das leichte Spiel mit Ideen hatte ſich in blutigen, 
erbitterten Kanıpf verwandelt, die Republif war als Fahne vorgetragen 
und wilde Maſſen tes Volkes, von denen man im Augenblide des Sieges 
Alles erwarten konnte, waren hervorgetaucht. Machtlos und zu jener Zeit 
weder durch äußere Gewalt noch durch vie Kraft der Idee getragen, blieh 
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Das lafje fein Gewiflen und feine Leberzeugung nicht zu.” Die Kammer 
berubhigte fich nicht bei diefer Antwort. Sie erflärte: „bie Deutfche Reihe 
verfaffung ſei auch für MWürtemberg ein Geſetz. Jeder, gleichviel ob er 
dem Civil- oder Militärſtande angehöre, ſei zur Befolgung und zum 
Schutze verpflichtet und jeder Angriff auf dieſelbe ſei ein Verbrechen.“ 

Aus allen Theilen des Landes gingen Beitrittserklärungen ein md 
bewaffnete Zuzüge gingen nach Stuttgart. 


Ein Landesausſchuß hatte ſich gebildet und dieſer erinnerte das Mili- 


tär, „daß ſie auf die Landesverfaſſung geſchworen hätten und daß dieſelbe 
in Gefahr ſei.“ 

Inzwiſchen hatte ſich die Bewegung im Lande immer mehr vergrößert. 
Shen am 25. April follte eine größere Verſammlung der Gemeinbebe 
hörten ımd Xereine in Stuttgart jtattfinden. Dan fürchtete dieſelbe, jo 
wie die Erhebung des Landſturms. Bon allen Seiten wurbe auf den 
König eingeftürmt, und felbit feine Familie verlangte Nachgeben. Rd 
feiner Bedrängniß war ev nach Yudwigsburg gegangen ımıd hatte feinen 
Offizieren die Frage vorgelegt, „ob er auf vie Soldaten rechnen Fönne?' 
Man erwiderte, „aß die Soldaten nichts wider die Verfaflung unter 
nehmen würden.“ Nun erft, und da am 24. April Römer und feine 
Eollegen abermals vie Entlaffung verlangten, gab er nad und erklärte 
an diefem Tage beringungsweife und am folgenden Tage ganz unbedingt, 
daß er vie Reichsverfaffung annehme. Somit war das Anerfenntniß ber 
Reichöverfaflung erreicht; aber vie Aufregung war in Württemberg u 
hoch geitiegen und zu allgemein verbreitet, als daß ınan fich Hätte fofort 
beruhigen können. Der lebentige Charakter ver Süddentſchen, die Nähe 
Badens ımd ber Schweiz und die fich feit einem Jahrhunderte hin 
ziehenden Kämpfe des würtembergifchen Volkes mit feinen Regenten hatten 
der revolutionären Bewegung des Nachbarlandes leichten Eingang ver: 
jhafft und felbft Das Heer war von dieſen Ideen nicht frei geblieben. 
Zwar hatte die Garnifon von Ludwigsburg noch am 5. Mai dem Könige 
die Berficherung gegeben, vaß fie ihm und ter Berfaffung treu und ge 
horfam jein und folgen würde, wohin das Gefeß und ihre Führer fie 
riefen; aber demungeachtet nahm fie an ten Bolfsverfammlungen An: 
theil und verficherte in zahlreichen, von ihr ausgegangenen Erklärungen, 
daß fie zwar den dem Baterlande und dem Könige geleifteten Eid feft- 
halten, aber auch für die Reichsverfaffung, die fie als den Willen und 
vas Geſetz der Nation anerkamte, die Waffen führen würde. Ya, fie 
ging fo weit, jich felbjt an ven König zu wenden und um Beeidigung 
des Heeres auf die Verfaſſung zu bitten. Am 25. Mai fand in Lud—⸗ 
wigsburg eine große Volksverſammlung ftatt, worin verfprodden wurde, 
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verfaflung aufforverten. Andere Aufforderungen zum Aufftande wurden 
durch Kinder in ven Straßen Dresdens ausgeboten. ‘Die ftäntiichen Be— 
börten und Communalgarden befchlojfen aufs Neue Apreffen und Letztere 
wollte am folgenden Tage eine Parade zu Ehren ver Reichöverfaffung 
abhalten. An viefem Lage, wo die Aoreffen zugleich mit der Yeipziger 
Adreſſe abgegeben werten follten, hatten fi auch Deputationen aus an- 
deren Stäpten, namentlich aus Zwickau, Glauchau und Freiberg einge- 
finden. Mit ven Deputationen waren Zuzüge aus verſchiedenen Gegen- 
ten Sachſens gekommen, verdächtige Gefichter ließen ſich blicken und Die 
Unruhe nahm in den Straßen zu. 

Bon Seiten der Regierung war man nicht unthätig gewefen. Die 
entbehrliben Zruppen aus dem ganzen Sande wurden nach Dresven ge- 
sogen; aber nur vie eine Hälfte der Armee war im Lande, die andere 
befand fih in Schleswig-Holftein. In Dresden felbft waren zu jener 
Zeit etwa 2000 Mann mit 6 Geſchützen. Bon Leipzig aus wurde In— 
fanterie, von Chemnit das Yeibregiment berufen, fo daß etwa noch 2000 
Mann zugleich mit 6 Geſchützen der reitenden Artilferie hinzufamen. Ueber 
ein Weiteres fonnte die Regierung nicht verfügen. 

Am Morgen des 3. Mai wurden bie Aoreffen überreicht. In ver, 
welde die Stadt Dresven übergab, hatten die Dittftelfer erklärt, „daß fie 
vie Rechtsgiltigkeit der deutſchen Verfaſſung auch für Sacfen anerkennen 
und einen Wiberftand gegen viefelbe als eine Auflehnung gegen ven durch 
jeine freigewählten Qertreter ausgeſprochenen Willen des deutichen Volkes 
betrachten.“ Der König erwiderte hierauf: „er könne die Reichsverfaſſung 
jo lange nicht als Geſetz anerkennen, als nicht die großen Staaten Preußen 
und Baiern dieſelbe angenommen hätten. Die jett vorliegende Reiche- 
verfaffung würde ein zevjtüdeltes, uneiniges, Fein großes und mächtiges 
Deutſchland hervorrufen.“ Zugleich verbot er die Parade ter Communal⸗ 
garten. In Folge des Verbotes mußte die ſchon verfammelte Communal- 
garde auseinandergeben. Das Volf brachte dies in Zufammenhang mit 
tem Gerücdte, daß die Preußen angefommen wären und glaubte, vie 
Stadt folle denfelben wehrlos übergeben werden. Dan hielt dies um 
je wahrjcheinlicher, als das Schloß in Vertheidigungszuftand geſetzt wurde 
und tie reitende Batterie aus Radeburg einrüdte.. Bon allen Seiten 
ertönte die Klage über Verrath; die Straßen waren durch Volksmaſſen 
gefültt, Mitgliever ver Communalgarde vermifchten fih mit dem Volke, 
man regte fich gegenfeitig auf, Barrifaden wurden gebaut und Waffen 
aus dem Zeughauſe gefordert. Bon dort aus wurde auf die Andringen- 
ten Feuer gegeben und fo entftann der Anfang eines Kampfes, welcher 
dadurch vermehrt wurde, daß vom Zeugbaufe bei einem zum zweiten 
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werde ich den König von Preußen als deutſchen Kaiſer unerfennen, nie 
mals ein preußifcher Präfeet werden, eher werde ich mich an die Spitze 
des baierifchen Heeres und Volkes jtellen. 

Von Seiten der Regierung war auch fehon beim Beginn der Be 
wegungen des Jahres 1848 vagegen gearbeitet -worden. Sie Hatte ver 
Zufammentritt de8 Parlaments den Vorſchlag gemacht, daß zur Yeitung 
der deutſchen Angelegenheiten ein Directorium ernannt werden möge, weldes 
entweder von ſechs zu jech® Jahren in den Herrichern Defterreiche, Preußens 
und Baierns wechfeln over fortlaufend von allen Dreien geführt werben 
iolle. Zugleich hatte aber auch die Negierung nicht verfäumt, fich mit 
andern Staaten in Verbindung zu fegen, um im ſchlimmſten alle jelbfl 
ſtändig gegen Preußen aufzutreten. Aus Petereburg war der Graf Brah, 
welcher mit dem ruſſiſchen Hofe in engfter Verbindung ftand, abgerufen 
und ihm das Meinijterium ver auswärtigen Angelegenheiten anvertraut 
worten. Hierdurch war ınan in einer nahen Verbindung mit dem ruf 
hen Herrſcher geblieben. Zu gleiher Zeit fuchte man fi dem republi⸗ 
fanifchen Frankreich zu nähern, um, wenn es nothwendig fein follte, alte 
Verbindungen wieder anzufmüpfen. Baiern war auch wirflih der Staut, 
wohin Frankreich zuerit, und zwar fchen im April 1848 einen tiplom« 
tifhen Agenten fendete, dev im September 1848 von einem Gefandten 
abgelöft wurde. Derfelbe, Namens Klein, wurde förmlich in befter Form 
acerebitirt. Dev ruffifhe Gefandte war Damals Kerr v. Severin. Er 
wurde am meilten ausgezeichnet und fein Einfluß war von nicht geringer 
Bedeutung. In England war Baiern durch ven Baron Cetto vertreten, 
welcher bemüht war, die particulariftifche Politil feines Landes zur Gel: 
tung zu bringen, und welcher in feinem Schreiben am 22. December 1848 
an Pord Palmerſton erklärt hatte, „daß fein König die Errichtung einer 
erbliden Kaiferwürde niemals billigen würde”. Diefe Erklärung bezog 
fih ebenfo auf Defterreih, wie auf Preußen. Anfänglich Hatte man jid 
mit Preußen über Ausſchließung Defterreich8 einigen wollen und einen 
dreigetheilten deutſchen Bundesſtaat ohne Defterreich vorgefchlagen. 

Spüter ging man davon ab. Baron Cloſen, der bisherige Bevoll- 
mächtigte in Frankfurt, ein Preußen feinnliher Mann, wurde nad Olmüt 
gejenvet, ſcheinbar um Glückwünſche zur Thronbefteigung Franz Joſephs 
zu bringen, in Wahrheit aber, um ein Deutſchland vorzufchlagen, an 
deſſen Spitze Tefterreih, Preußen und Baiern ftehen follten. Mit viejen 
nenen Plänen ſchien Dejterreich einverjtanten und Baiern bemühte fid 
auch die übrigen deutſchen Regierungen, namentlih Hannover, für viefen 
Plan zu gewinnen. Zunächſt bezwedte man die Wahl des Königs von 
Preußen zum deutſchen Kaifer zu verhindern und als Defterreich unterm 
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Stadt einen Waffenſtillſtand verabredet und es unterblieb daher in der 
Start jerer weitere Kampf, jedoch waren beide Parteien nicht unthätig. 
— Vom Könige war ein neuer Oberbefehlshaber ernannt worden, und 
andererfeit8 hatten fi in "Folge einer Aufforderung Tzſchirners die in 
Treeden anmwefenden Rammer-Mitgliever verfanmelt und eine proviforifche 
Regierung eingefegt. Diefelbe beftand aus Todt, Heubner und Tzſchirner 
und dies wurde durch Glodengeläute verkündet. Der Yebtere war der 
Yeiter der Regierung; ihm zur Seite ftand feit dem 5. Mai ver Ruffe 
Bakunin. 

Das Hervortreten Tzſchirners war verfrüht und unüberlegt, denn es 
ſchreckte die Beſitzenden von weiterer Theilnahme ab. Dieſelben hatten, 
durch die allgemeine aufgeregte Stimmung hingeriſſen und von dem 
Wunſche nach einem großen Einheitsſtaate durchdrungen, an der Be— 
wegung thätigen Antheil genommen; aber ſchon durch die Abreiſe des 
KQönigs war ihnen der Ernſt der Situation klar geworden und die 
Ernennung Tzſchirners zum Regierungsmitglieve ließ fie nicht Länger 
zweifeln, daß republikaniſche und focialiftifche Zwecke erftrebt wurden. 
Ton da an vermied die Mehrzahl des Bürgerftandes vie Theilnahme 
und auch ter überwiegend größere Theil der Communalgarde 309 fich 
vom 4. Mai an zurüd. Statt des Pürgerftandes famen nun aber zahl— 
reibe Zuzüge, namentlich auch die Zurner, fowie die Bergleute aus dem 
Plauenfben Grunde, welche leßtere 6 Stüd vierpfündige Kanonen mit: 
brachten. Auch aus der Oberlaufig, dem Schönburgfchen Theile und vem 
Hochgebirge trafen Zuzüge ein. Im Ganzen waren etwa 10,000 Mann 
zur Dispofition ter proviforifhen Regierung. Ein Theil verfelben war 
wohl bewaffnet und mit ven Waffen befannt. An Pulver fehlte e8 nicht. 
Tagegen mangelte vem Oberftlientenant Heinze jede ftrategifche Bildung 
und die zum Führen nöthige Energie. Der augenblidfihe Sieg wäre 
nicht unmöglich gemwefen, nur mußten die günftigen Pläge, namentlich die 
Brühl'ſche Terraſſe bejegt und befeftigt und von dort aus Brüde und 
Schloßplatz Eeherrfcht werden. Es mußte ferner ein ernfter Kampf um 
das Zeughaus nicht gefcheut und mindeften® durch enge Einfchließung jever 
Zuſammenhang unter ven Truppen abgefchnitten werden. Endlich mußte 
ein Theil ver zahlreichen Infurgenten mittelft Kähnen nad dem jenfeiti- 
gen Ufer ter Elbe gefentet, die nächſte Umgegend und die Neuftatt auf 
geregt, die Schienen der Eifenbahnen zerftört und die, von beiden Seiten 
angegriffenen, ermübeten fächfifhen Truppen, noch ehe preußiſche Hilfe 
anfam, zum Rüdzug genöthigt werben. 

Ton alle vem geſchah nichte. Heinze beſchränkte ſich fat lediglich 
auf die Vertheidigung, und eine Infurrection, die nicht angreift, jondern 
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An der Spite der Ultramontanen ſtanden namentlich der Graf Arco 
Valles, Graf Seinsheim, Abel, Geheime Ober-Medicinalrath Ringseis, 
Görres, ver Erzbifchof Graf Reiſach, die Bifchöfe von Würzburg, Regen 
burg, Paffau und Spever, ver Dompropft Profeſſor ‘Döllinger, Yafjaulg, 
Philippe, Moy u. 4. 

Früher waren die Hofpartei und die büreaufratifche Partei ver ultra 
montanen entgegen geweſen; allein der Prinzeffin Luitpold, geborenen Erz 
berzogin Augufte won Dejterreich, Prinzeffin von Toskana, einer Dame, 
tie an dem Hofe ven größten Einfluß hatte, und dem Grafen Arco-Ballet 
war es gelungen, tie Zorppartei mit der ultramontanen zu vereinigen 
und fomit zu der berrichenden Macht im Staate wieder eınporzubeben. 

Wenn demungeachtet gerade in jener Zeit ein Proteftant, v. d. Pfordten, 
zum Minifter ernannt wurde, fo gefhah es, weil ein Minifter aus ver 
ultramontanen Partei in der Kammer gar feine Unterſtützung gefunden 
und die Aufregung im Lande vermehrt hätte und weil man fich der Heft 
nung bingab, Pfordten würde ver Reichsverfaſſung und ver preußifchen 
Hegemonie am fFräftigiten entgegentreten und eine felbjtftändige Politil 
Baierns herbeiführen. In Wahrheit erklärte er auch ſchon in der Note 
vom 23. April: „daß die Reichsverfaſſung dem Wefen des deutfchen Boltes 
wiverfpreche, venn der bezwedte Einheitsſtaat fee eine Centralifation vor 
aus, welche bei einem großen Bolfe das Grab feiner gleihmäßigen Ent 
widelung und Bildung, fowie feiner inneren Ruhe und Freiheit je. 
Baiern könne fich, vermöge feiner tauſendjährigen Gejchichte, feiner Größe 
und feiner eigenthümlichen Zuftänve der erbfaiferlichen Centraliſation nit 
unterwerfen und wenn die Reichsverſammlung nicht auf Die Vereinbarung 
eingebe, jo könne Die Regierung die Befchlüffe derfelben nicht als bindend 
anerkennen.“ 

Mit diefer Erflärung waren die Preßorgane ver ultramontanen un 
torhftiichen Partei einverftannen. Es waren dies nicht blos vie Auge 
burger Poſtzeitung und die hiſtoriſch-politiſchen Blätter, der Volksbote, 
nicht zu verwechſeln mit ver „Volksbötin“, und die Fleineren Blätter, fon 
tern c8 gehörte auch hierzu, nach der Vereinigung ber beiten Parteien, 
die Neue Münchener Zeitung, welche von der Regierung erhalten wurde. 

In Münden fehlte übrigens feinesweges die demofratifche Partei. 
Sie fand in den Gentral-Märzvereinen, in dem VBaterlandsvereine und im 
Gentral-Arbeiter: Bildungswerein ihre Vertretung und ihr Breßorgan war 
ter „Eilbote“. Weiter wie der Eilbote ging der „Gradinus“, jedoch 
fanden dieſe Blätter, jowie die Vereine felbft wenig Anklang in ver 
Bürgerfchaft, und nur die Verbindung mit der linfen Seite ver Kammer 
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gleicher Ausdauer fortgefegt. Auch an diefem Tage blieben die Truppen 
Sieger. Der freie Plaß an der Poft, ſowie die Schloßgaffe, die Morig- 
gaſſe, die Schießgaſſe, die Drei Frauengaffe und das Sporngäßchen waren 
in ter Gewalt des Militärs, während der Altmarft noch von den In— 
jurgenten befett blieb. Auf Seiten der Lebteren war bereitd Muthlofigfeit 
eingetreten. Um dieſe zu verſcheuchen, griffen Bakunin und feine Ge- 
jinnungsgenoffen zu dem legten Mittel, fie drangen darauf, daß gewalt- 
tbätiger vorgegangen werde ımd verlangten Branpftiftung und Belohnung 
für Die, welche ven König oder die Minifter ausliefern würden. Dieje 
Maßregeln gingen jedoch nicht durch. Dagegen wurde der Kampf, troß- 
dem daß ein Commandant der Infurgenten bereit am Abend des 7. Mat 
in Gefangenſchaft gerathen oder fi wahrfcheinlich freiwillig in dieſelbe 
begeben Hatte, weiter fortgefeßt, obwohl minder heftig, da das Militär 
ten Befehl erhalten hatte, an dieſem Tage zu ruhen und nur das Er- 
rungene zu behaupten, um demnächſt am andern Tage dafür Fräftiger zu 
fümpfen und ven Aufftand gänzlich zu befiegen. — Diefer Steg fonnte 
nicht mehr zweifelhaft fein, daher auch die prowiforifche Regierung bereits 
ten 9. Mai in ver Nacht um 3 Uhr Dresven verfaffen hatte. Demun- 
geachtet wurde noch am Morgen des 9. Mai gefämpft und erft um 8 Uhr 
erfolgte der allgemeine Rüdzug. Die Infurgenten zogen fih nach Frei- 
berg und Chemnitz zurüd. Bon ven Mitglievern der proviforifchen Re— 
gierung entlamen Tzſchirner und Todt. Heubner und mit ihm Bakunin 
wurden in Chenmiß feftgehalten und nach Dresden gebracht. 


Im Allgemeinen war der Kampf ein hartnädiger gewefen, Straße 
für Straße, Haus für Haus mußte erfämpft werden. Die preußifchen 
und fächfifchen Truppen wetteiferten in Tapferkeit, aber auch ihre Gegner 
batten Muth, Ausdauer und Fertigkeit im Barrifadenfampfe bewiefen. 
„Zie waren,“ wie es in dem Schrifthen „„Der Aufftand in Dresven 
ven einem ſächſiſchen Offizier und Augenzeugen““ heißt, „in tactifcher Be- 
ziehung vollfommen zu ihrem Werfe ausgerüftet und fehlte ihnen nur 
jtrategifche Yeitung.“ Im Volke war das Gerücht, der Aufftand fei zu 
früh ausgebrochen, und daher verjenige, welcher zum Anführer bejtimmt 
war, noch nicht anmefend gewefen. 

Ter Terluft der Preußen betrug 2 Offiziere und 6 Mann; ver: 





—— 


bier. Während kein Peifpiel befaunt geworben ift, daß preußifcher Seite Andere ale 
wirtlih bewaffnet Betroffene niedergemacht morben wären, fo behnten int erften Eifer 
einzelne fächfifche Colbaten den Grundfag, „keine Gefangene zurüdzubringen', in einigen 
Fällen auch auf bie bereits wehrlos auf dem Transport Begriffenen aus, von denen 
Einige unterwegs in bie Elbe geftürzt wurden.“ 
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fchloffenen Aoreffe die unberingte Anerkennung ver Reichsverfaſſung unt 
die Entlaffung des Minifteriums beantragte. 

Außerhalb Alt-Baierns fand diefe Adreffe zum größeren Theile Am 
Hang. Schon in dem nahe gelegenen Augsburg war man fo reich&teutie 
gefinnt, daß fib fogar die Offiziere der dortigen Landwehr in eine 
Adrefje für vie Reichsverfaſſung ausfpraden. Noch aufgeregter waren 
vie Franken und Schwaben. Bei diefen Stämmen war die Erinnerung 
an die alten Zeiten des Ruhmes und die Sehnſucht nach einem deutſchen 
Reiche auf das Lebendigſte wieder erwacht. An allen Orten fanden Volle 
verfammtlungen ftatt. In Bamberg hatte ſich ein Congreß der Bereim 
Frankens verfammelt. In Nürnberg war ſchon am 1. Mai von tm 
Offizieren ver Land- und Stadtwehr eine Adreſſe an ven König erlaflen 
worden, worin fie erflärten: „daß fie nicht gefonnen wären, ſich auf irgend 
eine Weife gegen vie Beſchlüſſe ver Nationalverfammlung brauden za 
lajfen.“ Am 13. Mai fand eine große Volfsverfammlung in Nürnber 
ftatt, an welcher angeblich mehr als 50,000 Menſchen Theil genommen 


haben folfen. Aus einem Umfreife von 20 Stunden hatten die Ortfchaf 
ten Abgeordnete geſendet. Vogt war aus Frankfurt gelommen. In der : 
Verſammlung wurde ber deutſchen Reichsverfaſſung auf's Feierlichfte Treue 
geſchworen, die Bildung von Wehrvereinen und politifhen Vereinen be 


ſchloſſen und ein Senpfchreiben an den König erlaffen, worin mit Abfall 
von der Krone gedroht wurde, wenn die Reichsverfaſſung nicht angenom- 
men werben follte. In Folge diefer Verſammlung und des aufrührerifcen 
Geiſtes, welder in Nürnberg und ganz Franfen zu berrfchen fchien, 303 
man ein bedeutendes Truppencorps zufammen und wurde ein Theil be& 
jelben ſpäter zur Beſetzung ver Pfalz benutt. Auch bei München un 
Donauwörth wurden Lager errichtet und namentlih an dem letzteren Ort 
jehr viel Truppen verfammelt; jedoch Toderten fih auch hier die Bande 
der Disciplin und insbefondere wurden von vem 11. Infanteriereginente 
viele Exceſſe begangen. 

Wie wenig die Regierung auf ihre Zruppen rechnen fonnte, ba6 
zeigte Die Rheinpfalz, wo auc alt-bairifche Soldaten, felbft Offiziere, und 
unter biefen ber Graf v. Fugger von altem berühmten Avel, der Partei 
ver Bewegung beitraten. Der Charakter ver Rheinpfälzer iſt beweglid 
und für leidenfchaftliche Aufregung leicht empfänglich, aber es fehlt ihnen 
Energie und Ausdauer. Auf ihre politifcben Anfichten waren die Nähe 
Frankreichs und vie noch giftigen franzöfifchen Geſetze und Inſtitutionen 
nicht ohne Einfluß geblieben. Vielleicht würte dies minder der Tall ge 
wejen fein, wenn die Provinz nicht fo fehr vernachläfligt worden wäre. 
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tem Befigjtand nur die Wahl, mit ven Regierungen zu gehen und vie 
vorhandenen Zuftände zu erhalten oder fich denen anzufchließen, welche 
mit Gemalt ven Umſturz herbeiführen oder befördern wollten. 

Da vie Umſturzpartei befiegt war, fo konnte der Mehrzahl die Wahl 
nicht fchwer werten und fo fam es, daß durch ten Ausgang ver Dreste: 
ner Kämpfe ver Befisftand im Norden von Deutjchland entmuthigt, feiner 
Stimmung eine andere Richtung gegeben und er ven Regierungen zuge- 
führt wurde. | 

Diefe Hinneigung zu ven Regierungen trat natürlih nur nad) und 
nach ein; jedoch wurte ſie durch die Beſorgniß, welche die Zuftände des 
wejtlihen Deutſchlands erregten, fehr befördert. Dort hatte die Bewe— 
gung noch einen weit größeren Umfang und war zugleich mit der größten 
Erkitterung gegen Preußen verbunden. An vielen Orten, wie in Wie$- 
baten, waren Bewaffnungsausichüffe zufammengetreten. In Heſſen-Darm— 
jtart hatten ſich die conftitutionellen und demokratiſchen Vereine geeinigt 
und Zuzüge erfolgten nah dem im Aufſtande befindlichen Rheinbaiern. 
Allein aus Ober-Ingelheim, einem Marktflecken von 2,500 Einwohnern, 
batten jih 270 Mann dahin begeben. Yon allen Seiten wurde auf Ver: 
eirigung des Militärs gedrungen, und zugleich bemühten fich vie März: 
vereine die Soltaten aufzuregen. Dem entgegen erlichen ſchon am 
14. Mai Soldaten und Unteroffizieve des erften großherzeglich-heififchen 
Regiments gegen viefe Aufiwieglung ein Manifeſt, worin fie erklärten, „fie 
würden ihrem Give treu bleiben und nicht in Pläne eingehen, welche unter 
tem Vorwande des Kampfes für die Reichsverfaffung das Volt nur auf- 
zuwiegeln beabfichtigen“. Die anteren Truppentheile des Großherzog: 
thums Seifen ſchloſſen ſich dieſer Erklärung an und wiejen den Aufruf Des 
Central⸗Märzvereins mit Verachtung zurüd. 

Anders war die Haltung ter würtembergifchen Armee. Der König 
hatte im April die Anerkennung dev Reichsverfaſſung verweigert und er- 
klärt, taß er bei tem Vereinbarungsprincipe Hand in Hand mit dem 
oſterreichiſchen Kaifer und ven deutſchen Königen beharre. In Folge deſſen 
hatten ver Staatsrath Römer und die übrigen Märzminijter um ihren 
Abſchied gebeten, während die Zweite Kammer in einer Adreſſe die An: 
erfennung der Reichsverfaflung beantragte. Ten Abgeordneten, welche 
tiefe Adreſſe überbrachten, erwiderte ver König, „daß er die ganze Reiche: 
verfaffung mit Ausnahme der Oberhauptsfrage, anerkenne. — Er unters 
werfe fih vem Haufe Hohenzollern nicht. Nur wenn alfe Fürſten von Deutſch— 
land es thun follten, würde ev diefes Opfer bringen, aber mit gebroche- 
nem Herzen. Tem Raifer von Oefterreich würde er ſich, wenn ex gewählt 
worten wäre, unterworfen haben, aber nicht vem Kaufe Hohenzollern. 
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Regierung war am 2. Mat eine Volksverſammlung in Kaiferslauten 
anberaumt worden. Es war dies feine gewöhnliche, venn weber beitam 
fie aus Männern extremer Nichtung, noch fuchten Demagogen die Stim 
men des Volkes zu leiten. Die Notabeln der Pfalz nahmen daran Theil. 
Sie waren den Tag vorher zufammengetreten, um zu berathen, was die 
Provinz thun follte, und machten in Folge diefer Berathungen Vorſchläge. 
Man erklärte die bairifche Regierung für rebellifh und befchloß einen 
Yanvesvertheidigungs-Ausjchuß zu ernennen, auf die Landeskaſſen Beichlag 
zu legen ımd die Volksbewaffnung zu organifiven. Die Beſchlüſſe fanden 
im ganzen Yande Anklang, man hielt jie für gefeglich ımd unterwarf fd 
dem Ausfchuffe. Dieſer rich vie Landwehr zufammen, verorbnete vie Be 
eivigung auf Die Verfaſſung und verlangte von der Regierung des Könige 
eine Erklärung bezüglich. dev Anerfennung der Verfaſſung. ‘Die meijten 
Behörden fügten fi, jo daß die alte Verwaltungsmaſchine faſt ungeftör 
fortging.*) Der Ausfchuß beftand zum größeren Xheile aus liberalen 
Männern, welche jeve Gewaltmaßregel zu vermeiden fuchten und mit Be 


ſtimmtheit hofften, won der Reichsregierung anerkannt zu werden. — All 


Yeßtere Kunde von der Erhebung der Pfalz erhielt, fandte fie Eifenftud, 
den Bicepräjitenten ver Nationalverfammlung, als Reichscommiſſar, um zu 
Aufrehthaltung und Wieverheritellung der Herrichaft ver Geſetze in jenem 
Yanve die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen. Statt diefer Vollmacht 
Folge zu feiften, bejtätigte Eifenftudf ven Landesausſchuß,**) autorifirte ihn 
zur Veeidigung der Truppenabtheilungen und ſandte ein Bataillon Preußen, 
welches die Reiheregierung nach Landau ſchickte, wieder zurüd. Kijenjtud 


wurde abgerufen und die Uebertretung feines Mandats von Gagern in. 


der Reichsverſammlung mit jtarfen Worten gemißbilligt; aber jener 
hatte erreicht, was er gewollt, die Erhebung batte einen revolutionären 
Charakter angenonmen. Inzwiſchen ftürmten Fremdlinge aus allen Ge 
genven herbei, unter ihnen auch d'Eſter, ver von Magdeburg entflohene 
Yientenant Techow, Annecke, Beuft, Bamberger, Schlinfe u. f. w. und 
mit ihnen eine Menge Freilchaaren, namentlidh aus Rheinheſſen, umd 
diefe erjt brachten demofratifhe Elemente in die Bewegung. Die Frei: 
ſchaaren waren es hauptfächlih, welche unter Blenfer am 10. Mai ven 
Brückenkopf in Yudwigshafen wegnahmen und die dortigen bairifchen Sol 
daten zum lebertritte veranlaßten. 400 Mann, welde von Speier aus 
zur Wiererbefegung des Ortes gefendet waren, gingen ebenfalls über. 


*) Mordes, die deutfche Revolution. ©. 177. 
>. Diefen Namen nahm der Yandesvertheidigungs-Ansfhuß auf Anrathen Gifen- 
ftude an. 
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Geltung hatte und nicht von dem Willen anderer Staaten abhing, weh 
willen, daß alsdann auch viele innere Mängel von felbft wegfallen 
würden. Die minder Gemäßigten wollten die Nepublif. Aevolutionän 
Ideen waren feit Jahren in Baden verbreitet, fie fanden durch die Nähe 
Frankreichs und der Schweiz leichten Eingang und durch Tie Unzufrieden 
heit mit der Negierung und bei ver geringen Anbänglichfeit an. das 
Fürſtenhaus günftige® Zerrain. Die Anhänglichfeit war durch die Regie 
rung des Großherzogs Yubwig gejchwunden und die Hofgefchichten um 
Hofjtandale waren nicht geeignet, fie aufs Neue bervorzurufen.*) A 
nun Die Revolution in Baris ausgebrochen war, hatten vie Propaganıı 
der Schweiz und Frankreichs und namentlich Die deutſchen Flüchtlinge ag 
Baden ihr Hauptaugenmerf gerichtet. Hier waren ſie nicht fo jehr wie 
in Preußen bewacht und von hier aus follte auf Deutfchland gewirkt m 
die deutſche Republik gegründet werden. Baden war daher aud ter 
Summelplag der revolutionärften Männer und feine Vereine ftanden im 
Zufammenhange mit denen der beiden angrenzenden Republifen. Demo 
fratiiche Vereine waren nicht blos in den Städten, ſondern auch auf tem! 
Yande. In dieſen Vereinen und auf großen Volksverſammlungen wurden | 
die revolutionären teen und die Vorzüge ver Republik verfündet. Unter 
diefen Umſtänden mußte der oppofitionelle Geiſt des Volkes ſehr bald 
eine revolutionäre Richtung annehmen. Die oppofitionellen Maſſen biie 
ben, aber die Führer umd der Geift der Maſſen änderten ſich. Schon 
1843 ſtanden Hecker und Struve für die Nepublif auf. Ihre verwms 
glückten abentenerlihen Züge vermochten nicht, das republifanijche Gelüſte 
abzuleiten; denn das Yand hatte damals die Nachtheile einer Revolutien 
noch zu wenig gefoftet, al8 daß es ſich hätte davon abjchreden laſſen. 
Andererjeits hatten die Aufjtände — wie Bekk ſehr richtig bemerft — 
die Wirkung, daß die in der Sitte gegründete heilige Scheu vor einer 
Berlegung der ſtaatlichen Ordnung gewichen war. Auch entjtand in vielen 
jonft ruhigen Familien wegen der großen Zahl ver Verhafteten und Flücht⸗ 
linge Unzufriedenheit mit ver Negierung und Sympathieen für die Ver 
folgten; endlich ſuchten glänzende Vertheidigungen in öffentlichen Verhand⸗ 
lungen ven verbrecderifchen Charakter jener Aufftände zu übertünchen und 
verleiteten die Maſſen zu ver Idee, daß jene Aufſtände nicht ſtrafbar ge 


*, Für den Kundigen genügt es, wenn ich au Caspar Hauſer und insbeſondere au 
den Baron Haber'ſchen Skandal erinnere. Es iſt nicht meine Aufgabe, die Wahrheit 
oder Unwaährheit dieſer Geſchichten zu ermitteln, und einen vorurtheilsſreien Manne wird 
man nicht zutrauen, Daß er an die Caspar Hanſer'ſche Geſchichte glaubt, aber das Bell 
glanbte daran und biefer Glaube konnte der Anhänglichleit au Das Fürſtenhaus nicht 
förderlich fein. 
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daß fie die Offiziere Künftig felbjt zu wählen haben würden. Dieſes Ber 

iprechen veizte namentlich die Interoffiziere, bei denen wegen Entziehung. 
ihrer Haupteimahme, der Einjtände, große Unzufriedenheit herrſchte 

Unter den Soldaten waren längft fehon durch die demofratifchen Vereim 

und Berfammlungen aufrührerifche Ideen verbreitet. Fortwährend jagt 

man ihnen, daß blinder Gehorfam ihrer nicht würdig fei und daß fie ſih 

nicht zu Brudermördern bingeben bürften. Nicht Einzelne waren &, 

welche folhe aufrührerifche Reden verbreiteten, fie tönten im ganzen Volk 

wieder. Arch fanden jie umſomehr Anklang, als in der badifchen Arme 

nur geringe Disciplin umd noch geringerer Corpsgeiſt herrſchte. Au 

Sparfamfeit war die Erereirzeit nur furz und nicht genügend, um Sub 

erdination und Disciplin hervorzurufen. Jeder Zuſammenhang zwijchen 

Vorgeſetzten und Untergebenen fehlte. Die Vetzteren wurden durch dei 

fremde, hochfahrende und nicht felten brutale Wejen der Offiziere abge 

jtoßen, fie betrachteten diefelben als ihre Beiniger und waren ihnen fein 

lid geſinnt. War die Erercirzeit vorüber, dann wurden fie beurlaubt u 
famen nach der Heimath zurück. Dort aber wurden fie ale „Water um 

Brudermörder” bewillkommt. Solche Zurufe mußten um fo mehr wirt, | 
je feindlicher fie jelbit gegen ihre Vorgefegten gejtimmt waren. Vielleict 
hätten vennod die alten Soldaten widerftauden, aber kurz vorher wer 
eine bedeutende Rekrutenaushebung erfolgt, um die von der Nationab 

verſammlung geforderten 2 Procent zu ergänzen und dieſe jungen Leute, 
von denen viele fogar 1843 mit Heder gezogen waren, theilten bie Ideen 
des Yandes, wollten nicht mit Schande zurüdfehren und hatten noch keine 
Suborpination gelernt. 

Auf Soldatenverſammlungen fuchte man ſich gegenfeitig in vevolutie 
nären Ideen zu bejtärken, und als nun die Nachricht von dem Webertritte 
ver bairiſchen Soldaten fan, da wollte man ihrem Beifpiele folgen und 
ben Befehlen ver Offiziere nicht ferner gehorchen. An vie Repubfil 
dachten die Wenigjten, nur gegen die Offiziere war der Aufitand gerichtet. 
Die erjte Emente ver Soldaten brach am 11. Mai in Lörrach amt. 
Oberſt v. Notberg wurde dabei ſchwer verwundet. An dem nämlichen 
Tage entjtanden Meutereien in Raftabt, am folgenden Tage in Bruchſal 
und in Freiburg. 

Ter Kriegsminifter, General Hoffman, eilte am 12, Mai mit zwei 
Geſchützen und mir Dragenern nad Raſtadt, aber auch ihm wurde der 
Gehorſam verweigert. Des Abends wurde ev von den Meuterern ange 
griffen; fie bemächtigten ſich der Gefüge und drangen in den Schloß 


— — — 


*) Häußer's Denlwürdigleiten zur Geſchichte der badiſchen Revolution. S. 271u f 
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arten, um ihn, wie fie laut außriefen, zu latomrifiren. Nur mit Mühe 
ntlaın er, mit ihm zwei Geſchütze und ein Theil der Reiterei. Die Sol: 
aten waren jet Herren dev Feſtung; fie erklärten fich jedoch nicht für 
je Republif und wählten auch feinen Anführer. Deutlich) ergab fich, 
»aß die Meuterei, wenn auch durch die Demagogen hervorgerufen, doch 
mehr Werl des Zufalls als durchdachter Plan war. *) 

- Während man noch fehwanfte, was weiter zu thun fei und ob man 
fih ver Bewegung anfchließen follte, verlangte der am 13. Mai in Offen: 
burg erwählte Landesausſchuß Eintritt in die Feltung, jedoch wurden 
ihm die Shore nicht geöffnet. Erſt am andern Tage, als vie Depitta- 
tion von Carlsruhe kam und die factiſche Auflöfung der großherzoglichen 
Regierung: bekannt wurde, erkannten die Soldaten den Yandesausfchuß an 
und unteriwarfen fich feinen Befehlen. 

Inzwifchen Hatte in Offenburg am 13. Mai eine große Verſammlung 
ſtaugefunden. Schon den Zag vorher hatten ſich an demſelben Orte’ die 
Abgeordneten ſämmtlicher Vereine, auch der conjtitutionellen, verſammelt. 
Die Yegteren wurden überjtimmt, doch wurde auch die vepublikanifche 
Schilderhebung abgelehnt. Man beſchloß eine Deputation nach Carlsruh 
zu fenden, welche Auflöfung der Kammer, Berufung einer conftituivenden 
Verſammlung, Rücktritt des Miniſteriums und allgemeine Amneſtie for: 
dern follte. Das Staatsminifterium Ichnte vie Anforderungen ab. Che 
noch die Deputation am 13. Mai nah Offenburg zurüdfanı, Hatte fich 
dort alle8 geändert. Schon war von ver Volksverſammlung ein Yandes: 
ausſchuß beichloffen und von Bielen, namentlich von Stay, die Procla: 
mirung der Republik verlangt worden. Raveaux, welcher als Reiche: 
commiſſar der Verhandlung beiwohnte, bat mehrfah um Mäßigung. Seine 
Bitten waren vergeblih. Die Aufregung wurde dadurch vermehrt, daß 
mehrere Soldaten aus Raſtadt famen und nähere Kunde von dev dortigen 
Deuterei brachten. Dean wählte einen Landesausſchuß, zu deſſen Mit— 
gliedern auch Solvaten gehörten. Dean forderte Auflöfung ver Kammern, 
Zujammenberufung einer verfalfunggebenven Yanbesverfanmlung, Bil 
dung eines Miniſteriums Durch Brentano und Peter, Volksbewaffnung 
auf Staatsfoften, Ammeftie, Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit, freie 


) „Die Demagogen batten von Lem, was unter den Truppen vorging, mehr 
Kenntniß als die Regierung, wenn fie auch auf den fo rafchen und fo umfaſſenden 
Fertgang der Meuterei felbft nicht mit Sicherheit gerechnet hatten.” Bell, S. 214. 
„Die Soldaten in Raftabt waren Menterer, keine Republifaner. Mochten auch Einzelne 
den ten Führer etwas von dem republifanifchen Evangelium im fih eingefogen haben, 
Ne Maffe war dem fremd geblieben, ihr einziges politifches Glaubensbekenntniß war bie 
Zuchtloſigleit.“ Häußer's Denkwürbigleiten. ©. 327. 
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Wahl ver Offiziere durch das Heer, Verſchmelzung des Heeres mit ver 
Volkswehr, unentgelolihe Aufhebung ver Grundlaſten, Errichtung ein 
Landespenſionsfonds für arbeitsunfühig gewordene Bürger u. ſ. w. 

Die Regierung zu Carlsruh war mit ver Gefahr, welche ihr jet 
mehreren Tugen trohte, nicht unbekannt. Mehrfach hatte fie Die Reicht 
gewalt um Hilfe gebeten. Wenige Bataillone visciplinirter Truppen 
hätten viel genugt une waren um fo leichter zu entbehren, ale ſchon u 
mals nicht unbedeutende Truppenmaffen in den preußifchen Rheinprovingn 
ftanden. Deſſenungeachtet wırde die Bitte abgeſchlagen. Die Centralge 
walt wollte nicht Preußen nad Süddeutſchland rufen. Die großherzep 
liche Regierung war ſomit auf ihre geringen Kräfte befchränft. Am 
13. Mai Tier fie in Carlsruh Soldaten und Bürgerwehr auf vie Reihe 
verfaffung vereidigen. Die Bürgerwehr, wie auch tie Mehrzahl ir 
Bürger waren conftitutionelf geſinnt. Die demokratiſche Partei befchränfte 
fich zum größeren Theile auf das Proletariat. Die Gamifon war nidt 
bedeutend und zu ihrer Berftärkung famen Abends zwei Kompagnieen 
von Bruchfal, um Ordnung und Ruhe aufrecht zu halten. Statt Ruhe 
zu bewirken, vegten fie die Garnifon auf. Die Meuterei brach noch der 
felben Abend in den Kafernen aus; den Offizieren war es nicht mehr 
möglich, die Subortination herzuftellen und die Soldaten zogen lärmend 
und ſchießend durch die Straßen und fuchten fich des Zeughauſes zu be 
mächtigen; baffelbe wurde jedoch von der Bürgerwehr vertheidigt und vie 
Angriffe der Soldaten abgewehrt. Dagegen wurden vie Dragoner, welde 
bie Soltaten anseinanderjagen follten, zurücgefchlagen. Jetzt glaubte das 
Staatsminiſterium dem Großherzog zur Flucht vatben zu müffen. Auf 
dem Progfaften einer Kanone jigend, entfloh derſelbe in der Nacht vom 
13. zum 14. Meat, ohne feinen Miniitern Vollmacht zurüdgelaffen zu 
haben. Auch ver größere Theil der Offiziere entfernte ſich, nachdem fie 
fich überzeugt hatten, Daß die Disciplin nicht mehr berzuftellen jei. Auf 
dem Stadthauſe wurde während der ganzen Nacht berathfchlagt. Man 
beſchloß in Folge ver factifchen Auflöfung der Regierung, dem Yandeb 
ausſchuß durch eine Deputation mitzutheilen, „man würde ihm nicht ent: 
gegentreten, wenn er nad Carlsruh kommen ſollte; fee jedoch vorauf, 
dar er für ven Schutz der Stadt forgen werde.” 

Wenige Stunden darauf verließen auch Bekk und vie übrigen Mit 
glieder des Miniſteriums Carlsruh. 

Als dem Yandesansfhuß dieſe Nachricht zuging und fich auch vie 
Soldaten in Raſtadt feinen Befehlen unterworfen hatten, wereidete er die 
jelben und eilte ſodann nad Carlsruh. Dort ernannte er Brentane, 
Peter, Goegg und Eichfeld anfünglic zur vollziehenden Behörde, fpäter 
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ur proviforifhen Regierung und rief eine Yandesverfanmlung auf ven 
10. Juni zufammen. 

Siegel wurde Ende Mai Oberbefehlshaber, ſpäter wurde ev durch 
Mieroslawski erſetzt. 

Der Aufſtand war nicht unbedeutend und gefahrlos. Baden konnte 
über Geld und Menſchen gebieten, aus dem Elſaß und der Schweiz war 
Verſtärkung Der Truppen möglich, die Artillerie war bedeutend, eine wich— 
tige Feitung in den Händen ter aufrühreriiden Regierung. Auch waren 
Mitte Mai die Fürften noch nicht gerüftet. Baiern und Preußen zogen 
erft ihre Truppen zufammen. Bei einem energifcben Auftreten und bei 
ihnellem Angriffe wären die Feitungen Landau und Germersheim einzu: 
nehmen gewefen und man hätte nach Franken und Rheinheſſen vordringen 
und von dort aus in ven damals fo jehr aufgeregten wejtlichen und ſüd— 
lihen Theilen Deutſchlands den Aufſtand weiter verbreiten können. Diefe 
Terbreitung wäre um fo gefährlicher für Preußen geweſen, als feine weit: 
lihen Provinzen jo fehr von der Aufregung ergriffen waren und als bie 
revolutionäre Partei in Frankreich aufs Neue unter Yeitung Ledru Rollins 
ihr Haupt erhob. 
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Hegierung war am 2. Mai eine Volfsverfammlung in Katferslautern 
anberaumt worden. Es war dies feine gewöhnliche, denn weder beftand 
fie aus Männern extremer Nicbtung, noch fuchten Demagogen die Stim- 
men des Volkes zu leiten. Die Notabeln ver Pfalz nabmen daran Theil. 
Sie waren den Tag vorher zufammengetreten, um zu beratben, was die 
Provinz thun follte, und machten in Folge diefer Berathungen VBorfchläge. 
Man erklärte die bairifche Negierung für vebellifch und bejchloß einen 
vandesvertheidigungs-Ausſchuß zu ernennen, auf die Landeskaſſen Befchlag 
zu legen und die Volksbewaffnung zu organijiren. Die Beſchlüſſe fanden . 
im ganzen Yante Anklang, man bielt fie für gejeglih und unterwarf fid 
tem Ausſchuſſe. Diefer rief die Landwehr zuſammen, verorpnete die De 
eidigung auf die Verfaſſung und verlangte von der Regierung des Könige 
eine Erklärung bezüglich. dev Anerfennung der Verfaffung. Die meijten 
Behörden fügten ficb, jo daß die alte Verwaltungsmaſchine fait ungeftört 
fortging.”) Der Ausfchuß beftand zum größeren Theile aus Liberalen 
Männern, welche jede Gewaltmaßregel zu vermeiden fuchten und mit Be 
ſtimmtheit hofften, von der Neichsregierung anerkannt zu werben. — Als 
Yegtere Kumde von der Erhebung der Pfalz erhielt, fandte fie Eifenftud, 
den Vicepräfitenten ver Nationalverfammlung, als Reichscommiſſar, um zur 
Aufrehthaltung und Wiederherſtellung ver Herrichaft ver Gefege in jenem 
Lande die erforverliden Maßregeln zu ergreifen. Statt diefer Vollmacht 
Folge zu leijten, bejtätigte Eifenftucd ven Yandesausfchug, **) autorifirte ihn 
zur Beeidigung der Truppenabtheilungen und ſandte ein Bataillon Preußen, 
welches die Reichsregierung nad Yandau fehickte, wieder zurüd. Eifenftud 
wurde abgerufen und die Uebertretung feines Mandats von Gagern in. 
der Reichsverſammlung mit ftarfen Worten gemißbilligt; aber jener 
hatte erreicht, wa8 er gewollt, die Erhebung hatte einen revolutionären 
Sharafter angenommen. Inzwiſchen ftürmten Fremdlinge aus allen Ge— 
genten herbei, unter ihnen auch d'Eſter, der von Magdeburg entflohene 
Yientenant Techow, Annecke, Beuft, Bamberger, Schlinke u. ſ. w. und 
mit ihnen eine Menge Freiſchaaren, namentlih aus Rheinheſſen, und 
bieje erſt brachten demofratiihe Elemente in die Bewegung. Die Freie 
jhaaren waren es hauptfächlich, welche unter Blenfer am 10. Mai ven 
Brückenkopf in Vudwigshafen wegnahmen und die dortigen batrifhen Eof 
daten zum lebertritte veranlagten. 400 Mann, welche von Speier aus 
zur Wieverbefeßung des Ortes gefendet waren, gingen ebenfalls über. 


*) Mordes, die deutfche Revolution. S. 177. 
+, Diefen Namen nahm der Yandesvertheidigungs Ansſchuß auf Anrathen Eifen- 
ſtucks an. 


16 Aufreaung in Königsberg, Frankfurt a/D, Bredlau. 


erfennbar. Selbſt conferwative Ylätter mußten einräumen, daR Sympathie 
für tumultuarifhe Excejfe und Bewegung und Betheiligung gebildeter 
Klaſſen nicht ftattgefunden hätten. Der demokratiſchen Partei fonnte aud 
ein Aufftand in Berlin nicht erwünjcht fein. Die ftarfe Beſatzung hätte 
umfomehr jede Bewegung in ihrem erſten Auflodern erftict, ale es im 
Intereffe ver Reaction lag, jede Schonung zu vermeiden und jede Gelegen: 
heit zum Terrorismus zu benugen. Keinem Zweifel konnte es unterliegen, 
daß eine ernſte Bewegung die Gefangennehmung und Verurtbeilung ver 
Häupter der Partei, gleichviel ob ſchuldig oder nichtſchuldig, zur Folge 
gehabt hätte, und daß daher jeder Aufjtand für die verfolgten Zwecke ver 
geblih ımd für tie Männer, welche an ver Spike ftanden, gefahrdrohen 
gewefen wäre. 

Wie in Berlin, jo erregte auch in den Provinzen die Nachricht von 
ver Auflöfung ver Kammer unter dem Bolfe Erſtaunen und Umwillen. 
Bon Seiten der Provinzialbehörven hatte man die Vorficht gebraucht, vie 
Briefe, welde von Berlin kamen, nicht ſofort auszugeben, fondern vorher 
Sicberheitsinaßregeln zu treffen. 

Nah Königsberg kam vie Nachricht zur Zeit des Theaters, welches 
gerade an jenem Abende ungewöhnlih angefüllt war. Ein Schaufpieler 
mußte die königliche Verordnung ımd den Bericht des Minifteriums von 
ter Bühne aus vorlefen, und wurde feine Borlefing mehrmals vom 
Publikum durch Verwünſchungen des Meinifteriums unterbroden. Mit 
der Marjeillaife wurde tie Scene geſchloſſen. Zwei Tage darauf erklär 
ten Magiftrat und Stadtverorpnete dem Könige, daß das Minifterium im 
Yande auf großen Widerſtand ftoße. Der Adreſſe der Stadtverordneten 
Magteburgs babe ich ſchon erwähnt. 

In Frankfurt a/d. wurde dem zurücgefehrten Deputirten Grafen 
Görtz-Wriesberg, einem Manne der äußerften Yinfen, ein Ständchen mit 
Fahnen und Muſik gebracht, woran ein großer Theil der Bevölkerung 
Theil nahm. In Breslau Fam Die Nachricht zu einer Zeit an, wo eine 
große Volksverſammlung ftattfand, an welcher ſämmtliche Häupter ver 
Temofratie Theil nahmen. Die von Berlin zurüdfchrenvden Deputirten 
ter linfen Fraction verfündeten die Auflöſung und Die Verſammlung er— 
Härte in großer Aufregung, daR fie die von Den freigewählten Vertretern 
des deutſchen Volkes in der Keiheverfuumfung zu Frankfurt befchloffene, 
pollzogene und verkündete Verfaſſung als ein vechtSperbindliches unan⸗ 
taſtbares Geſetz unerfenne. Kine gleihe Aufnahme fand die Nachricht 
von der Auflöfung der Kammern in den übrigen Provinzen. Die Deme: 
fratie lieh Die Aufregung nicht ungenugt verjtreiden. In allen Provinzen 
fanden vemofratiihe Volksverſammlungen und Congrejje ftatt und das 
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wejen und Männer wie Hecker nicht als ſchuldig, fonvern ala Heroen 
des Vaterlandes anzufehen wären. Immer weiter griffen die vevolutio- 
nären Ideen um fih und felbft die Bisher treu gebliebenen Gegenden 
wurden von denſelben erfaßt, jo daß in ganz Baden der revolutionäre 
Geiſt verbreitet war. Als nun die Runde von den Aufjtinven im Nor: 
ven Deutſchlands und in der bairiſchen Rheinpfalz Fam und von Frank— 
furt aus vielfacher Hilfernf*) ertönte, da genügte es nicht mehr, daß die 
Regierung Reichsverfaſſung und Oberhauptswahl unbedingt anerkannte. 
in der Preſſe, wie in den Clubbs wurde unverhohlen von Revolution 
und Republif geiproden; man beſchimpfte Die Männer, welche feit Aahren 
an Der Spige der Oppofition gejtanden, die Bewegung herbeigeführt und 
bis dahin ver linken Seite angehört Hatten; man nannte den greifen Itz— 
jtein einen „Verräther“; man ſchmähte auf Chriſt ımd zog ihn herab; 
man erflärte Die Reichsverfaſſung für „einen Hochverrath gegen tie Sou— 
veränetät des deutſchen Volkes.“ „Mit ver Reichsverfaſſung“, je fagte 
man, „jei in’® Gericht zu gehen. Helfen könne nur eine Revolution, in 
der das Rolf ven Rechtſpruch über feine Feinde fällen werte. Gin jeder 
Ort müſſe die rothe Fahne aufpflanzen, zum Seichen, daß der Weg zur 
Volksfreiheit über blutgedüngte Felver gehen mülfe.“ Von Zag zu Tag 
nahm vie Eraltation zu, man wollte mit ver Erhebung nicht Länger warten 
und verlangte von denen, welche die Bewegung bisher geleitet hatten, 
entichiedene Schritte. Während dieſe noch ſchwankten, waren in Yörrach 
und Raſtadt Meutereien ver Soldaten ausgebrochen. **) 

Seit dem März 1848 war tie Demagogie bemüht geweſen, vie 
Soldaten zu gewinnen. Als Yodipeife bediente man jid des Verſprechens, 


*) Am 8. Mai erließ die äußerfte Lirke der dentichen Nationalverfammlung felgen: 
den Ruf zu den Waffen: „Deutſches Bolt! Zu den Waffen, deutfhe Männer in allen 
Kaucı des Baterlandes! Die Verbindung der Fürſten, welche Hochverrath an dem Bolfe 
begehen wellen, liegt Har zu Tage. Berbinbet Euch und erhebt Euch, um Das Rater 
land zu retten! Schon kämpfen Eure Prüter in Sacfen und Der Pfalz für Euch, 
taßt fie nicht untergehen! Nahbarftämme ver Sachſen und der Pfälzer, an Euch ifl 
es zunächſt — zieht hin zu Euren Prüdern, zieht him und helfe! — Helfet ihnen und 
ce wird Euch geholfen fein! Ihr könnt nicht zaudern, dürft nicht zaudern, Ihr dürft 
fie nicht allein ſtehen Taffen, Die aufgeſtauden find, Das Recht in einer Hand und in Der 
andern das Schwert. Das Schwert für Euer Recht! — Helft mit den Waffen, und 
wenn Zhr die nicht Habt, helft@fonft, helft wie Ahr köͤnnt -- nur beift! Ihr anderen 
Sıamme auch, erhebt Euch, waffnet Ench und zeigt dem Despotismus uund der Barbarei, 
Sie Such entgegenftehen, die feſt geſchaarte Macht des Volles, das fein Recht verlangt. 
Beredhteren Kampf hat's nie gegeben! Zu den Maffen, Männer, zu deu Waffen!“ 

**0) Bekik, Die Vewegung in Paten, 9.204. Die Militär Menterei in Naben von 
einem badiſchen Offiziere. Karlsruh bei Bielefeld. — Häußers Denlwürdigkeiten zur 
Geſchichte der badiſchen Revolution. S 272. 
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jur prooviforifhen Regierung und rief eine Landesverſammlung auf den 
10. Juni zufammen. 

Siegel wurde Ente Mai Oberbefehlshaber, ſpäter wurde er durch 
Mieroslawski erſetzt. 

Der Aufſtand war nicht unbedeutend und gefahrlos. Baden konnte 
über Geld und Menſchen gebieten, aus dem Elſaß und der Schweiz war 
Verſtärkung der Truppen möglich, die Artillerie war bedeutend, eine wich— 
tige Feſtung in den Händen der aufrühreriſchen Regierung. Auch waren 
Mitte Mai die Fürſten noch nicht gerüſtet. Baiern und Preußen zogen 
erſt ihre Truppen zuſammen. Bei einem energiſchen Auftreten und bei 
ſchnellem Angriffe wären die Feſtungen Landau und Germersheim einzu— 
nehmen geweſen und man hätte nach Franken und Rheinheſſen vordringen 
und von dort aus in den damals ſo ſehr aufgeregten weſtlichen und ſüd— 
lichen Theilen Deutſchlands den Aufftand weiter verbreiten können. Dieſe 
Verbreitung wäre um ſo gefährlicher für Preußen geweſen, als ſeine weſt— 
lichen Provinzen fo ſehr von der Aufregung ergriffen waren und als vie 
revolutionäre Partei in Frankreich aufs Neue unter Yeitung Ledru Rollins 
ihr Haupt erhob. 
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Belagerungszuftand zu verjegen wünfchten und auf Schwert, Pulver m 
Blei ihre alleinige Hoffnung bauten, waren ber Anficht, ein fo 
Geſetz fei nicht nöthig gewefen: jeder, welcher ſich gegen die Obri 
auflehne, fei mit Gewalt zu vernichten, die Macht, nicht das Gefek 
in ſolchen Fällen zu entjcheiden, und die vorgefchriebenen Förmlichkei 
wären überflüfjig. Andere, welde Ruhe und Frieden um jeden 
erftrebten, priefen die Verordnung als eine weife Maßregel, welche de 
alte Oronung wieder zurüdführen werde. Auch wurde hervorgehoben; 
dag die Autorität der Regierung dadurch geftärft und die von ber 
fervativen Partei fehnlichft gewünfchte Aenverung des Wahlgefeges mögfih 
gemacht werde. 

Selbft im Auslande wurde das Gefeß vielfach gelobt. Der öſten 
reichiſche Correſpondent behauptete, „daß die Verordnung, welde ven 
revolutionären Unfuge energifch entgegen trete, eine Kraft und eine Ent 
ichievenheit varthue, wie man fie feit ven Märzerrungenfchaften an Preußen 
nicht mehr gewohnt fei.“ 

Anders urtheilte natürlich die demokratiſche Partei. Sie bezeichnete ! 
das Gefeß als ein — „drakoniſches,“ als einen „legalifirten Zerrorik ' 
mus” und erinnerte daran, „daß bis jeßt vie preußifchen Staatsbürger. 
gewohnt geweſen wären, niemals ihrem orbentlichen Richter entzogen zu werben 
Zwar hätte das Kammergericht allein über Hochverrath zu urtheilen gehabt, 
aber viefer Gerichtshof fei ein fejter und bejtimmter, jet aber würden 
die Richter nach Belieben ausgewählt und Offiziere zu Richtern über 
Bürger gefegt. Wie ehrenwerth auch der Offizierftand fein möge, fo fe 
es ihm doch Pflicht, Partei zu nehmen. Anders fei es bei dem Richter. 
Ihm ftehe nicht blos langjährige Erfahrung zur Seite, fonvdern die Um 
parteilichleit gelte in feinem Stande als höchſte Tugend. Ein Kriege 
gericht, welches feiner Mehrzahl nah von Offizieren bejegt ſei, würde 
nach jubjectiwen Gefühlen entfcheiden, und ver würde fehuldig fein, melder 
einer andern Partei angehöre. Das Chrgefühl und Pflichtgefühl ver 
napoleoniſcheun Offiziere fei nicht minder ſtark als das ver preußifcen 
gewefen, und doch habe c8 über Palm, Hofer und den Herzog v. Enghien 
Zodesurtbeile gejproden. Man möge fi nur ein Kriegsgericht venfen, 
welches im Jahre 1845 über Shivefter Jordan geurtelt hätte. Der Tod 
durch Pulver und Blei wäre ihm gewiß gewefen, und doch babe dieſer 
Mann in den Jahren 1848 und 1849 dokumentirt, daß ev nicht blos ein 
treuer Diener des Volfe, fordern aud des Yürften fei. Unerhört jei 
auch, daß in Preußen im Frieden ein Zodesurtheil vollitredt werben 
fönne, ohne daß es vom Könige bejtätigt werte, won welchem doch allein 
die oberjte. Rechtspflege ausgehe.“ Denen, welde fib in dieſer Weije 
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Bfprachen, wurde entgegengeſetzt, daß zur Einſetzung der Kriegsgerichte 
: Erflärung des Belagerungszuſtandes nöthig ſei und daß dieſe vom 
taatsminifterium ausgehen müſſe over doch der Genehmigung vejjelben 
bürfe. Allein bierauf wurde erwibert, „ven Behörden werde nicht 
wer fallen, einen Belagerungszuftand zu bewirken; fie dürften nur in 
ıfgeregten Zeiten einen kleinen Straßenunfug ungerügt einige Tage dahin 
ben Taffen, vie Menge würde dann am zweiten oder dritten Tage fehon 
r Militärgewalt Wiverftand leiften und der Grund zur Erflärung dee 
felagerungszujtandes und zur Einführung der Kriegsgerichte wäre ge- 
unden.“ 

Das Belagerungsgeſetz vom 10. Mai trat übrigens ſchon an dem— 
elben Tage in Kraft und wurde den 11. Mai in der Geſetzſammlung 
eröffentlicht. Nicht minder ſchnell wurde die mit dem Belagerungsgeſetze 
nm engerer Verbindung ftehende Verordnung „wegen der Aufforderung 
von Perjonen tes Solpatenjtandes zum Ungehorſam“ publicirt. Sie tft 
vom 23. Mai datirt und erfchten bereits am 25. Mat in der Gejek- 
ſammlung. 

Auch dieſe Verordnung wurde auf Grund des Artikels 105 erlaſſen 
und zugleich wurde auch, was bei dem Belagerungsgeſetz nicht ver Tall 
war, der Bericht des Staatsminiſteriums an den König mitgetheilt. In 
dieſem Berichte wird ausgejproden, daß die Verleitung der Berfonen aus 
dem Soldatenftande zum Ungehorſam in jüngfter Zeit zugenommen babe, 
die beitebenden Strafgefeße aber nicht in allen Fällen ausreichten, um 
den mit großer Trechheit betriebenen Beftrebingen entgegen zu treten. 

Wirklich batte man auch von vielen Seiten auf die Soldaten und 
namentlich auf vie Landwehr einzumwirfen verfucht, und insbeſondere war 
died von vielen Märzvereinen gefchehen. Der zu Frankfurt verfammelt 
gewejene Congreß der deutſchen Märzvereine war foweit gegangen, in 
feinem vom 6. Mai datirten Aufruf an das deutſche Heer*), die Fürften 


* Der Aufruf lautet: „Deutſche Krieger, die Stunde ift gekommen, da es fich 
eatiheiden wird, ob Deutſchland frei und flarf, oder geknechtet und verachtet fein foll 
Die Bertreter der beutfchen Nation, von allen Bürgern und von Euch gleichfalls ge 
wählt, haben bie Reichsverfaſſung für ganz Deutſchland beichloffen und als unverbritdh- 
lihes Geſetz verkündigt. Die ganze Nation ift fen entichloffen, die Reichsverfaſſung 
Ieräzuführen. Aber diefelben Menfchen, welche Deutſchlands Freiheit und Einheit feit 
Belen Jahren auf unerhörte Weife darnieberbielten, fie ſtemmen fidy auch jet wieber 
agegen. Die größeren Fürſten und ihre Kabinete verweigern ber Reichsverfaſſung ven 
Scheriam. Sie find Rebellen gegen den Willen und das Geſetz der Nation! Soldaten! 
in diefe Rebellion will man Euch hineinftürzen. Man will Euch mißbrauden, gegen 
Bee und Ordnung, gegen Baterland und Familie, gegen Freiheit und Gleichheit zu 
impfen, man will Ench zu Polizeibltteln machen, welche die Menfchenwärbe mit Füßen 
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erkennbar. Selbſt conſervative Blätter mußten einräumen, daß Sympathie 
für tumultuariſche Exceſſe und Bewegung und Betheiligung gebildeter 
Klaſſen nicht ſtattgefunden hätten. Der demokratiſchen Partei konnte auch 
ein Aufſtand in Berlin nicht erwünſcht ſein. Die ſtarke Beſatzung hätte 
umſomehr jede Bewegung in ihrem erſten Auflodern erſtickt, als es im 
Intereſſe der Reaction lag, jede Schonung zu vermeiden und jede Gelegen— 
heit zum Terrorismus zu benugen. einem Zweifel fonnte es unterliegen, 
daß eine ernite Bewegung die Gefangennehmung und Berurtheilung ver 
Häupter der Partei, gleichviel ob ſchuldig oder nichtſchuldig, zur Folge 
gehabt Hätte, und daß Daher jeder Aufſtand für die verfolgten Zwecke ver 
geblich und für die Männer, welche an ver Spitze ſtanden, gefahrdrohend 
geweſen wäre. 

Wie in Berlin, ſo erregte auch in den Provinzen die Nachricht von 
der Auflöſung der Kammer unter dem Volke Erſtaunen und Unwillen. 
Bon Seiten der Provinzialbehörden hatte man die Vorſicht gebraucht, die 
Briefe, welde von Berlin kamen, nicht ſofort auszugeben, ſondern vorher 
Sicherheitsmaßregeln zu treffen. 

Nah Königsberg Fam die Nachricht zur Zeit Des Theaters, welches 
gerade an jenem Abende ungewöhnlich angefüllt war. Ein Schaufpieler 
mußte vie königliche Verordnung und den Bericht des Dlinifteriume von 
ver Bühne aus vorlefen, und wurde feine Vorlefung mehrmals vom 
Publikum durch Verwünſchungen des Meinifteriums unterbroden. Mit 
der Marſeillaiſe wurde tie Scene geſchloſſen. Zwei Tage darauf erkläre 
ten Magijtrat und Stadtverordnete dem Könige, Daß das Minifterium im 
Lande auf großen Widerſtand ftoße. Der Adreſſe der Stadtverortneten 
Magpeburgs babe ich chen erwähnt. 

In Frankfurt a.“O. wurde dem zurüdgefehrten TDeputirten Grafen 
Görtz-Wriesberg, einem Manne der äußerften Yinfen, ein Ständchen mit 
Fahnen und Muſik gebracht, woran ein großer Theil der Bevölkerung 
Theil nahm. In Breslau kam die Nachricht zu einer Zeit an, wo eine 
große Volksverſammlung ftattfand, an welcher ſämmtliche Häupter ver 
Demokratie Theil nahmen. Die von Berlin zurückkehrenden Deputirten 
ter linken Fraction verfündeten Die Auflöfung und Die Verſammlung er: 
flärte in großer Aufregung, daß fie Die von den freigewählten Nertretern 
des deutſchen Volkes in der Reichsverſammlung zu Frankfurt befchloffene, 
vollzogene und verkündete Verfaſſung als ein rechtsverbindliches unan— 
taſtbares Geſetz anerkenne. Eine gleiche Aufnahme fand die Nachricht 
von der Auflöſung der Kammern in den übrigen Provinzen. Die Demo— 
kratie ließ die Aufregung nicht ungenugt verſtreichen. In allen Provinzen 
fanden demokratiſche Volksverſammlungen und Congreſſe ſtatt und das 
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ſendung entgegen zu treten. Hierzu kam, daß bereits am 24. April, 
alſo vor der Auflöſung der Kammer, das Militär zur Herſtellung der 
Ruhe benutzt worden war, und daß dies die Maſſen erbittert hatte. Am 
Abend des 5. Mai war auf's Neue ein kleiner Tumult, bei welchem der 
Vorſteher des conſervativen Landwehr-Vereins, Paul v. Nimptſch, ſchwer 
gemißhandelt wurde. Auch an dieſem Tage rückte das Militär in die 
Stadt und verjagte die Menge. Am 6. Mai, an einem Sonntage, fand 
des Morgens 11 Uhr eine VBerfammlung der Wahlmänner ftatt, in wel 
her die Abgeorbneten Pflüder und Stein über die Gründe berichteten, 
welche vie Miniſter zur Auflöfung ver Kammer beftimmt hatten. 6 
wurde von der VBerfammlung die Reichsverfajjung als giltiges Geſetz an 
erfannt und zugleich beſchloſſen, den Meagiftrat zur Ausfchreibung eines 
Städtetages für ganz Schleſien aufzufordern. Gegen den letzten Beſchluß 
proteftirte die äußerste Yinfe. Sie wollte nichts mehr von Anträgen und 
Adreſſen willen. Nachmittags 4 Uhr follte eine Volksverſammlung im 
Schiefwerter fein, fie war jepoch verboten worden und die Menge wurde 
dadurch und durch die allgemein verbreitete Nachricht, daB wegen Abjen- 
bung eines Theil® ver Garniſon nah Dresden eine beftimmte Orbre ger 
kommen jet, noch mehr aufgeregt. Ein Theil ver zu der VBerfammlung 
zufammen gefonmenen Menfchen zog mit einer rothen Fahne in ven 
Straßen herum; diefelbe wurte jedoch ſehr bald von Gensparmen abge: 
nommen. Das Militär befeßte vie Stadt. Barrifadenbau wurde ver: 
jucht, aber nicht vollentet. Bon beiden Seiten wurde von der Schuß: 
waffe Gebrauch gemacht, jeroch verlief fich die Menge fehr bald. — Ber 
geblicdh war man bemüht geweien, die Thüren ver Magpalenenthürme zu 
öffnen, um turn zu läuten. Am andern Tage waren die Straßen vom 
Morgen an belebt. An ven Straßeneden befand ſich ein Plakat des 
Magiftrats, welches zu gefeglichenm Verhalten aufforderte; das Militair 
bejegte Die wichtigjten Poſten, namentlich das Zeughaus und alle Brüden 
ließ aber die Maſſen ungeftört zuſammenkommen. Unter venjelben hatten 
ſich Bürgerwehrmänner eingefunden, und es war das Gerücht verbreitet, 
die fuspendirte Bürgerwehr wäre von ihrem Führer, Dr. Engelmann, zue 
fammenberufen worden. 

Segen 5 Uhr begann man Barrifaden zu bauen. In verfchiedenen 
Straßen entjtanden dieſelben, ohne daR jie jedoch vertheidigt wurben. 
Dagegen wurden bie Truppen, melde die Straßen durchzogen, von ven 
Dächern mit Steinen und Ziegen geworfen und aus ven Fenſtern er- 
folgten Schüffe. Nur eine Barrifade auf der Nicolaiftraße wurde ver- 
theidigt. Die Schüffe aus den Hänfern mehrten fid und wurden vom 
Militär erwitert. Die Kämpfe dauerten während des erjten Theile ver 
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Rathe ver ſtädtiſchen Behörden gefolgt hätte und die Truppen erſt nah 
Verlauf einiger Tage eingerücdt wären. Die Aufregung würde fid) fee 
bald gelegt und die Truppen fpäter, aller Wahrfcheinlichkeit nach, feinen 
Widerſtand gefunden haben. Die höheren Behörden teilten dieſe Anſich 
nit. Den 9. Mai rüdten ein Bataillon Infanterie, eine Eskadru 
Ulanen und zwei Stück Geſchütz in Elberfeld ein. Es war dies ein 
halbe Maßregel, welcher hauptfächlich die fpäteren Vorfälle zur Laſt p 
legen find: denn die Truppen waren zu ſchwach, um ernftlichen Aufftas 
abzumehren und doch genügend, um ihn hervor zu rufen. Wirklich wer 
anlaßte auch das Einrüden der Truppen neue Aufregung unter ver lau 
berubigten Bevölkerung. Man rottete fich zufammen und erbaute Bar 
faven. Das Militär ließ den Bau ruhig zu. Erſt als fpäter die Rabe 
richt Tam, daß man in das Rathhaus, in das Gefüngnig und in ie 
Haus des Oberbürgermeifters bringe, wurde der Befehl zum Angriff 
gegeben. Zwei Barrikaden wurden angegriffen, ein Offizier und me 
Soldaten fielen. Inzwiſchen Täuteten die Sturmgloden und aus ven be 
nachbarten Dertern kamen beveutenve Zuzüge. Um 3 Uhr des Morgens 
verließen die Truppen Elberfeld und zogen nah Düſſeldorf zurüd, weil 
auch dert Unruhen ausgebrochen waren. Elberfeld war nun wieder ohne 
Befagung. Dagegen mehrten fich in den nächftfolgenden Tagen die Zu 
züge. Sie kamen ver Stadt aus nahen und entfernten Dertern zu Hüfe. 
Sehr bald verbreitete fi) der Aufſtand über die Stadt hinaus. Im faſt 
allen Ortſchaften der Kreife Elberfeld und Solingen herrfchte vie höchſie 
Aufregung. Man bemächtigte fich des Zeughaufes in Gräfrath und aus 
ter Stapt Solingen wurde Hilfe nach Elberfeld gefendet. Nur Barmen 
verſchloß feine Thore, erklärte fich gegen jeden Aufruhr und erhielt mit 
feiner Bürgerwehr Ruhe und Ordnung. In Elberfeld felbft hatte fih 
bereite den 10. Mai ein Sicherheitsausſchuß gebiltet und zwar, wie ein 
Theil behauptet, um die Ordnung aufrecht zu erhalten, nach der Anſicht 
der Anderen dagegen, um die revolutionären Bewegungen zu unterjtügen. 
Dr. Höchſter, Körner, Hühnerbein u. }. w. gehörten dazu. Bon dem Ge 
meinverathe waren tiefem Ausichuffe noch vier Gemeindeverorpnete: 
C. Heder, Schlöffer, Blanke und Peters, fo wie aus der Bürgerfchafl 
der Staatsprocurator Heintzemann zugegeben worden. 

Zugleich hatte Der Semeinderath der Studtlaffe ven Auftrag ertheilt 
auf Die Anweifung ver von ihm gewählten fünf Mitglieder die erforder 
lichen Geldmittel auszuzahfen. Diefer Ausſchuß herrfchte volle acht Tagı 
und es gelang ihm, Ruhe zu erhalten, wozu allerdings die Bürgermeh 
mit beitrug. Sie hatte fich für neutral erflärt, falls es zum Kampfe mi 
dent Militär füme; weigerte ſich aber aub, die Waffen abzugeben, fi 
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Belagerungszuftand zu verjegen wünſchten und auf Schwert, Pulver und 
Blei ihre alleinige Hoffnung bauten, waren der Anficht, ein ſolches 
Gefeß ſei nicht nöthig gewejen: jeder, welcher ſich gegen die Obrigfeit 
auflehne, fei mit Gewalt zu vernichten, vie Macht, nicht das Gefeß habe 
in ſolchen Fällen zu entjcheiven, und die vorgefchriebenen Förmlichkeiten 
wären überflüſſig. Andere, welche Ruhe und Frieden um jeden Preis 
erjtrebten, priefen die Verordnung als eine weile Maßregel, welche bie 
alte Ordnung wieder zurücdführen werde. Auch wurde hervorgehoben, 
daß die Autorität der Negierung dadurch geftärft und die von ber com 
jervativen Partei ſehnlichſt gewünſchte Aenderung des Wahlgefeges möglich 
gemacht werde. 

Selbjt im Auslande wurde das Gefeg vielfach gelobt. ‘Der öfter 
reibijhe Gorrefpondent behauptete, „daß die Verordnung, welche dem 
revolutionären Unfuge energifch entgegen trete, eine Kraft und eine Ent- 
ſchiedenheit darthue, wie man fie feit ven Märzerrungenfchaften an Preußen 
nicht mehr gewohnt ei.“ 

Anders urtheilte natürlich die demokratiſche Partei. Sie bezeichnete 
das Geſetz als ein — „drakoniſches,“ als einen „Llegalifirten Terroris— 
mus“ und erinnerte daran, „daß bis jegt die preußifchen Staatsbürger 
gewohnt gewefen wären, niemals ihrem ordentlichen Richter entzogen zu werben 
Zwar hätte das Kanımergericht allein über Hochverrath zu urtheilen gehabt, 
aber viefer Gerichtshof fei ein feiter und bejtimmter, jeßt aber würden 
die Richter nach Belieben ausgewählt und Üffiziere zu Nichtern über 
Bürger gefeßt. Wie ehrenwerth auch der Offizierſtand fein möge, fo fei 
es ihm doch Pflicht, Partei zu nehmen. Anders fei c8 bei dem Richter. 
Ihm ſiehe nicht blos langjährige Erfahrung zur Seite, fondern die Un: 
parteilichfeit gelte in feinem Stande als höchſte Tugend. Ein Krieg 
gericht, welches feiner Mehrzahl nach von Offizieren befegt fei, würde 
nach jubjectiven Gefühlen entjcheiten, und ver würde ſchuldig fein, welcher 
einer andern Partei angehöre. Das Chrgefühl und Pflichtgefühl ver 
napoleoniſchen Offiziere ſei nicht minder ſtark als das der preußifchen 
gewefen, und doch habe e8 über Palm, Hofer und den Herzog v. Engbien 
Tovesurtbeile gejproden. Man möge ih nur ein Kriegegericht denken, 
welches im Jahre 1845 über Sylveſter Jordan geurtelt hätte. Der Tod 
durch Pulver und Blei wäre ihm gewiß gewejen, und doch habe vieler 
Mann in den Jahren 1848 und 1849 vofumentirt, daß er nicht bloß ein 
treuer Diener des Volks, ſondern auch des Fürſten fei. Unerhört fei 
auch, daß in Preußen im Frieden ein Zodesurtheil vollitvedt werben 
fönne, ohne daR es vom Könige bejtätigt werte, von welchem doch allein 
die oberjte. Rechtspflege ausgehe.“ Denen, welche jib in viefer Weije 
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abredet war, daß der Aufſtaud an allen Hauptpunkten des Eifel- und 
Moſelthals losbrechen follte; fie hatten fich jepoch getäufcht. ‘Die Bewohner 
Bernkaſtels ermannten fich und verjagten die Aufrührer. Zu denen, welche 
ver Theilnahme befhuldigt und gefangen genommen wurden, gehörte auch 
Dr. Grün, früher Abgeoroneter der Zweiten Kammer. Wittli und 
die Umgegend wurde auf einige Tage in Belagerungszuftand erklärt, 
terfelbe jedoch, noch ehe vie Genehmigung des Staatsminiſteriums einging, 
um deshalb wieder aufgehoben, weil die Truppenmajfen in jener Gegend 
fo angehäuft waren, daß es eines Belagerungszuftantes nicht bepurte. 

Binnen zwei bis drei Wochen waren ſämmtliche Tumulte, Exceife 
und Aufftände im Innern Preußens bewältigt, die Landwehrmänner, troß 
NE Widerftrebens und des Widerjtandes eingezogen, und die Mißvers 
gnügten und Widerſtrebenden unter die Fahne gebracht und durd) das 
ſtrenge Band ver Disciplin gefeffelt und von dem Willen ver Negierung 
abhängig gemacht. Zugleich waren die beiden wictigjten Hauptſtädte Der 
Nonarchie dur den Belagerumgezuftand bewältigt und vie Mafjen außer— 
halb derfelben durch ſchnelle und energifche Benutzung ver im Entjtehen 
niedergedrückten Aufjtände in Schreden gefeßt. Der Wille der Regierung 
wor für den gegenwärtigen Augenblid, trog der Aufregung ver Gemüther 
und ver feindlichen Gefinnung eines großen Theils des Volkes, allein und 
unbefhränkt maßgebend und fie Eonnte fogar ohne Beſorgniß für Die 
nähfte Zukunft einen Theil ihrer Macht gegen vie Infurgenten anperhalb 
Breußend verwenden. 
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als Rebellen zu bezeichnen, denen, wenn fie gegen das Vaterland rebelliren, 
der Eid nicht zu halten fei. Zugleich wurden die Soldaten daran erinnert, daß 


treten, ja — bört es, wadere deutſche Krieger — man treibt den ſchwarzen Berrath fo 
weit, Eure rühmlich getragenen und geführten Waffen im Dienfte bes rufflfchen Des 
potismus zu befleden. Soldaten! Wir Vertreter von Millionen Deutfchen aus allen 
Gauen des Vaterlandes, wir fragen Euch: werbet Ihr es bulden, daß Fürſten uab 
Minifter, welche das Geſetz der Nation mit Füßen treten, Euch gegen Eure Brüber ab 
Väter hetzen? Nein! Ihr werdet Cure Ehre, Eure Baterlanbsliebe höher ſtellen, als 
die Laune und Willkürherrſchaft ver Fürſten und Peiniger des Bolles! Ihr werbe 
dem Willen der fouveränen dentſchen Nationalverfammlung gehorchen, welche baB ge- 
fammte Bolt und fomit auch die Soldaten, anfgeforbert hat, die Keicheverfaflung zur 
Anerkennung und Geltung zu bringen. Coldaten, Ihr habt geichworen, dem Yürfes 
und dem Baterlande. Wenn aber ein Fürft gegen das Baterland rebellirt, fo darf in 
der Bruft des braven, ehrliebenden Kriegerd nur der wahre Eid, der höchſte Eid für 
das Vaterland lebendig bleiben. Erwägt es wohl, dentſche Krieger! Wenn Ihr gegen 
die Reichsverfaffung kämpft, wenn Ihr Euch an den Vertbeidigern berfelben vergreift, 
jo vergreiitt Ihr Euch an Euch ſelbſt, fo wühlt Ihr in Euren eigenen Eingeweiden. 
Wollt Ihr nicht jelbft freie Männer werden? Nun wohlan! Etreitet für bie deutſchen 
Grundrechte, welche den beutfhen Soldaten erft zum freien Menfchen maden. Wer bat 
den Eoltaten auf ewig von Dffizierftande fern gehalten? Der alte fürftlide Abfolutie 
mus, welcher jeßt mit unerbörter Frechheit fich wieder erhebt, und babei anf Eure Hilfe 
zahlt. Wer bat anf Euch die Schniach geladen, daß Eure Invaliden hungernd vor ben 
Thüren betteln müflen? Das alte Regiment der Junker und Schreiber. Jett aber 
bat aud für Euch die Stuude der Befreiung gejchlagen. Die Reichsverfafiung befühigt 
Euch, zu allen Ehrenftufen anfzufteigen, fie giebt Euren Invaliten Ehre und Brot, fe 
gewährt Euch alle Freibeitsrechte, welche Eure bürgerlichen Mitbrüber befigen. Darum, 
deutfche Soldaten, wendet Eure Waffen nicht gegen Eure Brüder, fonbern kämpft für 
die heilige Sache der ganzen Nation. Nur im Felde gegen ben äußeren Feind wachen 
Eure Lorbeer, aber Schimpf und Schande dem, weldyer den BVBertheidigern bes Geſetzet 
entgegen, bie brutalen Befehle hochverrätheriſcher Oberen vollzieht. Gedenket Eurer 
Kameraden in Würtemberg und Sachſen und folget ihrem ruhmvollen Beilpiele! Lie 
haben fich nicht erniebrigen wollen durch Feindſeligkeit gegen die Freiheit, fie haben fid 
verdient gemadht um das YTaterland. Und das ganze beutiche Bolt jubelt ihnen zu! 
So thuet denn desgleihen! Ihr insbefontere noch, preußische Lanbwehrmänner, erflärt 
überall, was Eure edlen Kameraden zu Eiberfeld und Crefeld ertlärt haben: daß fie 
der Nationalverfammlung und ber Reichsverfaffung Gehorfam Teiften werben. Deutfche 
Krieger! Höret die Stimme des Vaterlandes Es rufet Euch, es erwartet auch von 
Euch feine Rettung ES wird denen fluchen, welche brubermörberifch ihre Waffen ent 
ehrten, es wird aber die ſegnen, melde zum Volke ftanden. Hört es, deutſche Krieger, 
und thut, was Ehre, Freiheit und Baterland fordern!“ 
Frankfurt a.M., den 6. Mai 1849. 
Der Congreß ſämmtlicher März-Bereine Dentfchlande, 
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Solche Leute konnten nur durch Stod und Furt vor Spießruthen ge 
zogen und feitgehalten werden. Aber auch für die Inländer war der Stod 
das Mittel ver Disciplin und fiel dies um jo weniger auf, als ja aud 
den Gutsherrſchaften das PBrügeln ihrer Untertanen geftattet war. Eine 
in diefer Weife zufammengefegte Armee konnte in Friedenszeiten nicht 
durch Yiebe zum Herrjcher und zum Lande an die Fahne gefeifelt werben, 
wohl aber band in Striegszeiten der Ruhm und brachte Soldatengeift in 
die Armee und fomit auch in das zufammengeworbene Gefindel. Indbe 
fonvere zeigte jich dies in dem fiebenjährigen Kriege, wo die preußiide 
Armee zum Theil durch Nationaljtolz, zum Theil durch Yahnenftolz ge 
hoben und dadurch fähig wurde, jo Großes zu verrichten, und wo daher 
auch ver Offizier dem Soldaten näher trat. Mit dem Frieden un 
namentlich nach vem Tode Friedrich des Großen hörte dies auf. Nur 
der Zwang und ver Gorporalitod, fowie die Furcht vor dem brutalen 
Spießruthenlaufen bielten die Menge zufammen, weldhe um fo roher war, 
als ihr ver wohlhabende Bürgerjtand gänzlich fehlte und zwijchen ihr und 
und dem Offizierftanve eine jo große Kluft beftand. Wenn auch Einzelne 
der Offiziere noch fo ungebilvet fein mochten, fo waren fie doch immer 
im Berhältniffe zu der Rohheit und der Unwiſſenheit der gemeinen Sol 
baten al® intelligent zu erachten, und dieſer jo jehr verſchiedene Grad ver 
Bildung veranlaßte eine größere jociale Trennung zwiſchen Offizieren und 
Untergebenen, als die bloße militärifche Subordination und der junferlide 
Uebermuth bewirken konnten. 

Die Trennung wurde noch dadurd vermehrt, daß der Offizierftand, 
mit fehr geringen Ausnahmen, aus dem Adel ergänzt wurde, daher ſchon 
um deshalb eine beſondere Kafte bildete, und dieſer Kaftengeift in der 
Stellung zur Krone feine Unterftügung fand. Die bohenzollernfchen 
Fürſten waren faft ſämmtlich mit Yeib und Seele Soldaten. Tapfer, 
muthig und ehrgeizig febeuten fie den Kampf nicht und betrachteten ſich 
als Kampfgenoſſen ihrer Armee. Natürlich war, daß fie die Genoffen 
ihres Kampfes und Ruhmes an jich heranzogen und biefe zunächit ihre 
Freunde und VBertraute wurden, und dag dadurd der Soldatenſtand einen 
nicht umbeveutenden Einfluß auf die Regierung gewann. Diefe einfluß- 
reihe Stellung des Offizieritandes wirkte auf die Stellung des Adels 
zurüd. Da fi Erfterer falt ganz aus dem niedern und verarmten Abel 
ergänzte, jo erhielt gerade diefer einen Einfluß, wie in feinem anderen 
großen Staate, und es gejtaltete ſich das Eigenthümliche, daß in Preußen 
der arme Adel in jeiner Geſammtheit größere Bedeutung, als der hohe 
und reihe Adel erlangte. 

Die unglüdliben Ereigniffe in Jahre 1806 und 1807, eine natürs 
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Rathe der ftäptiichen Behörden gefolgt hätte und die Truppen erft nad 
Verlauf einiger Tage eingerüdt wären. Die Aufregung würde fich fehr 
bald gelegt und die Truppen fpäter, aller Wahrfcheinlichkeit nach, feinen 
Widerſtand gefunvden haben. Die höheren Behörden tbeilten dieſe Anficht 
nit. Den 9. Mai rüdten ein Bataillon Infanterie, eine Eskadron 
Ulanen und zwei Stüd Geſchütz in Elberfeld ein. Es war dies eine 
halbe Maßregel, welcher hauptfächlich vie fpäteren Vorfälle zur Laft zu 
fegen find: denn die Truppen waren zu ſchwach, um ernftlicden Aufftand 
abzuwehren und doch genügenp, um ihn hervor zu rufen. Wirklich ver- 
anlaßte auch das Einrüden ver Truppen neue Aufregung unter ver kaum 
berubigten Bevölferung. Man rottete fi) zufammen und erbaute Barris 
faven. Das Militär ließ den Bau ruhig zu. Erſt als fpäter die Nach— 
richt Fam, daß man in das Rathhaus, in das Gefüngniß und in das 
Haus des Oberbürgermeifters dringe, wurde der Befehl zum Angriff 
gegeben. Zwei Barrifaden wurden angegriffen, ein Offizier und zwei 
Soldaten fielen. Inzwiſchen Läuteten die Sturmgloden und aus ven be 
nachbarten Dertern famen bedeutende Zuzüge. Um 3 Uhr des Morgens 
verließen die Truppen Elberfeld und zogen nah Düſſeldorf zurüd, weil 
auch dort Unruhen ausgebroden waren. Elberfeld war nun wieder ohne 
Befagung. Dagegen mehrten ſich in ven nächjtfolgenden Tagen die Zu 
züge. Sie famen ver Stadt aus nahen und entfernten Oertern zu Hilfe. 
Sehr bald verbreitete fih der Aufftand über die Stadt hinaus. Im faft 
alfen Ortfchaften ver reife Elberfeld und Solingen herrichte die höchſte 
Aufregung. Man bemächtigte fich des Zeughauſes in Gräfrath und aus 
ter Start Solingen wurde Hilfe nacb Efberfeld gefendet. Nur Barmen 
verſchloß feine Thore, erklärte fih gegen jeden Aufruhr und erhielt mit 
feiner Bürgerwehr Ruhe und Ordnung. In Elberfeld felbft Hatte fi 
bereits den 10. Mai ein Sicherheitsausfchuß gebiltet und zwar, wie ein 
Theil behauptet, um die Ordnung aufrecht zu erhalten, nach der Anſicht 
ver Anderen dagegen, um die rewoluttonären Bewegungen zu unterftüßen. 
Dr. Höchſter, Körner, Hühnerbein u. j. w. gehörten dazu. Von dem Ges 
meinterathe waren tiefem Ausfhuffe noch vier Gemeindeverordnete: 
C. Hecker, Sclöffer, Blanke und Peters, fo wie aus der Bürgerfchaft 
ter Staatsprocurator Heintzemann zugegeben worden. 

Zugleich hatte ver Semeinderath der Stadtkaſſe den Auftrag ertbeilt, 
auf die Anweifung ver von ihm gewählten fünf Mitgliever die erforver: 
(ihen Gelpmittel auszuzahlen. Diefer Ausſchuß herrichte volle acht Tage 
und c8 gelang ihm, Ruhe zu erhalten, wozu allerdings die Bürgerwehr 
mit beitrug. Sie hatte ſich für neutral erklärt, falls es zum Kampfe mit 
ben Militär fäme; weigerte fih aber auch, die Waffen abzugeben, fie 
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nd zwar bie leßtere umfomehr, je treuer fie den Principien blieb, welche 
on dem Offiziercorps vertreten wurden. 

Der Geift des Offiziercorps war bis jegt auch ftetS der Geiſt des 
janzen ftehenden Heeres geweſen. Die Mehrzahl deſſelben gehörte den 
nieteren, minver gebildeten Ständen an und befand ſich in einem Alter, 
wo in diefen Ständen ver Jugend nod) wenig Gelegenheit geboten wird, 
die politiſchen Verhältniſſe kennen zu lernen und felbjtftändig darüber 
nachzudenken; wo alfo ver Einfluß, welchen die Offiziere ausüben, noch 
den größten Eindruck macht. Allerdings ftand der Unteroffizier zwijchen 
Offizieren und Gemeinen, aber wie auch der einzelne Unteroffizier denfen 
mochte, fo war er doch viel zu fehr durch das Band der Disciplin ge- 
feffelt und durch die Ausfiht auf die vom Wohlverhalten abhängige 
fünftige bürgerfihe Stellung geleitet, als daß er gewagt hätte, auf eine 
andere Weiſe als im Geiſte des Offizieritandes aufzutreten, und auf bie 
Gemeinen einzumwirfen. Daher fonnte e8 nicht fehlen, daß in ähnlicher 
Veiſe, wie der Offizierftand, auch die ganze Armee von confervativer 
Sefinnung durchdrungen wurde. Hierzu kam noch, daß die Armee durch 
die thörichten Angriffe der Demokratie ſchwer verlegt war. Dieſe hatte 
im Jahre 1848 den Mißgriff begangen, daß fie dem Soldatenſtande auf 
das feindfichfte entgegen getreten war. Sie hatte ihn beleidigt, verjpottet 
und mit Schimpfwörtern überhäuft. Eine Folge hiervon war, daß fich 
der Soldat daran gewöhnte, die Demofratie, welche ihm fo feindlich gegen- 
über getreten war, zu haſſen und die Volksmaſſen, welche im Jahre 1848 
ter Demokratie angehörten, al® feine Gegner zu betrachten. Dieſes 
feindliche Verhältniß zwifchen ven Soldaten und der Demokratie war der 
teationären Partei höchſt erwünscht, und fie benußte es nicht blos, um 
die royaliſtiſche Geſinnung zu beleben, ſondern ſie beutete es auch in aller 
Veiſe aus, um die Kluft zwiſchen Volk und Soldaten zu vergrößern. 
Vvon dieſem Fehler der Demokratie war dieſelbe im Jahre 1849 abge— 
kommen und bemühte fie ſich umgekehrt, ſoviel in ihren Kräften ſtand, 
die Soldaten, d. h. Gemeine und Unteroffiziere, an fich zu ziehen; aber 
es gelang ihr nicht, das einmal Gefchehene wieder gut zu machen, und 
die Soldaten biieben nach wie vor ihre Gegner. 

Jedenfalls war damals das ftehende Heer, — verlegt durch die 
Angriffe der Demokratie, angefpornt durch die Neaction, gelenft und be- 
herrſcht von dem jtreng royaliftifchen Offizierftanne und gefeſſelt durch 
die Bande ver Disciplin, — wahrhaft confervativ gefinnt, und die Re— 
gierung konnte mit Zuverſicht in allen Yagen, und wie ſich auch die Ver- 
tälniffe geftaften mochten, auf die Armee rechnen. 

Anders verhielt es ſich mit der Landwehr. Ihre Mannfchaft war 
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und ohne Opfer bewirkt wurde. Die Freifchärler gaben nad, verjpracen 
Elberfeld zu verlaffen und erhielten dafür 6000 Thaler zum Theil baar, 
zum Theil in Wechſeln auf Frankfurt. Ihr Anführer, v. Mirbach, ent 
fernte fih no in ver Nacht vom 16. zum 17. Mai, ihm folgten des 
Morgens jänmtlihe Freiſchärler. Sehr viele, unter ihnen auch v. Mir: 
bach und Hühnerbein wurden von den Yandleuten und Truppen gefangen. 
Noch in derjelben Yacht Löfte fih der Sicherheitsausfhuß auf. In dem 
jelben hatte bis zulegt Die gemäßigte Partei unter Höchfter und Hecker 
die Oberhand behalten. Den 17. Mai wurden die Barrifaden abgetra 
gen und die ſtädtiſchen Behörden übernahmen wieder die Leitung. Den 
19. Mai rückten Truppen unter dem Jubel der Einwohner in Elber 
feld ein. 

Schon am 16. Mai war ver Belagerungszuftand für Die Kreiſe 
Elberfeld und Solingen ausgeſprochen werten. Unter demfelben Tage 
war er aud über vie Kreife Hagen und Iferlohn verhängt worden. Da- 
jelbjt hatte man jich der Einziehung der Vandwehr widerjegt. Kiftafetten 
waren angehalten worden, das Zeughaus in Iſerlohn hatte man geplün- 
dert und bei Hagen einen Pulvertransport mit Beſchlag belegt. Iſerlohn, 
tejfen Bewohner durch Zuzüge VBerftärfung erhalten Hatten, wurde am 
17. Mai von den Zruppen mit Gewalt genommen, wobei der Oberjt- 
lientenant Schrötter fiel. Sein Tod reiste Die Soldaten zur Rache, und 
Viele von denen, welche mit Waffen ergriffen waren, wurden fofort er: 
hoffen. Das Militär Hatte zwei Todte, Die Gegner vierunddreißig. 
Hagen ergab fih ohne Widerſtand. Der Belagerungszuſtand wurde fehon 
nad Verlauf einiger Tage auf die Kreisſtadt Hagen und einige Aemter 
beſchränkt. 

In Düſſeldorf war am 7. Mai der Belagerungszuſtand ausgeſprochen 
worden, deſſenungeachtet kam es in der Nacht vom 9. zum 10. Mai zum 
Straßenkampfe, bei welchem man die Republik leben lief. Bis Mor— 
gens 5 Uhr dauerte der Rumpf. Fünf Soldaten und zwanzig Aufrührer 
jolfen dabei geblieben jein. 

Am meiſten Zindftoff war im Trierſchen, an der Grenze zwijchen 
der Rheinprovinz und Frankreich. Das Yanpwehrzeughaus zu Prüm war 
am 18. Mai von Bewohnern aus Trier und Wittlih, angeblich unter 
Yeitung des Arvocaten Schily, gejtürmt worden. Dev Wipderftand des 
Landwehr-Commandos war gering. Die Mannſchaft fenerte in vie Yuft, 
verließ ihren Major und legte zufegt ihre Waffen nieder. Inzwiſchen 
hatte ein Tffizier ein Remonte-Commando von 22 Ulanen berbeigerufen 
und Durch dieſe wurden die Aufrührer aus Prüm verjagt. 

Sie eilten nach Bernfaftel. Dort hofften fie auf Zuzug, indem ver: 
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abredet war, daß der Aufjtanp an allen Hauptpunkten des Eifel- und 
Moſelthals losbrechen follte; fie hatten fich jedoch getäufcht. Die Bewohner 
Bernfaftels ermannten fich und verjagten die Aufrithrer. Zu denen, welche 
ter Theilnahme befhuldigt und gefangen genommen wurden, gehörte auch 
Dr. Grün, früher Abgeoroneter der Zweiten Kammer. Wittlich und 
Die Umgegend wurde auf einige Tage in Belagerungszuftand erklärt, 
terjelbe jedoch, noch ehe die Genehmigung des Staatsminiſteriums einging, 
um deshalb wieder aufgehoben, weil die Truppenmaſſen in jener Gegend 
jo angehäuft waren, daß es eines Belagerungszuſtandes nicht bedurfte. 

Binnen zwei bis drei Wochen waren ſämmtliche Tumulte, Exceſſe 
und Aufftände im Innern Preußens bewältigt, die Yandivehrmänner, troß 
Des Widerftrebens und des Widerſtandes eingezogen, und die Mißver— 
gnügten und Wipverjtrebenten unter die Fahne gebracht und durd) Das 
jtrenge Band der Disciplin gefeffelt und von dem Willen ver Kegierung 
abhängig gemacht. Zugleich waren die beiten wichtigjten Hauptſtädte der 
Monarchie durch den Belagerungszuftand bewältigt und die Maſſen außer- 
halb verjelben durch ſchnelle und energifhe Benugung ver im Entſtehen 
niedergedrüdten Aufitände in Schreden gefegt. Der Wille der Regierung 
war für den gegenwärtigen Augenblid, troß der Aufregung der Gemüther 
und der feindlichen Gefinnung eines großen Theils des Volkes, allein und 
unbeſchränkt maßgebend und fie konnte ſogar ohne Beſorgniß für die 
nächjte Zufunft einen Theil ihrer Macht gegen vie Infurgenten außerhalb 
Preußens verwenden. 
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Statiftifhe und culturbiftorifhe Verhältniffe. 


Die Armee. Der Offizierfiand. Die Landwehr. Die Flotte Der Beamtenſtaud, feine 

politiſche Geſinnung und Stellung. Minifterium, Oberpräfidenten, Landräthe. Der 

Auftikalftand. Städtiſche Verhältniſſe. Schutzmänner. Begünftigung der Katholiken. 

Der Handelſtand. Der Handwerkerſtaud. Nothſtand der Gewerbe. Arbeiterſtand. 

Veränderungen in ber Gerichtspflege. Die erſten Schwurgerichte in Alt-Preußen und 

deren Verhandlungen. Die Rheinprovinz und deren Stimmung von 1815 bie 1850. 
Die Vertretung nach Außen. Das Kriegeminifterium. Der Staateetat. 


Zu einem richtigen Verſtändniß ‘der Ereigniffe im legten Jahre ver 
eriten Hälfte unſeres Jahrhunderts ift nöthig, auf die damaligen inneren 
jtaatlichen Zujtände einzugehen, dem nur dadurch ift der fchnelle Ueber: 
gang von der höchſten Aufregung, die an einzelnen Orten bis zum Ber: 
ſuch ver Empörung geftiegen war, zur Ruhe und Ordnung, von der Ohn— 
macht ter Regierung bis zu einer Macht, vie ohne Gefahr das wichtigfte 
Recht des Volkes, das Wahlrecht, ändern konnte, zu erklären. Hierzu be: 
darf es nicht einer umfajlenden Statiftif aller äußeren Erfcheinungen, 
ſondern c8 genügt eine kurze Darlegung der focialen Verhältniffe, wie fich 
foldye zu jener Zeit in ver Geſammtheit des Volkes und in deren einzels 
sen Beſtandtheilen entwidelt und geitaltet hatten. 

Ton frühefter Zeit an war der preußifhe Staat ein Militärftaat. 
Das fremde Herrichergefchlecht, namentlich der Kurfürft Frierrih I. be 
durfte ver Söloner, um ſich gegen den Adel ver Marken zu halten und 
ven Raifer zu unterftügen. Als feine Nachfolger in ihrem Yande die volle 
Gewalt erlangt hatten, wurden fie durch Ehrgeiz, Friegerifhen Muth und 
Bewußtſein ihrer geiftigen Kraft zur Vergrößerung ihres Ländergebietes 
getrieben. Hierzu war ein Heer nöthig und wurde ber Beſtand beffelben 
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es vollſtändig war, 575,362 Mann betrug, eine Macht, die wohl berech 
tigt war, in die Gefchide Europa’s einzugreifen, und won der Friedrich 
Wilhelm IV. mit vollem Recht jagen konnte, „daß ber preußifche Schild 
und Das preußifche Schwett Deutfchland ſchützen würden.“ 

Die Armee war damals in neun Armeecorps getheilt, wovon eins 
das Gardecorps war. Bei einem jeden Armeecorps ftand dem comman- 
direnden Generale ein Generalftab zur Seite. Die Generalcommandes 
befanden fih in Berlin, Königsberg, Stettin, Magdeburg, Pofen, Bredlan, 
Meünfter und Goblenz. Inter dem Generalcommando von Poſen ftan 
ein Theil von Nieverfchlefien. Zu jedem Armeecorps gehörten zwei Dive 
fionen des ſtehenden Heeres, ein Artillerieregiment, eine Pionierabtheilung 
ein oder zwei Jägerbataillone, ein Reſerveregiment und ein comıbinirtet 
Refervebataillen. Jede Divifion hatte eine Infanterie-, Cavallerie⸗ und 
Landwehrbrigade. Die beiden erjteren bejtanden aus je 2 Negimentern, 
die Yanpwehrbrigate aus 6 Bataillonen und 6 Cavallerie-Schwadronen. 

Zur Erhaltung ver Armee bedurfte es nach dem Etat von 1849 
25,811,007 Thaler. Zu den außerordentlichen Ausgaben für ven Bau 
und die Unterhaltung der Feſtungen, jedoch ohne Ulm und Raftadt, waren 
1,037,428 Thaler ausgefekt. 

Was die einzelnen Poften des Militärbudgets betraf, jo waren bie 
Befolvung und die Büreaukoſten des Kriegsminifteriums auf 248,208 Thlr. 
berechnet. Für Infanterie, Jäger und Halbinvalidenfectionen betrug bie 
Beſoldung 5,490,867 Thaler, für Cavallerie 1,831,298 Thaler, für die 
Artillerie 1,310,040 Thaler, für die Pioniere 109,232 Thaler, für die 
vVandwehr 831,447 Thaler, für die Armeegensparmerie 23,911 Thaler, 
für vie Invaliden 153,030 Zhaler; die Geſammtſumme betrug alſo 
9,749,825 Thaler. 

Zu ter Generalität gehörten 90 Generale und 26 im Generalftabe 
ſtehende Oberften. 

Ein Generalmajior erhielt jährlich 3000 Thaler, ein Generallieutenunt 
4000 Thaler, ein General der Infanterie oder Kavallerie 6000 Thaler, 
ber Kriegeminijter eben jo viel, und außerdem noch 5000 Thaler Zulage. 
Jeder Corpscommandeur befam 5000 Thaler Zulage. ‘Der Gehalt ves 
Chefs des Generalſtabes und des Generalinfpecteurs der Artillerie betrug 
einfchließlich der Dienjtzulage 6000 Thaler. Der Generalinfpecteur des 
Ingenteurcorps hatte an Gehalt und TDienjtzulage 8000 Thaler zu be 
fommen. In Berlin wurten ben Gouverneur 4000 Thaler, in Könige 
berg und Breslau 4500 Thaler und in Yuremburg 7,600 Thaler gezahlt. 
Tie Dienjtzulage eines Divifionscommandeurs betrug 1,200 Thaler, bie 
eines Brigadecommandeurs 300 Thaler. Die Generaladpjutanten des 
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welche dafür hielten, Preußen ſei nicht im Stande, ein großes Landheet 
und eine Marine zu unterhalten, und dürfe, wenn es fein Anjeben als 
Großmacht bewahren wolle, fein Landheer nicht Schwächen, fondern müſſe 
vie Geldmittel lediglich auf leßtercs verwenden. Auch waren nicht Wenige, 
welche nicht blos der Gründung ver Marine widerfpraden, fonvern and 
ten ganzen Militäretat tadelten und Verringerung des Heeres verlangen : 
Preußen — fo meinten fie — fei feine Großmacht und dürfe nicht zum 
Nachtheil feiner Unterthanen nad dem Scheine einer Großmacht ftreben, 
ver Etat für das Militär fei viel zu hoch, da die Gefammtausgaben fir 
die ganze übrige Verwaltung nicht wiel höher als die für das Militüt 
wären. Die Folge hiervon fei, daß fo wenig für die Cultur des Landes 
gethan werte, und daſſelbe auch won feinen Kriegsſchulden nur erleichtern, 
nicht befreit fei; 35 Iahre des Friedens wären vwerftrihen, und neqh 
immer beſtänden Die alten Klagen, ja fie wären fogar in noch erhöhteren 
Grade gerechtfertigt. In der Provinz Preußen, namentlich im Regierungk 
bezirfe Gumbinnen, wäre der Verkehr durch den Mangel ver Chauffeen fa 
ganz gehemmt, die Eifenbahnen würden nur fpärlich erbaut und bie Ober, 
ein Fluß, ter für drei Provinzen jo wichtig fei, wäre ganz unregulint 
geblieben; andererſeits fei der fpärliche Gehalt ver Lehrer nicht erhöht 
worden, der Gehalt des Nichterftandes wäre im Verhältniß zu Dem theu— 
ven Vebensunterhaft feiner Stellung unwürdig und Salzmonopol und 
Staatslotterie, beides dem Lande fo nachtheilige Einrichtungen, könne man 
noch immer nicht entbehren. Denen, welche folche Anklagen erhoben, jegte 
man entgegen, c8 jei zwar richtig, noch manche Verbeflerungen hätten er 
folgen müffen, aber immerhin fei viel gethan worden. Was namentlid 
vie Eifenbahnen betveffe, jo wären fchon im Jahre 1843 fehs Millionen 
Thaler behufs Betheiligung des Staates am Anlagecapitale bewilligt und 
feit vem Jahre 1843 wären alljährlich 500,000 Thaler und vie Diebr: 
einnabme aus dem Salzmenopole gegen das Sahr 1843 zu einem fort 
laufenden Fond behufs Beförderung dee Eifenbahnbaues gegeben werten. 
Ebenſo könne die Provinz Preußen nicht Flagen, denn wenn ach früher 
für diefelbe nur wenig verwendet worden fei, fo würde doch gerade jekt 
für ihre Chauffeen Tas Meifte bewilligt. An die Nerbejferug tes Ge— 
haltes der Schullchrer denke man emftlid, und ver Richterſtand fei im 
Ganzen durch Die neue Organiſation mit befferen Gehältern bedacht worden. 
Altes könne man freilich nicht auf einmal thin, und am allerwenigften fei 
die gegenwärtige Zeit angethan, um Millionen für die Regulirung ver 
Oper auszugeben und wictige Einnahmequellen, wie das Salzmonopol 
und die Stantelotterie, fir immer aufzuheben. Wie dem mın ober aud 
fei, ſo bedürften doch diefe großartigen Verbeſſerungen beveutender Mittel 
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nad Außen Machtftellung zu erlangen. Zur Aufrechtbhaltung ver Ruhe 
und gefeglicher Zuftände im Imnern hatten bis 1848 das ſtarke und ge 
achtete Beamtenthum und der den deutſchen Volksſtämmen eigenthümlide 
Sinn für Ordnung und Gefek genügt. 

Das Beamtenthum war e8 auch jet, deifen Einfluß und Macht be 
nugt wurde, um die inneren Zuſtände zu beruhigen und bie revolutie 
nären Gefinnungen zu unterprüden. 

Bon frühefter Zeit an war die Politif der Hohenzollernfchen Fürften 
dahin gegangen, die Rechte ver bevorzugten Stände, welche ihnen mit fo 
vielem Uebermuthe entgegengetreten waren, zu verringern. Faſt in allen 
Ziveigen des ftaatlichen Lebens wurte die Selbftregierung der Unterthanen 
befchränft und aufgehoben, die Stänte, wie in Oftpreufßen, fogar mit Ge 
welt unterdrüct, oder wie in der Mark feit 1653 nicht mehr zufammer 
berufen und tie Städte ganz von ver Regierung abhängig gemacht. Eine 
Folge hiervon war, daß die Fürften, welche nicht allein regieren Tonnten, 
zur Ausführung ihres Willens Beamte bevurften, welche in hierarchiſcher 
Gliederung von den Willen des Herrſchers abhängig waren. Die frühe⸗ 
ven Beamten der Stände und Städte fuchte man daher in folche zu ver 
wandeln, welche allein aus der Machtnolffommenheit des Fürften herrer: 
gegangen waren und allein fein Intereſſe vertraten. 

Zum größeren Theile wurde Das höhere Beamtenthum aus vem And 
genommen.*) Der Adel, foweit er nicht dem Soldatenftande angehörte 
und doch Einfluß, Anjehen und wohl auch Geld ver patrtarchalifchen Selbfl- 
ſtändigkeit des Gutsbeſitzerſtandes vorzog oder durch ärmliche Verhältiſſe 


*) Wenn Sybel in feiner Schrift Über die Entwickelung ter abſoluten Monarchü 
in Preußen von der Civilverwaltung Friedrich Wilhelms I. behauptet, Daß fie ganz und 
gar nicht fendal und in ihrem Perfonale vorwiegend aus bürgerlichen Mäunern gebildel 
gewefen, fo bezieht fich Dies eben nur auf diefen wahrhaft bürgerlichen König. Die 
Minifter Ilgen, Bartholdi, Marfchall, Boden, Creutz, Coccejus, Katſch, Viebahn u. ſ. w 
waren fänmtlich bürgerlicher Geburt und das Generaltirectorium, die höchſte Behoörde 
des Pandes, hatte cbenfalls mehrere blirgerliche Mitglieder. Dies änderte fi num abe 
mit dem Regierungsantritte Friedrich des Großen, welcher grundſätzlich die höheren 
Peamtenftellen, wenn irgend möglich, dem Noel anvertraute. Männer, wie Michaeli 
welder Staats- und Finanzminiſter war, und Colomb, Präfident der Kammer in OP 
fricelaud, waren Ausnahmen. 

Friedrichs Neffe und Nachjelger theilte feine Anficht und wurden die Talente zwar 
benutzt und auch GOünſtlinge, wie Wöllner, hervorgehoben, aber ftet waren dies am 
Ausnahmen md bei einer Wahl zwiſchen Adligen und Bürgerlichen erhielten Die Erferes 
den Vorzug and oft zwar auch Dann, wenn bie Leiftungen der Adeligen minder bedat 
tend waren. Nur im königlichen Kabinete war der Birgerfinud bevorzugt. Selbit unter 
Friedrich waren alle Cabinetsräthe bürgerlich) und erinnere ih an Schumacher, Eid, 
Yautenfad, Stellter, Wafferfchleben, Müller, Köper, Beyer, Laspeyres. 
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Armeereferve, durch welche allein das Heer im Falle eines Krieges auf 
225,550 Mann gebracht werden fonnte. 

Neben dem ſtehenden Heere beftand die Yandwehr. Nicht neu war 
in Preußen die Idee, Daß Das ganze Volk zur Vertheidigung feiner 
Grenzen verpflichtet fer. Schon vor Friedrich Wilhelm I. beftand cine 
Landmiliz, welde jedoch im Yaufe des vergangenen Jahrhunderts einge 
gangen war. AS nun die Schlacht bei Nena und tie ſchmähliche Ver: 
nichtung des Heeres eine neue Armeeorganifation nöthig machte, und Pie 
allgemeine Militärverpflichtung beſchloſſen wurde, gewann man die Lieber: 
zeugung, daß die Einführung einer Landesmiliz aufs Neue nöthig fei. Mit 
ter allgenteinen Militärpflicht war ein bleibenver Dienſt ımvereinbar, ta 
ja dent Lande nicht alle Kräfte entzogen werten fonnten. Nur eine be 
ftimmte Zeit fonnte fih ver Militärpflichtige den Dienſte wirmen und 
dem ſtehenden Heere angehören, wohl aber mußte er auch noch fpäter für 
den Krieg bereit und dienftfähig fein. Vielfach hatte man geſchwanlt, in 
welcher Weife dieß zu erreichen fei. Ztein*) verlangte militärifche Er 
ziehung und Anftellung von Erereirmeiftern bei den Schulen. Gnueiſenau 
war ver Meinung, daß dieſe militärifche Erziehung durch die Miliz er 
folgen und aus ihr die Yinie herausgenommen werten follte. Scharnberft 
und Clauſewitz forderten militäriſche Bildung dur die Pinie. Neben ihr 
jollte vie Miliz beſtehen; nad Scharnhorſt's Wunſch ohne Beſoldung un 
mehr in der Art, wie tie frühere Landmiliz, während Claufewig vie Miliz 
in Landwehr und Yanpfturm ſchied, jene während des Tienftes beſolden 
und im Kriege dem Heere anſchließen, den Landſturm aber nur zum 
Schutze des Landes gebrauchen wollte. 

Mit Clauſewitz in der Hauptſache übereinſtimmend, hatte Bonpen 
13:3 und 181-4 vie Landwehr erjten und zweiten Aufgebots und ven 
Landſturm eingeführt. Zum Nufgebote ter Yanpwehr gehörten alle die, 
welche bereit gerient batten, aber nicht mehr beim ſtehenden Heere 
ſtanden, und zwar waren Diejenigen, welde noch nicht das 32. Fahr voll 
endet Hatten, beim erſten Aufgebote, währene Tech die Männer vom 
33. bi8 zum Beginn des 40. Jahres zum zweiten Aufgebote zu ftellen 
hatten. Das erſte Aufgebot kam in Friedenszeiten des Jahres einmal 
zwei bis vier Wochen zu Uebungen zuſammen und hatte die Aufgabe, in 
Kriegszeiten das jtehende Heer zu vermehren. Die Wehrmänner des 
zweiten Aufgebots kamen nur zweimal im Jahre und zwar zu fogenmm- 
ten Controleverſammlungen zuſammen. Sie fellten während des Krieges 


*) Sybel, kleine hiſtoriſche Schriften © 46. 
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zeffen, jo wie der Widerſtand gegen das Disciplinargefeß gaben hierven 

den beiten Beweis. Anders verhielt es fih bei ven abminiftrativen Be 

hörben; denn wenn auch die Stellung des Beamtenthums und feine mar 

dur den königlichen Willen befchränfte Macht unverändert geblieben 

waren und weder Stände und fonftige Corporationen, noch Junkerthun 

und hoher Adel, ja felbjt nicht einmal die Hofpartei vermocht hatten, ſich 

feinem Willen zu widerfegen und feiner Macht ficgreich entgegen zu treten, 

fo Hatte fich doch der Geift, welcher einft das Beamtenthum befeelte, im 

Yaufe der Zeit geändert. Ein Theil der Beamten batte, treu feinen früheren 
Principien und in Folge der Webergriffe ver feudalen Partei, vie Ueber 
zeugung gewonnen, die abjolute Monarchie werde nur zu confervatinen 

und reactionären Zweden benugt und zur Erhaltung, Unterftüßung und 

Beförderung freifinniger Einrichtungen fei nothwendig, daß die abfolute 

Monarchie aufgegeben und eine conftitutionelle Verfaſſung bewirkt werte. 

Andere theilten in Folge ihrer Geburt, ihrer Stellung und ihrer Familie 
verhältniffe die Anfichten ver feudalen Partei und gehörte zu ihnen bie 
Mehrzahl ver von den Kreisftänden vorgefchlagenen, meiſtens aus ten 
anfäffigen Gut&befigern gewählten Yanprätbe. Auch fanden diefe Anfichten 
bei Vielen, welche nicht dem Adelſtand angehörten, Anklang und zwar um 
jo mehr, als fie von Oben herab fehr begünftigt und befördert wurden. 
Die bewährten Yeiter der Provinzen, wie Sad, Binde, Merkel, Schön 
u. ſ. w. waren theils tobt, theils entfernt und an der Spite des Staats 
ſtanden Rochow, Kamptz, Eichhorn und fpäter Graf Arnim und Uhden. 
Ihren Anfichten Hatten fich Viele aus Ueberzeugung, nicht Wenige aus 
dem Wunfche nach Beförderung angefchloffen. 

Die Märzrevolution hatte hinfichtlich des Beamtentbums wenig Aende 
rungen bervorgebradt. Sie hatte nicht blos vor der Krone, ſondern auch 
vor dem Beamtenthum Front gemabt. ‘Das Yektere war durch die Revo⸗ 
Intion überrafht worden; denn noch im erften Drittel des Monate 
März Hatte man fih ven Hoffnungen Hingegeben, vie revolutionäre 
Bewegung werde Preußens Grenzen refpectiren und in Diefen Hoffnungen 
war man getänfcht worden. ALS vie Revolution auch in Preußen au— 
brach, als der Straßenfampf in Berlin begonnen batte, und faft keine 
Stadt im Staate war, wo fich nicht Die Bewegung gezeigt hätte, da jchien 
anf einmal vie Macht des Beamtenthbums zufammen zu bredhen.*) Et 


— — — — — 


*) Einer der bravſten Veamten und ein vor und nach dem März 1848 treuer Ar 
banger bes königlichen Haufes, der Cherlandesgerichts:Chei-Präfident Kuhn fagte dem 
Berfafler, als dieſer ihm die erſte Nachricht von der Beendigung des Kampfes in Berlu 
und von ber Ansſöhnnng zwifchen König und Volk brachte: „Was Hifft es, ein König, 


104 Flotte. 


welche dafür hielten, Preußen ſei nicht im Stande, ein großes Landheer 
und eine Marine zu unterhalten, und dürfe, wenn es fein Anſehen als 
Großmacht bewahren wolle, jein Landheer nicht ſchwächen, fonbern müſſe 
tie Gelpmittel lediglich auf leßteres werwenten. Auch waren nicht Wenige, 
welche nicht blos ter Gründung der Marine widerfprachen, ſondern aud 
den ganzen Mifitäretat tabelten und Verringerung des Heeres verlangten. 
Preußen — fo meinten fie — fei feine Großmacht und dürfe nicht zum 
Nachtheil feiner Untertbanen nah dem Scheine einer Großmacht ftreben, 
der Etat für das Militär fei viel zu bo, da die Gefammtausgaben für 
Die ganze übrige Verwaltung nicht wiel höher als vie für das Militär 
wären. Die Folge hiervon ſei, daß fo wenig für die Cultur des Yandes 
gethan werde, und daffelbe auch von feinen Kriegsichulden nur erleichtert, 
nicht befreit fe; 35 Jahre des Friedens wären verſtrichen, und neh 
immer beſtänden tie alten Klagen, ja jie wären fogar in noch erhöhterem 
Grade gerechtfertigt. In der Provinz Preußen, namentlich im Regierung 
bezirfe Gumbinnen, wäre der Nerfehr durch ven Mangel ver Chauffeen fait 
ganz gehemmt, die Eijenbahnen würden nur jpärlich erbaut und die Oder, 
ein Fluß, ter für drei Provinzen jo wichtig fei, wäre ganz unregulirt 
geblieben; andererſeits fei der ſpärliche Gehalt ver Yehrer nicht erhäht 
worden, der Gehalt tes Nichteritandes wäre im Verhäftniß zu dem theu— 
ren Yebensunterbalt feiner Stellung unwürdig und Sulzmonopol und 
Stautelotterie, beides dem Yante fo nachtheilige Einrichtungen, könne man 
noch immer nicht entbehren. Denen, welche ſolche Anklagen erhoben, fegte 
man entgegen, es ſei zwar vicbtig, noch manche Verbeſſerungen hätten er: 
folgen müſſen, aber immerhin fei viel gethban worben. Was namentlich 
vie Eiſenbahnen betreffe, jo wiren ſchon im Jahre 1843 ſechs Millionen 
Thaler behufs Yerheiligung Des Staates am Anlagecapitale bewilligt und 
feit vem Jahre 1843 wären alljährlich 500,000 Thafer und die Mehr— 
einnahme aus rem Salzmonopole gegen das Jahr 1843 zu einem fort: 
laufenden Fond behufs Beförterung dee Eifenbahnbanes gegeben Worten. 
Ebenſo könne die Provinz Preußen nicht klagen, denn wenn auch früher 
für diefelbe nur wenig verwendet worden fei, fo würde Doch gerade jekt 
für ihre Chauſſeen das Meifte bewilligt. An die Verbeſſerung Des &%- 
haltes der Schullehrer denke man ernſtlich, und der Nichterftand fei im 
Ganzen durd die neue Urganifatton mit befferen Gehältern bedacht worten. 
Altes köenne man freifich nicht auf einmal thun, und am allerwenigften fei 
bie gegenwärtige Zeit angetban, um Millionen für die Regulirung der 
Oder auszugeben und wictige Cinnahmequellen, wie das Salzmonopol 
und Die Staatslotterie, fir immer aufzuheben. Wie dem nun ober aud 
jei, jo berürften doch dieſe großartigen Verbeiferungen bedeutender Mittel 
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und ſolche könnten nicht durch Verringerung der dem Staate jo nöthigen 
Militärmacht, fondern allein durch Erhöhung der Steuern und zwar Durch 
Ausgleichung der Grundſteuer und Einführung der Einfommtenfteuer be= 
wirft werden. Noch wären Militäretat und Zahl der Soldaten faft ganz 
tiefelben, wie in den eriten Jahren nach dem Frieden, und doch habe bie 
Einwohnerzahl damals nur 10,346,150 betragen, während fie gegenwär.ig 
längſt 16 Millionen*) überfehritten habe. Mit ver Zahl der Einwohner 
jei auch der Wohlftand des Volkes und das Einfommen des Staates ge- 
ttiegen. Wenn daher der Militäretat früher zu ertragen gewejen, fo ſei 
er jegt viel leichter zu erſchwingen. Preußen bedürfe in Berüdfichtigung 
ber großen Heere feiner Nachbarländer im Welten, Often und Süden und 
bei feinen geftredten Grenzen, fo wie bei feiner Aufgabe für vie Zukunft 
eine® großen Heeres und man würde die Eriftenz des Staates bedrohen, 
wenn man das an fich nicht bedeutende ftehenve Heer verringern wollte. Die 
Loſten für die Armee wären übrigens in Folge ver Einrichtungen der 
Reſerve und. ter Landwehr beider Aufgebote und in Berüdjichtigung, 
- welche bedeutende Kriegsbereitſchaft exiftive, nicht Hoch und das Yand habe 
jih darüber nicht zu befchweren. 

So viel Wahrheit auch dieſe Entgegnung enthielt, fo beharrten doch 
tie Gegner bei ihrer Anficht, namentlich diejenigen, welche ftatt des ftehen- 
ren Heeres cin Vollksheer verlangten und welche behaupteten, Das gegen: 
wärtige Heer werte allein zur Unterdrückung des Volkes, zur Aufrecht— 
baltung feudaler Einrichtungen und zur Vermehrung ver Gewalt ver 
Krone unterhalten. Diefer Vorwurf war ungerebt und vie Motive zu 
ehr ang ten letzten fpeciellen Ereigniffen ver Gegenwart genommen. Die 
Armee war, wie fohon erwähnt, ihrer Zahl nach, lange wor 1848 vor: 
bunten, und bis dabin hatte wohl das Militär Heine Exceſſe befchwichtigt, 
aber ein wirklicher Aufſtand gegen vie Regierung oder auch nur eine 
Auflehnung gegen viefelbe war feit Jahrhunderten nicht mehr vorgekom— 
men, und wenn auch die Armce gegen eruſte Aufſtände des Landes ge— 
braucht werden konnte, fo war doch die im Yaufe der Jahrhunderte er: 
iefgte Vermehrung derjelben nicht gefchehen, um fie gegen ihre Mitbürger 
su benugen und durch fie beſtehende Verhältniſſe und Machtſtellung im 
Innern zu befeftigen, fonvern allein um das Yand zu vertheitigen und 

e)y Im Jahre 1815 umfaßte ter prenßiſche Stunt 46975", Quadrat Meilen mit 
10,346,150 Einwehnern. Durch ben zweiten Barifer Frieden, ſowie Durch den im Labre 
1331 erfolgten Anlauf der Herrichaft Fichtenberg "Kreis Et. Wendel) vermehrte ſich der 
Alächenraum auf 5083,87 nadrat- Meilen und betrug die Bevctlerung am Ende des 
Jahres 1849 ohne vie Fürſtenthümer Hohenzollern, 16,351,157. In ven Fürſtenthü— 
mern Hohenzollern waren 66,261 Einwohner. 
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wo es ſich nicht um einzelne Branchen, fonvern um das Geſammtintereſe 
des Staate8 handelte, ta war e8 das Gefammtminifterium unter dem 
Namen „Staatsminijterium”, welches in fich vie Mactansübung concen⸗ 
trirte und die Regierung des Landes bildete. — Neben dem Staat | 
minifterium hatte bis 1848 ein Staatsrath beftanven, welcher eine 
beratbende Behörde bildete und aus den Notabeln der Staatsdiener zu 
fammengefegt war, jedoch in den Jahren 1848 bis 1854, alfo aud im 
der Zeit, von welcher wir fprechen, nicht eriftirte. 

Das wichtigſte Minijterium in Bezug auf die Machtftellung ver 
Krone war das Minifterium des Innern, welchem zugleich die Polizei mit 
anvertraut war, und welches die ‚gefammte innere Yandesverwaltung zu 
leiten hatte. Unter diefem Minifterium jtanden zunächit die Oberprüß 
denten, welche für bie einheitliche Leitung der Provinzen zu forgen hatten 
und nicht blos dem Minifter des Innern, fondern auch den amveren 
Miniftern, foweit die Angelegenheit in deren Departement fiel, unter 
worfen waren. 

Die Provinzen waren nach ihrer Lage und ihren gefchichtlichen Ber- 
hältniffen eingetheilt; doch waren namentlich in den weftlichen Provinzen 
Landſchaften, welchen gejchichtliche Einigungspunkte faft ganz fehlten, zw 
ſammen gefchlagen worden. Andererſeits waren Xaudfchaften, wie bie 
Yaufig, nicht ohne politifche Abficht zertbeilt worden. ‘Der Oberpräjident 
hatte das Einbeitsprincip für die Provinz zu vertreten, und zwar jollte 
er eben jo wohl der Vertreter des Minifters in der Provinz, als ver 
Provinz beim Minifterium fein. Die wirklihe Verwaltung der Provug 
war den Regierungen anvertraut und der Oberpräfident nahm daran nur 
infofern Antheil, als er zugleih Präfivent einer der Regierungen wer 
und die Berichte der ſämmtlichen Regierungen durch feine Hand gehen 
nıußten. Bei den Regierungen war das Collegialſyſtem vorherrſchend. 
Da lie feine unmittelbare Executive auszuüben hatten, fondern ſolche ent 
weder durch den Oberpräfidenten oder durch die ihnen untergebenen Organe 
oder Sommifjarien ausüben ließen, fo bot das Collegialiyitem die Bor 
theile der gemeinſchaftlichen Berathung, ohne irgend einen Nachtheil zit 
fich zu führen. Diefe vor dem Jahre 1848 bejtandene Einrichtung hatte 
bis dahin feine Veränderung erlitten. Zwar hatte die octroyirte Ber 
faffung vom 5. December 1848 im Artikel 104 Kreis-, Bezirks: und 
Provinzialvertretungen in Ausficht geftellt, aber die Ausführung diejet 
Artifel8 der Verfaffung wurde auf die Zukunft verfhoben, und es wer 
dies um fo leichter möglich, al8 in vemfelben ausdrücklich beſtimmt wat, 
daß die Organifation der Erecutivgewalt des Staates dur Die neue 
Einrichtungen nicht berührt werben follte. Die Organe der Regierungen 
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zeffen, fo wie der Widerſtand gegen das Disciplinargefeß gaben hiervon 
ben beiten Beweis. Andere verhielt es fich bei ven adminiſtrativen Be 
hörben; denn wenn auch die Stellung des Beamtenthums und feine nur 
durch den königlichen Willen befehränfte Macht unverändert geblieben 
waren und weder Stände und fonftige Corporationen, noch Junkerthum 
und hoher Adel, ja ſelbſt nicht einmal die Kofpartei vermocht hatten, fih 
feinem Willen zu widerfegen und feiner Macht fiegreich entgegen zu treten, 
jo hatte fih doch der Geift, welcher einſt das Beamtenthum befeelte, im 
Laufe der Zeit geändert. Ein Theil ver Beanıten hatte, tren feinen früheren 
Principien und in Folge ver Ucbergriffe ver feudalen Partei, vie Ueber 
zeugung gewonnen, Die abjolute Monardie werde nur zu confervativen 
und reactionären Sweden benugt und zur Erhaltung, Unterftügung und 
Beförderung freifinniger Einrichtungen fei nothwendig, daß bie abfolute 
Monarchie aufgegeben und eine conftitutionelle Verfaſſung beivirkt werte. | 
Andere theilten in Folge ihrer Geburt, ihrer Stellung und ihrer Familien: 
verhältniffe die Anfichten der feudalen Partei und gehörte zu ihnen bie 
Mehrzahl ver von den Kreisftänden vorgefchlagenen, meiften® aus ven 
anfäffigen Gutsbefigern gewählten Vandräthe. Auch fanden dieſe Anfichten 
bei Vielen, welche nicht dem Adelſtand angehörten, Anklang und zwar um 
jo mehr, als fie von Oben herab fehr begünftigt und befördert wurden. 
Die bewährten Yeiter der Provinzen, wie Sad, Vinde, Merkel, Schön 
u. f. w. waren theils tobt, theil® entfernt und an der Spige des Staats 
ftanden Rochow, Kamptz, Eichhorm und fpäter Graf Arnim und Uhden. 
Ihren Anfichten hatten ſich Viele aus Ueberzeugung, nicht Wenige aus 
dem Wunfche nach Beförderung angeſchloſſen. 

Die Märzrevolution hatte hinsichtlich des Beamtenthungs wenig Aende 
rungen bervorgebradtt. Sie hatte nicht blos vor der Krone, fordern auch 
vor dem Beamtenthum Front gemacht. Das Yebtere war durch Die Revo 
Iution überrafht worden; denn noch im erften Drittel des Monats 
März hatte man fi ten Hoffnungen Hingegeben, die revolutionäre 
Bewegung werde Preußens Grenzen refpectiren und in dieſen Hoffnungen 
war man getänfcht worden. Als vie Revolution auch in Preußen aus 
brach, als der Straßenfampf in Berlin begonnen hatte, und faft feine 
Stadt im Staate war, wo fich nicht die Bewegung gezeigt hätte, da ſchien 
anf einmal die Macht des Beamtenthums zufammen zu bredhen.*) 68 


*) Einer der bravſten Veamten und ein vor und nad) dem März 1848 treuer An- 
häuger des königlichen Hanfes, der Oberlandesgerichts Chef-Präſident Kuhn fagte bem 
Berfafjer, al8 dieſer ihm die erfic Nachricht von der Beendigung de8 Kampfes in Berlin 
und von ber Ansſöhnnng zwifchen König und Volk bradte: „Was hilft es, ein König, 
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ringen Zahl der ländlichen Abgeoroneten die Kreis: und Provinzialver 
Sammlungen hatten dem Ruſtikalbewohner binnen 30 Jahren eine ander 
Stellung gegeben, aber immer war fein Stand noch der legte im Staats, 
und er konnte feinen Grund ermitteln, warum er der gutsherrlichen Peli- 
zeiverwaltung unterworfen, beim Kreistage nicht angemefjen vertreten mb : 
nicht gleiche Rechte mit dem Gutsherrn und den Stabtbevohnern haben : 
follte. Insbeſondere ftrebte er nach einer Gemeindeverfaffung. Bis dw | 
hin fehlte den Ruftifalbewohnern der alten Provinzen noch jede Gemeine 
verfaffung und jede geregelte Gemeinbeverwaltung. Die alten Geſete, 
welche zur Zeit der Erbunterthänigfelt galten, und nach denen der Yulk 
herr die Bauern regierte und feinen Willen der Erbunterthänigen neben 
ſich duldete, beſtanden noch fort, obwohl fi vie gutSherrlichen Reche 
durch die Aufhebung der Erbunterthänigfeit und dadurch, daß jeder ein 
Rittergut erwerben konnte, gänzlich umzgejtaltet hatten. 

Nur in den weftlihen Provinzen exiftirten Gemeindeorbnungen, 
und ziwar war in ber Rheinprovinz; auf Die wiederholten Anträge ber Pre 
vinzialftände durch die Verordnung vom 23. Juli 1845 eine allgemeine 
Organifation für Stadt und Yand gegeben worden, während Weftphalen 
ſchon unterm 30. October 1841 eine Landgemeindeordnung erhalten hatte. 
Für Schlefien war auf Petition der Stände in dem Landtagsabſchiede vom 
27. December 1845 eine gleiche Gemeindeordnung in Ausficht geftellt werten. 

Gegenwärtig war vie freifinnige Partei dahin einig, daß eine gleic« 
mäßige Grundlage für die innere Geftaltung ver Corporationen, welde 
die Organe des Staates bildeten, nothwendig fei und wurde dabei auf 
Artikel 104 der vetropirten Verfaſſung bingewiefen, welche das Princip 
ter Gleichmäßigkeit bereits zum Geſetz erhoben hatte. Hierbei bob man 
hervor, daß das Bewußtſein der Zufammengehörigfeit der verfchievenen 
Theile des Staates durch cine ſolche gemeinfchaftlihe Verfaſſung geſtärkt 
werde und es wünſchenswerth fei, daß die Gemeindeverfaffung die Grund 
lage ver politiſchen Rechte im Staute bilde. 

Entgegengefegßt wurde, daß Die Vermiſchung der Laud- und Stabt 
gemeinte, die Entfaltung jedes eigenthümlichen Lebens und die Selbft 
jtänpigfeit dev Gemeinden erfchwere und die beſtehenden Eigenthümlich 
feiten, vor welchen man Achtung haben müffe, verwifche. Land und Stadt 
wären ftreng gejchieren und zwar in Lebensweiſe und Lebensbedürfniſſen, 
in Sitten und Gebräuchen, in Kleidung und Sprache und vor allem varüı, 
daß in den Städten Hanudel und Gewerbe, auf den Yande Ackerbau 
vorberrfchend jei. Die Städte verlangten Repräfentation, auf dem Yande 
jei Xheilnahme aller Stiummberectigten üblihd. Dort fei ein celle 
gialifcher Vorſtand nothwendig, während hier ein Vorfteher genüge, welcer 
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polizeiliche Gewalt aus. Beſonders wichtig war das Berliner Polizei⸗ 
präſidium, an deſſen Spitze v. Hinckeldey ſtand, ein entſchloſſener, ener⸗ 
giſcher Mann, von ſtreng royaliſtiſcher Geſinnung und Feind jeder Be 
ſchränkung des Königthums und der Beamtenherrſchaft, gleichviel ob die 
Beſchränkung vom Volke oder vom Junkerthum ausging. Seine Gewalt 
war um fo beveutenver, als er unmittelbaren Vortrag beim Könige hatte 
und ale ihm das Corps der Schukmannschaft zur Ausführung feiner An 
ordnungen diente. Bis zu den Märztagen war die erecutive Polizei im 
Berlin nur ſchwach vertreten. Im Ganzen waren nur 60 Sergeanten 
Außervem waren neh Polizeicommiifjarien, die ſich aber meiften® in ihren 
Sefchäftszimmern befanden. Diefe geringe Zahl konnte nicht genügen, um 
Aufläufe zu unterdrücken und Anfängen ver Bewegung entgegen zu treten. 
ALS fich daher im Sommer des Jahres 1848 die Straßenexceſſe und Aup 
läufe in Berlin von Tag zu Tag vermehrten, wurde durch den damaligen 
Minifter Kühlwetter mittelft Cabinetsordre vom 23. Juli 1848 die Schu 
mannfchaft errichtet, welche über Ruhe und Sicherheit fowohl der Einzel 
nen als ver Hauptftabt im Ganzen wachen, anardifchen Verſuchen vor 
beugen oder felche, wenn fie zum Ausbruche fümen, im Keime vernichten 
follte. Sie beftand 1849 aus 1430 Mann und war allein für Berlin 
beftimmt. Sie war ein polizeiliches Inftitut mit ftreng milttärifchen Ein 
richtungen, namentlich mit militärifcher Suborpination. 1 Oberjt, 5 Haupt 
leute und 16 Yieutenants ftanden an der Spite. Ihr Dienft war bei 
Nacht und Tag. Die Koften für dieſes Inſtitut waren fehr bereutent 
und betrugen 1849 418,150 Thaler. So fehr geeignet nun aber aud 
diefes Inftitut war, um Aufregung und Bewegung im Keime zu erftiden, 
fo war c8 doch zu ſchwach, um im Jahre 1848 die durch ein halbes Jah 
aufgeregte Bevölkerung ter Hauptftadt zur Ruhe zu bringen und dei 
Bürgerwehr Widerftand entgegen zu fegen. Zu Beidem hatte man fid 
des Militärs und des Belagerungszuftandes bedient. Im October 1848 
waren große Zruppenmaffen in die Umgegend ter Hauptſtadt gezogen 
worden und im November hatten diefe Truppen in bedeutender Zahl 
Berlin befegt, ver Belagerungszuftand war verfündet und Wrangel de 
Obercommando anvertraut worden. Dieſer Belagerungszuftand dauert 
troß der heftigen Kämpfe in ver Zweiten Kammer und trog dem, do 
diefelbe das Staatsminifterium zur Aufhebung aufgeforvert Hatte, noch 
immer fort, und die Regierung hatte dadurch eine unbeſchränkte Mad 
erhalten. Niemand durfte Berlin betreten, der fich nicht legitimiren Tomte 
oder dem Regime unbequem war. An den Bahnen und Thoren ftanden 
Wachen, welche vie Kommenden ftreng controlirten; Verſammlungen hatten 
aufgehört, und diejenigen, welche die Handlungen der Regierung nidt 
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Berlin die Wichtigfeit dieſes Ortes für den jchlefiiben Handel, ver wurd 
Krakau nach Galizien und den Donauländern ging, auch nur geahnt hätte, 


Hierzu fan, daß Preußens Unterthanen. und deren Intereſſen an fremven 


Handelsplägen ſchwach und mangelhaft vertreten wurden. Bei tiefer 


gänzlichen VBernadläffigung des Handels war natürlih, daß ver Kan 


mannsjtand mit der Negierung nicht zufrieden war und conftitutionekle 
ASuftände wünfchte, Zuſtände, welche dem Vorbilde aller Hanvelsftanten, 
dem mächtigen England, feine Reichthümer verfchafft hatten. Er gehörte 
daher jchon bei dem Vereinigten Yandtage der Oppofition an und ftaw 
in den erften Tagen der Märzrevolution auf Seiten der Volksparti. 
Er hatte fih im Frühjahr 1848 der Hoffnung Hingegeben, recht bald zum 
Ziele feiner Wünfche zu gelangen und die Früchte der Errungenfchaften 
zu genießen, und wirklich batte es auch den Anjchein, als wenn gerade 
die Wiünfche des Handelsftandes in Erfüllung gehen würden. Schen 
unterm 17. April 1848 war ein Minifterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten errichtet und vo. Patow anvertraut worden. Don ibm 
und feinem Nachfolger Milde hoffte man, daß fie den Handel von poli 
zeitlichen und engberzigen Seffeln befreien und feine Intereſſen kräftig ver 
treten würden. Auch fühlte fich der Kaufmannsftand nicht wenig dadurh 
gehoben, daß endlich Männern aus feiner Diitte, wie Camphaufen, Hanfe 
mann, Milde und fpäter v. d. Heydt die höchſten Stellen des Lanze 
anvertraut wurden. 

Seinem Weſen nad wird ver Kaufmannsſtand ftet8 den Stilljtan 
verſchmähen und Die zeitgemäße Bewegung, die Gleichberechtigung mit ven 
bevorzugten Ständen und Die Selbitjtänvigfeit des Bürgerjtandes eritreben 


Die Märzerrungenſchaften wurden daber auch aus dieſem Grunde von ‘ 


ihm mit Freuden begrüßt; aber die Früchte, welche ihm dieſe Ereigniſe 
braten, gebörten ter Zukunft an, während er jehr bald bie bitteren de 
gen der fortdauernden Aufregung und ter Volksbewegungen empfand. 
Die zunebmenvden Unruben wirkten auf alle bürgerliben Verhältniſſe 
und ſchienen eine allgemeine Verarmung in Ausjicht zu jtellen. In Ber 
lin waren am 1. November 1548 49520 Wohnungen unbewohnt und dei 
war der Mierbepreis um 25 Procent berabgejunfen. In gleicher Welle 
waren die Wierben in Nroslau gefallen. Dagegen war ver Zinsfuß be 
deutend geitiegen, je Tag der Wertb der Grundſtücke in Berlin und Brek 
tan jaſt auf die Hälfte berabgerrüdt war. Tier Grund des Stegiend 
des ZJindſußed lag darin, Dar Hvrotbeken wäbrent unrubiger Zuftände 
ſchwer bewegliche Variere ſind und daber zu jeldwr Zeit nicht gejucht 
werden. Viele Haufer in Berlin waren ganz unbewebnt. Die unbe 
mieten Hausbeſitzer waren nicht im Ztante, Tiefe Rachtheile zu tragen, 


124 Fegünftigung der Katholilen. 


Nach vielen, Jahre lang dauernden Kämpfen gab das Miniſterium nad 
und zahlte als Entſchädigung für die fatholifche Kirche an den Fürſtbiſchof 
behufs kirchlicher Zwecke 180,000 Thlr. Nicht minder günftig für bie 
Katholifen waren tie von Yadenberg erlaffenen Verfügungen. In dem 
Keferipte vom 30. Mai 1849 ging man joweit, die Vorfchriften des ca- 
nonifchen Rechtes im Wiverfpruche mit dem Gejege vom 8. Mai 1837 
anzuerfennen und Demzufolge ven geiftlihen Obern die Beſetzung der 
erledigten Pfarrftellen für die Fälle zu überlaffen, wo der Patron das 
Wahl: und Patronatsrecht fir feine Perſon verloren Hatte. Ferner wurde 
im Referipte vom 1. Mai 1849 erklärt, daß die Einfanmlung freiwilliger 
Beiträge unter den Mitgliedern einer katholiſchen Kirchengemeinve zur 
Beftreitung ihrer kirchlichen Berürfniffe, namentlich behufs der Anjtellung 
eines nenen Geiftlichen lediglich von ver Eimwilligung der bifchöflichen 
Behörde abhängig und in Folge des Art. 12 ver Verfaffung die Erlaubniß 
der Stantsbehörbe nicht mehr nöthig fei. 

Durch dieſe und ähnliche Verfügungen fuchte die Regierung den in 
den Rheinprovinzen, Weſtphalen, Oberfchlefien und Weftpreußen jo mäch— 
tigen und einflußreicen Glerus zu gewinnen. Sie erreichte dieß um fo 
leichter, als verjelbe mit der octroyirten Verfaſſung, welche ihm felbft- 
jtändige Ordnung und Verwaltung feiner kirchlichen Angelegenheiten ge: 
währte, in hohem Grade zufrieden war und fein Wunſch dahin ging, daß 
endlich vie Berfaffung zur definitiven Annahme gelangen möchte und vom 
Könige beſchworen werte, und er jomit volle Freiheit und Unabhängigkeit 
feiner Kirche erlange. So fam es denn, daß fat der ganze katholiſche 
Clerus im August 1849 auf Seiten der Regierung ftand und feinen Ein 
flug anwentete, damit nach deren Wunſche vie Wahlen ausfielen. 

Nicht minder, wie ter fatholifche Clerus, wünjchte der größere Theil 
des Beſitzſtandes vie Aufrechthaftung der octroyirten Verfaſſung. Dan 
hatte ven Glauben, das Rolf habe nicht mehr die Kraft, feine Ansprüche 
burchzufegen und nach feinen Winfchen vie octroyirte Verfaſſung abzu— 
ändern, und man hielt dafür, daß die Reaction im Bewußtjein ber 
Schwäche ver Xolfspartei, weiter als das Meinifterium gehe und nad 
Pejeitigung ter Perfaffung und Beeinträchtigung Der Rechte des britten 
Standes ſtrebe. Einem folhen Gelüfte wollte man jelbft mit Opfern 
vorbeugen, und das Minifterium, fo lange e8 die Hauptprincipien ber 
Verfaſſung aufrecht erhielt, unterjtügen, nicht blos um Ruhe und Ordnung 
zurüchzubringen, fonvdern auch wm der Reaction einen Damm entgegen 
su ſetzen. 

Solche Anſichten wurden namentlich in ven Kreiſen der reicheren 
Kaufmannſchaft ausgeſprochen. Sie hatte zu einem großen ‘Theile eine 
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wurden. Man tudelte die Aufhebung, glaubte, alte Rechte dürften nid 
angetaftet werden und verlangte für gewiffe hohe Familien Exemtion. Zw 
gleich bob man hervor, wie eigenthümlich c8 wäre, wenn Obertribunale 
rihter vor Staptrichtern ihr Recht nehmen follten. Anvererfeits wieen | 
Biele darauf hin, man wolle vie Verordnung nur benugen, um mißliebige 
Richter zu verſetzen und unſchädlich zu machen. Endlich gab es aber nicht 
Wenige, die darauf aufmerkſam machten, daß der Richter noch immer 
Verwaltungsbeamter geblieben, daß Ihm Hypothekenbuch, Vormundſchaß, 
und freiwillige Gerichtsbarkeit nicht genommen wären und daß ein eit 
siges Appellationsgericht für jede Provinz genügt hätte und dies für bie 
Einheit des Rechtfprechens nur wortheilhaft gewefen wäre. Durch ſolche 
Einrichtungen würde es leicht gewefen fein, die Zahl der Richter zu dep 
mindern und dadurch ihr Gehalt zu vergrößern und ihr Anfehen 7 
erhöhen; denn das bisherige Gehalt entfpreche nicht mehr den Bedürf⸗ 
niffen der Gegenwart, den für Alles, was zum Leben nöthig fei, erhöhten 
Preifen und ver würdigen äußeren Stellung des Richterſtandes. Dee 
Yohn des gewöhnlichſten Tagelöhners fei auf das Doppelte geftiegen, 
während das Gehalt des Richters daffelbe geblieben wäre. Getadelt wurde, 
auch von denen, welche nicht dem NRichterftande angehörten, daß vie Mög! 
lichkeit ausgefchloffen fei, begabte und rechtsfundige Advocaten zu Mi 
glievern höherer Gerichtshöfe zu ernennen; denn die Gerichtshäfe wäre 
nicht der Richter, fondern des Volfes wegen eingefegt, und jene befüßes 
aber auch fein Privilegium auf Ernennung zu höheren Nichterftellen;, 
vielmehr wären die begabteften Nechtögelehrten, gleichviel ob Richter, 
Profefforen, Advocaten oder Staatsanwälte, zu Mitgliedern ver höher 
Gerichtshöfe zu ernennen. Dagegen ertönte damals nur fehr vereinyk 
ver Ruf nad) freier Advocatur und felbft die Befreiung von ter Beam 
tenquafität der Anwälte wurde nicht allgemein gefordert. Wohl abet 
rügte nıan, daß das Notariat nicht von der Advocatur getrennt fei. Te 
gleichen wurde ftreng getadelt, daß das Competenzconflictgericht nicht anf 
gehoben und ven Gerichten nicht überlajfen fei, felbft über ihre Kompe 
tenz zu entfcheiden. Am meijten hob man hervor, daß die Nechtepflege, 
wenn Die Ernennung der Richter von Könige ausgehe, allein von det 
Staatsregierung abhängig werde und eine gute, unabhängige Juſtiz nur 
dann möglich fei, wenn ein Theil der Nichter des höchften Gerichtöhefet 
aus ver Wahl der Kammern hervorgehe, wie folches ja altes deutſches 
Recht fei und bei verſchiedenen deutſchen Obergerichten noch heute vorkomme. 

Alle diefe Tadel waren aber nur vereinzelte; die Mehrzahl überfah 
in ihrer Freude über die Aufhebung der Patrimonialgerichte umd det 
erimirten Gerichtsjtandes, fowie über die Einführung der Schwurgerichte 


136 Beränderungen in der Gerichtspflege. 


anmwälte und Notare, Profefforen, approbirte Aerzte und diejenigen Beam 

ten, welche entwerer vom Könige unmittelbar ernannt find, over ein Ein 

fommen von wenigftens 500 Thalern jährlich beziehen und nicht auetrüd- 

ih ausgejchlojfen find. Der Landrath und in großen Städten wer 

Magiftrat follte die Lrlifte anlegen. Aus ihr follte der Regierungsprä— 
fivent 60 herauswählen und der PVorfigende des Schwurgerichte felte 

dieſe Zahl auf 36 rebuciren. Aus ven 36 Gefchworenen, von denen min 

deſtens 30 anwesend fein mußten, jollten 12 ausgelooft werben und ſowohl 

ter Staatsanwaltſchaft als dem Angeſchuldigten ein gleiches Recht der 

Ablehnung zuftehen. Der VBorfigende des aus fünf Richtern und zwäll 

Geſchworenen beſtehenden Schwurgerichtes follte die mündliche Verband 
(ung leiten, die Zeugen vernehmen, nach vorausgegangenem Plaidoyer dei 
Stantsanwalts und des Vertheidigers ein Nefume der Verhandlung geben 
und den Gefchworenen bie thatfählihen Fragen vorlegen, welche mit „Je“ 
oder „Nein“ zu beantworten find und mit ten Worten beginnen: . „IR 
der Angeklagte ſchuldig?“ Bei gleicher Stimmenzahl erfolgte Frei⸗ 
ſprechung und wenn fieben Stimmen gegen fünf das „Schuldig“ auf 
ſprachen, follten die Richter zu entfcheiden haben. Die Rechtsfragen wur 
den alfein der Entſcheidung der Richter unterworfen. 

Man hätte glauben follen, daß ein Geſetz, welches fo jehr vie Made 
der Krone erhöhte, im conſervativen Lager Freude und bei ven Yiberales 
Unmuth erregen mußte; allein feins von Beiden war ver Fall. Die 
Confervativen fonnten fih nur ſchwer in das Zugeſtändniß des Schwur⸗ 
gericht® finden, und die fpecififch altpreugifche Partei tadelte, daß man dem 
Rheinlande durch Annahme ihrer Einrichtungen Zugeſtändniſſe made. 
Auch fürchtete man den Einfluß ver Vertheidiger auf die Geſchworenen 
Die Reaction war damals fo befangen, daß ihr ganzes Streben daran 
gerichtet war, die Bertheidigung, wenn auch nicht ganz zu bejeitigen, doch 
wo möglich zu befchränfen. Dies ging fo weit, daß gleich nach ver erftes 
Sitzung der Gefchworenen eine Erklärung in der „Boffifchen Zeitung‘ 
erfehien, worin gejagt wurde, „daß fich Die Gejchworenen die Anfpradt 
eines Vertheidigers des Angeklagten nicht gefallen laſſen vürften, weil bei 
ihm ter moralifche und Rectsjinn nicht felten in Frage jtehe.“ 

Nur die Einfichtsvolleren und ingeweihten erkannten, wie widtig 
und mächtig das Organ ſei, welches die Krone dur die Stautsanmwalk 
ichaft errungen hatte, und wie die Schiwurgerichte nur ein geringer Kaufe 
prei® für Diefes neue Organ wären. Darum hatte denn auch Ken 
v. Gerlach in der Sigumg der Erften Kammer vom 21. März 1849 für 
die Verordnungen geſprochen und hervorgehoben, daß dieſelben nach Mög. 
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ammälte und Notare, Profeſſoren, approbirte Aerzte und diejenigen Beam: 
ten, welche entweber vom Könige unmittelbar ernannt find, oder ein Ein 
kommen von wenigftens 500 Thalern jährlich beziehen und nicht austrüd: 
(ih ausgeſchloſſen ſin. Der Yantrath und in großen Städten ter 
Magiſtrat follte die Vrkifte anlegen. Aus ihr follte der Regierungspri- 
ſident 60 herauswählen und der Norfigende des Schwurgerichts fellte 
dieſe Zahl auf 36 reduciren. Aus ven 36 Geſchworenen, von Denen mins 
deſtens 30 anwefend fein mußten, follten 12 ausgelooft werden und fowohl 
der Staatsanwaltſchaft ale tem Angefchuleigten ein gleiche® echt ver 
Ablehnung zuftehen. Der Vorſitzende des aus fünf Richtern und zwölf 
Geſchworenen beſtehenden Schmwurgerichtes follte die mündliche Verhand 
lung leiten, die Zeugen vernehmen, nach vorausgegangenem Plaidoyer des 
Staatsanivaltd und des Bertheitigers ein Itefume der Verhandlung geben 
und ten Gejchworenen die thatfächlihen Fragen vorlegen, welche mit „Ja“ 
oder „Nein“ zu beantworten find und mit ten Worten beginnen: „il 
der Angeflagte ſchuldig?“ Bei gleicher Stimmenzahl erfolgte Yrei- 
ipredung und wenn fieben Stimmen gegen fünf das „Schuldig“ auf 
ſprachen, folften die Richter zu entfcheiden haben. Die Rechtsfragen wur: 
ten allein der Entſcheidung der Richter unterworfen. 

Dan Hätte glauben follen, daß ein Geſetz, welches fo jehr die Macht 
der Krone erhöhte, im conjervativen Yager Freude und bei ven Xiberalen 
Unmuth erregen mußte, allein keins von Beiden war ter Fall. Die 
Conſervativen fonnten fih nur ſchwer in das Zugeſtändniß des Schmurs 
gericht8 finden, und die fpecififch altpreußiſche Partei tadelte, Daß man dem 
Rheinlande durch Annahme ihrer Einrichtungen Zugeftändniffe made. 
Auch fürdhtete man den Einfluß der Vertheidiger auf die Gejchiworenen. 
Die Reaction war damals fo befangen, daß ihr ganzes Streben darauf 
gerichtet war, die Verteidigung, wenn auch nicht ganz zu bejeitigen, doch 
wo möglich zu bejchränfen. Dies ging fo weit, daß gleich nach der eriten 
Sigung der Geſchworenen eine Erklärung in der „Rofjifchen Zeitung“ 
erihien, worin gejagt wurde, „daß fich die Gefchworenen die Anfprace 
eines Vertheidigers des Angeflagten nicht gefallen laſſen dürften, weil bei 
ihm der moralifhe und Rechtsſinn nicht felten in Frage jtehe.“ 

Nur die Einfichtsvolleren und Eingeweihten erkannten, wie wichtig 
und mächtig das Organ fei, welches die Krone durch die Stautsanwalt- 


— 


ſchaft errungen hatte, und wie die Schwurgerichte nur ein geringer Kauf⸗ 


preis für dieſes neue Organ wären. Darum batte denn auch Kerr 
v. Gerlach in der Sigung der Erften Kammer vom 21. März 1849 für 
die Verordnungen geſprochen und hervorgehoben, daß viejelben nach Mög. 
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und zum Schwerte gegriffen, wir haben Freiheit gefortert. Aber 
Du bift ver Alte geblieben, ver alte Tyrann, der keine Belle 
rechte anerkennt, der alte Heuchler, der fie anzuerfennen vorgiett; 


der alte Schlemmer, der ein ganzes Land ausfaugt, der alte 


Betbruder, der feinen Despotismus auf Bibelverſe fügt um 
außer dem Blute des Herm auch das Blut des Volkes trink, 
der alte Comödiant, ber auf biutiger Bühne Fahnen fehwentt: 
ter alte Buhler, der mit ver Freiheit liebäugelt und mit ber 
Knechtſchaft Hurerei treibt. 

„Dlide doch um Dich und ſiehe, wie Alles jich verändert bat; 
jiche, wie ber Freiheitsbaum Knospen öffnet, ſiehe, wie dort vie 
Sonne einer neuen Zeit aufgeht; höre doch ven Schwerterflang 
und die wilden Stimmen Das ift ver Kampf ver aufgeftante 
nen Bölfer. 

„Du ſiehſt nichts, Du hörſt nichts, — Du bift blind und 
taub, Tyrann! Doch nein, Du fiehft, aber nur ‘Deine Cama 
rilla; — fie wird Dich einft verlaffen haben. Du hörſt, uber 
nur ihre Schmeichelworte; o dieſe Yippen, die jet fo füR jchwahen, 
jie werten einjt blaß und lautlos zittern, wenn Du ratbled 
fragft: „Was ijt zu thun?“ Der ganze weite Raum zwiſchen 
Tir und dem Bolfe ift jegt mit ‘Deinen bewaffneten Knechten 
ausgefüllt, Du fichft jegt mr ein Heer von Mordmaſchinen, Me 
auf einen Wink von Dir taufendfachen Tod ſchleudern und gam 
fern gewahrft Du eine dunkle Menge, ohne glänzende Kleider, 
ohne blitzende Waffen; Das iſt Das Voll. Aber eines Taget, 


am Tage des Gerichte, werden Deine Kriegsfnechte verjchwunte, - 


barnieder geworfen over übergangen fein und die dunkle Volle 
menge wird herandringen. Dann wird Dein Kopf fehwindeln, 
Tu greifit danach, die Krone, der Purpur fällt und wenn der 
Mantel füllt, ann auch ver Herzog fallen, wenn die Krone, fe 
auch das Haupt. 

„Sie dringen immer näher heran, fie ſetzen ihre Wuth gegen 
Deinen Hohn, Bolfsjuftiz gegen Cabinetsbefehle. Tyrann! tagt 
es jet? Wo ift Deine Camarilla? Entflohen. Wo find Deine 
Kriegsfnehte? Ste miſchen fi mit dem Volke. DO, Hilfe! fie 
bringen immer näher, und wenn fie jeßt nicht wieder zu lang 
mürhig, zu leichtgläubig, zu gutmüthig find — dann mußt Tu 
jterben, ſchnöder Trojer! 

Robert Springer.“ 
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142 Die erſten Schwurgerichte in Alt-Breußen. 


hätten daher nicht den Charafter eines volfsthümlichen Gerichtes, und die 
Bertheibigung trete mit bangem Herzen und geringen Hoffnungen vor fe 
bin. . Die Geſchworenen hätten auf der einen Seite vor Anarchie zu 
jhügen, auf der anderen vor den Gelüſten des Abfolutismus unt ter 
Tyrannei; in ihrem Urtheile hätten fie nicht ihrer einzelnen individuellen 
Anficht oder der Partei, melcher fie angehören, zu folgen, fonvern je 
hätten das ganze Volk zu vertreten. Als Organ hätten fie das Urtel ze 
ſprechen. Was die vorliegende Anklage betreffe, fo bezwede fie Terbü- 
hütung der Meajejtätsbeleivigung, und doch müßte fie beinahe jelbk 
ale Majeftätsbeletvigung bezeichnet werden. Die Schrift ſchildere einen 
Tyrannen und die Staatsanwaltichaft trete vor das Bild und über 
nehme den Beweis, daß c8 das Bildniß des theuren Landesvaters fe 
Dies ſei jedoch unrichtig. Das Bild ftehe im grellen Widerſpruche mi 
der Perfon des Königs und den Zeitverhältniffen im November. In 
November habe Fein Schmwerterflang, fein Kampf ver aufgeftandenen 
Bölfer geherricht, und Fönne Fein vernünftiger Menſch auf die Idee tom 
men, den König mit dem Ausprude, „blödfinniger Schlemmer“ zu ie 
zeichnen, da allbekannt verfelbe ein geiftreicher, reich begabter Mann fa 
Auch habe Tas Volk feinen Wiperwillen bei der Thronbeſteigung bed 
Königs gezeigt. Der ganze Auffat habe lediglich ven Charakter ein 
Gerichtes ohne Beziehung auf den König, weswegen er denn auch ag 
Nichtſchuldig antrage. 

Zugleich führte der Vertbeidiger pen Gefhworenen zu Gemüthe, da} 
fie durch ein Schuldig fich felbft der Gefahr ausfegen, unter vie Anklog 
ter Majeſtätsbeleidigung zu geratben. | 

Der Oberftaatsanwalt erwiverte in ver Sache nichts, ihm war Mat, , 
daß durch eine ſolche, Teniglih auf Sophifterei geftügte Vertbeidigung‘) 
die Anklage nicht widerlegt werven fonnte. Dagegen legte er Verwahrung 
dagegen ein, daß Die Wahl ver Gefchworenen als eine willfürlice be⸗ 
zeichnet fei. 

In Folge vdiefer Verwahrung machte der Vertheidiger auf das Geieh 
aufmerkfam, wonach der Polizeipräfident 60 Geſchworene belichig außer 
wählen hätte, Bon der Staatsanwaltichaft erfolgte feine Erwiderung um 


2) Ich gebe zu, bie Vertheidigung war in anderer Weife nicht möglich; aber in 
folhen Fällen ift die Pflicht des Vertbeidigers, nur über die Beobachtung der Form p 
wachen, iiber die Sache ſelbſt aber zu ſchweigen und nicht durch die Waffen ber Ihr 
wahrheit und Sophifterei das Fürfprecheramt herabzuwürdigen. Diefe Pflicht trat bez 
um fo mebr hervor, als das Schwurgericht zum erfien Dale in Altpreußen fein Amt 
ausübte und in fo würbiger Weife von dem Borfigenden und ber Oberflaatdanwaltiäet 
eröffnet worden war. 
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und jemit rechtsgiltig. Zugleich mit ver Publikation des Urtel® wurde 
tie Zerhaftung des Angeklagten angeordnet. 

Bon beiten Sciten wurde gegen das Urtel vie Nichtigkeitsbeſchwerde 
eingewentet. Die Beſchwerde ter Staatsanuwaltſchaft erfolgte um te 
halb, weil nicht auch zugleich auf Vernichtung ver incriminirten Schrift ° 
erfannt worden war. Die Nichtigfeitsbejchwerre des Angellagten ftügte 
fib darauf: 

1. vaß ter Vorſitzende eine falle Belchrung wegen ter <tim 
menzahl bei Beurtheilung mildernder Umſtände ertheilt habe; 

2. vaß tie Verordnung vom 3. Januar 1849 nicht giltig, 
und 

3. die Verſetzung in ven Anklageſtand durch ven Anflagejenat ve 
Arpellationsgerichts unterblieben fei, und 

4. daß Die Frage, ob ver Angeflagte bei feiner Handlungsweiſe 
einen Mangel an patriotifher Gefinnung am den Tag gelegt 
und aljo ven Verluſt ver Nationalcocarde verwirkt babe, ven 
tem Gerichtshofe ohne Zuziehung der Gefchworenen krank 
wortet worden fei. | 

Schon am 20. Juni ftand in biefer erjten Nichtigkeitsjache Termis 
in dem großen Sigungsjaale des höchſten Gerichtshofes ver Monarche 
an. Den Vorſitz führte ver ehrwürdige, als Juriſt hochgeachtete Chef 
Präfivent des Obertribunals, Miniſter Mühler, ihm zur Seite jahr 
ſechs Richter. 

So hatte ſich auch die Pforte desjenigen Gerichtsſaales geöffnet, we 
bisher ftets in geheimer Sigung getagt war und wo noch zwanzig Jahre 
vorher nicht einmal Gründe der Entſcheidungen mitgetheilt wurten. Je 
gleich waren die Formen gefallen, welche fo lange als Stüge und Sänk 
der Gerichtspflege dienten, und das Recht, wonach das Volk fo lange ge 
jtrebt hatte, war zur Geltung gelangt. 

Der geräumige und würdig ausgeftattete Gerichtsfaal war wi 
Menſchen gefüllt und zwar waren die Zuhörer zum größeren Theile höher 
Juftizbeamte. Die höchſte Stille herrſchte, als jich die Thüren öffneten 
und ver Gerichtshof eintrat. Wohl mußte es auch einen eigenen feier 
liben Eindruck machen, als die Richter, meift hochbejahrt, reich an Kennt 
niffen und practifchen Yebenserfahrungen, und nicht wegen politifcher Aw 
fiebten, fondern wegen hervorragender Fähigkeit und werbienten Anfehent 
zu ver höchſten richterfihen Mürbe hervorgehoben, zum erften Male one 
den gebeimen Sälen ver Juſtiz bervortraten, um den Forterungen der 
Zeit zu genügen und öffentlich Recht zu finden und auszufprecen. 

Der Geheime Obertribunalsratb Zettwach war Referent, ver Ohr: 
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hätten daher nicht ven Charakter eines volksthümlichen Gerichtes, und vie 
Bertheidigung trete mit bangem Kerzen und geringen Hoffnungen vor fie 
hin. Die Gefchworenen bätten auf der einen Seite vor Anardie zu 
fbügen, auf ver anderen vor den Gelüſten des Abfolutismus und ber 
Tyrannei; in ihrem Urtheile hätten fie nicht ihrer einzelnen individuellen 
Anficht oter der Partei, welcher fie angehören, zu folgen, ſondern jie 
bätten das ganze Volk zu vertreten. Als Organ hätten fie das Urtel zu 
ipreden. Was die vorliegende Anklage betreffe, jo bezwede fie Verhü— 
hütung der Meajejtätsbeleivigung, und doch müßte fie beinahe ſelbſt 
als Majeftätsbeleivigung bezeichnet werden. Die Schrift ſchildere einen 
Tyrannen und die Staatsanwaltichaft trete vor das Bild und über 
nehme den Beweis, daß es das Bildniß des theuren Landesvaters jei. 
Dies fei jedoch unrichtig. Das Bild ftehe im grellen Widerſpruche mit 
ver Perfon des Königs und den Zeitverhültniffen im November. Im 
November habe fein Schwerterflang, fein Kampf ver aufgeftanvenen 
Völker geherricht, und könne fein vernünftiger Menſch auf vie Idee kom 
men, den König mit dem Austrude, „blörfinniger Schlemmer” zu be 
zeichnen, da allbefannt derſelbe ein geiitreicher, reich begabter Mann fei. 
Auch habe das Volk feinen Widermillen bei der Thronbefteigung det 
Königs gezeigt. Der ganze Aufjat Habe leviglih ven Charakter eines 
Gedichtes ohne Beziehung auf den König, weswegen er denn auch auf 
Nichtſchuldig antrage. | 

Zugleich führte der Vertbeitiger den Geſchworenen zu Gemüthe, daß 
fie durch ein Schuldig fich felbjt ver Gefahr ausjegen, unter die Anklage 
ber Majeftätöbeleidigung zu gerathen. 

Der Oberſtaatsanwalt erwiberte in der Sache nichts, ihm war Har, 
baß durch eine ſolche, lediglich auf Sophiſterei gejtügte VBertheidigung *) 
die Anklage nicht wirerlegt werben fonnte. Dagegen legte er Verwahrung 
dagegen ein, daß die Wahl der Geſchworenen al8 eine willfürliche be 
zeichnet fei. 

In Folge diefer Verwahrung machte der Vertheidiger auf das Geſet 
aufmerkfan, wonach der Polizeipräfident 60 Gefchworene beliebig auszu—⸗ 
wählen bätte. Von der Staatsanwaltichaft erfolgte feine Erwiderung und 


*%) Ich gebe zu, die Vertheitigung war in anderer Weife nicht möglich; aber in 
folhen Fällen ift die Pflicht bes DVertbeibigers, nur liber die Beobachtung der Form zu 
wachen, iiber die Sache felbft aber zu fchmeigen und nicht durch die Waffen ber Un 
wahrbeit und Sopbifterei das Fürſprecheramt beralzumlirdigen. Diefe Pflicht trat bier 
um fo mehr hervor, als das Schwurgericht zum erften Male in NWitpreußen fein Amt 
ausübte und in fo würdiger Weife von dem VBorfigenden und ber Oberftaatsanmaltidait 
eröfinet worben war. 
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162 Umgeſtaltung der altprenßifchen Serichteverfofinng. Cıltmsetat. 


war dadurch ein bedeutender Zuwachs an Macht und äußerem Unfehen 
entſtanden; denn für die Kraft eines Staates, die Fortentwidelung de# 
felben und die Stellung nad Außen ift nicht® gefährlicher, als wenn die 
einzelnen Theile in Rivalität gegen einander wirfen und das Bewußtſein 
ver Zufammengehörigfeit mangelt. 

Die Umgeftaltung der altpreußifchen Gerichtöverfajjung war natür- 
(ich mit Koften verbunden. In tem Etat waren 969,403 Thaler außer 
ordentliche Ausgaben in Anſpruch genommen, welche fat ganz für dieſe 
Umgeftaltung, insbefondere für vie Aufhebung ver Patrimonialgericht 
barkeit, die Veränderung des Strafverfahrens und die Umgeftaltung der 
Gerichtseinrichtungen, jo wie auch zum Bau für Gerichte: und Gefängnif- 


Rofalien beftimmt waren. Die Einnahmen ver Yuftizverwaltung wurden 
im „Jahre 1849 für 1850 auf 4,180,879 Thaler, die Ausgaben auf 
6,626,334 Thaler berechnet, jedoch Hatten fich bon im Jahre 1849 Ein | 
nahmen und Ausgaben fehr geändert. Die Einnahme war dur Auf : 


hebung ver Batrimonialgerichtsbarfeit und Einführung ver Reformen um 
1,314,086 Thaler geftiegen, betrug aljo im Ganzen 5,494,965 Thaler, 
ver Ausgabeetat hatte ſich dagegen auf 9,041,3526 Thaler vermehrt, fe 
daß eine neue Gerichtötare zur Ausgleichung nöthig erichien. Die Mehr 
ausgabe des Staates für die AJuftizperwaltung war alfo vor vem Jahre 1850 
nicht beteutend und bat fich auch nach 1851 in Folge ver neuen Sporteltare 
und bes vermehrten Geſchäftsverkehres wieder ausgeglichen. Ein Hauptgrund 
für die unbedeutende Mehrausgabe lag in ven geringen Gehältern ver richter- 
lichen Beamten, welche in feinem Verhältniſſe zu ihren Leiftungen, ihren Be 
dürfnijfenund ihrer äußeren Stellung ftanden. Nicht wenige junge talentvolle 
Juriften gingen dadurch dem Richterſtande verloren, und nicht minder war 
zu bevauern, daß Diejenigen, welche fein Vermögen befaßen und fich dem 
richterfihen Stande gewidmet hatten, dem bürgerlichen Yeben, aus welchem 
fie ſich zurüdzieben mußten, entfremdet und mehr oder weniger in ihrer 
Fortbildung gehenmt wurden; denn nur durch dieſes Zurückziehen und 
durch das fpärlichite Leben fonnten fie e8 möglich machen, ihre Familie 


in anſtändiger Weife zu emähren und ſelbſt dann noch hatten fie wegen 


des Lebensunterhaltes mit Kummer und Sorge zu fämpfen. 

Diefelbe Sparjamkeit wurde auch in den anderen Branchen der Ver: 
waltung beobaghtet. So wurden, um nur Eins anzuführen, für das 
Meinifterium ver getftlichen, Unterrichts: und Medicinal-Angelegenheiten 
im Etat von 1850 nur 3,373,675 Thaler als Ausgaben angefegt. Für 
ven Qultus der evangelifchen Kirche follten 331,924 Thaler, für den 
fathofifigen Cultus 721,211 Thaler, für das Unterrichtswefen, Künfte und 
Wiſſenſchaften 1,396,641 Thaler und gemeinfam für Cultus und Unter 
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Zeitung Preußens Interefien wahrnahm und daß die Staatsregierung 
jeden Einfluß auf die Stimmung des Auslandes entbebrte. 

Ebenſowenig ertitirten Gelder, um Kenntniß von den Plänen un 
tem Strebey fremder Gabinete zu erlangen, und ganz gewiß war diee 
eine-Urfache, warum die preußische Diplomatie mit ven Geheimniffen ver 
übrigen Cabinete in ven meijten Fällen ganz unbekannt geblieben wer 
und mancherlei Zäufchungen erlitten batte. 

Der Stellung Preußens mußte dies nachtheilig fein; aber noch ſchäd 
licher war ihm, daß fich noch immer eine große Anzahl feiner Diplomaten, 
hervorgegangen aus ver Bernfterff-Ancillon’ihen Schule, auf dem Stant: 
punkte der heiligen Allianz befand und von der Anficht ausging, daß 
Preußens Geſchicke von vem engen Anfchließen an Rußland und Oeſter— 
reich abhingen. Zu viefen Diplomaten gehörte auch Herr von Reden 
in Petersburg, nicht aber Graf Pourtales in Conftantinopel, Brajfier in 
Stockholm, Bunfen in London und Graf Hatzfeld in Paris. Die Legteren 
waren mehr nach vem Willen des Königs, als nach dem Wunſche feiner 
Minifter als Vertreter an den fremven Höfen ernannt worden. 

Graf Hatzfeld, ver Nachfolger des geiftreichen Heinrich v. Arnim war feit 
tem Frühjahr 1848 interimiftifcher Gefchäftsträger in Paris und im Mai 
1849 außerorbentlicher Geſandter und bevollmädhtigter Miinifter ebenvafelbit 
geworben. Seinem frifcben und lebendigen Geijte wurbe leicht, ſich in 
die neuen franzöfifchen Verhältniſſe zu fügen und trug feine Perfönfichkeit 
wiel dazu bei, daß wenigjtens äußerlich fein feinvliches Verhältniß zwiſchen 
Preußen um Frankreich eintrat. 

Tie wictigjte Stellung außerhalb Deutſchlands hatte Damals Bun⸗ 
jen, und konnte er um fo kräftiger und felbitftändiger auftreten, als er 
ih bewurt war, das Vertrauen des Königs zu befigen. Er war ein 
Mann von warmem Kerzen und deutſcher Gefinnung, in jeltener Weiſe 
begabt und reich an fchöpferifchen Ideen. Bon ber im März 1848 ent- 
jtandenen Bewegung hoffte er, daß fie einen deutſchen Bundesſtaat und 
die Hegemonie Preußens hervorrufen würde und war er bemübt, vafür 
die Sympathieen Englands zu erwecken. Zein Einfluß und fein Anſehen 
bei englifchen Staatsmännern ivar nicht gering; aber England hatte fein In: 
terejfe für tie von Bunſen jo thätig unterftügte ſchleswig-holſteinſche An 
gelegenheit. Die Heinen Vortheile, welche er erlangte, verbanfte er mehr 
der Furcht vor Frankreich, als jeinen Bemühungen. 

Die übrigen vamaligen preußiſchen Diplomaten bier anzuführen, 
wäre überflüffig, da fie feinen Einfluß auf ven äußeren und inneren 
Gang ver preußifchen Geſchichte gehabt haben. 

Dasjenige Minifterium, welches ven frühefter Zeit an in Preußen 
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Transport . 837,979,711 Zhlr. 
von der Lotterie . . rn 916,478 „ 
von dem Seehandlungsinftitute, der preußiſchen 

Bank und aus ſogenannter algemeiner Kaſſen⸗ 
verwaltung . . . 855,044 , 
bon ber Borcellanmanufactur in Berlin en 194,337 
Heine Einnahmen des Handelsminiſteriums, ein- 
ichließlich der 70,078), Thlr. Zinfen von den 
Effecten ver Eifenbahnfonds . . . . 174,06 . 
aus dem Minifterium des Innern, einſchließlich 
von 16,304 Thlr., welche aus der Polizeiver⸗ 
waltung der Stadt Berlin und deren nächſten 
Umgebung eingingen . . . . 29474 , 
Einnahme des Minifteriums der geiſtlichen, un— 
terrichts- und Medicinal⸗Angelegenheiten . . 170,323 . 
Einnahme der bäuerlichen Augelnanberfebunge- 
Behörden . . . . en 964,569 „, 
Einnahme des Kriegeminifteriums . en 218,331 
zufammen -. 91,302,353 hl. 
Durch die Revifion der Kammern wurbe demnächſt die Einnahme 
pro 1849 auf 94,174,380 Thlr. feftgefegt. 
Die Ausgaben betrugen nad ven Etats von 1849 und 1850, wi 
jolde den Kammern vorgelegt waren: *) 
1849. 1850. 
1. Betriebe-, Erhebungs- und Ber- 
waltungs-Koften und Laſten ber 
einzelnen Cinnahmezweige . . . 22,488,589 23,333,402 Thl 
II. Dotationen und zwar: 
1. an das Kronfideicommiß . 2,573,099 2,573,09 „ 
2. öffentlide Schuld: 
zur Bezzinfung . . .  4,980,8465 4,906,740 ', 
zur Tilgung . . . 2,488,132 2,533,017 „ 
An Zuſchußrenten zur Tilgung | bon | 
Provinzialfchulden und an Koſten 
ver Raffenanweifungen . . . . 22,414 22,414 . 
Latus . 32,553,080 33,368,672 Thl 


*) Zur Beurtheilung ber wirklichen Ausgaben des Jahres 1849 ſchien es nothwendi 
bie ordentlichen Ausgaben der Jahre. 1849 und 1850 zufammen zu flellen. Die aufe 
ordentlichen Ausgaben des Jahres 1850 waren im Etat des Jahres 1850 auf 4,9:4,21 
Thaler berechnet, fo daß die Geſammtausgaben 95,899,606 Thaler betragen follten. 
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Cours gefegt und beponirt, indem ein gleicher Betrag von Kaſſenanrei⸗ 
fungen dafür ausgegeben worden war. 
Was die provinziellen Staatsfchulden betraf, fo betrugen dieſelben 
an furmärfifchen und neumärfifchen Schulpverfchreibungen 
2,512,052 Thu. 


an Schulden des Herzogthums Sahfen . . . . . 3974,41 „ 
an Danziger Freiftaatsfhulden -. -. -» » 2 2... 1,679,000 . 
an Königsberger Stadtfhulten . . . > 2: 22. 28.072 . 


Der Reit von . 2: 2 2 . 
beitand in Fleineren provinziellen Staatsſchulden. 

Diefe Provinzialfhulden waren theils Kriegsfchulden, theils aber bei 
Einverleibung des Herzogthums Sachſen und des Danziger Freiftautt 
mit übernommen worden. 

Eine ftrenge Controle ſchützte vor wilffürlicher Vermehrung ve 
Staatsſchulden und brachte die Einnahmen und Ausgaben der einzelnen 
Berwaltungszweige in Uebereinftimmung. Die Behörden, denen vide 
Sontrole zuftand, waren die Hauptverwaltung ber Staatsſchulden und die 
Ober-Rechnungsfammer. Iene war ſchon nach dem Gefege vom 17. Jo⸗ 
nuar 1820 den Staate verantwortlih und die Mitglieder übernahmen 
die durch Eid geheiligte Verpflichtung, feine neue Schulden ohne Gene 
migung ver fünftigen reichsſtändiſchen Verſammlung zu geftatten. 

Die Oberrechnungsfammer beauffichtigte dagegen die Einnahmen und 
Ausgaben des Staates. Sie ſtand unmittelbar unter vem Könige. Alk 
Berwaltungszweige waren ihrer Aufficht unterworfen. 

Dieje ftrenge Controle vereint mit Sparſamkeit und guter und ftrenget 
Verwaltung der Staatsregierung hatte das allgemeine Vertrauen zu Preußent 
Finanzen von Lahr zu Jahr vermehrt und felbft das Jahr 1848 wer 
mochte nicht dieſes Vertrauen zu erfebüttern. Die weiſen Maßregeln 
Hanfemanns, namentlich die Herabſetzung des Porto für Sendungen von 
Papiergeld und die freiwillige Anleihe hatten eine Finanznoth nicht auf 
fommen laffen und die Regierung vor den Verlegenheiten, mit welchen 
Dejterreich zu kämpfen hatte, genügend gefehügt. — Der Staatsregierung 
ftanden daher im Mai 1849 nicht 6108 ein wohlvisciplinirtes Heer und 
ein mächtiger Beamtenftand, fondern auch geordnete Finanzverhälmifie 
zur Seite und gejtüßt hierauf fonnte fie, troß der allgemeinen Aufregung 
und Unzufriedenheit de® Volkes, fowie trog der, in den verfchiebenften 


Provinzen hervortauchenden Exceſſe ven Kampf gegen die revolutionären 
Bewegungen aufnehmen. 


191,92 . 


Em — — — — 


Fünftes Capitel. 
Das Vereinsleben und die kirchlichen Streitigleiten. 


Während das Miniſterium Brandenburg die Zügel der Regierung 
wit Energie ergriff und Alles aufbot, um ſich im Beſitz derſelben zu er- 
Baften, waren feine Anhänger nicht unthätig. Noch waren die beiden 
wroßen Parteien, die feudale und die confervativ-conftitutionelle, wntge- 
trennt, wenn auch die Zeit längft vorüber war, wo fich die feudale Partei 
der conftitutionellen anfchloß und nicht wagte felbftftändig aufzutreten. 
Seit ten Novembertagen Hatte fi vie feudale Partei durch die Preffe 
um Vereine, fowie durch Unterftügung vom Hofe zu einer Macht erhoben, 
beharrte jedoch hei dem Bündniſſe mit der confervativ-conftitutionellen 
Pertei und überließ den Häuptern verjelben nicht blos in Berlin, fondern 
au in den Provinzen die Leitung ver ganzen confervativen Partei. Be— 
veits am 4. Mai, alfo mitten in ver Aufregung, hatte im Hötel de 
France eine Generalverfammlung der VBertrauensmänner ſämmtlicher Berli- 
. ser conftitutionelfer Bezirksvereine ftattgefunden und man hatte einen Central⸗ 
autſchuß erwählt, deſſen Mitglieder Juſtizrath Geppert, Oberftlieutenant 
Graf v. Oriola, Dr. Firmenih, Rechtsanwalt Fuhrbah und Major 
v. Holfeben waren. Später traten noch Vollgold, Dr. Burk, Wolff und 
Eantion Hinzu. Die beiden Erfteren, Geppert und Oriola, waren geift- 
. tie Männer, welche fich ven Ideen ver neuen Zeit hingaben und denen 
je Anhänglichkeit für den Feudalismus mangelte; aber der erftere war 
bemann, der andere Soldat. Iener, feinem Stande nah Anwalt, war 
ein Iharffinniger, eleganter Juriſt, welcher die Genüffe des Lebens nicht 
wihmähte und, um das Leben zu genießen, Ruhe, Ordnung und Mäßi- 
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gung erftrebte. Sein imponirendes Aeußere, feine Rube und fein gebie 
terifches Wefen verfchafften ihm Anfehen. Extreme baßte er und we 
irgend möglich, fuchte er zu vermitteln. In den Zeiten des Kampfes war 
er zurüdgetreten, jet aber, nach Befänftigung der wilden Elemente war 
Keiner mehr als er geeignet, vie confervatio»conftitutionelfe Partei zu 
leiten, und es war auch ganz zeitgemäß, daß ihn die Kammer im SHerbfte 
1849 zum Picepräfidenten ermwählte. 

Graf Oriola war ein feuriger, frifher Dann. Das Leben hatte 
für ihn nicht blos reellen, fondern auch iveellen Werth. Mit der Ber 
faffung meinte er es redlich, das preußiſche Junkerthum war ihm zumiber, 
aber niemals vergaß er, daß er Soldat war, und ftet8 war ihm ber Wilke 
feines Kriegsheren maßgebend. 

Dem Gentralausfchuffe war die Yeitung der gemeinfamen Angelegen 
heiten anvertraut, und follte er in&befonvere die Wahl zur künftigen 
Zweiten Kanımer in die Hand nehmen. Später wurde die Thätigleit 
des Vereins auch auf die Wahlen zur Stabtverorbnetenverfammlung ge 
richtet. Unter der Leitung des Gentralausfchuffes ftanden zumächft bie 
Kreißvereine, unter diefen die Bezirksvereine. Im Ganzen beftanben in 
Berlin 22 große Kreisvereine. Die Chefs derfelben wurben von bem 
Centralausſchuſſe ernannt. Sie bildeten mit dem Präfidenten wab 
ven Bertrauensmännern der Bezirksvereine das Kreiscomite. Durd 
dieſe Chefs ftand der Centrafausfchuß mit den Kreis: und Bezirksvereinen 
ber Hauptſtadt in fteter Verbindung. Kin Berein, welcher fo gut orge 
nifirt war und dem fo bebeutende Mittel zu Gebote ftanden, mußte um . 
fo mehr an Zahl und Einfluß zunehmen, als fehr viele Arbeitnehmer von 
ihren Arbeitgebern veranlaßt wurden, fich vemfelben anzufchließen. Im 
wenigen Wochen war Berlin in zwei Parteien getheilt. Wer nicht zur 
vemofratifchen Partei gehörte und an deren PBarteileben Theil nahm, red- 
nete fich zur conftitutionellen Bartet, welche durch den Centralausfchuß ge 
leitet wurde. 

Auh mit den Bereinen außerhalb Berlins fuchte fih der Ausſchuß 
in Berbindung zu fegen. Am 22. Mai fand in Potsdam eine große 
Verſammlung ftatt. Die Abgeorpneten der monarchifche conftitutionellen 
Bereine der öftlihen Provinzen Preußens hatten ſich daſelbſt verfammelt 
93 Vereine hatten Deputirte gefendet, und die Anwefenden waren von 
mehreren hundert Vereinen mit Vollmacht verfehen. Selbft die entferw 
tejten Orte, wie Zilfit, Ratibor, Colberg, Königsberg u. f. w. waren ver 
treten. Der Geheimrath Stich! übernahm den Vorfig. Die Verſamm⸗ 
fung währte drei Tage. Man verabrevete ven Feldzug für die nächiten 
Wahlen und vereinigte fih dahin: „daß fortan jede Scheidung innerhalb 
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In Berlin wurden die Concerte des Treubunde® von ber ganzen 
haute volée befucht und verſchmähte ſelbſt ver engliſche Geſandte nidt, 
daran Theil zu nehmen. Insbeſondere war der Berein bemüht, auf 
den guten Geift der Truppen einzuwirfen. Adreſſen wurden ihnen zuge 
fenvet, vie von Dresden zurückkehrenden Truppen feierlich empfangen um 
einem Musfetier, welcher fich beim Zeughausfturm in Prüm hervorgethan 
hatte, eine goldene Chlinveruhr mit fchwarz-weißer Fette unter feierlichen 
Anreden des Grafen Yudner und des Commandirenden übergeben. 

Auch auf die Frauenwelt fuchte man Einfluß zu gewinnen und zwur 
nicht blos dur die Theilnahme an Vergnügungen, fondern durch bie 
Stiftung eines für fie beftimmten Frauenordens. ‘Der Stifter war Graf 
Otto v. Schlippenbad. Mit großen Feierlichkeiten, an welchen ein Geift- 
(iher im Ornate theilnahm, wurde die Einweihung in der Singafapemie 
vorgenommen. Nur kurze Zeit dauerte dieſer Frauenverein, er gab dem 
Spotte foviel Nahrung, daß vie Häupter ver confervativen Partei dafür 
Sorge trugen, ihn fo fehnell wie möglich zu befeitigen. 

Dagegen wurben die Conſervativen durch die Logen des Freimaurer 
bundes unterftügt. Von Anfang an, alfo feit Frieprich dem Großen, 
fpielten viejelben in Preußens Geſchichte eine nicht unbedeutende Role. 
Eng vereint und ftreng gegliebert, jind fie eine Phalanz, welche zu ge 
willen Zeiten als moraliſche Macht auftreten kann. Sie verbreiteten ven 
Ruhm und vermehrten ven Einfluß Friedrich des Großen. Sie waren 
ein Zufluchtsort für den vaterländiſch Gefinnten in den Zeiten der fran 
zöſiſchen Unterdrückung. 

Getreu der alten Form und dem alten Syſteme der Abhängigkeit, 
hielten ſie den Gehorſam gegen ihre Oberen für ihre erſte Pflicht um 
übten tiefelbe in einer Weife aus, wie dies gegenwärtig nur noch in dem 
fatholifehen Prieftertfune gefunden wird. Bon diefen Oberen, meiftene 
hoben Beamten in Berlin, waren die Yogen im ganzen preußifchen Staate 
abhängig. Die Regierung ſah fehr wohl ein, wie fehr fie ſolche Xer- 
bindungen zu ihren Sweden bemugen fonnte, und um fie ganz zu be 
herrſchen, übernahm ter Prinz von Preußen das Protectorat und ftellte 
fih fo an vie Spike eined durch ven ganzen Staat verbreiteten, zum 
ftrengen Gehorfam verpflichteten Ordens. 

Seit jener Zeit nahmen vie Xogen wierer einen pofitifchen Character 
an. Strenger Royalismus berrfehte im Orden und war das Bekenntniß 
ver Mitglieter, und fo fam es, daß die Logen nach ven Ereignijfen det 
März 1848 cine Stüge des Confervatisinus wurden. In den Stäungen 
wurden zwar feine politifchen Pläne gefaßt, aber man juchte auf die Ge 
finnung ber Ordensglieder einzumwirfen und bie Zuſammenkünfte gaben 
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Perſonen ein wachſames Auge hätten, welche, wie dies heute zu Tage 
mehrfach vorkomme, ein förmliches Gefchäft daraus machten, die Maflen 
anfzuregen und, von Ort zu Ort veifent, in ver Neranftaltung von Bollk 
verfammlungen das ergiebigfte Mittel fänden, ihrem Eigennußg und ihren 
Leidenſchaften zu fröhnen. Sämmtlihe Polizeibehörden, namentlich aud 
die Dorfſchulzen und die Gemeinvebeamten, welche polizeiliche Function 
zu üben hätten, wären mit Anweifung zu verfehen und wäre der Behamblum 
ber Angelegenheit eine um fo größere Sorgfalt und Energie zu widmen, 
je mehr man fich bereits felbft durch die Erfahrung von den werberblichen 
Folgen fortgefeßter Aufreizung und Irreführung der Maffe überzeugt 
baben werde.“ 

In Folge dieſer Anweifung bemühten fich vie Polizeibehörden, bie 
Zufammenfünfte ver demokratiſchen Parteigenoffen, jo viel wie möglid, 
zu bindern. In Berlin und Breslau benukte man dazu den Belage— 
rungszuſtand. Trotz desfelben war e8 der vemofratifchen Partei in Ber 
(in gelungen, ſich zu organifiren.*) Kine ſolche Organtfation hatte im 
Jahre 1848 gefehlt. Die in Berlin nah der Märzrevolution entftante 
nen Clubb8 ermangelten verfelben ganz und gar. Erit in ver Bürger 
wehr finden fih die Anfänge einer UOrganifatton. In derfelben beftand 
ein Bürgerwehrausfchuß, welcher von ten Pertrauensmännern ber einzel 
nen Compagnieen gebilvet wurde und die verfebienenen Anfichten berfelben 
ausgleichen und vereinigen follte. Die von dieſem Sefammtausfchuffe gefaßten 
Beichlüffe wurden ven Compagnien zur weiteren Berathung mitgeteilt. 
Jemehr fich die Neactionären und die Conjervativen aus der Bürgerwehr 
zurückzogen, deſto natürlicher war, daß zu ten VVertrauensmännern nur 
Demofraten gewählt wurden. Ahr Einfluß war um jo gewichtiger, al8 
die Mitglieder ter Compagnien ver Bürgerwehr auch einem und dem— 
ſelben Bezirfe angehörten und auch bei ven Wahlen zufammten thätig 
waren. Als der Belagerungszuſtand eintrat, hörte die Bürgerwehr auf; 
aber bei ven ftrengften Maßregeln konnte man doch nicht das Zuſammenkom⸗ 
men und bie Befprecbungen einzelner Bezirfögenofien in Privatwohnungen 
und Bierhäufern verbieten. Anfänglich batte dieſes Zufammenfommen 
nur den Zwechk, fich zu unterhalten; allein die Politik machte natürfich in 
einer fo bewegten Zeit ven Hauptgegenjtand ber Unterhaltung aus mb 
jehr bald wurden dieſe Zufammenfünfte benugt, um eine förmliche Orza⸗ 
nifation zu bewirken. Der erfte Plan wurde nom Oberlehrer Gerde ge 


— — — — —— 


*) Der Spruch bes Berliner Kriegsgerichts von den Verurtheilten ſelbſt beleuchtet. 
Deutſche Monatsichrift, Heft 4, 1850, ©. 30. 
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(ebendiger, al8 von anderen Seiten gezifcht und zur Ruhe gerufen werke 
Der Prinz entfernte ſich fofort und es verging einige Zeit, ehe die Aue 
wieder hergeftellt wurde. 

Die Erbitterung war fo groß, daß fie auch auf das Privat: me 
Familienleben überging. Langjährige Freunde wurden getrennt, rem 
Ihaft in Feinpfchaft verwandelt. In den Collegien der Behörben wurbes 
die Freifinnigen zurüdgeftoßen und zurüdgefegt und kaum wagte es ned 
Jemand mit ihnen zu veven. Ja felbjt die Bande des Blutes wurden 
getrennt und fehr viele Eltern gab e8, welche die Söhne, die einer an" 
ren Partei angehörten, von ſich ftießen. Nur Wenige hatten vie Krei 
und den moralifhen Muth, am politifchen Leben theilzunehmen und #4 
doch mitten zwifchen beiden Parteien zu halten. Es waren dies ni 
jolhe Männer, welche bald bier, bald dorthin jchwanften; denn da 
Schwankenden waren Ende Mai im Lager ver Reaction. Es war 
Männer, welche vie Conftitution ohne Reaction und fefte geſetzliche 
ſtände ohne Rechtsbrud wollten. Sie waren, um mic ver Worte ein: 
fremden Gefchichtfchreibere zu bedienen, „Feind jever Partei, welche ar 
maßent und triumphirend ihre Triumphe feierte, und Beſchützer jever ve» 
folgten und bejiegten Fraction.” Sie waren es auch vorzugsweife, weit 
ſowohl bei ver Berathung über vie Conftitution, al® in ven Zeiten nah 
der Olmützer Zufammenfunft ven Kampf gegen vie Reaction fortführten | 

Noch beſtand eine andere, bei weiten zahlreichere und einflufreicen : 
Bartei, welche als folhe weder zu ven Gonferbativen, nech zur Dem 
fratie gerechnet werben fonnte. Es war dies die fatholifche Partei. Schen 
im vorigen Capitel wurde erwähnt, daß Friedrich Wilhelm III. vie A 
tholiken vielfach zurüdgefegt und fih in einen unglüdlihen Streit wi 
ben Erzbiſchöfen feines Staates eingelaffen hatte. Die Felge hiewon 
war, daß die Katholiken als eine ygerrüdte Partei eine oppofitionelke 
Stellung einnahmen. 

Friedrich Wilhelm IV. ſuchte die Fehler feines Vaters wierer zu 
ju machen. Inzwiſchen entftanten die teutfch-fatholifhen Bewegungen. 
Viele Tauſende waren aus der katholifchen Kirche auegetreten; aber die Zw 
rüdgebliebenen hatten ſich um fo fefter angefchloffen. Das Jahr 1848 fan 
vie Katholiken Deutſchlands in einer engeren Verbindung, als ſolches feit 
tem weitphälijchen Frieden der Full gewefen war. Hierzu hatte fehr vid 
fie veränderte Stellung der Priefter zum Volke beigetragen. Im den 
weitlichen Provinzen Preußens hatten fie jeit dem Jahre 1837 einen Ei 
fluß erworben, ter um fo bereutender wurte, als ihnen bie liberale 
Partei aus rolitiſchen Grünten nicht entgegentrat. Aber auch in ben 
sitlihen Provinzen war ihr Einfluß durch kluge Benutzung ihrer reichen 
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Aenderung des Wahlgeſetzes erſchien den Vereinen nicht no 
Geiftlichteit, welche fie beherrfchte, war mit den Volteverh 
nau befannt, als daß ihr nicht das allgemeine W | 
einen fo großen Einfluß auf wie Daffe ausüben t 
wefen wäre; aber trotzdem waren die Vereine weit entfernt, wegen 
a ee — zuxathe 
\ 8 fen der fer — — tatbolifche Ä 
in Mainz aufsufortem. Diefem Auftrage mine | 
Verſammlung fand vom 3. bis 5. October 1268 fu m 
ſich die Führer der katholiſchen Partei der frankfurter 
lamg ben derſelben · Man beſchloß, daß ſich A ithe 
TREE 
hätten, zu einem Vereine unter dem Namen „t 
— ————— | 
ei fan in Sn ſtatt, wo Diepenbund ae | Für * 
mare, an der Spike de töten Bropayana in 
haben. Gewiß ift Dagegen, daß er im vertrauten 
—— en. —— SEE 































hatte von 180,000 Fee. befoldet wären um dieſe bedeuten 
gabe theils durch Capitalzinfen, theils —* olfecten am er 
weiten Faftenfonntag gebedt wiirde! — e 

fand nur zwei Thaler gebe, jo fei vi it fundirt. 0 
BR Fragen ließ man für eine fünfige Zeit und Fre 





















































ver Verein zur Mil "fotohl em’ Sehe 
Seiner Heiligkeit durch jene politifche W 
—— dieſe Einmiſchung des ——— 


die pofitifeh rißtigen feten oder nicht, gemtßsgt erde 
dem Vermerke, daß dieſe Ueberſchreitung — x ei 
— u 
— — — ⏑ eva 
politi ſhen Fragen nicht Betheiligen wollten, fo. daten fe ne 
dahin zu wirken, daß nur Männer zu Abgeorneten ber Lande 
gen gewählt würden, die den Standpunkt des — 
ſeine Forderungen unterſtützen wollten. Welche 
fihten biefe Abgeorbnetn Hatten, "war bem:Bereine al6 fo 
Auch Hatten die Vereinsmitgfiever in allen — 
tirchlicher Natur waren, die vollſte Freiheit und es lag fog 
in der Einleitung erwähnt ift, im Intereſſe der Rice und fe 
Vereins, daß feine der Parteien ausgefchleffen war. ber 
daher in den katholischen Vereinen eine ganz andere p | 
als in den übrigen Provinzen Preußens, Dort — 
giſche Verfaſſung in ihrem vollen Umfange, man war feine wege 
die executive Gewalt der ſtrone weiter auszudehnen, als ſol 
oetropirten Verfaſſung geſchehen war, und ſtrebte ſogar be e 
walt der Krone zu verringern und eine Seitegrng vr 6 Bemein 
herbeizuführen. —*— 
1 Die Verbreitung’ ver katheiſchen Vereine und dern 
Einfluß der Priefter mußte die Macht der — 
eine Macht, welche um ſo bedeutender war, als der ke 
viele Gelder zu Gebote ſtanden und als fie zwei % 
tatholiſchen Frauen und die Ariftofratie, zur Seite he 
und zwar nicht blos die Fatbolifche, — 
⏑ n 
für ihre feudalen Rechte. 

Im Bewußtſein dieſer Kraft beſchloſſen vo 
aeg enteignet 
vorzutreten. Die octroyirte Verfaffung vom 5. 

Sn ee Fr nd md, 
— nr und Berwaltung ihrer 






































bin agefüg worden war, daß ſie 























machten. 
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Vereine eine große Aufregung bri den Protef 
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reformirte Kirche als Eins anerkannt im evangeli 
hätten ſich nicht conföderirt, ſondern ſich gegenfeitig a 
drungen und erweitert zur edangelifchen Pandestirche, ſo | 
BE ER SVEN en SE SR OnAeeRenE ine Berbimt 
biefem, fondern unmittelbar jein Verhältniß be | 
unirte Kirche bilde daher im ührem ganzen Umf 


die ewangelifche Kirche, bis fie Bin gelangt min, ber ſich fell 
fügen zu können, als das einige Nechtsjubjeet 5 3 

— ar ee 
zwiſchen der unirten evangeliſchen Kirche P 
Verzug vollzogen würde. Der einzige nicht 
fogale Weg Bleibe Ne Berufung einer vom 


















































198 Die evangelifche Kirche in ben weftlichen Provinzen. 


Mitglieder jollten von der Provinzialſynode für die Wahl eines jeven 
derfelben drei Perfonen bezeichnet werden und aus viefen follte das Com 
ſiſtorium mählen. 

Bei der erſtmaligen Befegung des Conſiſtoriums jollten die früheren 
Mitglieder bleiben. Zugleich wurde erklärt, „die evangelifche Kirche ves 
Rheinlandes, welche für fich die normirende Autorität des Wortes Corte, 
ſowie die fortdauernde Geltung der reformatorifchen Bekenntniſſe, gemäf 
den Grundſätzen ber evangelifchsprotejtantiihen Kirche, anerkennt, werte 
fih eine folhe Verfaffung geben, daß fie mit ven übrigen PBrovinziafkirchen, 
ja mit den Kirchen ſämmtlicher veutfcher Yänder in organiſche Verbintumg 
treten fönne, fobald viefe durch ihr Bekenntniß und ihre Berfaflung de 
Möglichkeit eines gefegneten Zufammenwirfens in Ausficht teilten.” 

Diefe Beichlüffe ver Provinzialfynode wurden ven Presbyterien je 
gefandt, damit diefe durch die Kreisſynode ihr Gutachten abgeben follten 
und demnächſt die Prorinzialfynode noch zum Endbeſchluß zufammentrete. 


— — — 


Faſt ähnlicher Art waren die Beſchlüſſe der weſtphäliſchen Provinzial⸗ 
ſynode zu Dortmund. Sie erfannte das weltlihe Schuß» und Auffichtk 
recht ver Staatsregierung an, erklärte jedoch, daß ver Staat nicht meht 


berechtigt fei, Rechte in der eigentlichen Kirchengefeßgebung und Verwel⸗ 
tung auszuüben. Das Confiftoriun follte nur aus ftändigen Mitgliedern 
beftehen, ihnen jedoch Bertrauensmänner zur Seite geftellt werben, welde 
von dem Confiftortum zu Rathe gezogen werden fünnten. 

Während in dieſer Weife in allen Provinzen vie Unabhängigkeit ver 
Kirche vom Staate erjtrebt wurde, war aud) die Partei nicht müſſig. 
welche das lanvesherrlihe Kirchenregimment noch länger aufrecht erhalten 
wollte und mit den Artifeln 11 und 12 ver Verfaſſung nicht einverftanden 
war. Diefe Partei Hatte bis 1848 nicht geglaubt, daß das ftaatfice 
Regiment, welches ihr als Stüße diente, erfchüttert werben könnte, und 
war anfänglih durch tie Ereigniffe des Frühjahrs 1848, durch die Er 
nennung des Grafen Schwerin zum Gultusminifter, durch die Aufhebung 
des Ober-Confijtoriumg, durch die Entlaffung Des Confiftorial-Präfiventen 
Goeſchel, durch die Errungenfchaft des Verſammlungsrechtes und vor Allem 
durch Die Stimmung des Volkes, welche in allen Provinzen gegen fie ge 
richtet war, überrafcht und eingeſchüchtert worden. Seit Jahrhunderten 
und namentlich feit der Zeit, wo die Koncordienformel eingeführt wurde, 
war man gewohnt, das Volk lediglich als eine ftaatlih und Firchlich ge 
horchente Maſſe, welcher jede active Betheiligung an ver Kirche wie im 
Staate zu entziehen fei, zu betrachten, und nun war dieſe Maſſe aufge 
ftanden, verlangte nicht blos ftaatliche Rechte, fondern auch Befreiung der 
Kirche vom Staate ımd Rechte in der Kirche. Zu einem Widerſtande 
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nyate nar rast Aunem Gerlads ride chme Rürtung. Zum ei 
Mole bere ein fübner Mann rer Roacien gewagt, in einer firdli« 
risermiung cñen une rũcñchieles aufumeren une rarurch vie Gle 
innen umiemebr ermndigı, als die Reactien rund die Ereigniſſe 

Ferkiuee 14% begünftig: wurre. Zen num an ideute man ſich = 
mehr, ten Umswillen gegen den pelitiiden Geiñ ver Zeit offen un 

in zen #afteralcenierenzen funzt zu geben, und als das Miniſter 
Hianteufiel zur Regierung fam unt der Belagerungszuftand verh 
wurte, forterte Sengitenberg und zwar ned im November 1848, daß 
raffice Wirerſiand aufgegeben werte und alle Treuen möglichft raſch 
fammentreten une {ich in Acreflen an vie Regierung offen und Kar a 
frrehen fellten. Gleich einem Yojungswert wirkte dieſe Erklärung. 

allen Provinzen trat ven ta an ver orthorsre proteftantifche Clerus ı 
verzagt und rüdfichtsles auf. Ben ten Kanzeln wurde das Berwerfli 
und Sündhafte des Auflchnens gegen vie chriftlihe Obrigleit here 
hoben und gegen vie Civilehe, vie Aufhebung ter Todesſtrafe und I 
Allem gegen die Befreiung ver Schule von der Kirche geprebigt. Im 
öffentlichen Blättern, namentlich in ver Hengſtenberg'ſchen Zeitung wm 
bie Seiftlichen, welche in der Nationalverfammlung oder in ben Fl 
vereinen freifinnig aufgetreten waren, denuncirt und dahin gewirkt, ! 
der König durch Adreſſen ermuthigt und angefpornt werbe, die Zügel! 
Regierung nicht aufzugeben. In jenen Tagen zeigte fi) unter ver Ge 
lichkeit ein Eifer, welcher an die Zeiten erinnerte, als in England u 
Karl I. die onglifanifche Kirche, in eigenthümlicher Webereinftimm 
mit den Yehren von Thomas Hobbes, jenen Widerftand gegen ven I 
fir Sünde erachtete und blinde Unterwerfung unter feinen Willen ! 
langte. 

In Wahrheit waren auch die Zuftände der orthoboren Partei 
1840 denen ter Hofkirche unter Karl II. nicht unähnlid. Sie m 
bisher von oben nicht blos gefchügt, fondern befördert worden. | 
Stellen in Konfiftorien, Facultäten und im Ober:EConfiftorium waren 
ihre Anhänger vergeben; die Superintendenten gehörten zum größ 
Theile ihr an, und ihre Richtung wurde in jeder Rückſicht von der 
gierung begünſtigt. Durch diefe Begünftigung war e8 ihr möglid 
werden, trog ber geringen Zahl, welche der Prediger Kunze nur auf 
Hundertel der Gemeinden angab, eine fo große Macht zu erlangen; 
Macht, welche um jo bedentender wurde, als der König hierin nit 
Kart 11. übereinftimmend, ver ortbororen Partei wahrhaft und inmig 
getban war. Auf ibn mußte Einfluß üben, daß gerade die Mäı 
welcde er für die frömmiten Diener ver Kirche bielt, fich verdam 





904 Art. 12 der ectreyirten Berfeffung. 


vereinigen babe und daß bis zu tiefer Vereinigung die oberfe 1 
tung der inneren evangelifchen Kirchenfachen künftig einer von vem I 
der geijtlihen Angelegenheiten unabhängigen Behörde zu übertrag 
Tiefe Behörde, welcher die oberjte Leitung der Kirchenvertwaltung 
traut wurde, ſollte von der evangeliſchen Abtheilung des Mini 
unter tem Vorfig des Director derfelben, und zwar jelbftftän 
collegiatifch gebilvet werden. Zugleich follte fie fih mit ber Vi 
ber, zur Vollziehung des Art. 12 der Verfaſſungsurkunde nöthige 
regeln befchäftigen. 

Ten Vorſitz bei diefer Behörde erhielt der Geheimerath Fr 

Unterm 13. Februar 1849 benachrichtigte nım dieſe Beh 
Confifterien, „daß die ewangelifhe Kirche dur vie Verände 
Staatsverfaffung auf das Tieffte berührt werten und daß ihre 
(ihe Terbindung mit dem Staate aufgelöft fei. Für fie fei du 
gebieteriſche Nothwendigkeit entftanden, die ſchwerſten, ihre 3 
fih ſchließenden Fragen zur Entſcheidung zu bringen.“ Zugle 
darauf aufmerffam gemacht, daß das Wefen ver evangelifchen Ki 
in der Organifation, fondern vor Allem in der Previgt des W 
in der Spendung der Sacramente liege. 

Schon vorher war eine Verfügung des Miniſters v. Yatı 
gangen, durch welche von ven acht Provinzial-Confiftorien, von 
evangelifchen Facultäten des Yandes und von den Profeſſor 
Prejer, Jacobſon und Wafjerfchleben Gutachten gefordert wur 
dieſe Gutachten, deren Einforderung bei einer jo großen Veränd 
Kirchenverfaſſung nicht ausbleiben konnte, hatte die orthodoxe 
rechnet. Sie konnte ſich bei der Zufammenfegung der Eonfifl 
Facultäten und da hervorragende Mitgliever verfelben an dem $ 
tbeilgenemmen und fi an ven dort ausgeſprochenen Principien 
hatten, mit vollem Rechte ver Hoffnung bingeben, vaß die Gu 
Sinne und nah der Anficht Des Kirchentages ausfallen würde 
num aber nicht blos freiwillig zufammengefommene Verſammli 
bie confervative Preffe, ſondern auch vie Confiftorien und Facr 
Yandes erklärten, „es fei des Königs Pflicht, die Kirchengemalt 
zugeben“, dann war dem Könige der Weg gewiefen, um biejelb« 
in ver Verfaſſung verſprochenen Selbſtſtändigkeit der Kirche, zu 
Wirklich ſprachen ſich auch in dieſem Sinne die Gutadten tı 
gender Mehrzahl aus und das Gefammtrefultat verfelben wa 
anderes, als nad tem königlichen Erlaffe und dem Schreiben 
lihen Abtheilung des Minifteriums zu erwarten gewefen wäre. 

Nur die Gonfiftorien zu Stettin, Poſen und Magbeburg, 


















































206 Art, 12 der octroyirten Berfaffung. 


antwortet werden, fo wäre dies in ber That das Härtefte, was ihr ka 
Staat bis dahin angethan hätte. Das Staatsfirchenregiment habe nik 
das Recht, die Kirche zu einem Experiment zw nöthigen, das bei den dw; 
liegenden Zuftänden den Zerfall verjelben zu feinem wahrfcheinlicden Au 
gange haben würte. Auch Stahl fprach ven Landesherrn das Recht db, 
eine Synode zu berufen, und die Facultät zu Bonn, fowie die Conjiie 
rien zu Goblenz und Münjter erklärten fich gegen vie Berufung da 
Landesſynode. 

Am Weiteſten ging die Berliner Facultät; fie verlangte, daß die 
Berufung der Generalfynovde jo lange ausgeſetzt bleiben follte, bis we 
einmütbige Rüdfehr zum Glauben ftattgefunden habe. 

Eine conjequente Folge dieſer Anfchaunngen war die Behauptung 
daß das Kirchenregiment wenigftens für jegt nicht vom Könige abzugeben 
und die Kirche nicht vom Staate zu trennen fei. 

Die Eonfiftorien von Breslau und Königsberg erklärten: „ver Kos 
ſei erſtes und vornehmſtes Glied der Kirche und zu einer weſentliche 
Theilnahme an ver Regierung ebenfo berechtigt, als verpflichtet.“ DU 
Facultät zu Berlin war getheilter Anfiht. Hengftenberg und Strau 
gingen fo weit, zu behaupten, „das landesherrliche Epifcopat über di 
evangeliſche Kirche fei nicht aufzuheben und das vorzüglichite Glied de 
Kirche von dem beftchenden Organismus nicht abzulöfen, wenn man nid 
dieſen tödtlich verlegen wolle. Einfeitige Erklärungen könnten nichts löſe 
und der König dürfe fich nicht felbft von der Erfüllung heiliger Prlicta 
in der Zeit ver Noth und Gefahr pispenfiren.“ Anderer Anficht warn 
allerdings Neander, Zweiten und Nitzſch; fie erklärten: „man müſſe fu 
der Nothwendigkeit fügen, das Oberhaupt eines conftitutionellen Staate 
fünne nicht mehr die nöthige, Machtfülle bejigen, um ver Kirche kraft 
zu dienen, müſſe fich vielmehr bei ver Leitung derſelben durch politikh 
Rückſichten beſtimmen lajjen. Auch werte die fatholiiche Bevölkerung nid 
dulden, daß das Überhaupt in einem bejonteren Verhältniſſe zur eva 
geliſchen Kirche ftehe, der König könne daher nicht fernerhin Träger ie 
oberften Kirchenregiments fein.“ 

Dem entgegen erklärte das Konfijtorium zu Stettin: „Die vLöſun— 
aller Berhältniffe zum Staate jei unausführbar,“ und Mitglieder bei 
Confiftoriums zu Münfter gingen jo weit, zu behaupten, daß fi Mt 
Art. 12 der Verfaſſung nicht auf das innere VBerhältnig der Kirchengliedet 
und der Gemeinden zu dem in dev Kirche bejtehenden Negintente beziek. 
Die innere kirchliche Angemefjenheit einer ſolchen Einrichtung habe op 
berben Widerſpruch gegen die eigenfte Grundlage der VBerfaffungsurkm 
nicht zu einem Gegenftanve politifcher Feftitellung gemacht werden lönnen 


188 Verſammlung katholiſcher Vereine in Bretlau. 


Nachricht von Schleſiens Verluſt ihre Perlenſchnur vom Halſe nahm und 
ausrief: „Nun babe ich die ſchönſte Perle verloren.” Den Werth viefet 
Schlefiene haben fpätere Verwalter nicht immer in gleicher Weiſe zu 
achten gewußt.” Nach der Anficht des Redners waren alfo Preußens 
Könige nur Verwalter. So viel Schlefier auch in ter Berfammlung 
waren, batte doch Niemand darauf geantwortet, und außerhalb ver Ber 
ſammlung blieben diefe Worte bei der Verwirrung der Zeit ganz unbe⸗ 
achtet. 

Der Pfarrer Eberhard ſprach vemnädft von ven Brüderſchaften 
und Ienfte die Aufmerkfamfeit auf Vereine für Handwerksburſchen und 
anf bie Familien. 

Außer den allgemeinen Berfammiungen fanden noch ſechs befonvere 
ftatt, an denen nur die Abgeoroneten Theil nahmen. Im der erften 
perjelben wurde ver Legitimationspunft und vie Commiſſionen geordnet. 
Die zweite und britte befchäftigten fich mit den Fragen über äußere An 
ordnungen und Geſchäftsordnung, und wurde die heilige Jungfrau ale 
Patronin des Vereins gewählt. In der vierten Verfammlung wurde über 
die Stellung ver Schule zur Kirche verhandelt und hierbei fam denn auf 
bie Frage über Einführung ver Schulbrüver und Schulfchweftern und über 
Errichtung einer Katholifchen Univerfität in Anregung. Man machte du 
rauf aufmerffam, daß in Löwen 42 Profefforen mit einem jährlichen Ge 
halte von 180,000 Free. befoldet wären und daß dieſe bedeutende Aus 
gabe theils durch Gapitalzinfen, theil® durch Gollecten am erften un 
zweiten Faftenfonntag gededt würde! Wenn daher jeder Priefter in Deutfd 
land nur zwei Thaler gebe, fe fei die Univerfität fumbirt. 

Beite Fragen ließ man für eine fünftige Zeit und Freiherr von 
Ketteler mahnte wegen ver katholiſchen Studienfonds, die man zurüdeer 
langen wollte, zu großer Vorficht, da das Volf vie Reclamationen mander 
Fonds nicht allzu günftig aufnehmen werte. Befchloffen wurde, die father 
liſchen Schulen in ihrer Reinheit zu erhalten, va, wo es nöthig, neue u 
gründen und dahin zu wirfen, daß die fatholifhen Schulitiftungen ihren 
Zwecke nicht entzogen und bie bereits entzogenen, zu anderen Ameden ber 
wendeten Fonts wieder zurüdgegeben würden. Werner follten die Kathe⸗ 
(ifen vom Staate und ben bürgerlichen Gemeinden beanfpruden, daß aus 
den Steuern, welche fie zahlen Helfen, reſp. aus tem Staats». und Ge 
meindevermögen nicht blos afatholifche, ſondern auch Fatholifche Schulen 
für fih nach Verhältniß und Bedürfniß dotirt und errichtet werden. — 
Nob wurde in dieſer QVerfammlung für Anfertigung und Nerbreitung 
guter Fathelifher Bücher und Schriften Sorge getragen. 
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wollte und mit ven Artikeln 11 und 12 ver Verfaſſ 
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ehe ſich in Adrefjen an die Regier 
fprechen follten. Gleich einem Yofungswort ı 
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ver Machtvollkommenheit des Staates hervorgegangen und ver Staats⸗ 
regierung unterworfen. Nur einer Landesſynode konnte die Kirchengewalt 
übergeben werden und nur diefe fonnte eine Vertretung der Kirche fchaffen. 
Wer follte nun aber die Landesſynode berufen, und in welcher Weife follte 
fie zufammengejett fein? Dem Miniſter Ladenberg, welcher fpäter am 
1. und 5. October 1849 in der Erften Kammer erklärte, „er wolle Gewiffens- 
freiheit und mache ver kleinen Partei Feine Conceffionen, fondern jtehe 
über biefer kirchlichen Partei“, war es wahrhaft Ernſt mit der Durch 
führung der Freiheit der Kirche. Bereit unterm 15. ‘December 1848 
hatte er die PBrovinzialconfiftorien aufgefordert, Gutachten über die Maß: 
regeln einzureichen, deren es bebürfe, um der evangelifchen Kirche auf 
rechtlichen Wege zu einer VBerfafjung zu verhelfen, welche ihr ſowohl eine 
Vertretung ihrer Rechte und ihres Intereſſes dem Staate und den anves 
ren Religionsgejellfchaften gegenüber, als die ſelbſtſtändige Leitung ihrer 
Angelegenheiten jichere. 

Die Conjiftorien, welche die Schwierigkeit ver Aufgabe nicht verfanns 
ten, veranlaßten die Superintendenten, mit ihren Diöcefanen zuſammen⸗ 
zutreten, ihre Anfichten auszufprechen und fich namentlich auch darüber zu 
äußern, ob die neue kirchliche DOrganifation mit ver Regulirung ver Ges 
meinveverbältnijfe, welcher die Berathungen ver mit weltlichen wie mit 
getftlichen Deputirten zu beſchickenden Kreis- und Provinzialfyneren folgen 
würben, over jofort mit den Berathungen einer Generalſynode zu begin- 
nen bätte. Die Frage nahm die Aufmerffamfeit ver Kirchlichgejinnten 
in bohem Grave in Anfprud. Kine Menge Schriften, vom Senior 
Krauſe, Pafter Stier, Gillet, Dr. Klee, E. Hoffmann u. ſ. w. verfuchten, 
diefelbe zu Löfen, in ven fircblichen Vereinen war fie ver Dauptgegenjtand 
der Berathung und von dem Berliner Vereine erfolgte eine Aufforderung 
zu einer allgemeinen Gonferenz. ‘Diejelbe fand in Berlin den 12. und 
13. Aprit 1849 Statt und es betheiligten jih dabei hervorragende Geift- 
liche faſt aller üftlihen Provinzen. Prediger Ionas führte den Vorſitz. 
In dieſer Conferenz wurde als Grundſatz fejtgeftellt, daß die Auseinander— 
jegung zwiſchen ver unirten Kirche Preußens und dem Staate durd) eine 
rechtöbeftändig zujammengejegte Landesſynode ohne Verzug erfolgen müſſe. 
Die gegenwärtigen Kirchenbehörden hätten bis dahin die Verwaltung weiter 
fortzuführen, aber mit ver erfolgten Auseinanverjegung ſei ter Beruf 
und tie Vollmacht des gegenwärtigen Kirchenregiments erlojden und babe 
tie umirte evangeliſche Kirche Preußens nach erfolgter Auseinanderfeßung 
volle Freiheit, jelbitftändig über fich und ihre Angelegenheiten zu beitim- 
men. Um dieſe Grundſätze durchzuführen, follten Unionsvereine gebildet 
werden und zugleich ein Centralcomité in Berlin für alle Dee beitehen. 
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antwortet werden, fo wäre dies in der That das Härtefte, was ihr de 
Staat bis dahin angethan hätte. Das Staatsfirchenregiment habe nid 
das Recht, vie Kirche zu einem Experiment zu nöthigen, das bei den ww 
liegenden Zuſtänden den Zerfall verfelben zu feinem wahrfcheinlichen Aub 
gange haben würte. Auch Stahl ſprach dem Landesherrn das Recht dh, 
eine Synode zu berufen, und die Facultät zu Bonn, fowie die Conjike 
rien zu Goblenz und Münjter erklärten fich gegen vie Berufung de 
Landesſynode. 

Am Weiteſten ging die Berliner Facultät; fie verlangte, daß de 
Berufung der Generalſynode fo lange ausgefegt bleiben follte, bie we 
einmütbige Rückkehr zum Glauben jtattgefunden habe. 

Eine confequente Folge dieſer Anfchauungen war die Behauptung 
daß das Kirchenregiment wenigftens für jegt nicht vom Könige abzugeben 
und die Kirche nicht vom Staate zu trennen fei. 

Die Confiftorien von Breslau und Königsberg erklärten: „ver König 
jei erſtes und vornehmſtes Glied der Kirhe und zu einer weſentlichen 
Theilnahme an ver Regierung cbenfo berechtigt, als verpflichtet.” Die 
Facultät zu Berlin war getheilter Anfiht. Hengftenberg und Straf: 
gingen fo weit, zu behaupten, „das landesherrliche Epifcopat über Die 
evangelifche Kirche fei nicht aufzuheben und das vorzüglichite Glied ver 
Kirche von dem beftehenden Organismus nicht abzulöfen, wenn man nit 
dieſen tödtlich verlegen wolle. Einfeitige Erklärungen könnten nichts löſen 
und der König dürfe fich nicht ſelbſt von der Erfüllung heiliger Pflichten 
in der Zeit ver Noth und Gefahr dispenſiren.“ Anderer Anficht waren 
allerdings Neander, Zweiten und Nitzſch; fie erklärten: „man müſſe ſich 
ver Nothiwenpigfeit fügen, dad Oberhaupt eines conftitutionellen Stanteb 
fünne nicht mehr die nöthige, Machtfülle befigen, um ver Kirche Fräftig 
zu dienen, müſſe ficb vielmehr bei ver Leitung verjelben durch politiſche 
Rückſichten beſtimmen laſſen. Auch werte vie fatholifhe Bevölkerung nick 
dulden, daß das Überhaupt in einem bejonveren Berhältniffe zur evan⸗ 
gelifhen Kirche ftehe; ver König könne Daher nicht fernerhin Träger des 
oberften Kirchenregiments fein.“ 

Dem entgegen erklärte das Lonfijterium zu Stettin: „vie Yung 
allev VBerhäftuiffe zum Staate fei unausführbar,“ und Mitglieder des 
Conſiſtoriums zu Münjter gingen fo weit, zu behaupten, daß jich der 
Art. 12 ver Verfaſſung nicht auf das innere Verhältniß der Kirchenglieder 
und der Gemeinden zu dem in der Kirche bejtebenden Negimente beziehe. 
Die innere firchlihe Angemefjenheit einer ſolchen Einrichtung habe ohne 
berben Widerſpruch gegen vie eigenfte Grundlage ver Verfafjungsurtunt 
nicht zu einem Gegenſtande politifcher Feititellung gemacht werden können. 
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ungeachtet war Das Auftreten Gerlachs nicht ohne Wirkung. Zum erften 
Male hatte ein Fühner Mann ver Reaction gewagt, in einer Tirdhlihen 
Verſammlung offen und rückſichtslos aufzutreten und dadurch die Gleich⸗ 
gejinnten umfomehr ermuthigt, als die Reaction durch die Ereigniſſe des 
Serbites 1848 begünftigt wurde. Von nun an feheute man fich nict 
mehr, ven Unwillen gegen ven politifhen Geiſt der Zeit offen und frei 
in den Paſtoralconferenzen fund zu geben, und als das Meinifterium 
Manteuffel zur Regierung fan und der Belagerimgszuftand verhängt 
wurde, forderte Hengſtenberg und zivar noch im November 1848, daß ber 
paſſive Widerſtand aufgegeben werte und alle Treuen möglichjt vafch zu⸗ 
fanumentreten und jich in Adreſſen an die Regierung offen und klar aub 
ſprechen jollten. Gleich einem Loſungswort wirkte diefe Erklärung. In 
allen Provinzen trat von da an der orthodoxe proteftantifche Clerus un- 
verzagt und rückſichtslos auf. Von ven Kanzeln wurde das Berwerfliche 
und Sündhafte des Auflehnens gegen vie chriftliche Obrigkeit berborge 
hoben und gegen die Civilehe, vie Aufhebung ver Todesitrafe und vor 
Allem gegen die Befreiung ver Schule von der Kirche geprevigt. In ben 
öffentlichen Blättern, namentlich in ver Hengſtenberg'ſchen Zeitung wurden 
tie Geiftlichen, welche in der Nationalvderfammiung oder in den Volle 
vereinen freifinnig aufgetreten waren, denuncirt und dahin gewirkt, baf 
ber König durch Apreffen ermuthigt und angefpornt werbe, die Zügel ver 
Regierung nicht aufzugeben. In jenen Tagen zeigte ſich unter der Geift 
lichkeit ein Eifer, welcher an vie Zeiten erinnerte, al8 in England unter 
Kart II. vie onglifanijche Kirche, in eigenthümlicher Uebereinftimmung 
mit den Vehren von Thomas Hobbes, jeden Wiperftand gegen ven König 
für Sünde erachtete und Blinde Unterwerfung unter feinen Willen ver 
langte. 

In Wahrheit waren auch die Zuſtände der orthoporen Partei ſeit 
1840 denen ter Hofkirche unter Karl II. nicht unähnlid. Ste waren 
bisher won oben nicht blos gefchüßt, ſondern befördert worden. Alle 
Stellen in Gonfijtorien, Nacultäten und im Ober-Conſiſtorium waren an 
ihre Anhänger vergeben; die Superintenventen gehörten zum größeren 
Theile ihr an, und ihre Nichtung wurde in jeder Rückſicht von ver Re 
gierung begünstigt. Durch dieſe Pegünftigung war es ihr möglich ge 
worden, troß der geringen Zahl, welche der Prebiger Kunze nur auf ein 
Hundertel der Gemeinden angab, eine jo große Macht zu erlangen; eine 
Macht, welche um jo bedeutender wurte, als ver König hierin nicht mit 
Karl U. übereinjtimmend, der orthodoxen Partei wahrhaft und innig zw 
gethan war. Auf ihm mußte Einfluß üben, daß gerade die Männer, 
weiche er für vie frömmiten Diener der Kirche hielt, ſich verdammend 
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über die Revolution ausgefprochen hatten, daß fie ihm jelbit Schwäche 
vorzumerfen ſchienen, daß fie Beibehalt feiner firchlichen Herrſchergewalt 
forverten und daß fie dur den Vorſchlag, an feinem Geburtstage den 
allgemeinen YBuß- und Bettag abzuhalten, nur zu deutlich andeuteten, nicht 
blos das Land, fondern auch er, der König, bepürfe ver Buße. Sein kirch— 
liher Sinn war zu überwiegend, al8 daß er durch dieſen Mahnruf erbittert 
worden wäre; vielmehr fchloß er fich gerate in jener Zeit denen näher 
an, welche an ter Spige der Partei ftanden, und Profeſſor Yeo, einer der 
Seiter Der Partei, war in den ftürmifchen Tagen des Novembers in feiner 
Nähe. Auch vernahm ter König nur zu gern, daß feine Pflicht fei, Die 
Kirchengewalt zu bewahren, daß ihm, dem Landesherrn, al® dem vorzüg- 
lichſten Mitglieve der Kirche, troß einer Befreiung der Kirche vom Staate, 
das Regiment der Kirche zuſtehe und daß zwifchen Kirche und Staat eine 
Perfonalunion verbleiben müſſe. 

Wie fehr nun aber auch dieſe Anfichter ven Wünfchen des Könige 
entfpracben, fo wollte er doh am Ende des Jahres 1848 die Freigebung 
der evangelifhen Kirche vom Staate und er fprach dies nicht blos in ber 
ectropirten Berfaffung, fonvern auch in dem Erlaſſe vom 26. Ianuar 
1849 aus. 

Mit der octroyirten Verfafjung und dem ihr vorausgegangenen Be— 
lagerungszuftande und der Auflöfung der Nationalverfanmlung waren 

- die Zuſtände ruhiger geworden und jeßt traten auch die Muthloferen des 

ortbeporen Clerus fühner hervor. Man begnügte fi nicht, gegen Ab- 
ſchaffung der Todesſtrafe, gegen Givilehe, gegen Lostrennung der Schule 
don ver Kirche und gegen Trennung der Letzteren vom Staate aufzutreten; 
die evangelifhe Geiftlichkeit zu Frankfurt a. O. ging fo weit, ihre Ge- 
meinden aufzufordern, „bei ver Wahl, die im Februar 1849 ftattfinden 
folfte, nur folhe Männer zu wählen, welche ver Obrigkeit als einer von 
Gott georoneten unterthan wären.” Auch anderweitig wurden ähnliche 
Verſuche gemacht, viefelben mißlangen jedoch, denn das Volk wählte zum 
größeren Theile die früheren Abgeorpneten wieder. 

Inzwiſchen batte fih durch die oetroyirte VBerfaffung die Lage der 
Sache für die orthodoxe Partei wieder verfchlimmert; nicht mehr lag blos 
ein minifteriellee Entwurf zur Zufammenberufung ver Landesſynode vor, 
auch war die Selbſtſtändigkeit der Kirche nicht mehr ein Project, ſondern 
vie Terfafjung batte ausprüdlich anerfannt, dag vie evangelifche Kirche 
ihre Angelegenheiten jelbftftändig verwalten follte, und über die Trag— 
weite viefer octroyirten Beftimmung hatte fi der König felbit in dem 
Erlaſſe vom 26. Ianuar 1849 ausgefprochen. Cr hatte tarin erklärt, 
„daß Die evangelifche Kirche fich über eine. felbitftändige Verfaſſung zu 
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vereinigen babe und vaß bis zu dieſer Vereinigung vie oberfte Verwal⸗ 
tung ber inneren ewangelifchen Kirchenjachen künftig einer von dem Minifter 
der geiftlihen Angelegenheiten unabhängigen Behörde zu übertragen fe.’ 
Tiefe Behörde, welcher die oberjte Peitung der Kirchenverwaltung unter 
traut wurde, fellte von ver evangeliſchen Abtheilung des Meinifteriums 
unter dem Vorſitz des Directors vderjelben, uno zwar felbitftänbig und 
collegiatifch gebildet werben. Zugleich follte fie ih mit der Berathung 
per, zur Vollziehung des Art. 12 ver Verfaſſungsurkunde nöthigen Mo 
regeln befchäftigen. 

Den Vorſitz bei dieſer Behörde erhielt der Geheimerath Fred. 

Unterm 13. Februar 1849 benachrichtigte min dieſe Behörde bie 
Sonfiftorien, „daß Die evangeliſche Kirche durch tie Weränderung ber 
Staatsverfaffung auf das Tieffte berührt werden und daß ihre gefchicdt- 
(ihe Verbindung mit dem Staate aufgelöft ſei. Für fie ſei dadurch bie 
gebieterifhe Nothwendigkeit entjtanten, vie fehwerften, ihre Zukunft in 
fih fließenden Fragen zur Entſcheidung zu bringen.“ Zugleich wurde 
darauf aufmerffam gemacht, daß das Wefen der evangeliichen Kirche nic 
in der Organifation, fondern vor Allem in ber Predigt des Wortes um 
in der Spendimg der Sacramente liege. 

Schon vorher war eine Verfügung des Miniſters v. Yadenberg er 
gangen, durch welche von ven acht Provinzial-Gonfiftorien, von ven ſecht 
evangelifhen Facultäten des Yandes und von ben Profefforen Stahl, 
Mejer, Jacobſon une Wafjerfchleben Gutachten gefordert wurden. Auf 
dieſe Gutachten, deren Einforverung bei einer fo großen Veränderung ber 
Kirchenverfaſſung nicht ausbleiben fonnte, hatte die orthodoxe Partei ge 
rechnet. Sie konnte fich bei der Zufammenfegung der Eonfiftorien und 
Facultäten und da hervorragende Mitglieder verfelben an dem Kirchentage 
theilgenommen und fi an den dort ausgefprocdhenen Principien betbeiligt 
hatten, mit vollen Rechte ver Hoffnung hingeben, daß die Gutachten im 
Sinne und nach der Anficht des Kirchentages ausfallen würden. Wem 
num aber nicht blos freiwillig zufammengefommene Verſammlungen unt 
pie conſervative Preſſe, jondern auch die Konfifterien und Facultäten des ſ 
Yanves erklärten, „es fei des Königs Pflicht, die Kirchengewalt nicht weg FF 
zugeben”, dann war ven Könige der Weg geiwiefen, um tiefelbe, troß ver P 
in ter Terfaffung verſprochenen Selbftftändigfeit ver Kirche, zu bewahren 
Wirklich Sprachen ſich auch in tiefem Sinne die Gutachten in übermie 
gender Mehrzahl aus und das Gejammtrefultat verjelben war ein gam 
anderes, als nach vem königlichen Erlaſſe und tem Schreiben ver firk 
lichen Abtheilung des Minifteriums zu erwarten gewefen wäre. 

Nur die Confiftorien zu Stettin, Bojen und Magdeburg, die Faculk 
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Gonfeffionen, Parteien und Secten nicht an Männern fehlte, welche That 
fraft, Muth und Einficht befagen, um fie gegen äußere Angriffe zu fügen. 
Aber in der Zeit, von welcher wir fprechen, war durch die Gutachten der 
Sonftftorien und Facultäten, durch die immer mehr zunehmende Ma 
ver Heinen orthodoxen Partei und durch ihre Einwirkung auf ven König 
nicht blos die Hoffnung auf eine freie Kirchenverfaifung vernichtet, ſonden 
e8 fehlen auch die freiere Kirchliche Richtung in einer Weife gefährtet, we 
feit Leſſing und Friedrich dem Großen nicht mehr der Fall geweſen wat, 
und unwillkürlich wırde man an die Zeiten ver Verweiſung Wolfs erinnert 
Alles, was in Deutfchland durch die großen Geiſter des vergangenen Jahr 
hunderts errungen war, fhien wieder in Frage geftellt und das „Zurid“, 
welches Stahl der Wiffenfchaft entgegen rief, fchien der letzte Zwed ven 
Heinen aber mächtigen Partei zu fein. Die Fragen, welche vie Zeit e 
wegten und welche 1849 bei Berathung der Verfaffung die Patrioten be; 
Ihäftigten, namentlich die Gipilehe, vie Trennung der Schule von 
Kirche, vie Zuziehung ver Yaien bei Yeitung der Kirche, die Organifa 
derjelben, wurden bei Seite geworfen und die Partei, welche 1849 
Grund zu ihrer Macht legte, zeigte im Yaufe ver nächſten Jahre 
die projectirte englifhe Sonntagsfeier, durch das beabfichtigte Eheſcheb 
dundsgefeg, durch die Schufregulative, durch gejchärfte Aufficht ver Kirtte 
über die Schule, durch vie Befegung höherer Stellen mit Männern ihrct 
Richtung und durch die Angriffe gegen kirchlich-geſinnte, aber freifinnige 
Geiftliche, wie weit fie gehen wollte. Nicht blos baute fie Bollwerke für 
das beſtehende Kirchenregiment und tie orthodoxe Kirchenrichtung, ſondemn 
fie verftand es auch, ven günjtigen Zeitpunkt zu weiterer Verbreitun ums 
erhöhter Macht zu bemugen. 

Alles dies war nun freilich im Jahre 1849 noch nicht erſichtlich 
vielmehr täuſchten ſich damals vie Männer, welche ver unirten Kir 
wahrhaft ergeben waren und deren verfaſſungsmäßige Geſtaltung und Ve 
freiung vom ſtaatlichen Kirchenregimente wünſchten, mit ter Koffmung 
des Sieges, und waren von dem Glauben durchdrungen, daß der Ar— 
tifel 15 ver Verfaſſung auch für die evangelifhe Kirhe zur Erfüllung 
gelangen müſſe. Ihre Siegeshoffnungen währten allerdings nur fur 
Zeit, denn fehr bald belehrte fie das Meiniftertum NRaumer von ihr 
gänzlichen Nieverlage und dem Siege ver reactionären kirchlichen Partei, 
während zu gleicher Zeit die katholiſche Kirche immer fühner und mök 
tiger bervortrat. 
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Sechstes Kapitel. 
Die Preffe. 


Der Auspruf ver Volksſtimmung und der Thermometer derjelben 
ft die Preſſe, wenn fie nicht durch Polizeintaßregeln oder durch Einfchüch- 
tungen von Seiten eines aufgeregten Volkes gewaltfam in Feſſeln ge- 
halten wird. Beides fand im Frühjahr 1849 nicht ftatt. 

An ven Orten, wo fein Belagerungszuftand verkfündigt war, wurden 
felbft ven größten Ausfchweifungen ver Breife feine Präventivfeffeln auf- 
gelegt und wenn auch ver Belagerungszuftand die Mäßigung der zuge: 


- faffenen freien Blätter nöthig machte, jo war es ihnen doch möglich, ihre 


Anſchauungen in nicht verlegenter und aufregenver Forn fund zu geben, 
während allerdings ver Reaction freier Spielraum gewährt wurde. 

Ton dieſer Begünftigung machte die „Neue Preußifche Zeitung“ un: 
beſchränkten Gebrauch. Diefe, in Berlin erfcheinende Zeitung, welche das 
dandwehrkreuz mit der Umfchrift: „Mit Gott für König und Vaterland“ 


a8 Bignette hatte und vom Volke fehr bald als „Kreuzzeitung“ bezeichnet 


wurde, war im Jahre 1848 entſtanden und von ver in jenem Jahre zu- 
ſammen getretenen veactionären Partei nit reihen Mitteln gegründet 
worden. Ihr Zwed war ein boppelter. Sie follte die feudalen Anſchau— 
ungen zur Geltung bringen und verbreiten und zugleich der liberalen 
Partei, gleichviel ob conftitutionelle, oder vemofratifche, entgegentreten. 
Ihr Ziel war nicht Rüdführung ver Zeit vor 1848 fondern der vor 1806; 
tech wollte fie nicht die abfolute, jonvern die feudale Monarchie. Neben 
den Rechten des Königs follten die Rechte ver fleinen Herren wiederher— 
geitellt werden. Rußland war das Eldorado, der Kaiſer Nicolaus das 
Nufterbild, welches damals den eigenen Herrſcher vorgehalten wurde. 
Tas Streben ver Zeitung ging nach ver heiligen Allianz, unter deren 
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antwortet werden, fo wäre dies in der That das Härtefte, was ihr der | 
Staat bis dahin angethban hätte. Das Staatsfirchenregiment habe nit 
das Recht, die Kirche zu einem Experiment zu nöthigen, das bei den der 
liegenden Zuſtänden ven Zerfall verfelben zu feinem wahrfcheinlicen Aus 
gange haben würte. Auch Stahl fprach ven Landesherrn das Red di, 
eine Synode zu berufen, und die Facultät zu Bonn, fowie die Confiie 
rien zu Coblenz und Münfter erklärten fich gegen vie Berufung ve 
Landesſynode. 

Am Weiteſten ging die Berliner Facultät; fie verlangte, daß die 
Berufung der Generalſynode fo lange ausgeſetzt bleiben follte, bie Me 
einmütbige Rüdfehr zum Glauben ftattgefunden habe. 

Eine confequente Folge dieſer Anfchauungen war die Behauptung, 
daß das Kirchenregiment wenigftens für jegt nicht vom Könige abzugeben | 
und die Kirche nicht vom Staate zu trennen fei. 

Die Eonfiftorien von Breslau und Königsberg erklärten: „ver Sing: 
jei erites und vornehmſtes Glied der Kirche und zu einer weſentliche 
Theilnahme an ver Regierung cbenfo berechtigt, als verpflichter.“ Die 
Facultät zu Berlin war getheilter Anſicht. Hengftenberg und Straf 
gingen fo weit, zu behaupten, „das landesherrliche Epijcopat über We’ 
evangelifche Kirche fei nicht aufzuheben und das vorzüglichite Glied ver 
Kirche von dem beftehenden Organismus nicht abzulöjen, wenn man nicht 
dieſen tödtlich verlegen wolle. Einfeitige Erklärungen könnten nichts löfen 
und ber König dürfe fich nicht felbft von ver Erfüllung beiliger Pflichten 
in der Zeit ver Noth und Gefahr vispenfiren.“ Anderer Anficht waren 
allerdings Neanver, Zweiten und Nitzſch; fie erklärten: „man müſſe ſich 
ver Nothwendigfeit fügen, das Oberhaupt eines conftitutionellen Staateb 
könne nicht mehr die nöthige, Machtfülle befiken, um ver Kirche fräftig 
zu dienen, müſſe ficb vielmehr bei der Xeitung verfelben durch politiide 
Rückſichten beſtimmen laſſen. Auch werde die katholiſche Bevölkerung nit 
dulden, daß das Überhaupt in einem beſonderen Verhältniſſe zur era 
gelifchen Kirche ftehe, ver König könne daher nicht fernerhin Träger de 
oberjten Kirchenregiments fein.“ 

Dem entgegen erklärte das Conſiſtorium zu Stettin: „Die Löſu 
alfer Verhältniffe zum Staate ſei unausführbar,“ und Mitglieder RE 
Conſiſtoriums zu Münfter gingen jo weit, zu behaupten, daß fi de 
Art. 12 ver Verfaffung nicht auf das innere VBerhältniß der Kirchenglieer 
und der Gemeinden zu dem in der Kirche beſtehenden Regimente besick. 
Die innere firchlihe Angemeſſenheit einer ſolchen Cinrichtung habe ehne 
berben Widerſpruch gegen die eigenjte Grundlage ver Verfaſſungsurkume 
nicht zu einem Gegenſtande politifcher Feftjtellung gemacht werden loͤmen 
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Dafjelbe gelte von dem Berhältniffe des Königs zur Kirche.“ Noch ent | 
ſchiedener ſprach fih Stahl gegen den revolutionären Zeitgeift aus. „Die 
bisherige Stellung des Königs zur Kirche fei” — fo erflärte er — „mit 
dem, was ınan im vorigen Nahre parlamentarifhe Regierung genam 
babe, nicht vereinbar. Wenn ein König fo dajtehe, daß er ein Meinifterium 
Schwerin oder Rodbertus haben müſſe, jo könne die Kirche von ihm feine 
Förderung und feinen Schuß erwarten. Wenn die vorjährigen Zuſtände 
fortgedauert hätten, fo wäre e8 unmöglich gewefen, ven König ale Ober 
haupt der Kirche anzuerkennen.“ 

Nicht verwundern kann e8 uns, dag in einer Verſammlung, wo man 
ſolche Grundſätze ausfprab und we man Männer, wie den Grafen 
Schwerin, einen Schwiegerfohn Schleiermachers und Vorkämpfer ver 
Unionspartei, in dieſer Weife jhmähte, die Bitte an ven König gerichtet 
wurte, ſich vom Regimente ver Kirche nicht zurüdzuzichen, und daß im 
verfelben Verſammlung heftige Angriffe gegen viejenigen Geiftlichen 
Berlins erfolgten, welche fib im März 1843 beim Peihenzuge ver Ge 
fallenen betheiligt hatten. 

So war die orthodoxe Partei nicht blos in Firchlichen, ſondern aus 
in politifchen Angelegenbeiten zum Angriffe übergegangen. Am weitejten 
ging Das Presbpterium der lutheriſchen Gemeinde zu Elberfeld, welches 
in einem Sirtenbriefe erklärte, „daß Alle, welche offenbarlih und gröblid 
wider die Obrigfeit fich aufgelehnt, als Gefallene, der Bußzucht Verfaliene, 
anzusehen feien und fie daher, Bis fie ihre Sünde erkannt und befamt 
hätten, Fein Recht hätten, zum beiligen Abendmahl zugelaffen zu werden.“ 
Auch an andern Orten wurde der Clerus nicht vergeblich daran erinnert, 
daß er bisber zu jebr ein „blinder Wiüchter“ geweſen und, wie ter ke 
neral-Superintendent Sarterius in einem Sendſchreiben an die Paſtoren 
ver Provinz Preußen erklärte, „von nun an vurd vie Waffen nes Geiftet 
König und Vaterland ſchützen und gegen die Revolutionsſtürme ſtreiten 
müſſe.“ 

Um den Kampf gegen die freiſinnige kirchliche und politiſche Richtung 
mit voller Kraft zu führen und einen mächtigen Bundesgenoſſen zu 
Seite zu haben, war man von Seiten der orthodoxen Partei bemüht, 
jedes feindliche Verhältniß zu der katholiſchen Kirche zu vermeiden umd 
mit ihr vereint gegen die Revolution zu kämpfen. Vielfach hoben zu 
jener Zeit die ftrenggläubigen Evangelifchen die Vorzüge der katholiſchen 
Kirche hervor, erinnerten an die Macht ihrer Biſchöfe, an die Wirkung 
der im vergangenen Jahre verfündeten Hirtenbriefe und an die Erlaſſe 
des TFürftbifchofs zu Breslau. Zugleich pries man die Einheit, welde 
in ver katholiſchen Kirche berrfche und welche eine wahre Stüße des Eon: 
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Gonfefjionen, Parteien und Secten nicht an Männern fehlte, welche Zhat- 
fraft, Muth und Einficht befaßen, um fie gegen äußere Angriffe zu fehügen. 
Aber in der Zeit, von welcher wir jprechen, war durch die Gutachten ter 
Sonfiftorien und Facultäten, durch vie immer mehr zunehmende Madt 
der Meinen orthodoxen Partei und durch ihre Einwirkung auf ven Känig 
nicht blog Die Hoffnung auf eine freie Kirchenverfaſſung vernichtet, fontern 
e8 fchien auch Die freiere kirchliche Richtung in einer Weiſe geführbet, wie 
feit Yelfing und Friedrich dem Großen nicht mehr der Full gewefen war, 
und unmwillfürlich wurde man an die Zeiten Der Bermeifung Wolfs erinnert. 
Alles, was in Deutfchland durch die großen Geifter des vergangenen Jahr: 
hunderts errungen war, fehlen wieder in Frage geftellt und das „Zurüd“, 
welches Stahl der Wiſſenſchaft entgegen rief, fchten ver letzte Zweck ver 
Heinen aber mächtigen Partei zu fein. Die Fragen, welche die Zeit be 
wegten und weldhe 1849 bei Berathung der Verfaſſung vie Patrioten be 
ihäftigten, namentlich die Givilehe, vie Trennung ver Schule von ter 
Kirche, die Zuziehung ver Yaien bei Yeitung der Kirche, die Organifatien 
verfelben, wurden bei Seite geworfen und die Partei, welche 1849 ven 
Grund zu ihrer Macht legte, zeigte im Yaufe ver nächſten Jahre durh 
die projectirte engliſche Sonntagsfeier, durch Das beubfichtigte Eheſchei⸗ 
dundsgeſetz, Durch die Schulregulative, durch geſchärfte Aufficht der Kirde 
über die Schule, durch vie Befegung höherer Stellen mit Männern ihrer 
Richtung une durch die Angriffe gegen kirchlich-geſinnte, aber freifinnige 
Seiftliche, wie weit fie gehen wollte. Nicht blos baute fie Bollwerfe für 
das beſtehende Kirchenregiment und tie orthodoxe Kirchenrichtung, ſondern 
fie verftand es auch, den günftigen Zeitpunkt zu weiterer Verbreitung un 
erhöhter Macht zu benutzen. 

Alles dies war nun freilich im Jahre 1849 noch nicht evfichtlic, 
vielmehr täufchten fih damals die Männer, welche ber unirten Kirde 
wahrhaft ergeben waren und deren verfaffungsmäßige Seftaltung und Be 
freiung vom ſtaatlichen Kirchenregimente wiünfchten, mit der Hoffnung 
des Siege, und waren bon tem Glauben durchdrungen, daß der Ar: 
tifel 19 der Verfaſſung auch für die evangeliſche Kirche zur Erfüllung 
gelangen müfle. „Ihre Siegeshoffnungen währten allerdings nur kurze 
Zeit, denn jehr bald belehrte jie das Minifterinm Raumer won ihrer 
gänzlihen Niererlage und dem Siege ter reactionären Firchfichen - Rartei, 
während zu gleicher Zeit die fatholifhe Kirche immer fühner und mäk 
tiger hervortrat. 


— — — — 


Sechstes Kapitel. 
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Der Ausprud ver Volksſtimmung und der Thermonteter derjelben 
ift vie Breife, wenn jie nicht durch Polizeintaßregeln oder durch Einfchüch- 
terungen von Seiten eines aufgeregten Volles gewaltfam in Feſſeln ges 
balten wird. Beides fand im Frühjahr 1849 nicht Statt. 

An ven Orten, wo fein Belagerungszuftand verkündigt war, wurden 
jelbjt ven größten Ausjchweifungen ver Preſſe feine Präventivfeſſeln aufs 
gelegt und wenn auch ver Belagerumgszuftand die Mäßigung der zuge: 
laffenen freien Blätter nöthig machte, fo war es ihnen doch möglich, ihre 
Anſchauungen in nicht werlegenter und aufregenvder Korn Tund zu geben, 
mährend allerdings der Reaction freier Spielraum gewährt wurbe. 

Von diefer Pegünftigung machte die „Neue Preußifche Zeitung” un: 
befchränften Gebrauch. ‘Diefe, in Berlin erfcheinende Zeitung, weldye das 
Yantwehrfreu; mit der Umfchrift: „Mit Gott für König und Vaterland“ 
als Vignette hatte und vom Volle fehr bald als „Kreuzzeitung“ bezeichnet 
wurte, war im Jahre 1848 entjtanden und von ver in jenem Jahre zu- 
jammen getretenen veactionären Partei mit reihen Mitteln gegründet 
werten. Ihr Zwed war ein doppelter. Sie follte die feudalen Anfchau- 
ungen zur &eltung bringen und verbreiten und zugleich ver liberalen 
Rartei, gleihwiel ob conftitutionelle, over demokratiſche, entgegentreten. 
Ihr Ziel war nicht Rüdführung ver Zeit vor 1848 fondern der vor 1806; 
doch wollte jie nicht die abjolute, jonvdern die fendale Monarchie. Neben 
ren Rechten des Königs follten die Rechte der Eleinen Herren wiederher— 
gejtellt werden. Rußland war Das Eldorado, der Kaifer Nicolaus das 
Mufterbild, welches damals dem eigenen Herrſcher vorgehalten wurde. 
Tas Streben ver Zeitung ging nach ver heiligen Allianz, unter deren 
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Sonfeffionen, Parteien und Secten nicht an Männern fehlte, welche That: 
kraft, Muth und Einficht befaßen, um fie gegen äußere Angriffe zu ſchühen 
Aber in der Zeit, von welcher wir fprechen, war durch die Gutachten im 
Sonfiftorien und Facultäten, durch die immer mehr zunehmente Mat 
ver fleinen orthodoxen Partei und durch ihre Einwirkung auf ven König 
nicht blos die Hoffnung auf eine freie Rirchenverfajfung vernichtet, ſonden 
68 ſchien auch die freiere Firchliche Richtung in einer Weife gefährdet, me 
ſeit Leffing und Friedrich dem Großen nicht mehr der Fall gewefen war, 
und unwillkürlich wurde man an die Zeiten der Bermweifung Wolfe erinnern 
Alles, was in Deutfchland durch die großen Geifter des vergangenen Ju 
hunverts errungen war, fehien wieder in Frage geftellt und das „Zurüch, 
welches Stahl der Wiſſenſchaft entgegen rief, fehlen der fette Zwed tet 
Heinen aber mächtigen Partei zu fein. Die Fragen, welche bie Zeit be 
wegten und welche 1849 bei Berathung der Verfaffung vie Patrioten be 
Schäftigten, namentlich die Kivilehe, die Trennung der Schule von te 
Kirche, die Zuziehung der Laien bei Leitung der Kirche, die Organifatiet 
derjelben, wurbden bei Seite geworfen und die Partei, welche 1849 
Grund zu ihrer Macht legte, zeigte im Yaufe ver nächften Jahre 
die projectirte englifhe Sonntagsfeier, durch das beabfichtigte Chejhe: 
dundegefeß, durch die Schulregulative, durch gejchärfte Aufficht der Kirche 
über die Schule, durch vie Befegung höherer Stellen mit Männern ihrer. 
Richtung und durch die Angriffe gegen Firchlich:gejinnte, aber freifinnige 
Geiftliche, wie weit fie gehen wollte. Nicht blos baute fie Bollwerte für 
das beſtehende Kirchenregiment und vie orthodore Kirchenrichtung, ſonden 
fie verftand es auch, den günjtigen Zeitpunkt zu weiterer Serbreitung und 
erhöhter Macht zu benugen. 

Alles dies war nun freilid im Jahre 1849 noch nicht erſichtlich, 
vielmehr täuſchten ſich damals die Männer, welche der unirten Kirche 
wahrhaft ergeben waren und deren verfaſſungsmäßige Geſtaltung und Ber 
freiung vom jtaatlichen Kirchenregimente wünſchten, mit ver Koffnung 
des Siege, und waren von tem Glauben durchdrungen, var ver Ar 
tifel 15 ver Verfaſſung auch für die evangelifhe Kirche zur Erfüllung 
gelangen müſſe. Ihre Siegeshoffnungen währten allervings nur fark 
Zeit, denn jehr bald belehrte fie das Minifterium Raumer von ihrer 
gänzfihen Niederlage und dem Siege ver reactionären Firchlichen Part 
während zu gleicher Zeit die Fatholifche Kirche immer kühner und mb 
tiger hervortrat. 
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Der Ausdruck ver Volksſtimmung und der Thermometer derjelben 
ft die Preſſe, wenn fie nicht durch Polizeimaßregeln oder durch Einfchüch- 
lerungen von Seiten eines aufgeregten Volkes gewaltfam in Feſſeln ges 
halten wird. Beides fand im Frühjahr 1849 nicht ftatt. 

An den Orten, wo fein Belagerungszuftand verkfündigt war, wurden 
felbit ven größten Ausfchweifungen ver Breffe feine Präventivfeſſeln auf: 
gelegt und wenn auch ver Belagerungszuftannp die Mäßigung der zuge- 
lafjenen freien Blätter nöthig machte, fo war e8 ihnen doch mögfich, ihre 
Anſchauungen in nicht verlegenter und aufregender Forn fund zu geben, 
während allerdings ver Reaction freier Spielraum gewährt wurde. 

Ton diefer Begünftigung machte die „Neue Preußiſche Zeitung” un: 
beſchränkten Gebrauch. Diefe, in Berlin erfcheinenvde Zeitung, welche das 
Iandwehrkreu; mit der Umfchrift: „Mit Gott für König und Vaterland“ 
als Pignette hatte und vom Volle fehr bald als „Kreuzzeitung“ bezeichnet 
wurde, war im Jahre 1848 entftanden und von ver in jenem Jahre zu- 
ſammen getretenen veactionären Partei mit reichen Mitteln gegründet 
worden. Ihr Zweck war ein boppelter. Sie follte die feudalen Anſchau— 
mgen zur Geltung bringen und verbreiten und zugleih der liberalen 
Partei, gleichviel ob conftitutionelle, oder demokratiſche, entgegentreten. 
Sr Ziel war nicht Rüdführung ver Zeit wor 1848 fondern der vor 1806; 
doch wollte fie nicht die abſolute, ſondern vie feudale Monarchie. Neben 
den Rechten des Königs follten die Rechte ver Fleinen Herren wiederher— 
geitellt werden. Rußland war das Eldorado, der Kaifer Nicolaus das 
Muſterbild, welches damals dem eigenen Herrſcher vorgehalten wurde. 
Tas Streben ver Zeitung ging nad) ver heiligen Allianz, unter deren 
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Schuß um beiten die feutalen Rechte erhalten und beförtert werden fon 
ten. Die Frankfurter Nationalverfammlung war der Kreuzzeitung ein 
Gräuel und, wie fie jagte, ein „Kinderſpott“; vie beutfche Trage wur 
ihr ein Sirngefpinft, vie Rechte ver Heinen deutſchen Fürſten wurte 
gegen Preußen vertheibigt, die Schleswig-Holſteiner waren Rebellen gegen 
ven rechtmäßigen König von Dänemarf. Sie eractete Gnade gegen Ne 
befiegte Partei als Schwäche und bebauerte im Herbite 1849, daß Techen 
nicht vor Raſtadt ven Yohn gefunden, und daß Kinkel noch lebte. Auch Me 
veligiöfe Färbung war ihr nicht fremd und zwar umfoweniger, ale rd 
der Alfeflor Wagner, ihr Hauptredacteur, zur ſtrengſten Richtung hir 
neigte und fogar ver apoftolifhen Gemeinde ter Irvingianer ungebött 
haben fol! und als Yeo, Stahl und Gerlach ihre Mitarbeiter waren. DE 
die Arbeiten diefer Männer beveutend und mitunter aud) geiftreich waren, 
daR das Ziel mit eiferner Confequenz verfolgt wurde, mußte auc von 
den Feinden anerfannt werben. 

Troß der fchroffen Färbung gebörte das Blatt zu ven am beiten : 
rerigirten Zeitungen Deutfchlands und es hätte fich won gerechten Gegnem 
bie vollſte Achtung errungen, wenn es nicht in dem unteren Theile des Blattet, 
welcher als „Zufchauer” bezeichnet wurde, mit dem Schmuße der wibrigiten 
demokratiſchen Blätter gewetteifert hätte. Wie einſt am Anfange ber 
franzöfifhen Revolution von ter Adelspartei ver Verſuch gemacht werden 
wear, in einem Warteiblatte die Perfönlichkeiten herabzuziehen, fo wurte 
Gleiches auch jet und zwar mit glücklicherem Erfolge verſucht. Zu dieſen 
Swede wurde dem Privatleben der Gegner nadgeipürt und wo irgen 
möglich eine Chronique scandaleuse ver freifinnigeren Männer gegeben. 
Man fchidte Spione in die fehlechteften Käufer und Winkelkneipen Ber- 
(ing, um irgend einem Freiſinnigen aufzulanern und feinen Yebenelauf am 
den Pranger zu ftellen. Wan ging noch weiter. Mean juchte hinter 
Vamiliengefchichten zu kommen und dieſe der Deffentlichfeit Preis zu 
geben. In Franfreih moechte dieſes Gebahren vielleicht am rechten Urt 
fein, aber in Deutfchland, wo das innere Familienleben der Außenwell 
entzogen ijt, erweckte e8 felbjt bei ven Parteigenoffen der Kreuzzeitung 
Ekel und Widerwillen. 

Für ven Einzelnen wäre dieſes Gebaren zu ertragen gewefen, abe 
leiver Titt auch das ganze Volk*) Tarunter, denn ein Bolf, welches ge 
lehrt wird, feine Edelſten, gleichwiel welcher Partei fie angehören, mil 





*) Die fpäteren Borfülle in Oſt- und Weftpreußen ergeben, wie leicht das unge 
bildete Bolt durch die Reaction aufzureizen war. 
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Principien blieben viefelben. Sie trat den Befchlüffen ver Gothaer Ver— 
jammlurg entgegen und bezeichnete dieſelben als das Grab deutſcher 
Treue und deutſcher Ehre. An eine Aenderung der Principien des Wahl—⸗ 
gejeßes Fonnte fie noch am 9. Mai nicht glauben und für ven Fall, daß 
jie erfolgen follte, hoffte fie, cbenfo wie die Kölnische Zeitung, daß fich felbit 
die reactionärfte Communalbehörte nicht dazu hergeben würde, fi durch 
Minwirkung bei ven Wahlen zum Mitſchuldigen bei ver Berfaflungsver: 
letzung zu machen. Als dennoch das neue Wahlgefeß erfchien, verlangte 
fie Zurüdziehen vom Wahlkampf, ta folches vie fittliche Scheu vor Ver— 
legung des öffentlichen NRechtsbewußtfeins fordere. Sie ſtimmte faft mit 
allen Anforterungen dev Demofratie überein, aber jie forderte nicht von 
Standpunkte der Demofratie, fondern von dem der conftitutionellen Mo— 
narchie. Sie hatte nicht eine Republik, fonvern eine parlamentarifche 
Verfaſſung ohne die ariftofratifhen Zugaben Englands im Auge. 

Zwiſchen ver „Nationalzeitung“ und der „Neuen Preußifchen Zei: 
tung“ exiftirten in Berlin außer der „Staatszeitung“ noch vier größere 
Zeitungen, deren politifhe Stanppunfte nicht fern lagen, welche fich aber 
dadurch von einander ſchieden, daß zwei von ihnen Parteisivede verfolgten, 
wührend vie beiten anderen, die Voffifhe und Spenerfche Zeitung ledig— 
ih ven Zweck hatten, ihren Yejerkreis mit ven Ereignijjen und ven Strö: 
mungen der Zeit befannt zu machen. 

Dan kann Die Parteiblätter vorziehen und darf doch nicht die Ten- 
tenz dieſer beiden Blätter verwerfen. Wenn fich Zeitungen in großen 
Rreijen erhalten wolten, dann müſſen fie ein Spiegel ver wogenten Zei 
fein und können nicht, wie Purteiblätter, tie Fahne einer Partei mr 
itarrer Conſequenz fchwingen. Als Parteiblätter würden die „Zumer” 
tie „Rölnifhe Zeitung“ und die „Augsburger Allgemeine Zeitung“ nırmas 
eine fo große Verbreitung und Bedeutung errungen haben. 

2er rem Jahre 1840 waren der Voffifchen und Spenerider re 
enge Grenzen geftedt. Tie politifchen Ereigniffe durften nor mmuigmer-- 
werten und freie Beſprechung war allein für Kunft unr Wremtur 
jtattet. Tas Leſepublikum wurde daher auch nicht rurd ae sem 
Anficht bewogen, fich viefe over jene Zeitung zu halten. Br me 2.7 
vie Inferate maßgebend; Antere legten Gewicht anf pr zemr m — 
urtheilung des Theaters und fonjtiger Runftgenätle. Merz 2:7.: 


une Gubig, welche für die Voſſiſche Zeitung Pie: Aut +m 2m 
waren Yieblinge der Berliner, währent größer Meinem m — 
und gehaltoolleren Artikeln der Spenerſchen seuur 2. 0 = 


Mit dem Jahre 1840 änterte fib Me. Sm .-.. 


wurden von nun an befprochen; ebenir sr. Zum. m" 
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Standes geweſen wäre und wenn fie ihn nicht in feinem Kampfe mit ben 
Feudalismus unterftügt hätte. In ihr fand das politifch gebilvete Bir 
gerthun, insbejondere der Kaufmann und freifinnige Landwirth jein 
Meinung wieder und zwar in der würdigen, angemeffenen Sprache, weld 
ver Gebildete führt und liebt. Bon Anfang an war ihr der gemeim, 
ihimpfente Ton fremd. Als vie feubale Partei hervortrat und ike 
reactionäre Abfiht erfennbar war, änderte ſich die Stellung ver Zeituy 
dadurch, daß fie gegen das Aufammengehen der conjtitutionellen Part 
mit der confervativen eiferte und Organ des linken Gentrums ver Natie 
nalverfammlung und der aufgelöften Kammer wurde, fo wie jpäter de 
Wenigen, welche die Yinfe ver Erften Kammer bildeten. In Folge viefer 
Stellung war Dr. Rutenberg ſchon 1848 von ber Redaction zurücigetreten 
und war folhe allein von Dr. Zabel übernonmen worben. Im de 
Kovembertagen hatte die Zeitung den Standpunkt des Linken Gentrums 
feftgehalten und war dem Meanteuffelfchen Meiniftertum, wie der octreyir 
ten Verfaſſung, entgegengetreten. 

Seit jener Zeit war durch die Unterdrückung der demokratischen 
Zeitungen ihr allein die Vertretung der Oppofition zugefallen und reprä 
jentirte jie won da an nicht mehr die Rechte des dritten Standes, ſonden 
die des ganzen Volkes. Sie trat nicht mehr blos gegen feudale Gelüft 
und bireaufratiihen Abfolutismus auf, fondern Fämpfte gegen alle Feind 
ter Demofratie, ohne jedoch die Principien verjelben in ihrer volle 
Totalität anzuerkennen und ohne deren Tendenzen in ihrer legten Con 
jequenz als ihr Ziel zu erachten. Sie bielt im Mai 1849 vie deutſch 
Reihsverfajfung für den allein berechtigten Ausdruck des Volkswillen 
und fprab ihr Bedauern darüber aus, daß die preußiſche Regierum 
Truppen nad) Dresden gefendet habe und Blut gefleifen fei, um Mi 
teutfche Einheit zu unterprüden. 

„E8 gebe nur einen Feind und das ſei das abfolutiftiiche Syſtem 
Alle müßten fich gegen dieſen gemeinjamen Feind vereinen und tie Bru 
verftämme und die Brüder Eines Stammes müßten nicht länger jih au 
einanverhegen laffen in jteigenter Erbitterung dee frevelhaft entzündeten 
Kampfes. Derjelbe könne allein durch die Nationalverſammlung beenbe 
werden. Diefe habe den Rubicon überfchritten, al® fie am 10. Mai de 
Einfchreiten der preußifchen Regierung im Königreich Sachfen für ein 
fchweren Bruch des Reichsfriedens erklärte, und das Volk habe die Natie 
nalverſammlung zu fehügen und zu ftüßen und fib um das Banner der 
KReihsverfaifung zu fchaaren.“ Die Folge diefer zum Aufruhr reizendei 
Erklärung war die Suspenſion der Zeitung, welde 10 Tage nidt e— 
ſcheinen durfte. Von da an wurbe die Sprache wieder mäßiger, aber Mit 
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„Nachrichten von Staats- und gelehrten Sachen” erfchien und von bem 
Ober-Pibliothefar Spiefer redigirt wurde. Auch fie bezweckte feine ftrenge 
Barteijtellung, verſchmähte Propaganda zu machen und war nur bemübt, 
den Anfichten ihres Leſerkreiſes zu entjprechen. Im Jahre 18340: hatte fie 
einen großen Yeferfreis aus dem mehr politifch gebilteten Bürgerthum 
und dieſem Kreife entſprach es, Daß fie ſich zu einer freieren, ſelbſtſtändi⸗ 
geren Stellung beranfihwang. Mit der Dreifönigsverfaflung und vem 
Wahlgefeße war fie einverftanden umd wenn ibr auch die Octroyirung 
nicht wünſchenswerth erſchien, fo bielt fie doch Dafür, daß der todte Buch⸗ 
itabe Den Fürſten nicht hindern dürfe, zur rechten Zeit das zu thun, was 
nötbig iſt. Sie erklärte ſich daher auch gegen Das Nicbtwählen, werlangte 
jedoch anbererfeits von der Regierung Mäßigung. Mit dem Preßgeſet 
und den Disciplinargefeßen war fie unzufrieden und forderte Unabhängig 
feit des Richterſtandes. In ver äußeren Bolitif war fie freifinnig um 
verlangte, daß Das Cabinet der deutſchen Politik treu bleibe. 

Saft in ähnlicher Weife, wie Die Spenerſche von ver Voffifchen Zei- 
tung, unterſchied fich vie Gonftitutionelfe Zeitung von ver Deutſchen Re 
form; aber tiefe beiden Blätter verfolgten Parteizwede. Sie wollten ihre 
Partei ftärfen und befeftigen und erfaßten daher auch die Zeitereigniile 
von dem bejchränften Stantpunfte der Partei. Beide Zeitungen wurden 
in Berlin von Privatlenten wenig gebalten und ihre Verbreitung war bei 
Weiten mehr in den Provinzen. Die Conſtitutionelle Zeitung war von 
Hanjemanı und feinen Freunden gegründet und Die Prineipien der alt 
liberalen Rheinländer waren in ihr vorherrſchend. Dr. Weil war Re 
dacteur. Zum erjten Male erichien fie am 27. Februar 1849 bei Eröffnung 
der Kammern. Sie war alſo ein Sind Des Jahres 18409. Nach dem 
Programm follte fie ein Organ des Altliberalismus ſein, gegründet von 
der Partei, welche jehen vor dem März 1848 conſtitutionell und freifinnig 
war und die weber ver braufente Sturm jenes Jahres weiter zur Linken 
binzieben, noch vie zeitweilige Gelangung ihrer Führer zur öffentlichen 
Macht zu ven Grundſätzen ver ehemaligen echten verloden fonnte. 

Die Verbreitung dieſer Zeitung war im Ganzen nur mäßig und war 
jie, fo lange die Kammern nicht zufammen waren, von geringem Einflufle. 
Wiederherſtellung der Ordnung und Aufbauung einer Verfaſſung, melde 
vor abjoluter Büreaufratie und feudalen Gelüſten Schuß gewähre, mar 
ihr Hauptitreben. Die Börſe blieb von ihr nicht unberückſichtigt und in 
per ſchleswig-holſteiniſchen Sache bewies jie strämerpolitif, Sie erzielte 
Gleichheit ver Grundſteuern und wollte von ver Einlommenſteuer und 
der progreffiven Steuer nichts willen. 

Die Octroyirung Des Wahlgeſetzes tonnte fie nad conjtitutionelien 


222 Voſſiſche Zeitung. Konftitutionelle Zeitung. 


„Nachrichten von Staats- und gelehrten Sachen” erjchien und von den 
Dber-Bibliothefar Spiefer redigirt wurde. Auch fie bezwecte feine ſtrenge 
Parteiſtellung, verſchmähte Propaganda zu machen und war nur bemüht, 
den Anſichten ihres Leſerkreiſes zu entſprechen. Im Jahre 1849- hatte fe 
einen großen Leſerkreis aus dem mehr politiſch gebildeten Bürgerthun 
und dieſem Kreiſe entſprach es, daß fie ſich zu einer freieren, ſelbſtſtändi⸗ 
geren Stellung heraufſchwang. Mit ver Dreifönigsverfaflung und den 
Wahlgeſetze war ſie einwerftanden und wenn ihr auch die Üectropirumg 
nicht wünfchenswerth erſchien, jo hielt fie vo dafür, daß ver todte Bud 
ftabe ven Fürften nicht hindern dürfe, zur rechten Zeit das zu thun, wos 
nöthig ijt. Sie erflürte fih daher auch gegen das Nichtwählen, verlangte 
jedoch anvererfeits von der Regierung Mäßigung. Mit dem Prepgejet 
und den Disciplinargefeßen war fie unzufrieden und forderte Unabhängig 
feit des Richterſtandes. In ver Äußeren Politif war fie freifinnig we | 
verlangte, daß das Gabinet der deutſchen Politif treu bleibe. 

Faſt in ähnlicher Weife, wie die Spenerfhe von der Voſſiſchen Zei⸗ 
tung, unterfchied fich die Conftitutionelle Zeitung von ver Deutfchen Re— 
form; aber dieſe beiden Blätter verfolgten Parteizwede. Sie wollten ihre | 
Bartei ftärfen und befeftigen und erfaßten daher auch vie Zeitereigniſſe 
von dem bejchränften Standpunkte der Partei. Beide Zeitungen wurden 
in Berlin von Privatleuten wenig gehalten und ihre Verbreitung war bei 
Weitem mehr in den Provinzen. ‘Die Gonftitutionelle Zeitung war ven 
Hanſemann und feinen Freunden gegrüntet und die Principien ver alte 
liberalen Rheinländer waren in ihr vorherrſchend. Dr. Weil war Ne 
bacteur. Zum erjten Male erſchien jie am 27. Februar 1849 bei Eröffnung. 
ver Kammern. Sie war alſo ein Kind des Jahres 1849. Nach tem 
Programm follte fie ein Organ des Altliberalismus fein, gegründet von 
der Bartei, welche fchon vor dem März 1848 conftitutionell und freifinnig 
war und die weder der brauſende Sturm jenes Nahres weiter zur Linken 
binziehen, noch tie zeitweilige Gelangung ihrer Führer zur öffentlices 
Macht zu ven Grundſätzen ter ehemaligen Rechten verloden konnte. 

Die Verbreitung diefer Zeitung war im Ganzen nur mäßig und wa 
fie, jo lange die Kammern nicht zufammen waren, von geringem Cinftaflt. 
Wieverherftellung ver Ordnung und Aufbanung eier Verfaſſung, weiche 
vor abjoluter Biüreaufratie und feudalen Gelüſten Schuß gewähre, war 
ihr Hauptjtreben. Die Börje blieb von ihr nicht umberüdfichtigt und in 
ver ſchleswig-holſteiniſchen Sache bewies jie Krämerpolitik. Sie erzielte 
Gleichheit ver Grunpfteuern und wollte von ver Einkommenſteuer und 
per progreifiven Steuer nichts willen. 

Die Octropirung des Wahlgefeges fonnte jie nach conftitutionellen 
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eben dieſen beiden Zeitungen beftanten in Pofen noch drei polnifce 
und zwei deutſche Zeitungen. Bon den deutſchen war das Deutjche Volls— 
blatt eine laue, nichtsſagende Zeitung, die der deutſchen Bevölkerung feinen 
Nuten brachte. Das antere Blatt, vie Zeitung des Oſtens, trat ihr 
fogar entgegen und fuchte, wenn auch freilich in verfehlter Weiſe, für das 
Slaventhum zu wirfen. Ahr zur Seite jtand die Gazeta Polska, deren 
Politik eine deſtructive war. Sie ftrebte nach ver Republif und boffte 
mit Hilfe diefer Staatsform Das Bolenthum wierer aufrichten zu können. 
Noch heftiger wur Wielko Polanin, welches Blatt Haß und Verachtung 
gegen die Deutſchen fchleuverte. Der Redacteur war ein Geiftlicer. 
Dffen erklärte die Zeitung, „ver Deutſche ſei des Polen Erzfeind, Deutſch 
land müſſe befümpft, zerrüttet und mit ver Wurzel ausgerottet werben.” 

Wie in der Provinz Pofen fo fehlte aub in Pommern ein Organ für 
die reactionäre feudale Bartei. Die Provinz bedurfte es nicht, denn die 
größeren Gutsbefiger hielten fich vie Kreuzzeitung oder anvere ihren Am 
ſichten entſprechende Blätter, und Tas VYandvolf las entweder gar nidt 
oder begnügte ſich mit ven fleinen, in ben Kreisſtädten erfcheinenten 
Wocenblättern. Den größeren Stäpten ver Provinz fonnte Dies nicht 
genügen. Sie fehufen ſich felbjtjtändige Organe, von denen feine der 
Reaction huldigte. 

Der Handel bedarf zum Geveihen freier Zuftinde und die Unab- 
hängigfeit des Kaufmannsſtandes läßt ſich nur umgern durch polizeiftaat- 
libe Verfügungen einfchränfen. Schon vor 1848 hatte fih daher auf 
vornehmlich in Stettin eine freiſinnige Partei gebildet, welche fich nach ven 
Märztagen hier wie in den anveren Provinzen zerfpaltete, den verfchiede 
nen, in ver liberalen Partei bervortretenten Nicbtungen bingab und in 
der Preſſe durch die Norddeutſche Zeitung, die Oftfee- Zeitung und Die 
Neue Stettiner Zeitung vertreten wurde. Die Eritere war ein rein con 
jervativ-conftitutionelle® Blatt, welches ein Organ ver Partei und An 
hänger des Grafen Schwerin war. Der Handelsſtand kümmerte fid 
wenig um dieſes Blatt. Seine Anfichten wurden vorzugeweife in der 
Ditfeereitung vertreten, welche unter Yeitung Altvaters ſchon vor 18 
und trog ter Cenſur zu den freilinnigften und beften Blättern Deutſch 
lands gehört hatte. 

In den Monaten Aprif und Mai 1849 hatte fie eine eigenthümliche 
Stellung eingenonmen. Ihr Hauptftreben ging nad Hebung des Wohl 
jtandes und trug fie daher factiſchen Zuftinden volle Rechnung, während ihr 
eine conjequente Berfolgung ideeller Principien fremder war. Sie ver 
langte vom DBolfe, daß es innerhalb ver Grenzen des Geſetzes Alles auf 
biete, um das Deinifterium zum Rücktritt zu bewegen, aber während fie 
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nüſſe fich als das wahre Voll erachten. Wenn fie jo vorbereitet in ben 
Kampf gebe, werde fie die Früchte ver Propaganta ernten.” 

Die Regierung blieb bei diefen Exceſſen ver Preffe im Allgemeinen 
nthätig und bei der Energie, mit der fie jonft in dieſer Zeit auftrat, 
FR man zu der Annahme berechtigt, daß die Paſſivität eine abfichtliche 
wor. Schon feit Octropirung ver Berfaffung dachte man an ein neues 
Dreßgeſetz und man wollte augenscheinlich vie Exceſſe benugen, um vie Noth- 
wendigkeit veffelben darzuthun und zugleich durch vie Uebergriffe ver Preife 
Des Bürgerthum einzufchüchtern und daſſelbe dem Yager ter Regierung 
guuführen. Es tft dies um. fo wahrſcheinlicher, als man zu gleicher Zeit 
een Perjönlichfeiten, welche gefährlich erfchienen, nicht blos in Berlin, 
Mentern auch in ven Provinzen auf Das Strengite verfuhr. 
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Berbalten der Regierung. 


Beförderung bes militäriihen Kaftengeiftes. Polizeilihe Ausweifungen aus Be 
Entbüllungen. ECödſche. Ohm. Waldeds Berbaftung und Freifpredung. Das ! 
Iiner Kriegsgericht. Anderweitige Unterfuhungen. Amtsentlafjungen. 


Die Aufmerffamfeit ver Regierung eritredte fib vor Allem auf 
Armee und war fie bemüht, viejelbe vor jeder Verführung zu ji 
und namentlich die Zufchriften aus Frankfurt und den füdlichen veutfi 
Staaten abzuwehren. Alle Radete, welhe mit Druckſachen aus Franf 
famen und welche mit Namen von Abgeorpneten der linken Seite 
dortigen Verſammlung bezeichnet over fonft verbächtig waren, wurden 
rüdbehalten und mußten die Adreſſaten zur Bolt kommen und der 
Gegenwart eines Polizeibeamten die Badete eröffnen, von weldem 
demnächſt erforderlichen Falls mit Beſchlag belegt und weggenom 
wurden. Unter diefen Drudfachen war unter andern eine Zufchrift 
das deutſche Volk und Heer“, in welcher das lettere darauf hingewi 
wurde, daß der $. 1 des Neichögefetes vom 9. October 1848 jeven 
waffneten Angriff auf die Reichsverſammlung als Hechverratb mit zu 
zigjähriger Zuchthausſtrafe bedrohe. Im einer anderen folcen, für 
Heer beftimmten Drudichrift wurden fünf Säge zum Nachdenken 
Trageform aufgeftellt, von denen der erjte lautete: „Soll ein Vollk 
45 Millionen nicht das Necht haben, ſich aus eigener Mactvolitomn 
heit ein neues Grundgeſetz zu geben?“ 

Nicht blos durch Beſchlagnahme ſolcher Drudichriften und vurd 9 
breitung confervativer Zeitungen und Schriften in ven Kafernen war ı 
bemüht, von den Soldaten jedes aufrührerifche Treiben fern zu balı 
fondern man ftrebte auch darnach, dieſelben in aller Weife an ihre Fah 
zu feſſeln und fie darauf hinzuweiſen, daß fie allein von ihrem Krie 
herrn abhängig wären und ihnen gegenüber die Volfsvertretung mad 
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fie in beſter Weiſe zu verwerthen, bleibt ihnen weiter nichts übrig, ale 
fih durch Uebertreibungen und Ervichtungen zu helfen. Namentlich wirt 
dies dann der Fall fein, wenn fich ſolche Menſchen zu fortgefegten Mit 
tbeilungen gebrauchen laſſen. Neues wiſſen fie nicht und nur durch Lügen 
bleibt e8 ihnen möglich, ihre Stellung zu behaupten, um nicht ale un 
brauchbares Werkzeug weggeworfen zu werden. Die Männer, melde ſich 
folder Spione bedienen, dürfen ſich auch hierüber nicht beflagen, ba ſie 
es willen, daß fie es mit Yügnern zu tbun baben. Nicht felten find je 
es ſelbſt, welche zuerft zur Untreue und Unredlichkeit verleiten und welde 
in den Mitteln zur Erreichung ihrer Zwede nicht wählerifch find. Aud 
Gödſche feinen die Mittel gleichgiltig gewelen zu fein. Er forterte ven 
Affeffer Gruve, einen Weſtphalen und Mitglied ver Unruh⸗Rodbertusſchen 
Fraction der Zweiten Kammer auf, „ihm Alles zu fagen, was in ben 
Barteiverfanmlungen ver Yinfen geſprochen wurde, er jolle dafür eim 
ſchwere Vergütigung erhalten.“ Doppelte Diäten wurden ihm in Aus 
fiht geftellt und bei wichtigen Abſtimmungen follte er, wenn er mit der 
rechten Seite ftimmen würde, noch 40 Thaler ertra befommen. rum 
widerſtand den Verlockungen, die binfichtlich feiner werfucht wurden; allein 
nicht von Allen kann gleiches gerühmt werben und nicht Wenige erbotm 
fih freiwillig zu ſolchen werächtliden Dienjten. Zu ihnen gebörte ver 
jüdiſche Handlungsgehilfe Joſeph Ohm, damals vierundzwanzig Jahre 
alt, ein rother Demofrat, ver in ven Clubbs zu ven größten Schreien 
gehörte, und welcher die Gewohnheit hatte, fi an beveutende Perſönlich 
lichfeiten heranzuträngen und dadurch Manches aufzufangen, was ihm 
fonjt verfchwiegen geblieben wäre. Urſprünglich benußte er dieſe an jih 
bedeutungsloſen Mittheilungen, um ficb bei den Parteigenoſſen Anſehen 
zu geben; fpäter wollte ev fie anderweitig verwerthen. Mit Gödſche hatte 
er im Tezember Unterhandlungen angefnüpft und ihm verfprocden, Mit 
theilung über die Verfönlichfeit ver Demokraten, ibre Thaten, Reden md 
Intriguen zu geben und war ihm dafür ein monatliches Honorar ven 
ſechszig Thalern verfproden worden. Bei ven Beipredungen beobachtet 
man anfänglich die größte Vorſicht; man miethete ein Privatguartier und 
Gödſche und Ohm legten ſich fremde Namen bei. Die Wohnungen wur 
ben gewecbfelt und auch auf ver Straße und im Thiergarten fanden ver 
abredete Beſprechungen jtatt. Während diefer ganzen Zeit blieb Ofm 
nicht blos in den demofratifhen Verbindungen und Clubbs, fondern war 
auch nach wie wor bemüht, fi ven Führern aufzudrängen, welche jebeb 
gerade gegen ihn, wie Eſther erflärte, beſonders vorfichtig waren. Die 
Mittheilungen Ohms wurden in der Kreuzzeitung abgetrudt und er 
ſchienen auch noch in einer befonveren Drudfcrift unter dem Zitel: 
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„daß Preufen zwar den Beruf habe, an bie pie d 
denſelben aber nur dann erfüllen fönme, wenn 08 bei fü 
zur Anerkennung gebradt hätte. 
Su Oetober 1848 ft er die Retung Wins 5 
RE PURE war er ai | 
er ſich noch — — 
Ein ſolcher Mann mußte der re * 
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248 Waldeck 


aber das Haus wurde von dieſer Zeit an po’ Zudrängen, Terhaftn: 






tage kam Waldeck nah Kaufe und als er ‚teilen. In dolge ven 
ſaß, wurde der Poliseicommiffarius des wenigſtens nicht abhalım, 
nete an, ibn in fein Arbeitszimmer ar ugesorte der Temokratie, 1 
wat, fand er nicht blos dieſen, 

böberen Polizeibeamten und mr’ ‚war, wurde ergriffen und jpielt 
man müſſe jelne Papiere ver” eines Schuldigen, ver Alles leugne, 
Zeit waren Schutzmänner zueen zu entnehmen iſt. Cr bebauptet, 


trennen und während °  „naft zwiichen Eſther und ihm beitanven habe, 
Papiere verfiegelt ur Vorbeigehen mit Wafted bekannt gewortn 
gebradt. Zwei ° u elanntſchaft mir Gödſche, obwohl fein Verhälmiß 


Ohm, welcher ur Gedicheſchen Ausſagen immer teutlicher bereomit 
war. Bein ” ga erhielten tie Briefe erit einen Schein ven Glaub 

Die a er nicht unwahrſcheinlich, daß nur in Folge des Yeup 
die & | : agefnate die Anklage aufrecht erbalten wurde. Sie jtügte 
Rad, * Fapiefe und Div Tfterreife nah Dresden: außerdem auf That 


ES, * Zeiten ter Natienalverſammlung und ter Auflöfung ver: 
Ra welchen auf Die revelutienäre Geſinnung Waldecks geſchloſſen 
a —* 
* pei dieſen nichrsſagenden Indicien der Anklageſenat ver Anſich 
jen Tel, daß ſich im Yanfe Der mundlicen Verhandlungen neue Per 
esrimre und Enthbüllungen ergeben würden, iſt nicht bekannt gewor— 
tt Das Yertere war wirklich der Fall, aber freilih waren Diefe Ent 
puiungen der conſervativen Partei nicht genebm und ſprachen nicht für, 
i ſendern gegen die Anklage. 

An >>. Nevember begann die mundliche Verhandlung und Dauert 
pie zum >. Dezember. Gebeimratb Taddel war Vorſitzender des Schwur⸗ 
gerichts. Auf der Geichworenenliſte befanten ſich nur Männer conſerra 
tirer Geſinnung. Tretz der ichwachen Antlage ſchienen die reactionären 
Blätter ihres Sieges gewiß zu fein: aber ibre Hofinungen wurden ſchon 
in Den eriſten Ziunden vernicter Tb fiel aus feiner Rolle. Er mochte 
jeinen neuen Freunden nich: trauen., Melt Tas Spiel als Hochverräther 
Far zu geiabrlich und indem er die Briefie nach wie ver als ächt ausgab, 
bezeitne: er fh Selbe als Srion, weiter im Zelte tes Herrn Göddſche 
achtanden, ibm bei der Emibaliung deblilich geweſen war und Dafür ven 
vohn erbatten hate, Semit war das Merie zur Fälſchung Der Briefe 
ermit:el: np azalenb Stelle ib auch durch Saseeritineige vie Unächtheit 
der Bricie heran, Klar wurde. Das Oben aus einzelnen Worten, falſche 
Thatiacen zuigmengeitel: und in dieſer Weiſe Die Briefe angefertigt 
bar, Obrwebl der Unterſuchungerichzeer zwei Mal in Dresden war um 





> 
— ufgefundenen Papiere durchfucht hatte, jo war doch nicht einmal 
Verſchwörung ermittelt worden und noch weniger eine 
ldecks an revolutionären Plänen. Deutlich ergab ſich, d 
= Se Thätigkeit auf die Nationalverfaommlung und die Kam— 
de jeine Reife ep ——— 
I » "gar war gezwungen, das Maghwert —* ale 
wnen und die gänzliche Freifprehung zu beantragen, 
der Rechtsanwalt Dorn in ſcharfſinniger Vertheivigung das 
— ————— wurden nicht blos Waldeck, ſondern auch Ohm 
Letzterer jedoch auf Antrag der Staatsanwaltſchaft ing Ge— 
geſendet, da gegen ihn die Anklage wegen falſcher Denuncia— 
* Bei der Erbitterung des Volles hätte eine ſofortige 
19 für dh ehr leicht die Bitterften Folgen haben können. 
d wurde mit Qubel vom Volle wenn gehn 
| 1 
J war dieſer Prozeß — * große. Niederlege 
— ba ſie am Ende des Jahres 1849 — 
— ſie durch die Verhaftung und Unterſuchung 
ee zu hr ‚erreicht hatte, wo fie folche 
—— — Ende 1849 — hatten ſich die Ver— 
emo angſtlich zurückgezogen Sie muften das 
A Kama: Partei fürchten, da ſelbſt Waldeck, von 
Sr ‚ungejeglichen Schritt mit confequenter 
, nicht verjchont geblieben war. Andererſeits war 
zu ernfteren Mafregeln und fejterem Zufammen- 
| ee ‚biefer Partei waren es, 
—— Parteigenoſſen nicht glauben konnten, 
elben v „und welche bie Verſchwörung für wahr 
m, daß c6 zur Rettung der Gefellichaft und des 
gr tori ſche Mittel gegen die Bewegungspartei zu 
1 Liberalen theilten ähnliche Geſinnungen. 
: „0 Boht und ein Terrorismus von Unten 
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250 Balded. 


bie Polizei genöthigt zu fein, die Neugierigen zurüdzubrängen, Verhaftun, 
gen vorzunehmen und beim Haufe Wachen aufzuftellen. In Folge deſſen 
war die Feier geftört, aber das Volk ließ fich wenigjtens nicht abhalten, 
den Abend im Birkwäldchen, vem Bergnügungsorte der Demokratie, zu 
fammen zu kommen. 

Ohm, weldem die Flucht nicht Ernſt war, wurde ergriffen und fpielte 
vor vem Unterfuhungsrichter vie Rolle eines Schuldigen, ver Alles leugnet, 
deſſen Schuld jedoch aus dem Yeugnen zu entnehmen iſt. Er behauptete, 
daß feine genaue Belanntfchaft zwifchen Eſther und ihm beftanden babe, 
wollte nur äußerlih, im Vorbeigehen mit Walvded befannt geworben 
jein und leugnete die Bekanntſchaft mit Gödfche, obwohl fein Verhälmiß 
zu ihm in Folge ver Göpfchefchen Ausfagen immer deutlicher hervortrat 
Durch dieſes Yengnen erhielten vie Briefe erft einen Schein von Glaub 
würdigkeit und es ift nicht umvahrfcheinlich, daß nur in Folge des Leug 
nens vom Anklagefenate die Anklage aufrecht erhalten wurde. Sie ftügte 
fih auf vie Briefe und die Ofterreife nad) Dresven; außerdem auf That 
fachen aus den Zeiten der Nationalverfammlung und der Auflöfung der 
felben, aus welchen auf die revolutionäre Gefinnung Waldecks gefchloffen 
werben follte. 

Ob bei diefen nichtsſagenden Indicien der Anflagefenat der Anfict 
gewefen fei, daß fi im Yaufe ver mündlichen Verhandlungen neue Ber- 
dachtsgründe und Enthüllungen ergeben würden, ift nicht befannt gewor⸗ 
ben. Das Veptere war wirflih der Yall, aber freilihd waren dieſe Ent 
büllungen ver conjervativen Partei nicht genehm und fprachen nicht für, 
ſondern gegen vie Anklage. 

Am 23. November begann bie mündliche Verhandlung und dauerte 
biß zum 2. Dezeniber. Geheimrath Taddel war Vorfigender des Schwur- 
gerichts. Auf ver Gefchworenenlifte befanden jih nur Männer conſerva⸗ 
tiver Geſinnung. Trotz der Schwachen Anklage fchienen die reactionären 
Blätter ihres Sieges gewiß zu fein; aber ihre Hoffnungen wurben fchon 
in den erften Stunden vernichtet. Ohm fiel aus feiner Rolle. Er mochte 
feinen neuen Freunden nicht trauen, bielt das Spiel als Hochwerräther 
für zu gefährlich und indem er die Briefe nach wie vor als ächt ausgeb, 
bezeichnet er fich felbjt nl Spion, welder im Solve des Herrn Gödſche 
geftanven, ihm bei ver Enthüllung behilflich gewejen war und dafür ven 
Yohn erhalten hatte. Somit war das Motiv zur Fälfehung der Briefe 
ermittelt und zugleich ftellte fi auch durch Suchverftändige die Umächtheit 
der Briefe heraus. Klar wurde, daß Ohm aus einzelnen Worten, falfche 
Thatfachen zufammengeftellt und in tiefer Weife die Briefe angefertigt 
hatte. Obwohl ver Unterfuchungsrichter zwei Dial in Drespen war und 











































































202 Das EEE Berlin * 
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252 Das Kriegegericht in Berlin. 
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264 Aenderung des Wahlgeſetzes. 


Octroyirung zu erreichen, da eine neue Wahl gleiche Beſtandtheile, wie 
die der aufgelöjten Kammer enthalten würde.“ 

Zur Aenverung des Wahlgefeges war nur wenig Zeit, denn nad 
Artitel 49 der Verfaſſung mußten innerhalb eines Zeitraumes von vierzig 
Tagen nah Auflöfung der Kammern vie Wähler und innerhalb fechejig 
Tagen die Kammern verfammelt werden. Nah dem Schlufjfe ver Kam 
mern beeilte fi daher die Regierung, das Rolf auf vie Möglichkeit einer 
Peränderung des Wuhlgefeges vorzubereiten und vie öffentliche Mein 
ter Pefigenden zu gewinnen. Zu dieſem Zwede ließ fie in der Deutfchen 
Reform darauf aufmerkffam machen, „daß trog ver Barrifaden in Dres 
ven und troß der fonftigen Kämpfe nicht die Waffen, wohl aber ver Val 
fampf zu fürdten wäre. Die Wahl nah Köpfen fei ein communiftifcel 
Wahfgefeß, fie verleugne alle Invividualität, alle Unterſchiede des Lebens 
und der Gefellichaft, jege alle Menſchen numeriſch als einzeln einander 
gleich, jihere ter communiftifhen Partei ven Sieg und führe zufekt zu 
Anardie und zum Verderben; darum fei vor Allem für ein neues Wakhl— 
gefeg zu kämpfen.“ Sierbei wurde auf Arijtoteles hingewieſen, nah 
welchem jeter Einzelne nach feiner Bedeutung und feiner Wichtigkeit das 
Staatsintereffe vertreten follte. „In allen Staaten gäbe es drei Abthe- 
lungen, bie Reichen, die Armen und ven zwifchen beiden liegenden Mitteb 
ftand. Alle drei Klaſſen der Gejellfchaft wären zu vertreten.“ „Aller 
dings“, — fo fagte die Deutſche Reform in einem fpäteren Aufjage — 
„wollte Arijtotele8 dem Mittelftande, alfo der Bourgeoifie, ein beſonderes 
Uebergewicht einräumen, aber tie Gefhichte des Mittelalters une ber 
modernen Zeit hätte gelehrt, daß auch dieſe Herrichaft Gefahren mit ſich 
brächte und darum wäre eine gleichmäßige Vertretung aller drei Klaſſen 
zu wünſchen. In einem britten Artifel behauptet die Deutihe Reform, 
daß alle Uebel der legten Monate aus dem ungeredhten Wablgefeke, einem 
Geſetze, mit welchem fein Staat beſtehen fönne, herrühren. Das allge 
meine Stimmrecht gehöre ver rothen Kepublif an und fei deren Anticipe 
tion. Es ſei ebenfo ungerecht und wiberfinnig, als eine gleiche Verthei⸗ 
(lung der Güter. Der Moment, wo bie vothe Republik entlariot daſiehe, 
jet auch ver günftige, um das jeßt beſtehende Wahlgejeg mit feftem Be. 
wußtfein über Bord zu werfen. Noch in einem anderen Artifel twerlangte 
diefe Zeitung „Berüdjichtigung aller Intereifen. Da Jeder vienftpflictig 
jei, jo müſſe auch Jeder mwahlberechtigt fein; denn wer nicht an bem 
Wahlrechte irgend einen Antheil habe, fei auch nicht ein ſelbſtſtändiges 
Glied des Staates. Nur fei der Antheil ver Staatsbürger ein verfchie 
bener, je nad feiner Bedeutung für das Ganze, und zwar nach den 
Steuern, die er zahle. Kein Intereife dürfe verlegt, alle mit einander 




















ra — 


Zu u BEE | ſere 





























266 Bericht des Minifteriume, 


Tas DMinifterium ließ fib dadurch nicht irre maden. Am 30. Rai 
eribien im Staatdanzeiger ter Entwurf der Berfaoflung des beutichen 
Reihe und das Wahlgefet für pie Abgeorpnieten zum Vollshauſe. Ridt 
mit Unrecht konnte das Minijterium hoffen, durch den Entivurf der beut 
ihen Verfaſſung einen günftigen Einprud auf die Maffen zu machen, und 
es benugte tiefen Eindruck zur PVeröffentlihung des preußiſchen Wahlge 
feges. Auch waren in dem Entwurfe bed deutſchen Wahlgeſetzes vie 
fämmtlichen Wähler nach Verhältniß ihrer directen Staatöfteuer in bei 
Klaſſen eingetheilt und ed mußte ſomit minder auffallen, wenn auch bei 
preußiſche Wahlgejeg tiefe Eintheilung der Wähler einführte. Am folger 
ten Tage, ten 31. Mai, enthielt ter Staatsanzeiger das neue Wahlgeſeh 
datirt vom 30. Mai und zwar zugleich mit dem Berichtedes StaatSmintfteriums 
an den König vom 29. Dlai. In dieſem Berichte fagte Das Minifterium: 
„Es ſei zur Ueberzeugung gelangt, taß zur Yöfung ver Aufgabe, ben 
wahren Bedürfniſſen des Volkes eine Kundgebung durch vie Zweite Kam 
mer zu fihern une ten Grundſatz ber Gleichberechtigung aller Staatsbürger 
zu verwirklichen, die Umgeitaltung einiger Beftimmungen des Wahlgejeget 
für die Zweite Kammer vom 6. December v. I. und bes Reglemente von 
8. Teecember v. 3. nothwendig fei und daß ed namentlich drei Punk 
wären, auf welche jich tie Umgeſtaltung cerftredfen müffe. 

„Diefe drei Punkte wären die Begriffsbeſtimmung ber Selbftftänbig 
teit, vie Teffentlichleit ver Stimmgebung und die verhältnigmäßige Ber 
tretung aller Intereſſen tes Wahlbezirks in der Körperichaft der Wahl 
männer. Hinſichtlich ter Selbftftäntigfeit fei das Minifterium der Au 
ficht, daßk die Beſtimmung derſelben der geortneten Geſetzgebung überlaffen 
werden könne und zwar um ſo mehr, als dieſelbe ſicher bemüht ſein werde, 
ſich denienigen Grundſätzen möglichſt eng anzuſchließen, welche in dieſer 
Beziehung für den deutſchen Bundesſtaat zur definitiven Geltung gelangen 
würden. Dagegen dürfe die geheime Abſtimmung, welche durch Stimm 
zettel bewirkt werte, nicht ferner zur Anwendung kommen. Sie ſtehe im 
Widerſpruch mit der in allen übrigen Zweigen tes Staatslebens laut umd 
mit Recht geferverten Deffentlichleit und verhülfe ven jo bedeutungsvollen 
Wahlakt mit einem Schleier, unter welchen alle die Beſtrebungen, welde 
das Licht zu feheuen Haben, fih verbergen können, wogegen bie öffentliche 
Stimmgebung ven Erfolg babe, Daß man die abgegebene Wahlſtimme 
als Das Reſultat felbiritändiger Ileberzeugung betrachten könne. Daher 
werte die öffentlide Abftimmung ven allen denen gewünfcht und ange 
itrebt, welde wie conſtitutionelle Monarchie tauernd begründen und baten 
das verberblide Spiel politifcher Yeivenfchaften und Intriguen fern halten 
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266 2 Bericht des Minifteriums, 


Tas Mintfterium ließ fich dadurch nicht irre maden. Am 30. Rai 
erichten im Staatsanzeiger der Entwurf der Derfaffung bes veutfchen | 
Reihe und das Wahlgefeß für die Abgeorpneten zum Volkshauſe. Ri | 
mit Unrecht konnte das Minifterium hoffen, durch ven Entwurf ver deut 
fhen Berfaffung einen günftigen Einprud auf die Maffen zu machen, und 
e8 benugte dieſen Einprud zur Veröffentlihung des preußifchen Wahlge 
feged. Auch waren in dem Entwurfe tes veutfchen Wahlgeſetzes bie 
fämmtlichen Wähler nad Verhältniß ihrer directen Staatsfteuer in bei 
Klaſſen eingetheilt und es mußte jomit minder auffallen, wenn aud bai 
preußiſche Wahlgefeg tiefe Eintheilung der Wähler einführte. Am folger 
ven Zage, ven 31. Mai, enthielt der Staatsanzeiger das neue Wahlgefek, 
Datirt vom 30. Mai und zwar zugleich mitdem Berichte des Staatsminifteriums 
an den König vom 29. Mai. In dieſem Berichte fagte das Minifterium: 
„Es fei zur Ueberzeugung gelangt, daß zur Löſung der Aufgabe, ven 
wahren Bebürfniffen des Volkes eine Kundgebung durch die Zweite Sam 
mer zu fichern und den Grundſatz der Gleichberechtigung aller Staatsbürger 
zu verwirklichen, die Umgeftaltung einiger Beſtimmungen des Wahlgeſetze 
für die Zweite Kammer vom 6. December v. I. und bes Neglements vom 
8. December v. I. nothwendig fei und daß es namentlich drei Punkte 
wären, auf welche fich die Umgeſtaltung erftredfen müffe. 

„Diefe drei Punkte wären die Begriffsbeftimmung ver Selbftftäntig 
feit, die Oeffentlichleit ver Stimmgebung und die verhältnigmäßige Ber 
tretung aller Interejien des Wahlbezirks in der Körperfchaft der Wahl: 
männer. Hinſichtlich ver Selbftftändigfeit fei das Minifterium ber An 
jicht, daß die Beſtimmung derfelben der geordneten Gefetgebung überlaflen 
werden fönne und zwar um fo mehr, als viefelbe ſicher bemüht fein werte, 
fich denjenigen Grundfägen möglichit eng anzufchließen, welche in biefer 
Beziehung für den deutſchen Bundesstaat zur befinitiven Geltung gelangen 
würden. Dagegen bürfe die geheime Abjtimmung, welche durch Stimm 
zettel bewirkt werde, nicht ferner zur Anwendung kommen. Sie ftehe im 
Widerſpruch mit ber in allen übrigen Zweigen des Staatslebens laut ımb 
mit Recht geforberten Deffentlichleit und verhülle den fo bedeutungsvollen 
Wahlakt mit einem Schleier, unter welchem alle die Beſtrebungen, welde 
das Vicht zu feheuen haben, fich verbergen können, wogegen bie öffentliche 
Stinnmgebung den Erfolg babe, daß man bie abgegebene Wahlftimme 
als das Reſultat felbitjtändiger Ueberzeugung betrachten könne. Daher 
werde bie üffentlide Abftimmung von allen denen gewünfcht und ange 
jtrebt, welche die conftitutionelle Monarchie dauernd begründen und baten 
das verberblide Spiel politifcher Yeirenfchaften und Intriguen fern halten 
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gefinnten im Lande und durchdrungen von ber feften Weberzeugung, baf 
der Staat durch Ausführung der Wahlen in ver bisherigen Art nidt 
nochmals gefährlichen Schwankungen ausgefeßt werden könne, übernehme 
das Minifterium die Verantwortlichleit und bitte auf Grund bes Ar 
tikels 105 der Berfalfungsurfunde die Verorbnung zu erlaſſen; zugleid 
aber auch zu genehmigen, daß wegen der ftattgefundenen Unruhen im 
Inlande der Zufammentritt der Wähler um ſechs Wochen über ben ver: 
faffungsmäßigen Termin Hinausgefhoben werde. Bis dahin würben bie 
Leidenſchaften, welche in vielen Gegenven des Vaterlandes ber deutſchen 
Verfaffungsfrage ſich bemächtigt haben, einer pflichtgetreuen und bejonne 
nen Erwägung gewichen fein und zugleich werde der Vortheil gewährt, 
daß inmittelft Das deutſche Verfaflungswerf, wie e8 dem Wolfe geboten 
werde, zur öffentlihen Kenntniß gelange und die Wähler in ten Stand 
gefegt wären, Männer in die Zweite preußifche Kammer zu fenben, ven 
welchen zu erwarten fei, daß fie die hohe Bedeutung des Moments rid 
tig erfennen und mit patriotifcher Hingebung eine Angelegenheit auffallen 
werben, in welcher die wichtigften Intereffen Preußens und Deutfchlante 
untrennbar verbunden wären.” 

In Uebereinftimmung mit biefem Berichte wich die Verorbnung vom 
30. Mai 1849 von tem Wahlgefege vom 6. December 1848 Hauptfächlich darin 
ab, daß pie Stimmen nicht mehr nach ver Kopfzahl gerechnet, fonvern daß bie 
Urwähler nad Maßgabe ver von ihnen zu zahlenden Staatsftenern in brei 
Abtheilungen getheilt waren und jede Abtheilung eine gleiche Zahl von 
WRahlmännern zu wählen hatte und daß ftatt der geheimen Stimmgebung 
die Oeffentlichfeit und Mündlichkeit ftattfinven follte. Das Geſetz, meldet 
das Fundament des gegenwärtigen Verfaſſungslebens bilvet, ift für jeme 
Zeit, wie für die Gegenwart zu wichtig, als daß es nicht feinem weſent⸗ 
lihen Inhalte nach anzuführen wäre. 

Wie bisher follten die Urwähler nicht direct wählen, ſondern bie 
Abgeordneten der Zweiten Rammer erft durch die Wahlmänner gewählt 


werten. Nac wie vor follte auch die Zweite Kammer aus 350 Abgeor- 


neten bejtehen und zwar follten die Negierungsbezirte wählen: 


Königsberg. . . . 18 
Gumbinnen . . . 14 
Danig . -. 2.9 
Dearienwerter. . . 13 
Fon . 2. 20.20. .20 
Bromberg . . . . 10 
Statt Berlin. . . 9 


zufammen . 93 
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vollen Wahlaft mit einem Schleier verhülft, unter welchem alfe bie Be 
jtrebungen, welche das Yicht zu ſcheuen haben, fich verbergen können, we 
gegen die öffentliche Stimmgebung den Erfolg babe, daß man die abge 
gebene Wahlftimme als das Refultat ſelbſtſtändiger Weberzeugung be— 
trachten fünne. Wäre dies wirklich die Anficht des Miniſteriums geweien, 
bann Hätte auch ten begünftigteren Abtheilungen, welche felbftftänpiger 
daſtanden, nicht die heimliche Abſtimmung gejtattet werben bürfen; dem 
als heimlich war fie zu eradten, ba jich die früheren Abtheilungen em 
fernen mußten und die Yijten nicht veröffentlicht wurden. Mit vollem 
Rechte hat gerade dieſe Beftimmung zu jeder Zeit den Unwillen ber britten 
Abtheilung erregt und wurde es von alfen Seiten dankbar aufgenommen, 
als in fpäteren Jahren Graf Schwerin tiefe Beftimmung zurüdnahm. 

Die gewählten Wahlmänner mußten fih, wenn fie anweſend waren 
fofert, fonft binnen drei Tagen, über die Annahme erflären. 

Bei ver Wahl der Abgeordneten follte ein ähnliches Verfahren jtatt 
finden. Der Wahlmann hat ten Namen des Abgeoroneten zu nennen, 
dem er feine Stimme geben will und iſt berechtigt, denſelben felbft einzw 
tragen. Ueber die Giltigfeit einzelner Wahlftimmen entſcheidet der Wahl 
vorſtand. Die Erflärung über die Annahme ift binnen acht Tagen ab 
zugeben und nach Ablauf der Frift Ablehnung anzunehmen. 

Endlich wurde noch in einer befonberen Königlichen Verorbnung vom 
30. Mai beſtimmt, daß ſich die Urwähler am 17. Juli zur Wahl ver 
Wahlmänner verfammeln und vie Kammern den 7. Auguft zufammen- 
fommen follten. 

Da dieſe Beltimmung mit ver Verfaffung nicht übereinjtimmte, fe 
wandten ſich mehrere Ichlefifhe Mitglieder der Erſten Kammer in folge 
ber Aufforderung des früheren Miniftere Milde an den Minifterpräfiver 
ten und machten ihn darauf aufmerkfam, daß nad der angenommenen 
Verfaſſung ſchon innerhalb eines Zeitraumes von fechszig Tagen ver Zw 
fanımentritt ber Kammern erfolgen müffe Die Antwort des Mtinifter 
präfitenten erging nicht an diejenigen, welche die Eingabe unterfchrieben 
hatten, jondern an den Vicepräfiventen Baumftark, welcher ven damals 
in einem öſterreichiſchen Bade befinplichen erſten Präſidenten vertrat, und 
wurde in berfelben unter Miittheilung einer beglaubigten Abfchrift ver 
Wahlverordnung erflärt, „daß die Innehaltung ber gefeglichen Friften 
nicht durchführbar gewejen, indem in einzelnen Zheilen des Landes Er⸗ 
eigniffe eingetreten wären, welche nicht nur die zur Ausführung bed 
Wahlgeſetzes unerläßliche Zhätigfeit ver georineten Behörden gelähmt, 
fonvern es überhaupt unmöglich gemacht hätten, mit einer Verordnung 
hervorzutreten, welche inneren Frieden und geſetzliche Ordnung vorausfeke 
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ten Uebermuth, die Verſchwendung und Die Brutalität ver Capitaliften, 
an tie Benachtheiligung durch Einführung von Maſchinen u. |. w. er 
innert. Die Cenſur lich dies durchgehen, ta man zugleich ter liberalen 
Richtung entgegentrat und Darauf hinwies, daß in den freieften Staaten ver 
Profetarierftant ver getrüdteite und elentefte wäre und alle politiſchen 
liberalen Bejtrebungen für gleichgiltig und cfelhaft erklärte. 

Trotz diefer Schriften wäre eine allgemeine Verbreitung ber focialn 
been nicht möglich gewefen, wenn nicht eine Firchliche Bewegung Hinz 
getreten wäre. 

Am Ente des Jahres 1844 hatte Johannes Ronge feinen Bekannten 
Brief gegen den trierfhen Rock gejchrieben. Michrere ver achibariten 
Katholifen nahmen anfänglihd an vem Briefe Antheil und theilten vie 
darin ausgeſprochene Anficht, konnten ſich jedoch nicht entſchließen, zum 
Proteſtantismus überzutreten, deſſen papierne Togmen ihnen eben fo ge 
gefährlich erjchienen, als die unbedingte Autorität des lebendigen Papftes. 
Dan boffte in jener an Phantaſieen aller Art fo reihen Zeit auf Ser 
ftellung einer freien katholiſchen apoftoliichen Kirche und war vie Zahl 
derer, welche in ten eriten Monaten Symputhieen für dieje Richtung 
butten, unter Katholiken une Proteftanten gleich jtarf. Tiefe Sympathie 
fanden jih in alfen Stänten, am meijten aber im Arbeiterftanvde, wozu 
beitragen mochte, Daß vom Anfange an Die, gerate dem Proletarierjtande 
am meisten zur Yaft fallenten Stolgebühren abgeſchafft wurten. Au 
blieb die kirchliche Bewegung nicht ganz frei von politiichen Einflüffen, 
wie [hen Daraus zu entnehmen ilt, Daß fie von Anfang an auf das 
Kräfiigfte dur Robert Blum und Graf Ednard Reichenbach uunterſtütz 
wurde. Gerade Died war aber Der Grund, warum die Regierung viele 

neue kirchliche Richtung, obwohl fie ſonſt Nutzen von ihr ziehen fonnte, 
nicht begünjtigte. Im Anfange Hatte man vie Bewegung geben laffen, 
vielleicht in der Abficht, um fie gegen ultramontane Uebergriffe Rome zu 
benugen; ſpäter bejchränfte man fie jedoch und verjagte ihr ftaatlice 
echte. Die Heirathen der Deutjch-Katholifen wurden nicht als giltig 
erachtet, Die Kinder aus ihren Ehen nicht als ebeliche angeſehen, vie 
Zaufen mußten wieberholt werten und jere bürgerlice Anerfennung wurde 
verweigert. Das mußte die Maſſen, von welchen ver größere Theil des 
Bürgerthums nad und nach fich wierer zurüdgezogen hatte, zum Nachvenfen 
über ſtaatliche und geſellſchaftliche Verbältniffe bringen. Natürlich griffen 
jie zu ten Schriftſtellern, welche gleiche und ähnliche Mißverhältniſſe de6 
Staated auftedten, und ſuchten Belehrung bei ihren Yehrern, Predigern 
und den Wührern ter Bewegung. So wurden fie über die ſtaatlichen 
Mängel, über ihre eigene politifch beſchränkte Yage, über ven Einfluß des 











in der Zeit der Reaction ‚laffen. fih — nführe 
Beſitzſtand war in jener Zeit jo ermattet u erſe 
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dürfniß und das practiſche Leben zu der Ueberzeugung, daß er nur in 
Gemeinſchaft mit Anderen dem Capitale, welches ihn erdrückte und ihm 
die Früchte der Arbeit entzog, entgegen treten könute, und jo nahm er 
dankbar vie Affociatien an, auf welche durch Schule in Delitzſch une 
durch Hübner in Wernigerode bingewiejen wurde. Er war weit entfernt, 
dieſe Frage mit der politifcben zu wermifchen, auch wollte er nicht vie 
Rechte Dritter antaften und Das Capital vernichten, fondern die Aflecie- 
tionen wurden nur benußt, um das Capital zu erlangen. So entjtanden 
die Rohſtoffvereine, Die Vorjchußvereine und Die Yebensmittelvereine un 
etwas fpäter, jedoch ned vor dem Auftreten von Laffalle, die Affociatie 
nen der Arbeiter zur gemeinſchaftlichen Anfertigung ver Fabrifate. Den 
armen Handwerkern wurde durch dieſe Affociationen die Möglichkeit ge 
währt, das Material für geringe Preiſe zu erlangen und ver Arbeiter 
erhielt die VYebensmittel für den Selbitpreis, welden die Affocintion ge 
geben hatte, Auf tiefe Affociationen, von Denen die erfte noch im Jahre 
1349 in Delitzſch entjtanden war, vichtete fortan der Arbeiterjtand fein 
Augenmerk, und fein ſociales Streben, jo wie das feiner Führer, beftant 
in Ausbildung dieſer Vereine So finden wir in den fünfziger Jahren 
Die Arbeiterfrage, ſoweit fie nicht die Aſſociation betrifft, in den Sinter 
grumd getreten und erſt im Jahre 1862 durch Yajjalle wieder herver- 
gehoben. 


Selbjtwerjtändlich waren die Fabrik- und Induſtriearbeiter auf den 


Yande in gleicher Lage. Auch fie waren zu ihrer Arbeit zurüdgefcht 
und batten die Fabrikbeſitzer das Jahr 1843 nicht unbenugt verſtreichen 
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laſſen. Sie ſelbſt wie die großen Etabliſſements der Geſellſchaften, legten 


Spar- und Krankenkaſſen für ihre Arbeiter an und ſtrebten, wenigſtent 
theilweiſe, dahin, daß denſelben mit der Zeit ein kleines Befigthum 
wurde. 

Auders verhielt es ſich mit den ländlichen Arbeitern, welche ſich mit 
Feldarbeiten beſchäftigten und zu denen der größere Theil der Bewohner 
des Staates gehörte. Sie unterſchieden ſich von den Fabrikarbeitern dr 
durch, daß fie allein ihre Arbeit betrieben und daß fie nicht in Verbindunz 
mit Anderen ſtanden. Nur dur den Soldatenftane kamen die Ländlichen 
Arbeiter mit anderen Klaſſen ter Geſellſchaft als den Landbewohnern in 
Berührung und nur das Wirtbehaus bot ihnen, wenn fie aus viejem 
Stande geſchieden waren, eine Gelegenbeit mit Dritten über vie bejteben: 
den Verhältniſſe, ſoweit fie durch Diefelben betroffen wurden, zu fpreden. 
Wohl war die Aufregung des Jahres 1343 aud in dem länpfichen Ar 
beiterftanve vorherrſchend geweſen; aber viefe Aufregung war bejeitigt, 
als die Verbreitung der Alugblätter und Die Verſammlungen in den 
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Die deutſche Nationalverfammlung. 


Während fih Ende Mai die preußifchen Verhältniffe wieder zu ordnen 
ſchienen und das neue Wahlgefeg eine feitere Grundlage für die Zukunft 
in Ausbſicht ftellte, waren zur felbigen Zeit die Hoffnungen auf “Durch 
- führung ter Reicheverfaffung faſt ganz geſchwunden. Die Geſchichte ver 
- Berfammilung der Paulskirche zu Frankfurt hängt zu fehr mit ver Ge- 
ſchichte Preußens zufammen, als daß nicht ffizzenartig die wichtigften 
Momente aus dem SHinfterben diefer Berfammlung hervorzuheben wären. 
Am 29. März 1849 hatte das deutjche Parlament feine Aufgabe ge⸗ 
] m. die Neichsverfaffung war beendet, Preußens König zum deutſchen 
+ Raifer gewählt worden. Die Hauptbejtimmungen, welche vie Verfafiung 
= enthielt, waren folgente: 

Das Deutfhe Reich ift ein Bundesstaat mit einem erblichen Reichs— 
oberhaupte und einem Volks⸗ und CStaatenhaufe. Der Bundesſtaat be= 
ſteht aus ven Ländern des bißherigen deutſchen Buntes und müflen bie 
; beutfchen Länder, welche mit einem nichtveutfchen Lande daſſelbe Staats 
: ederhaupt baben, eine von dem nichtdeutſchen Lande getrennte eigene 
: Berfaflung, Regierung und Verwaltung erhalten. Cine Reichsgewalt ge: 

bietet über das ganze deutſche Land. Diefe Reichsgewalt wirt vom Reichs⸗ 

=) sberhaurte und vom Neichstage ausgeübt. Letterer beiteht aus dem 
3 Gtaatenhaufe und tem Vollshaufe. Jenes wird zur Hälfte durch bie 
; Regierung und zur Hälfte durch die Volksvertretung der einzelnen Staaten 

: emannt, dieſes durch das deutſche Volk gewählt. Die Mitgliever des 
Staatenhauſes werten auf ſechs Jahre gewählt umd alle drei Jahre 
zur Hälfte erneuert, die des Volkshaufes find auf drei Jahre zu wäblen. 

Ein Neichstagsbejchluß bedarf der Uebereinftimmung beiver Käukr 


und der Zuftimmung ber Reichsregierung, welche jedoch nicht netbis TC, 
yı7* 
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ber Reichsverſammlung an Ce. Majeftät gerichteten Einladung irgend 
wie zu vereinigen wäre, — dieſem Mißverſtändniß babe fie ſich teh 
sur Vermeidung fernerer Irrungen und ohne Aufſchub und wor ihrer 
Rückkehr nah Frankfurt entgegenzutreten, für verpflichtet gehaften. Tie 
Einladung, auf Grundlage der Keihsverfafjung, die auf ten König ge 
fallene Wahl anzunchmen, mußte in dem Augenblide als von demſelben 
abgelehnt angejehen werten, in welbem Ze. Majeſtät Ihre Willensmeis 
nung dahin zu erkennen gaben, dag vie von ter verfaſſunggebenden 
Reichsverſammlung in zweimaliger Yejung beſchloſſene Verfaſſung über: 
all nech feine rechtliche Eriitenz und Verbindlichkeit Habe, einer ſolchen 
vielmehr erſt durch gemeinfame Beſchlußnahme ver deutſchen Regierungen 
theilhaftig werten könne. Inter dieſer Vorausſetzung könne vie Ver 
faſſung zwar wohl vie Grundlage fernerer Berathungen ter Regierungen 
aber unmöglich die ter gejegliden Gewalt eines Reichsoberhaupts abzu— 
geben im Stande fein.“ 

Bald nachdem dieſe Erklärung dem preußiſchen Staatsminifterium 
übergeben worden war, reiſte die Deputation von Berlin ab. Obwohl 
man ihre Rückreiſe zur Vermeidung von Demonſtrationen verheimlicht hatte, 
waren dennoch Vorkehrungen zum freundlichen Empfange in Palle, 
Merſeburg, Naumburg, Erfurt und vor allem in Weimar getroffen, in 
welcher Stadt ſie vom Bahnhofe mit einem Fackelzug nach der allgemein 
erleuchteten Stadt geleitet wurde. Ueberall wurde ſie aufgefordert, dat 
Werk zu vertheidigen und nicht aufzugeben. 

Das Miniſtierium in Berlin war inzwiſchen nicht unthätig geweſen. 
Schon am 3. April erließ es an feine Geſandten bei Den deutſchen Re 
gierungen eine Circularnote, in welcher es erklärte, „Daß ter König ta 
ran feithalte, rap die Verfaſſung Deutſchlands nur im Wege der Rer: 
einbarung feitzuftellen je, und Daß Die getroffene Wahl nur Durch das 
freie Einverſtändniß der Regierungen zur vollen Rechtsgiltigkeit gelangen 
fünne. In Betracht, daß der Erzherzog Reichsverweſer ven Entſchluß 
gefaßt babe, jeine Stelle niederzulegen, und in Betracht der großen Ge 
fahren, welche für Deutſchland aus der Verwirklichung dieſes Entjchluflee 
erwachjen könnten, wäre der König bereit, auf Antrag der deutſchen 
Regierungen und unter Zuſtimmung ver deutſchen Nationalverſammlung 
bie proviſoriſche Yeitung Der deutſchen Angelegenheiten zu übernehmen. 
Er ſei auch entſchloſſen, an die Spige eines Bundesſtaates zu treten, 
der aus denjenigen Staaten jih bilden würde, welche demſelben aus 
freiem Willen ſich anliegen möchten. Die Geſandten möchten daher 
die deutſchen Regierungen zur Abſchickung von Bevollmächtigten nach 
Frankfurt auffordern, um ſich dort über ten Beitritt zum Bundesſtaate 
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Zugeftändniffe, von welder Seite viefelben auch verlangt werben jollten, 
nicht jtimmen würden. In Folge dieſes unglüdliden Verjprechens wir 
per einzige Aufiweg gewejen, daß man ein neucd Parlament zufammen 
gerufen und dieienigen ſich ſelbſt von ver Wahl ausgeſchloſſen hätten, 
von welchen ein jo übereiltes Verſprechen abgegeben worden war. 

Noch beifer wäre es freilich gewefen, wen die Nationalverſammlung 
am 29, März nach Ernennung der Kaiferdeputation den Wahltag für ven 
nenen Reichstag beſtimmt und feinem vwerantwortliden Meinifterium vie 
Sufanmenberufung aufgetragen hätte, demnächſt aber fofort auseinanderge 
gangen wäre und dem Deutjehen Volfe die Durchführung der Verfaſſung über 
(affen hätte. Die Aufgabe der Abgeordneten war gelöft, fie hatten vie 
deutjche Verfaſſung zu Stande gebracht und Sache ver Nation wäre «& 
geweſen, viefe Verfaſſung zu verwirfliden. Ob c8 hierzu damals ge 
fommen wäre, mag zweifelhaft fein, aber die Verfaffung wäre gleich dem 
föniglichen Verſprechen vom 22. Mai 1815 das Panier geweſen, ımter 
welchen: deutſche Männer nach einer bejferen &eftaltung geftrebt und ge 
rungen bütten. Die Männer der Paulskirche hatten diefen richtigen Zeit: 
punkt verſäumt, aber auch ſpäter lag die Auflöfung noch im Intereſſe der 
Kaiſerpartei, welche feit dem Austritt ver Oeſterreicher Das Uebergewich 
hatte und jich fagen mußte, daß die preußifche Regierung bei ihrer An: 
forrerung wegen Vereinbarung beharren würde, daß es ihr zufolge vie 
Zuſage ber einflußreichiten Parteigenoffen nicht möglih fei, darauf ein 
zugeben, daß jelhes nur durch einen neuen Reichstag gefchehen könne 
und daß felbit Dann, wenn auch dieſe Hoffnung nicht in Erfüllung 
geben jellte, doch ein ſchneller Tod dem langjamen Sinfiechen vorzwe 
zieben jet. 

Einzelne Mitglierer der Kaiferpartei machten auch wirklich in ben 
Fractionen ven Vorſchlag ver Auflöſumg; aber die überwiegende Mehr 
zabl ging um jo weniger darauf ein, als jeit Rückkehr ver Deputation 
nad Frankfurt ohne irgend einen Äußeren Grund neue, freilich ung jekt 
unerklirbare Hoffnungen auf Zugejtändnig der preußiſchen Negierung 
auffebten. Raumer ſchrieb ſchon unterm 10. April von Frankfurt aut: 
„Die Gemürber fine jetzt viel vubiger als in Berlin, fie fallen a6 
große Ziel mit Befonnenbeit ins Auge” und fein Brief vom 16. ergiekt, 
daß ihm ſelbſt Die Hoffnung nicht entſchwunden war, Preußen werte fi 
nach beiſtimmender Erklärung je vieler Regierungen eiligft für vie Ber 
faſſung, vorbebaltlih ter nöthigen Reviſion, ausſprechen und mutdig 
das Steuer ergreifen. 

Man tritt ber Kaiſerpartei gewiß nicht zu nahe, wenn man be 
hauptet, daß fie jich zu jener Zeit über vie nächte Zukunft ganz wunflr 
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und von dieſem dem Reichsminiſterium übergebenen Schreiben, „daß jid 
der König in enter Erwägung der Pflicht, welche ihm gegen Deutſchland 
und fein eigenes Yand obliege, in feinem Gewiffen nicht für berechtigt 
halten fünne, an jein Land und Volk Diejenigen Anforberungen zu machen, 
welche die ven ver Nationalverſammlung gejchaffene Stellung ale Erb 
faifer bedingt haben würde, und daß er fih daher mit tem Rathe jeine 
Staatsminiſteriums entjehblefjen babe, vie auf Grund der in Frankfun 
beſchloſſenen Berfaffung ihm dargebotene Kaiſerwürde abzulehnen.“ Kür 
zugefügt wurde, „daß Die preußiſche Regierung an ſämmtliche deutſche Re 
gierungen die Einladung babe ergeben laſſen, ji offen und umfallend 
über ihre Anſichten und Wünſche auszuſprechen. Die Antworten hätten 
gezeigt, wie weit die Anfichten namentlich in ter Oberhauptefrage auf 
einanrergingen und wie wenig Hoffnung auf Erzielung eines umfaſſenden 
Einverſtändniſſes vorhanden wäre Einzelne Fürſten hätten gewünſcht, 
daß der König die Krone annehmen möchte, andere hätten in ver Errid 
tung eines erblichen Kaiſerthums vie größte Gefahr für Deutjchlant m 
blickt und ihre Abneigung oder ihren fejten Entfchluß ausgeſprochen, einen 
anderen deutſchen Fürften als Kaiſer ſich nicht unterzuordnen. De 
bedeutendſten deutſchen Regierungen hätten die Verfaſſung in ber Zerm, 
wie fie vorliege, nicht annehmen zu können erklärt. Auch für die prew 
ßiſche Regierung ſei Dies nicht möglich. Sie enthalte einzelne, jo ng 
eingreifende und in mancher Hinſicht noch zweifelhafte Grundſätze, vap 
bedenklich febeinen müſſe, viefelben als für alle Zeiten bindend den einzeln 
Staaten aufzudrängen. Es könne ferner nicht beigeſtimmt werben, I 
biejen einzelnen Staaten Dur den Wegfall des Reichsraths jede Miinrirtung 
bei der Ausübung einer fie jelbit je vielfab nahe berührenden Executit 
gewalt genommen und dem Reichsoberhaupte durch die Annahme ve 
ſuspenſiven Veto und die Ausdehnung deſſelben auf die Verfaffungeinie 
rungen eine Stellung gegeben werde, bei der weder die Würde noch die 
zum Seile des Ganzen, wie ber Einzelnen erforderliche Macht gewähn 
werden könne. Dadurch und durch das alle Schranken niederiwerjentt 
Wahlgeſetz erhalte die Verfaſſung einen Charalter, welcher ſie nur al 
Mittel erjcheinen laffe, um allmälig und auf anfcheinend legalem Weg 
vie oberſte Gewalt zu bejeitigen und vie Republik einzuführen.“ 

Die Erklärung fehließt mit den Worten: „Der König werde ver Yehk 
jein, der an tem Gelingen des großen Werkes verzweifle, Preußen wert 
jicb unter feinen Umftänden von dem Werfe der deutſchen Einigung ze 
rückziehen, vielmehr auch jegt alle Kraft aufbieten, um das Werk zu für 
dern. Die Ablehnung der deutjchen Kaiſerkrone fei feine Gefährdung, 
ſondern eine Förderung einer wirklichen und umfaſſenden deutſchen Cir 
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Regierung mußte natürlich die Sendung Baſſermanns ganz erfelgles biei- 
ben. In einem an ibn gerichteten Schreiben vom 3. Mai erklärte Graf 
Brandenburg, weichen feit dem 2. Mai ftatt des abgetretenen Grafen 
v. Arnim Die interimiftijche Yeitung des Minifteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten anvertraut war, „Daß die Auflöfung der Kammern vine 
innere Angelegenheit des preußiiden Staates wäre und daß die Centraf- 
gewalt wohl nicht vie Abjicht Haben würde, ſich darin einzumifchen.“ 

Anh die Bemühungen ver übrigen Kommifjarien der Gentralgemalt 
waren vergeblib. Die Zeit war vorüber, wo die Durch Die moraliide 
Macht ver Nationalverfammlung getragene Centralgemalt ihren Abgeordneun 
Anjehen und Einfluß gab. Ter Nationalverſammlung und ver Contralgewalt 
fehlte Ente April jenes Anjehen. Truppen und Geld hatten ihnen ſtets geman- 
gelt, aber früher waren fie von ter Yiebe und Den Hoffnungen des Xolfed 
getragen worden, jegt aber hatte Dies aufgehört. Die Nationalverfaumlung 
war phyſiſch und moralifch machtlos und in ſich uneinig und nicht minter 
mangelten ter Gentralgewalt Macht und Einigkeit zwifchen dem Reichs⸗ 
verweſer und dem Reichsminiſterium. Das Letztere, an deſſen Spitze ned 
Gagern ſtand, wollte Das Zuſtandekommen der Reichsverfaſſung, währen 
ihm der Reichsverweſer entgegenarbeitete und nur allein Das Intereſſe 
ſeines heimathlichen Staates im Ange hatte. Nur darin ſtimmten Beide 
überein, daß ſich die preußiſche Regierung nicht der Centralgewalt br 
mächtigen dürfe, und als dieſelbe in ihrer oben erwähnten Note ven 
28, April erklärte, Preußen werte feine Maßregeln fo treffen, top 
den verbündeten Negierungen vie etwa gewünfchte und erforderliche Hilſft 
leiſten könne, proteſtirte Gagern dagegen und erklärte Namens der br 
tralgewalt, daß man einem Einzelſtaate einen Anſpruch auf allgemeine 
veitung gemeinſamer Maßregeln zur Erhaltung der öffentlichen Ordnunz 
und Des Reichsfriedens nicht zugeſtehen könne. 

Aber nicht blos das äußere Anſehen der Nationalverſammlung war 
geſchwunden, ſondern ihr ſelbſt fehlten auch Selbſtvertrauen und Enerzgie. 
Faſt einen ganzen Monat hatte ſie rath- und thatlos, bald hierhin aß 
dorthin ſchwankend, verſtreichen laſſen. 

Die Kaiſerpartei verhehlte ſich dieß auch nicht und hatten die Leiter 
der Centren am 27. April bei Gagern eine fünfſtündige Berathunz, 
bei welcher ſich vor Allen Simſon betheiligte. Man beſprach ſich über 
bie Zweckmäßigkeit einer Auflöſung der Nationalverſammlung und eine 
Ausſcheidens des Reichsminiſteriums. Einige ſprachen für Die Auflöſung— 
die Mehrzahl wurde aber von der Beſorgniß zurückgeſchreckt, daß bau 
Süddeutſchland nicht mehr zu halten ſei und Die Bewegung überali ber 
verbrechen würte. Auch hoffte man damals noch auf einen glücklichen 
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den König von Preußen zum Kaifer ımd die übrigen Stämme zu Pajek 
fen des preußifhen Stammes zu machen. Die Oberhauptefrage uf 
wieder aufgenommen, der Erbfaifer wieder aus ter Verfaſſung berausge 
worfen werben.” Seine Anträge gingen auf jofortige Wahl des Reich 
verweſers, Zufammenzichung des Keichsheeres und Organifirung ber 
Land» und Volkswehr. 

Nicht minder revolutionär war der Antrag von Vogt, welden 
ih die Minorität des Dreißiger Ausfchußes angefchlofjen hatte & 
bezwedte Sammlung aller ſüddeutſchen Kräfte unter ven Banner ve 
Lerfaffung und activen Widerſtand. Er beantragte Ernennung eine 
Reichsitatthalters, zu welchen jeder Deutfche wählbar ſei, Zuſamme 
berufung des Reichstages, PVereivigung ſämmtlicher Truppen und de 
Bürgerwehr, Zufanmentritt ter vertagten oder aufgelöften Vollksverte 
tungen der renitenten Regierungen aus eigener Machtvollkommenheit zw 
Befeitigung des Widerſtandes ihrer Regierungen und Ermächtigung id 
Aufforverung einzelner Provinzen und Kreife größerer Staaten zur Am 
nahme und Einführung dev Reichsverfaſſung und der Wahlgefete. Ze; 
gleih follte die Natienalverfammlung den Einmarſch ruffifcher Truppen 
in Defterreich für eine Verlegung des Neichsgebiets erklären und dieje 
nigen Zruppen, welde zur Mitwirfung an ſolchem Verrathe befehligt 
würten, des Eides gegen ihre Oberen entbinden. Auch follte vie Centraß 
gewalt ven Reichsfrieg gegen Rußland und die verrätherifche Regierung 
Oeſterreichs erklären. 

So revolutionär auch dieſe Anträge waren, jo wurden fie doch ned 
von dem von Schüg, Schlöffel, Würth, Zimmermann u. |. w. übertroffen 
Sie wollten das Volk auffordern zu ven Waffen zu greifen, um di 
Gewaltherrſchaft durch Gewalt zu brechen. 

Ale dieſe Anträge wurden abgelehnt und nur der Antrag td 
Dreißiger-Ausfchuffes wurde mit ver geringen Mehrheit ven 190 gegen 
188 Stimmen angenommen. | 

Die Antwort Preußens auf tiefen Beſchluß war ein Schreiben eb 
preußifchen Staatsminiſteriums vom 7. Mai, weldes an tie Oberpräß 
denten der Provinzen gerichtet war. In demfelben heißt es: „Durch de 
Beſchlüſſe ver deutſchen Nationalverſammlung, welche einerjeits offen in 
das Gebiet ver ausführenden Jegierungsgewalt übergreifen, andererſeill 
die VBerfaffung ohne Zuſtimmung Der Regierungen und vor ihrer Ginfüh 
rung durch dieſelben als rechtsgiltig vorausfegen, überfchreitet dieſelbe af 
das Entjchievenfte ihre Befugnijfe und entfernt ſich ganz von ihrer An 
gabe, im Vereine mit ven Regierungen die Verfaffung Deutſchlands j# 
geftalten, Tie Regierung Sr. Majeſtät hält es für unerläßlich, den Pe 
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jederzeit und ohne Verzug treffen werben, jo beauftragt fie zugleid tie 
felben, ven ihnen untergeoroneten Behörden ihren Willen fund zu geben 
und es bvenfelben zur ftrengften Pflicht zu machen, alle gefetwibrigen 
Verſuche zur Durchführung ver in Frankfurt beratbenen Verfaſſung af 
dag fchleunigfte und mit aller Energie zu verhindern. 

„Die königliche Regierung vertraut indeſſen dem bewährten gejunben 
und gefeglihen Sinne tes preußiſchen Volkes, daß e8 felbft das einfade 
und Har zu Tage liegende Recht erkennen und fich nicht zu gefekwibriger ; 
Chritten hinreißen laffen werte. Ä 

„Se. Majejtät ver König bat es ausgeſprochen, daß er mit up 
opfernver Xhätigfeit der deutfhen Sache Sich Hingebe und feine gas: 
Kraft vem hohen Ziele ver veutfhen Einigung und dem Ausbau einer ' 
Terfaffung, welche das Verlangen und Berürfniß ver veutfchen Ratio 
befrietige, wirme. Die Regierung St. Majeftät ift feft entfchloffen, bie 
jen königliden Willen zur Ausführung zu bringen. Sie darf vie He 
nung begen, daß die Erreichung dieſes Zieles nicht fern fei und ſit 
erwartet von dem preußifchen Volke, daß es fie durch feftes und ernſet 
Terharren auf dem Wege des Rechte und des Gefekes in ihren Dee: 
mühungen dafür unterftügen werde. Dadurch allein kann der Erfelg 
verbürgt werten.“ 

Dieſes Schreiben ver preußifhen Regierung war nicht blos gegen 
die revolutionäre Partei, ſondern auch gegen die Freunde Preußene in 
ter Frankfurter Verſammlung gerichtet, denn wenn biefe auch gern ge 
jehen hätten, daß in dem Beichluffe vom 4. Mai ver Sag, nah web 
chem vie gefekgebenpden Körper, die Gemeinden und das gefammte veutfde 
Volk aufgefordert werten follten, Die Berfaffung zur Anerfennung uñd 
&eltung zu bringen, weggeblieben wäre, fo war doch der Beſchluß u 
den übrigen Hauptpunkten won der Kaiferpartei ausgegangen und du 
geführt worven. 

In jenen Zagen gab es in Frankfurt trog ter vielen Clubbe m 
noch drei Rarteien, Die Pinfe, Die Rechte und die Kaiferpartei. Zu ME 
Erfteren gehörten ter Donnersberg, ver deutſche Hof, Weftenchall um 
ver Würtemberger Hof. Alle waren einig, daß fih die Nationalverfaum | 
lung an die Spige der Bewegung ftellen müſſe. Sie unterſchieden ſh 
mm darin, daß Die Einen nach ver Republif, die Anvern nach ter Reihk 
verfaſſung ftrekten. Jene traten fühn und und energifh in Verbintmg 
mit den Nevolutionären in der Pfalz, Baden, Weftphalen und ten Rhenr 
landen. Auch die Gemäßigteren juchten von Außen ber Hilfe und hatten 
um Deshalb vie Möärzvereine zufammengerufen. Am 6. Mai fand em 
großer Kongreß verfelben in Frankfurt ftatt. Vierhundert Deputirte and 
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die Beſorgniß, ſich der Linken in die Arme werfen zu müſſen, bielt fe 
von entfchiedenen Mafregeln ab. Man verſuchte durch frierlihe Mind 
die Reichsverfaſſung durchzuſetzen, allein die Beſchlüſſe, welche gefakt 
wurden, erbitterten Die Regierungen, ohne dem Volke zu genügen. Wem 
trotzdem nicht Wenige rer mittleren Partei ver Anficht waren, daß men 
durch Ausfchreiben ver neuen Wahlen dem veutfchen Volle ven Weg zw 
Einigung erhalten müſſe, jo geſchah Died in tem Bewußtſein, daß Me 
Nationalverfanmlung feine Ausficht habe, das Verfaſſungswerk zu Stande 
zu bringen, und in ver Abjicht, Preußen für jede Eventualität ven legal 
Boden zu fichern. 

Wie verfhieren nım aber auch die Anfichten ver Kaiſerpartei fe 
mochten, darüber war fie einig, daß Deutichland weder der Revolutin 
noch dem Abfelutismus preiszugegeben und auf vie Geftaltung 
Deutſchlands ale Bundesſtaat ımter Preußens Yeitung nicht zu ur 
zichten jei. 

Inzwifchen war die revolutionäre Partei außerhalb ver Verſammlug 
nicht müßig geblieben. An verſchiedenen Orten, in Weftphalen, Aresien: 
und in den preußifchen Rheinlanden war es zu Straßenfämpfen, a: 
Sachſen zum Aufſtande gekommen und in ver bairifchen Pfalz und Bades 
probte er auszubrechen. 

Preußen hatte Truppen nach Dresven gejendet, um bei ver Unter 
trüdung des Aufſtandes behilflich zu fein. 

Zu Diefer Hilfe wäre es vurd die Beftimmung des Bundes be 
rechtigt geweſen, wonach jede deutſche Regierung die Befugniß erhalten 
hatte, einer andern deutſchen Regierung auch ungerufen zu Hilfe zu eilen, 
wenn dieſe außer Stande wäre, die Hilfe der nachbarlichen Negierum 
gegen Aufſtand im Lande in Anſpruch zu nehmen. Aber nicht auf Grm 
diefer Beſtimmung, jendern in Folge der Aufferterung und Pitte de 
fähfifhen Regierung batte ver König von Preußen die Hilfe geſendet, 
eine Hilfe, welde ibm auc wegen der Ruhe Preußens wünfchenswerk 
erſcheinen mußte; denn hätte in Sacfen die Partei der proviforiichet 
Regierung gefiegt, Dann wären auch Die preußifchen Yante gefährdet ge 
wefen. Es war jomit für die preußifche Regierung eine Nothwendigkeit, 
ten Aufſtand zu unterdrücken. Anders waren freilih in jener aufgeregiek | 
Zeit Die Anfichten der Nationalverſammlung und zwar nicht blos ver Linlen, 
ſondern auch die ver gemäßigten Partei. Man bielt dafür, daß Durch viefet 
Eindringen die Rechte der Centralgewalt verlegt wären, und man fürdktele, 
Taf ter Abſolutismus durch die preußiſchen Waffen fehr bald vie Ober 
band in ganz Deutſchland- erlangen werte. Es konnte daher auch nidt 
jehlen, daß die Nachrichten aus Dresden in der Paulskirche vie grüßtt 
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darauf einzugehen, oder ein anderes Minijterium zu ernennen. Einf 
Programm wurde entworfen und in vemfelben erffärt: „mit allen | 
lichen Mitteln und durd das Gewicht der moralifchen Macht ver Ge 
gewalt die Durchführung ver Reichsverfaſſung in ven deutfchen SI 
unterftügen, überall vermittelnd eintreten und jeder Intervention 
oder mehrerer Einzeljtaaten zur Unterdrüdung etwaiger Bewegungen 
Zwecke ver Anerkennung ver Reichöverfaffung in anderen Einzelſt 
entgegen treten zu wollen.“ 

Diefes Programm wurde dem Erzherzog am 8. Mai in | 
Abendſtunde zugefendet. Am andern Morgen hatte er mit Sagem 
Gonferenz und verlangte eine kurze Bedenkzeit. Noch an vemfelben 
erklärte er, daß er dem Programme feine Genehmigung verweigere. 
Folge diefer Verweigerung bat das Minifterium um Entlaffung um 
wieverte bievanf der NReichövermefer, daß er ein anderes Minifte 
nach feiner Pflicht und Gerechtfame, zu bilden werfuchen were. 

Der öfterreihifche Prinz konnte nicht anders handeln, auch war 
als Dejterreicher und ſogenannter Großdeutſcher pas Gagernice | 
fterium längſt läſtig und erwünſcht war e8 ihm, wie ber ultramen 
Bartei, welche zwar nicht Gagern, wohl aber vem Minifterium fei 
war, daß die Gelegenheit zur Bildung eines andern Meinifterium 
möglicht wurde. 

Dagegen war der Nüdtritt Gagerns für die Kaiferpartei ein I 
Schlag. Sie hatte dafür gehalten, daß ver Erzherzog nur die 
zwifchen Abdanken oder Annahme des Programme haben würde. 
beiden „Füllen wäre das Minifterium Gagern geblieben und von 
hofite man, Vernichtung des Einfluſſes der öfterreihifhen Diplo 
und Ueberlaſſung ver Gentralgewalt an Preußen. War vies en 
dann glaubte man auch mit Hilfe der Gentralgewalt vie Auflöjung 
Reichsverſammlung und die Zuſammenberufung eines neuen Reiché 
bewirfen zu können. Daß ver Erzherzog den Entfchluß faſſen kö 
gegen den Willen ver NReichsverfammlung im Amte zu bleiben und 
derſelben feindliches Minifterium zu bilden, hätten felbft die nid 
glaubt, welche dem Erzherzog feine deutſche Gefinnung zutrauten. 
hatte Tag und Nacht in ten Clubbs gefeffen und alle Eventuali 
befprochen und berathen, aber an die Frage hatte man nicht gedacht 
nicht der Erzherzog, falls er die Ausführung der Befchlüffe ver Natiı 
verſammlung vermweigere und jomit ven Gefeke vom 28. Juni | 
entgegenhandle, abzufegen um Preußen tie Gentralgewalt anzuvertr 
jei? Als daher Gagern in der Sigung vem 10. Mai die Erklärung 
Reichsverweſers mittheilte und über ven von Ludwig Simon und | 
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würden ausüben können. Diefe Hoffnung ſei gänzlich zevftört. Die | 


Nationalverfammlung babe nicht allein den gejeglichen Boden des Redis 
gänzlich verlaffen und einen Weg eingefchlagen, auf weldhem fie nur vurd 
Hilfe der Revolution ein verpderbliches Ziel erreichen fünne, fonvern fid 
auch gerade zu dem preußifchen Staate in ein offen feindfeliges Verhälmiß 
geſetzt.“ Die Inftruction erinnert demnächſt an den Wirerftand ber Katie 
nalverfammlung gegen eine Vereinbarung mit den Regierungen, an ven 
Beſchluß, wonach die Bolksvertretungen und die Gemeinden ver Einzel⸗ 
ftauten und das geſammte deutſche Volk aufgefordert wurden, vie 
Reihsverfaffung zur Ausführung und Geltung zu bringen, an tie 
eigenmächtige Feititelung eines Termines für den Zufammentritt des 
eriten Neichstages und an den offenen Akt ver Feindſeligkeit gegen Preußen, 
welcher in dem Beſchluß vom 10. Mai enthalten fei. „Nach vielen Bor: 
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gängen ſei die Verſammlung nicht länger als auf geſetzlichem Boden | 


ſtehend, als der berechtigte Ausdruck des wahren Willens des beuticen 
Bolfes und als die gefegliche Vertretung der geſammten deutſchen Nation 
anzufehen. “Die Regierung müſſe fi) daher gegen alle weiteren Beratbum 
gen und Beichlüffe ver Verſammlung im Voraus feierlich verwahren und 
halte fie fernere Theilnahme ypreußifcher Abgeordneten an den weiteren 
Berathungen eines nicht mehr auf dem gefeglihen Boden jtehenden 
und in offener YFeindfeligfeit gegen den preußifchen Staat befinnlicen 
Körpers für durchaus ungereditfertigt und das Mandat für erlofchen. Se 
erwarte daher von der Vaterlandsliebe der Preußen und ihrem Gefühle fr 
pie Ehre des preußifchen Staats, daß fie aus der Verfanmlung audtrete 
werden. Inden die Regierung den Motiven der großen Mehrzahl ver Zurüf 
gebliebenen Gerechtigfeit wiverfahren Iajfe, könne fie doch nicht Zugeben, de} 
über ihre Anficht und ihren Willen irgend ein Zweifel übrig bleibe. Ki 
habe es daher für Pflicht gehalten, die Fönigliche Verordnung zu veranlaffen.‘ 
Als Antwort auf vie königliche Verordnung und den Bericht iu 
Staatsminifteriums wurde bereits in der Sigung vom 16. Mai na 
ſtehende Erklärung einer großen Zahl der preußifchen Abgeordneten überreidt: 
„Durch eine königlich preußiſche Verordnung vom 14. d. M, 
abgedruckt im Staatsanzeiger Nr. 132, wird das den preußiſchen 
Abgeorpneten zur deutfchen Nationalverfammlung ertheilte Max 

dat für erlofchen erklärt und denſelben aufgegeben, fich der me 

teren Theilnahme an den Verhandlungen der Verfammlung à 
enthalten. Die Interzeichneten find der Anficht, daß das ihnen 
ertheilte Mandat, zwifchen der Regierung und dem Volle dat 

deutsche Verfaffungswerf zu Stande zu bringen, von einer deutſchen 
Regierung nicht aufgehoben werden kann. Sie können daher bie 


— 
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fein Anfehen genoß, nur gewählt, um das Ende des Parlaments zu ie 
Ichleunigen und die Pläne des Haufes Defterreich zu unterftügen. 

Schon in der nächſten Sikung vom 17. Mai erhielt die Reichtcn 
fammlung durch den Erzherzog das von ihm genehmigte Programm 16 
neuen Minifteriums zugefendet. ‘Dasjelbe lautete: 

„Die Erridtung des Verfaſſungswerks ift durch das Geſet om 
28. Juni 1848 von der Thätigfeit ver Centralgewalt ausgeſchleff 
Schon aus dieſem Grunde hält vie Centralgewalt eine Wirkfamteit t 
Durchführung der Verfaflung für außerhalb ihrer Befugniſſe und M 
ten liegend. Wie fie jedoch einerfeitS gern bereit ift, eine Anerlem 
ver Berfaffung bei ven Regierungen zu vermitteln, fo erachtet fie d 
andererjeits als durch die ihrer Obhut anvertraute Wohlfahrt und Sihe 
heit Deutfchlands geboten, allen ungeſetzlichen und gewaltfamen Ve 
gungen, welche die Durchführung der Berfafjung zum Vorwand oder ? 
(aß haben, mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln entgegenzutreten, jet 
die Hilfe und Vermittelung der Gentralgewalt von der betreffenten ? 
gierung nachgefucht wird. 

„Wie die Gentralgewalt innerhalb ver ihr durch das elek ı 
28. Juni angewiefenen Gompetenz von ver der Reichsverſammlung 
jtehenven Errihtung des Verfaſſungswerkes ſich durchaus fern gehe 
hat und ferner zu halten entſchloſſen ift, alfo erachtet fie es auch als 
Pflicht, die ihr ausschließlich zuftehende NRegierungsgewalt vor jever & 
miſchung zu bewahren und jeden Eingriff in diefelbe zurüdzuweifen.“ 

Wohl hatte man diefem Minifterium veactionäre Schritte zugetraut, abe 
eine jo offene feinpliche Erklärung hatte man nicht erwartet. So Tel 
Iutionär auch die legten Befchlüffe der VBerfammlung waren, jo wurd 
fie doch von dem Programme übertroffen, denn e8 enthielt eine offen 
und beftimmte Auffehnung gegen das Geſetz vom 28. Juni, welches Wu 
Gentralgewalt die Ausführung des Verfaſſungswerkes aufgetragen hatt 
Kaum war daher das Programm mitgetheilt worden, als Welder da 
Antrag ftellte: „die Nationalverfammlung möge erklären, nachdem fie M 
Emennung des Reichsminifteriums und deſſen Programm vernomme 
fönne fie zu dieſem Meinifterium nicht Das geringite Vertrauen haber 
jondern müjfe vielmehr diefe Ernennung unter Den obwaltenden lm 
ftänden als eine Beleidigung ver Nationalrepräfentation betrachten‘ 
Diefer Antrag wurde mit 191 Stimmen gegen 12 Stimmen bejat 
44 Mitgliever hatten ſich ver Abftimmung enthalten. Die Partei bei 
Reihsminifteriums beftand daher in Wahrheit nur aus 12 Abge 
ordneten. 
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fich durch Klarheit und ethifchen Werth auszeichneten. Bet Weiten be 
deutender waren feine Verdienſte als Beamter und feine Kämpfe für ve 
Unabbängigfeit des Beamtenitandee. Cr war aus tem Beamtenſtande 
ausgetreten, weil er die Herrſchaft des Rechtes gegen ven Einfluß von | 
Oben und die freie Stimme in collegialifhen Verathungen aufredt er 
halten wollte, Auch in ver Nationalverſammlung hatte der ältliche Mann 
viel und muthig gefprodhen, aber ihm waren die Ideen und Bedvürjniſſe 
der Neuzeit fremd. Er konnte fih in tiefe Zeit nicht finden und ted 
fühlte er ficb noch ftart und kräftig. So fam ce, daR cr Die Verjamm 
lung mit feinen Anträgen, Einwentungen und Reben und oft aud burd 
Peranterie vielfach gelangweilt hatte und feinen Vorträgen geringe Aup 
merkſamkeit und mancherlei Unterbrechungen zu heil wurben. 

Jetzt, wo er austrat, und in feinem blauen Rödlein und mit jeiner 
abgegriffenen Müge aus ver Verſammlung ging, war feiner verwunter, 
aber um deſto größer war das Erftaunen, als er gleich darauf im ſchwarzen 
Frack und Hut wiederkam und in die Minifterbanf eilte Ein lang ar 
dauerndes Gelächter ertönte auf der Yinfen und im Gentrum. Noch konme 
man nicht glauben, daß er wirflid an Gagerns Stelle ernannt fei; aber 
ſehr bald darauf wurde tem Präfiventen ein Schreiben des Reichever 
wejers übergeben, wonach derſelbe Grävell zum Deinifter des Innern er 
nannt md ihm einftweilen das Präſidium des WMinifterrathes übertragen 
hatte. Trog der Unruhe ver Verfammlung nahm der neue Reich&minifte 
das Wort und zeigte an, „Daß das Minijterium, foweit es bereite in 
Frankfurt ſei, aus dem Advokaten Detmold, als Auftizininifter, dem Ge 
neral Jochmus, als Miniſter des Auswärtigen, und dem Kaufmann Merd 
als Finanzminiſter beſtehe. Später trat zu dieſem Miniſterium noch der 
Fürſt von Wittgenſtein als Reichskriegsminiſter hinzu. 

Yange vorher war ſchon ven öſterreichiſcher Seite dahin gearbeitet 
werten, den Plänen der Nationalverſammlung und ver Durchführung 
der Reichsverfaſſung entgegenzutreten, ven Bundestag wieder zurüd 
führen und Preußens Uebergewicht über Oeſterreich zu befeitigen, allein 
unter dem Gagernſchen Miniſterium war Dies unmöglih. Jetzt, wo bie 
Nationalverfammlung bereits abgeſchwächt und einflußlos war, erſchien 
der Zeitpunkt ein günftiger. Zeit längerer Zeit war dem Erzberzege 
Detmold aus Hannover nicht fremd. Er wer ein Mann von zerfegen 
dem Witze, Schärfe Des Geiftes und eijiger Kälte, dem jedes Ideelle 
fern lag, der aber durd feine wigigen Schriften und feine Talente nit 
blos in der vornehmen Geſellſchaft Hannovers, wo er als das „Feine 
Laſter“ bezeichnet wurbe, ſondern auch in dem Haufe des Erzherzogt 
Eintritt gefunden hatte. In Hannover hatte er bis 1848 der Oppojition 
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Deutſchlands dem In- und Auslande gegenüber nicht zu zerreißen fe 
daß ferner durch die eingebrachten Anträge die angeftrebte Einheit Deutid 
lands nicht erreicht, fonvern verfelben nur neue Hinderniſſe entgegeng 
jtellt werden würden, und daß der drohende Bürgerfrieg durch Befall 
gung der Gentralgewalt nicht verhindert, jondern in Folge der mit de 
Gentralgewalt dann nothwendiger Weife entjtehenven Conflicte nur nd 
mehr beförvert werden würde, und fehlug aus dieſen Grünten die meh 
pirte Zagesorpnung vor. Diefe Tagesordnung wurde mit 161 gega 
108 Stimmen abgelehnt, aber auch ver Antrag der Majorität eg 
Dreipiger-Ausfchuffes wurde mit 158 gegen 97 Stimmen verworfen. : 
gegen ging der Antrag von Bietermanı, Welder u. A. durch une 
ver Beſchluß gefaßt: 

„I. Die Verfammlung wählt fofort — womöglich aus ber 
der regierenden Fürften — einen Reichsſtatthalter, welder 
zu dem im Beichluffe vom 4. Mai vorgefehenen Zeitpımlte 
Rechte und Pflichten des Reichsoberhauptes nad) Abſchnitt 
der Reichsverfaſſung — ausübt. 

II. Der Reichsſtatthalter leiſtet den im $. 190 ver Verfaſſung 
geſchriebenen Eid auf die Reichsverfaſſung vor der verf 
gebenden Reichsverſammlung und tritt dann die Regierung 

. 11. Der Reichsftatthalter hat ſofort nach Antritt ver R 
wegen Leiſtung des in den 88. 191 und 194 vorgeſchri 
Eides der Reichsbeamten ımd der Angehörigen der Einzel 
auf die Keichsverfaffung das Nöthige zu verfügen. 

IV. Er hat ferner wegen Vollziehung der Wahlen zum erften Ra 
tage und Berufung des Neichstages, in Gemäßheit der Bei 
tom 4. Mai Vorfehrung zu treffen. | 

V. Zur Ausführung der 88. 77 ff., 85 ff. der ——— 














bis zur Zuſammenkunft des erſten Reichstages, die gege 
Verſammlung in alle Rechte und Pflichten des Reichstages 
und übt ſolche nach Maßgabe des Abſchnittes IV., Artilel M 
VI., VII., VIII., IX. der Reichsverfaſſung. 

Ausgenommen hiervon iſt die Beſtimmung wegen ver U 
ſchlußfähigen Mitgliederzahl, rückſichtlich welcher es bei tem U 
ſchluſſe vom 30. April verbleibt. 

VI. Sollten der in dem Beſchluſſe vom 4. Mai vorgeſehen 
Uebertragung ver Oberhauptswürde auf den Monarchen di 
größten oder eines der nächſtgrößten Staaten Deutfchlan 
nicht zu befeitigente Hinderniffe im Wege ftehen, fo führt ® 
gewählte Reicheftattbalter fein Amt auch nah dem Zuſamme 
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entgegenzutreten. Er ſelbſt war gegen dieſe Ernennung und vom Kranlen⸗ 
bette aus erklärte er mit größter Beftimmtheit die Ablehnung. 

In tem Dreißiger-Ausjchuffe Hatte nach Ausſcheiden der gemäßig- 
teren Mitglieder die linfe cite das lebergewicht erlangt und es ia 
der Antrag gemacht worben, fofort mit abfoluter Stimmenmehrheit eim 
Reichsregentſchaft von fünf Mitgliedern durch vie Nationalverfammiug 
und aus der Nationalverfammlung und dieſer Yeßteren verantwortüd, 
zum Zwecke der Durchführung ver Reicheverfaffung und ver Belhläf 
ver Nationalderfammlung, zu wählen. Die Mitglieder der Neichsregentfdef 
follten vor der Nationalverfammlung den Eid auf die Verfaffung feifen 
und ſobald dies 'geichehen, follte vie auf Grund des Gefekes wu 
28. Juni 1848 eingefegte proviſoriſche Kentralgewalt aufhören. De: 
Reichsregentſchaft follte abtreten, fobald vie Verfaffung durchgeführt w 
das Reichsoberhaupt mit Ableiftung des Verfaſſungseides Die Reicheregi 
rung angetreten babe. 

Alte Parteien erkannten fehr wohl, daß von der Entſcheidung übe 
diefen Antrag, welcher in den Sigungen vom 18. und 19. Mai beratha 
wurde, das Schidjal der Nationalvderfammlung abhänge; doch war 
Mehrzahl, wenn auch aus verfchienenen Gründen, ver Anficht, de 
Bildung eines Nationalconvents over einer Reichsregentſchaft fei entgegen: 
zutreten. 

Cine ſolche Reicheregentfchaft war in Frankfurt bei einer Belakung 
von KOOO Mann, deren Mehrzahl Preußen und Oefterreicher waren, mb 
Angefichts der Kanonen von Mainz nicht möglih und fie mußte aud 8 
pollftändigen Revolution und zur Unterftüßung des badenſchen Aufftandet 
führen. 

Tem Reichsminiſterium war natürlich die Stimmung ver Peru 
lung und der Antrag des Dreißiger-Ausfchuffes nicht unbekannt gebliehet 
und fuchte Der Reichsminiſterpräſident dieſem Antrage durch die Erflänug 
die Spike abzubrechen, „daß der Reichsverweſer ſich bemogen fühle, u 
jofort abzutreten. Er habe ter Teputation der Nationalverfammiag 
die an ihn (im Juli 1848) abgefhidt worden wäre, fchon vamald & 
wiebert, daß er in Folge ter eingegangenen Genehmigung ver Regie 
gen ven an ihn geitellten Antrag übernehmen werde.“ Zugleich erimert 
ber Reichsminiſter daran, „daß ber Reichsverweſer zwar im Parlanck 
in fein Amt eingeführt und verpflichtet worden fei, daß ihm aber d 
dann der Bundestag im Namen ber beutfchen Regierungen feine 
übertragen habe. Derfelbe werde daher fein Amt nur in die Hand da 
Nationalverfammlung, von der es ausgegangen fei, zurückgeben, aber ü 
werbe auch als treuer Verwalter ver von den Regierungen ihm an B, 
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mung waren Erklärungen von Widenmann, Bauer, Kraft, Sprengel, 
Stahl, Emmerling, Frande, Wurm, Küngel, Fallati, Zeltner, Haus 
v. Raumer, dv. Zerzog, Wernher aus Nierftein, Steindorff, Michelſen, 
Esmarch, Schierenberg, Barth, Rümelin, Simens eingegangen, worin fe 
ihren Austritt erklärten und namentlich berporhoben: „Wir haben in ver 
legten Sikung um einen, nad unſerer Ueberzeugung gefährlichen um 
ververblicben Beſchluß zu verhindern, von einem äußerften Mittel parle 
mentarifchen Kampfes Gebrauch gemacht, indem Mehrere von uns rund 
ihre Entfernung aus dem Haufe die Verſammlung beihlußunfähig machte, 
da e8 aber unferen Grundfägen und Gefühlen wiberjtrebt, viefes Mitt 
wiererholt und ſyſtematiſch anzuwenden, da wir überhaupt in ter fo p 
fammengefhmolzenen und fo zufammengejegten Verfammlung feine Mög 
lichfeit einer weiteren, dem Xaterlande nützlichen Wirkffamfeit erbfide, 
jo jehen wir ums nunmehr getrungen, unſer Mandat als Abgeordnete 
zur deutſchen Nationalverfammlung nieberzulegen.“ Francke, Weichelfen, 
Steindorff und Esmarch hatten noc in ihrer Eigenſchaft als Abgeortnet 
für Schleswig-Koljtein eine beſondere Erklärung abgegeben, worin ft 
ihren Herzogthümern, je wie jedem fünftigen ventjben Parlamente die 
Befugniſſe und Verpflichtungen wahrten, über ten Frieden zwiſchen 
Deutſchland une Dänemark endgiltig zu befchliegen. 

Die Verſammlung, welcher nur noch Wentge angebörten, vie nidt 
Mitglieder der linfen Seite waren, batte fortan feine Wahl. Sie konnte 
jich nicht verfehweigen, daß fie zu weit gegangen ſei, um auf Unterftügumg 
der Mittelparteien, namentlich ver beſitzenden Klaffen zu rechnen und daß 
jie, wen ibre bisherigen revolutionären Beſchlüſſe nicht vergeblich jein 
jellten, an die Spike der Revolution treten und fi von ihr tragen offen 
müſſe. Anfänglich ſchwankte man ned, Einigen mungelte vie Energie, 
um einen entſchiedenen Schritt vorzunehmen, Andere erwarteten Nachrict 
von Stuttgart und München und vie, welde ven Muth hatten vorzu⸗ 
jhhreiten, waren in ver Minderzahl. In ver Hoffnung, daB günftige 
Nachrichten von einem der beiten Königreiche eingehen würden, batte man 
den dringlichen Antrag wegen Anerkennung ter proviforifchen Regierungen 
ver Pfalz und Baren abgelehnt und batte fih mit einer Erflärung an 
das deutſche Volk befehäftigt, Teren Anfertigung Uhland aufgetragen wer 
den war. In diefer mäßig und würdig gehaltenen Erklärung wuren Ne 
Hinderniſſe hervorgehoben, welde ver Durchführung der Reichsverfaſſunz 
entgegengeftanden hätten, und Die Beſchlußfähigkeit von 100 Mitgliedern 
gerechtfertigt und cd war demnächſt am Scluffe gefagt werden: „Kür 
diefe Beitrebungen, Die Nationalvertretung unerloſchen zu erbalten umd 
die Verfaſſung lebendig zu machen, nebmen wir in verhängnißvollen 
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bindung treten, Tönne das erreicht werben, was unfere Zeit wolle, mb 
nur fo könne Deutfchland zu dem Ziele gelangen, welche® es fich vorge 
zeichnet hat. Es dürfe nicht von vornherein ein Bund mit befreundeten 
Nationen zurüdgewiefen werben.“  Uebereinftimmend Hiermit erklärte 
v. Simon: „Die Franzojen find die natürlihen YBundesgenojjen ver 
deutichen Freiheit und Civilifation gegen ven Despotismus und die Bar 
barei des Oſtens.“ Das Refultat ver Berathung war, daß der Uhlanbfde 
Antrag angenommen wurde. Gleich nad) der Annahme zeigten Butith 
Bierermann, Rießer, Zahartä von Göttingen, Roßler von Wien, Kierulfl, 
Böding, Cette, Edert von Bromberg, Yodemann, Zöllner und Welde 
ihren Austritt an und erklärten: „Durch Ablchnung des MWelderichen I 
fuge® habe die Mehrheit ausgejproden, daß ihre Beftrebungen noch ei 
anderes Ziel haben, als die aufrichtige ‘Durchführung der unveränderten 
Reichsverfaſſung in allen ihren Theilen, und daß fie zur Erreichung ihree 
Zieles ſelbſt die Hilfe des Auslandes nicht verfhmähen würde. Sie 
wollten und Fönnten weder zu dem Einen, noch zu dem Anderen bie Sam 
bieten und bliebe ihnen daher nur neh der Austritt aus der Verfamm 
lung übrig.“ 

Inzwifhen waren Nachrichten von München und Stuttgart einge 
gangen; nirgends hatte man Bereitwilligfeit zur Annahme der Reicht 
ftatthalterichaft gezeigt und fo hielt vie Nerfammlung dafür, daß ihr nichts 
übrig bleibe, als ven urfprünglichen Antrag des Dreißiger-Ausfchuflet 
wieder aufzunehmen und eine Reichsregentfchaft zu wählen; uber, wi 
fhon erwähnt, war dies in Frankfurt mitten unter den öſterreichiſchen 
und preußiſchen Truppen nicht auszuführen. Um dieje Hindernijfe zu be 
feitigen, hatte die Verſammlung in der Sigung vom 25. Mai befchloiien, 
daß die Truppen folder Staaten, deren Regierungen Die Nationalver: 
fammlung oder deren Beſchlüſſe als zu Recht beftehend nicht mehr aner⸗ 
fennen, ihrer zweideutigen und ſchwierigen Stellung durch die Vereidigunz 
auf Die Reichsverfaſſung orer Entfernung vom Gebiete der verfaflunge 
treuen Staaten jofort zu entheben wären und daß die Nationalverfamm: 
fung einer bejtimmten Erklärung des Reichsminifterium® über die Auf 
führung dieſes Beſchluſſes bis zum mächften Tage Mittag 12 Uhr mb 
gegenjehe. Tie Erllärung erfolgte; aber abichlägig und zwar um beshalk, 
weil bie Erhaltung des Friedens und der Sicherheit im ganzen deutſchen 
Reiche der gefegliche Beruf und die Pflicht ver proviforifchen Gentralgr: 
walt fei und hiermit die Ausführung des Beſchluſſes im Widerſpruch 
ſtehe. 

Wäre trotz dieſer Erklärung in Frankfurt eine Centralgewalt auß 
der Mitte ver Nationalverſammlung gewählt worden, jo würde unzweifel⸗ 
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Auflöfung entgehen und vereint mit Dem Reichsverweſer verhintern, vaß 
die Revolution von 1848 von einer Macht zum Scharen ber unterm 
Staaten ausgebeutet werte.“ 

Auch von ver entgegengejegten Seite ertönten warnende Stimmen 
„Ion dem Augenblide an” — fo fügte Venedey — „wo die National— 
verfammlung wungezwungen und wunangegriffen durch phnfifche Gewalt 
von Frankfurt fortgeht, ijt fie nicht mehr die Nationalverfammlung von 
ganz Deutſchland. Die Zolge wird fein, daß ein Kampf, ver biehe 
unter uns beſtand, in Stuttgart über uns fortgehen, daß er und mi 
fertreißen und daß vie Nationalverfammlung in diefem Kampfe zu Grume 
gehen wird. Die große Majje ver Nation wird fich nicht täufchen. Wem 
wir von Franffurt nach Stuttgart gehen, jo ijt dies ein Rückſchritt. Die 
Nationalverfammiung bat den hohen Beruf, die Freiheit und vie Ein 
heit Deutſchlands zu ſchützen und nicht ven Kampf einer Partei, um 
wäre es die freiheitlichenpfte und gerechteſte, aufzunehmen.“ 

Noch ernfter mahnte Eifenmann ab. Er, welder wie Wenige jir 
die Freiheit gelitten hatte, hielt es nicht für denkbar, daß von Stuttgat 
aus der nächſte Reichötag zufammenzubringen ſei; „man folle vie Frage 
wegen des Oberhauptes offen laffen, vie bis hierher darüber gefaßten 
Beſchlüſſe zurüdnchmen und es werde in ver Möglichkeit fein, in Frank 
furt ven neuen Reichstag zujammenzubringen; aber wenn man nad 
Stuttgart gehe, dann werde ſich bie Bewegung, die in Baden herridk, 
auf Würtemberg austehnen und cine Spaltung zwifchen Nord- und 
Süddeutſchland eintreten.“ Andere erinnerten daran, daß ja noch feine 
Einladung eingegangen, weber vom Könige, no von dem vortigen 
Stadtrathe oder dem Bürgerausſchuſſe. Selbit Uhland warnte und er 
flärte, „daß er Die Verlegung für fein ſchwäbiſches Vaterland nic 
wünjchen könne.“ Dieſen Erklärungen fegte Moritz Mohl entgegen: 
„Schwaben werte der Nationalverfammlung unbedingt gehorchen, fie 
möge zahlreich fein over nicht. Dort könne dieſelbe noch wirken, währen 
fie in Frankfurt dem moraliſchen und politifchen Verfaufen entgegen 
gehe.“ In ähnlicher Weife äußerte fih Sagen: „Der nächſte Plau 
müſſe fein, die 20 Staaten, welde für vie Verfaſſung aufgetreten wären, 
mit einander zu verbinden. Würtemberg jei der größte dieſer Stauten 
und müſſe ver Mittelpunkt werden. Sei Würtemberg gewonnen, und 
das jcheine feinem Zweifel zu unterliegen, wenn die Verſammlung nad 
Stuttgart verlegt werde, jo würden fih Die andern Staaten anfchlieen.“ 
Mit ihnen übereinftimmend erinnerte Schover aus Stuttgart daran, 
„Daß Die Miniſter, welde an der Spige der würtembergifchen Regierung 
jtänten, bisher erflärt hätten, daß fie die Beſchlüſſe der Nationaler 
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minivend als offen entgegenzutreten. Hätte die deutſche Rationafverfamm 
lung zu jener Zeit Preußens Herrſcher die Centrafgewalt anvertraut, fe 
wäre ganz gewiß fein abfehlägiger Beſcheid ergangen. Dem Könige 
ſtand Damals ein freifinniges deutfch gefinntes Minifterium zur Seite, die 
Nunferpartei hatte noch nicht gewagt, ſich wieder zu erheben, bie Truppe 
waren in Schleswig fiegreih vorgegangen, und Deutſchlands Farin 
waren von den Unruhen in ihren Yanden und im Sinblid auf den m 
Zeit machttefen, nach Innsbruck geflohenen öſterreichiſchen Herrſcher einge 
fchüchtert und beſorgt und jtrebten allein nach ruhigen, geſetzlichen Zuſtänden. 
Die Einwilligung der Fürjten und des noch beitehenden Bundedtages 
wäre gerade zu jenem Zeitpunfte leicht zu erlangen und fomit das fpäter 
vom Könige geforverte Einverftändnig der Fürſten ſchon damals zu be 
wirfen geweſen. Es kann dies umfoweniger bezweifelt werben, ale jchen 
im März 1848, Max v. Gagern gegenüber, ven fo vielen Fürſten un 


unter dieſen auch vom König Wilhelm in Würtemberg ähnliche Ertlä | 


rungen abgegeben werten waren. Tem fann aud nicht Die damalige 
Abneigung Deutſchlands gegen Preußens Herrſcher entgegengefegt werben, 
Die Stimmung eines Volkes hängt zum größeren Theile von feinen 
Führern ab, und war es damals um fo leichter, ter Stimmung eine 
andere Richtung zu geben, als das Volk durch die Idee der endlich auf 
geführten und zur Vollendung gebrachten Nationaleinheit Hingerifien 
werden wire Der ginftige Augenblid wurde verſäumt und Ser 
v. Schmerling war ter Dann, welder Die Fehler feiner Gegner zum 
Beten Oeſterreichs zu benugen wußte. Mit einer gewiſſen Offenheit 
hatte er am 15. Juli 1848 als Miniſter verkündet, Daß die Gentak 
gewalt für die Freiheit de8 Bürgers und die Unabhängigkeit Deutſchlande 
einftehen werte, aber von ter Nationaleinheit hatte er nichts erwähnt 


Ihm war Alles Daran gelegen, das jofertige Zuſtandekommen ver Ber 


faffung zu vwerhintern, und ev wurde tarin von ben Partikulariiten, 
namentlib von Hermann und den Anhängern Stüve's, ſowie von MT 
republifanifchen und ultramentanen Partei eifrig unterftügt. Sie Alk 
hofften für ihre ſo entgegenjtehenten Pläne auf Die Zukunft und fuchten 
deshalb vie Berathung über die Verfaifung hinzuziehen. Dies gelang 
ihnen auch. Man beriety Tage und Wochen über die Grundrechte, über 
Kriegeflotte und Flagge, über Böhmen, Polen, Itrien, Limburg und 
alien; aber zu der Verfaſſung VDeutfclande fam man nicht. Dabei 
ſuchte man Das Feuer gegen Preußen zu ſchüren und der Waffenſtillftand 
zu Malmö gab v. Shmerling und v. Hermann reidhliden Stoff. 

Ties änderte fihb nun allerdings, als bie öſterreichiſche Negierung 
tie Verbindung ulfer Yänver des Kaiferftantes zu Einem Staatskoörper 
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Einzelnen; denn diefe konnten ſich troß ihrer Aufregung umd Leidenſchaft 
nicht verbehlen, daß fie im Bünpniffe mit der Revolution den Regierm- 
gen entgegentraten und ihre perfönfiche Exiſtenz aufs Spiel fetten. Wa 
man auch ter linfen Seite vorwerfen mag, wie fchwer fie durch ie 
Zähigfeit, durch ihr ftarres Feſthalten an ihren Principien, vurd ik 
Berfennen der Verhältniffe und Berürfniffe der Nation und vor Alm 
durch ihr Bündniß mit Oeſterreichs Abgeorpneten und ihr Piebäugels 
mit Frankreich gefüntigt haben mag, — fo find dies doch nur per 
tiiche Tebler, mährenn ihr Muth une ihre Confequenz anzuerlenm 
find; denn nicht fehente fie die in Ausficht ſtehende Gefahr und hielt m 
Kampfe für ihre Principien und für das, was fie für heilſam erachte 
treu und mutbig fo lange aus, bis fie gewaltfam auch von ihrem lekte 
Zufluchtsorte vertrieben wurde. 

Auf dieſe gewaltfame Vertreibung follte fie nicht lange warten vürfen 
und zwar erfolgte diefelbe von Römer, welcher felbft der linken Seite et 
Parlaments angehört hatte. Das Vertrauen auf ibn, welcher an we 
Spitze des würtembergiſchen Miniſteriums ftand, vereint mit den Bir 
tbeilungen über tie revolutionäre Gefinnung Schwabens, waren vie der 
anlajfung, daß die Verlegung des Parlamente nach Stuttgart worgefchlagen 
wurde, und daß fehon vierzehn Tage vor der Verlegung Raveaur mb 
Wigard von ihrer Partei nach dieſer Stadt geſandt worden waren, u 
das Terrain zu recognosciren und mit dem würtembergifcben Yante* 
ausſchuſſe zu verhandeln. YVeßterer war eine Commijfion ver weites 
Kammer und da er in der Zeit ter Aufregung gewählt war, fo batte ki 
feiner Wahl die Tinfe Seite das Uebergewicht erlangt. Dieſer Yantek 
ausſchuß, an deſſen Spitze Becher ſtand, war voll ver fühnften Hoffnum 
und einigte ſich mit den beiden Deputirten ver Nationalverfammlung 
wegen der Ueberſiedelung nach Stuttgart und ber Zuſammenberufung einer 
Pandesverfammlung nach Reutlingen, von welcher Einige gleiche Erfolge 
wie von ter Verfanmlung in Offenburg erwarteten, während it 
Anderen dieſe Verfammlung nur benugen wollten, um vie Negierwg 
und Die Kammer zu zwingen, für vie Neicheverfajlung aufzutreten un 
die Nationalverſammlung zu ſchützen. 

Wirklich waren auch die Beichlüffe in Reutlingen nah Wunſch auf 
gefallen. Shen am Zage vorher hatten daſelbſt Abgeordnete ver Bereim 
ber bürgerliden Semeindecollegien fowie der Bürgerwehren getagt. Man 
erklärte ſowohl in diefer Verſammlung, als in ver Bolfeverfammiung 
vom 27. Mai, in welder mehr al8 20,000 Menſchen anweſend waren, 
daß man ſich den Befehlen ver Nationalverfammlung unterorbne, vor 
ihr aber verlange, die Reichsländer aufzubicten, um ven Neichefeint 


354 Stuttgart. 


Juſtruction gegeben. Bei tem Militär wurbe ben Truppencommanbanten 
und ben Gouverneuren der Garnijonjtädte Das Recht gewährt, das Stant: 
vet zu verkünden und auszuführen, und wurde biefed der Garniſon z 
Stuttgart feierlih eröffnet. Auch lich es vie Regierung nicht blos ki 
dieſen Vorſichtsmaßregeln bewenten, fonvern trat auch von biejer Zeit a 
entjebievener ber verolutionären Partei entgegen. Am 3. Juni wur 
Fickler, Mitglied ver badiſchen provijorifhen Regierung, in Würtemkerz 
verhaftet, und dieſe Verhaftung wurde vom Gerichte bejtätigt. Bei im 
Anfehen, welches tiefer Agitater im ſüdweſtlichen Deutjchland bejaß, mußt 
die Verhaftung einen nicht geringen Eindruck auf Das Volk machen m 
die Muthlojen der Regierung zuführen. 

In Stuttgart ſelbſt war vie Stimmung in Folge aller dieſer Ereig 
nie eine gerrücdte und die Mitglieder ver Nationalverſammlung hatten 
Gelegenheit, dies ſchon bei ihrer Anfunft zu bemerfen. Cine große Ar 
zahl derjelben war gemeinſchaftlich nach Ztuttgart gefommen und batte 
das Entgegenkommen des Volkes erwartet; aber Die Straßen waren lat 
und die Zurufe ertönten nur vereinzelt. Von Seiten der Kammer wır 
der Nationalverſammlung vorläufig für einzelne Sigungen der Sigunge 
jaal bewilligt werden. Auch batte der Präfivent der Kammer die Par 
ſammlung begrüßt. 

Das Erfte, was die Mitglieder ver Nationalverfammlung nad ibrer 
Ankunft in Stuttgart und zwar noch vor der erjten Sigung tbaten, war 
die Fortjegung der bereits von Frankfurt aus begonnenen Unterbantlungen 
mit ver Regierung, damit dieſe ven König veranlalie, Die Reichsjtattbalter: 
jbaft anzunehmen, Der Präfivent der Nationalverſammlung begab lid 
jelbjt zu diefem SJwede zu Römer; aber von dieſem wurden die Untr- 
handlungen mit größter Bejtimmtbeit zurückgewieſen. Römer konnte nidt 
verfennen, daß nicht blos dem Könige der zu einem ſolchen Schritte und 
zu einer folcben Stellung nöthige energijche Charalter fehlte, ſondern 5 
auch vie Verhältniſſe nicht zu einem jolden Schritte geeignet waren. aun 
Folge dieſer ablehnenden Antwort einten ſich die Mitglieder der Natienal 
verfammlung zur Wahl einer Reichsregentſchaft, neh immer der Sof 
lebend, daß ſich Würtemberg für die Reichsverfaſſung und gegen ten Nor | 
ben erbeben werte. 

Den 6. Juni fand vie erſte Verſammlung in Stuttgart ftatt. In 
Ganzen waren 105 Mitglierer verfammelt und man batte ſich auf rem 
Rathhauſe zujanmengefunten, wo Die Abgeorineten vom Schultheißen un 
den bürgerlichen Gollegien bewillfommnet wurden und von mo aus man 
in den Zigungsjaal der würtemberger Kammer 530g. Die Bürgenmeht 
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a) Schleunige Aufftellung eines Reichsheeres und Organi⸗ 
jation ver Volksbewaffnung zur Durchführung ver Reihe 
verfaffung; 

b) Wahrung der Intereffen Deutfchlands nach Außen, ke 
ſonders in der deutfch-vänifchen Angelegenheit; 

ec) Betreibung der Wahlen zu dem auf den 15. Augujt ein 
zuberufenden Reichstage; 

d) Einberufung der Bevollmächtigten der die Reicenr 
verfaffung anerkennenden Staaten an den Si m 
Nationalverfammlung. 

9. Das Präfivium ver Nationalderfammlung ift beauftragt, gegen 
wärtigen Beſchluß als Geſetz dem veutfhen Volke zu wm 
fündigen. j 

Bon ven 105 Mitgliedern, welche an ver Berfammlung theilnahme, 
hatten fih 2 entfernt und 93 für die Erwählung der Neicheregenticeft, 
10 tagegen geftimmt. Die Veßteren waren Römer, Uhland, Schott, Der— 
tenbach, Federer, Klett und Weigle, ſämmtlich aus Würtemberg, Gittra 
und Melly aus Dejterreidh, Zimmermann aus Preußen. 

Wenige Stunden darauf erfolgte die Wahl ver Neichsregenticaft 
bei der fih von ven 10 Mitgliedern, welche gegen die Ernennung gejtimmt 
hatten, nur Zimmermann betbeiligte. 

Raveaux aus Köln, Vogt aus Gießen, Schüler aus Zmweibrüd, 
Heinrihd Simon aus Breslau und Becher aus Würtemberg wurten alt 
Mitgliever ver proviſoriſchen Negentfchaft gewählt und übernahmen Raveag 
und Becher das Kriegsweien, Vogt die äußeren Angelegenheiten, Zimen 
und Schüler die Juſtiz- und Finanzſachen und vie Yeitung des Innern. 

.Trotz des glänzenden Titels befand ſich die Regentſchaft in ver mau: 
rigſten Lage. Von allen Mitteln entblößt, ohne Truppen und ebne 
irgend eine Gewalt, umgeben von Gegnern, die Allee, was ihnen feblte, 
in fo reiben Maße befaßen, und in ver Mehrzahl mit den Landesſinen 
und Eigenthümlichfeiten Schwaben® unbekannt, war fie allein auf vie dr 
geifterung und Erhebung tes Volkes angewiefen. Alles hing davon ab, 
dag Wiürteniberg der Bewegung beitrat und fih mit Baden und ver Pfalz 
vereinte, und damit dies ermöglicht würde, war Becher, welcher wie fein 


Anderer auf die Bolfsbewegung in Würtemberg Einfluß übte und an mt. 


Spige verfelben ftand, gewählt werten, obwohl er noch fehr jung und 
nur Mitglied der würtemberger Kammer, nicht der Nationalverjamm 
lung war. 

Um die Bewegung hervorzurufen, bedurfte e8 einer ſchnellen un 
entfchiedenen That und blieb ver neu gewählten Regentſchaft nichts weit 
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gejammten bewaffneten Macht Deutſchlands, es überläßt und ve 
Ernenmug der Oberbefehlshaber. Ihr, deutfche Krieger, werde 
dem Geſetze gehorchen, deſſen bewaffneter Arm Ihr fein. Of 
ziere, Unteroffiziere und Soldaten der Volfswehr und des ſtehen⸗ 
den Heeres, weß Grades Ihr fein mögt, Ihr werdet Alte wet 4— 
eifern im pünftlichen Erfüllen der Befehle, die wir und vie von 
und ernannten Befehlshaber Euch zufommen laffen. Ihr were 
des Wahlſpruchs jedes Kriegers eingedenk fein: „„Zreue ven. 
Geſetz, Gehorſam feinen Vollſtreckern.“ Nachdem mit vem be #- 
Zage ver Befehl über die Reichstruppen, welche bisher ver mei. 
viforifchen Gentralgewalt verpflichtet waren, in unfere Häme 
übergegangen, wird jeder fernere Gehorfam gegen Befehle ve 
bisherigen proviforifchen Gentrafgewalt, als Zreubruch gegen ve 
Geſetz und die deutfhe Nation geahndet werden. Deutfche! J 
verhängnißvollem Augenblide wenden wir uns an Eud. Ach 
ift e8 Zeit, durch unfere eigene Kraft des Vaterlandes Gröi, 
Einheit und Freiheit zu retten, ihm Achtung zu verfchaffen nad 
Außen und Frieden im Innern. Noch ift es Zeit, unter 
Bürgſchaften ver deutſchen Reichsverfaſſung eine auf Freiheit 
gegründete Ordnung der Dinge wieder berzuftellen. Ruhe um 
Frieden, die unerläßliche Bedingung des Erblühens von Hand 
und Gewerbe, werden nicht eher zurückkehren, als bis der unter 
meidlihe Kampf zwifchen dem Abfolutismus und der Freihei 
zu Gunjten der Freiheit beendet iſt. Steht Alle zu ung mi 
Eurer vollen Willene- und Thatkraft! Der gerechten Sache if ' 
der Sieg gewiß. . 
Stuttgart, den 7. Juni 1849. 
Die Mitglieder der deutfchen Keichsregentfchaft. 
Franz Raveaux. Carl Vogt. Heinrich Simon. Friedrich Schüler. 
Auguſt Becher.“ 

Als dieſe Proflamation erlaffen wurde, war die Regentfchaft neh 
nicht ganz ohne Hoffnung. Aus Heilbronn, Reutlingen und Ulm, ferie 
aus dem ganzen Oberlande Würtembergs gingen erfreuliche Nachrichten 
ein und von dort aus Wurde mit Ungeftüm ein Anfchließen an Baden 
verlangt. Auch war die Disciplin der Truppen in Würtemberg unter: 
graben und der commandirende General von Miller der Schwager 
Romers. 

Römer ſelbſt verkannte nicht Die Wichtigkeit feines Entſchluſſes. 
Segen ſeinen Willen war die Nationalverſammlung nach Stuttgart ge 
fommen, gegen feinen Willen hatte man die Neichsregentfchaft ernannt. In 
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unterworfen und jich bereit erklärt, ihren Befehlen Folge zu leiften. Jur 
Ausführung diefer Erklärung war am 9. Juni wider das Verbot ein 
bewaffnete Nolfsverfammlung abgehalten und gegen vie, welde ven da 
Erhebung abriethen, Exceſſe verübt worden. 

Um nun dem Verſuche ver Erhebung für die Reichsregentſchaft we 
porzufommen und zugleih um ein Beifpiel ver Strenge und einen Be 
weis der wiedererlangten Macht zu geben, waren am 12, Juni in Ha 
bronn zur Weberrafhung ver Stadt und der Umgegend Infanterg 
Reiterei und Artillerie eingerücdt und noch an dem nämlichen Tage ware 
bie Bürgerwehr aufgelöft und von ber Bewohnerfchaft die Aust | 
rer Waffen gefordert, und da man viefem Befehle nicht fofert Fl 
leiftete, wurde ver Belagerungszuſtand verfünpigt. 

Durch diefe militärifche Beſetzung Heilbronns wurde die Berpflanz 
ber Bewegung nah Oſten gehemmt und blieb der Reicheregentiäe 
wenn fie Stuttgart verlajfen wollte, nichts weiter übrig, ale fid 
Baden zu begeben. 

An demfelben Zage, wo ver Belagerungszuftand von Heilbr 
erklärt worden war, hatte der König feinen feiten Aufenthalt wierer I 
Stuttgart genommen und zugleih war die Garde eingerüdt, und ö 
ihre Kafernen aufs Neue bezogen. Auch war tie Bürgerwehr, weg 
bieher vie Schloßwache bejett hatte, von einer Compagnie Infanterie c̃ 
gelöft worden. Den anderen Tag mufterte ver König abermals ſein 
Truppen und wurde nicht blos vom Militär, fondern auch, trog ve 
Heilbronner Belagerungszuftandes, von ver zahlreih verfammelten 5 
Ihauermaffe mit Jubelruf empfangen. 

Dei diefer Stimmung ter Hauptſtadt hielt ſich das Minijterium fir 
ftark genug, ven legten Schritt zu thun und die Entfernung der Reich 
regentſchaft und Nationalverfammlung aus Würtemberg zu verlangen. & 
glaubte umfoweniger zögern zu dürfen, als die Neichsregentfchaft in DE 
Sigung vom 13. Juni, weldhe in einem zum Bierlocale beſtimme 
Sartenfaale ftattfand, die Mittheilung machte, daß fie befchloffen habe, 
ein unmittelbar unter ihr ftehendes Neich&heer zu bilpen, zu welden 
aus ven Staaten, von venen die Verfaffung anerkannt fei, nad Verbälk 
niß ver Gefahr und des Bedarfes entiprechende Zruppenabtbeilungen 7% 
gezogen werden follten. Noch an dem nämlihen Tage erklärte das 
Minifterium in einem an „die von der Nationalverfammlung aufgefteäte 
Regentſchaft“ gerichteten Schreiben, „daß der General v. Miller lediglich 
als ein würtembergiſcher General zu betrachten fei und daher dem Aw 
finnen wegen feiner Abfegung als Reichsgeneral in feiner Weiſe irgend 
eine Folge gegeben werden fünne. Ebenſo müſſe die Aufforbermg 
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genſtein vom 9. Juni ver Beſchluß gefaßt und verkündet, daß die 
führung des dem Erzherzog Johann von der Nationalverfammlng 
12. Juli 1848 verliehenen und ven 6. Juni 1849 widerrufenen? 
eine gejetwirrige Anmaßung unzuftändiger Befugniffe fe; daß 
deutſche Regierung und jeder deutfche Staatsbürger dem Erzherzog Je 
als anmaßlichem Neichsverwefer Gehorfam zu leiften weder fchulvig 
befugt fei, und daß die deutfche Reichsregentſchaft beauftragt werde 
von dem Erzherzog Johann angemaßten Gewalt mit allen ihr zu € 
ſtehenden Mitteln entgegenzutreten.“ 

Ein ſolches Entgegentreten war nur möglich, wenn die Reicht 
Schaft im Beſitze von Gelpmitteln war und über Truppen gebieten | 
und wurde zu dieſem Zwecke noch in derſelben Situng ein Gele 
die Volkswehr vorgejchlagen, beratben und angenommen. Nach vet 
follte die deutfche Volkswehr aus vier Heerbannen beftehen. Den 
Heerbann follte das jtehende Heer bilden, den zweiten bie waffe 
Bevölkerung im Alter von 18 bis 30 Jahren und die Landwehr 
Aufgebots, den dritten die Yanbwehr zweiten Aufgebot6 und bie 
männliche Bevölferung von 30 bis 40 Jahren, den vierten endl 
männliche Bevölferung von 16 bis 18, und von 40 bis 50 JIahrı 
ganze Volkswehr follte auf die Reichsverfaſſung feierlich verpflicht 
den. ‘Der erite, zweite und dritte Heerbann follte im Reichsdien 
wendet werden können und der Reichsregentſchaft das echt ver 
berufung zuftehen. 

Zur Herbeifhaffung von Geldmitteln wurte von der Reich 
fchaft für die Donate Juni und Juli ein Credit von fünf M 
Gulden geforvert, welcher dur eine auf Grund des Geſetzes aus 
bende und in vierzehntägigen Raten zu zahlende Matrifularumlag 
werden follte. Diefe Vorlage wurde ver Finanzcommiſſion zur ſchl 
Beratbung übergeben. 

Während der ganzen Sitzung gaben fich Gereiztheit und Leid: 
lichkeit in fo hohem rate, wie niemals vorher fund und ließen 
erfennen, daß fi tie Verſammlung ihrer Ohnmacht und ihrer 
lichen Lage beivußt war. Die Angriffe gegen Preußen, gegen di 
berzigfeit des würtembergifchen Minifteriums, gegen ven Reiche 
entbehrten jede® Maßes und Zügels. Morik Mohl ſprach v 
Despoten in Berlin und bezeichnete den Erzherzog als einen ‚ 
und Hocverräther;“ er drohte ven Fürften, daß die deutſche 
wenn jie diesmal unterliege, das nächte Mal reinen Tiſch 
werde. Römer wurde als „Verrätber” bezeichnet, und als ihn 
vertbeidigen wollte und erklärte, „er nähme für fich und feine { 
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gelöft fein würde, die der gebilvetften Nation der Erbe würtig 
ſei. Aber das Maß menfchlicher Täuſchungen follte für du 
deutſche Volk überfüllt werden. Mit frevelndem Uebermuthe ift « 
Kampf hervorgerufen worden, der das gehoffte Glück, die gehoſſe 
Wohlfahrt des Volfes in unabfehbare Ferne hinausrüdt. Es bleilt 
den Deutfchen nichts übrig, als den hingeworfenen Fehdehandſch 
aufzunehmen oder fich ohne Gegenwehr der Willfürherriceit 
überantworten. Die Heere verfaffungsfeinplicher Fürften, das Hech 
des Königs, der die mit Selbftwerleugnung gebotene erfte Frog 
Europas aus der Hand des Volfes verfhmähte, haben vie Grem 
jener Landestheile überjchritten, vie fich für die ungejchmäle 
Durchführung der deutfchen Verfaffung erhoben. 

„Die Nationalverfammlung bat Baden und die Rhein 
unter den Schuß des Reiches gejtellt, fie hat das deutſche A 
aufgerufen, vie Reichsverfaffung zu fehirmen, Gewalt mit @ 
zu vertreiben. Sie bat und zu diefen Sweden mit ver 4 
jtellung eines Reichsheeres und mit der Organifation der Vol 
bewaffnung beauftragt. | 

„Die deutichen Regierungen, welche die Neichöverfafjung ı 
erfannt haben, find von uns aufgefordert worden, einen 
ihres ftehenden Heeres zur Bildung des Reichsheeres zu ſtelle 
Aber das ganze Volk muß wehrhaft fein, wenn fein Wille « 
geführt werben foll, und in dem Kampfe für das höchſte € 
des Lebens hat jever wehrhafte Mann zum Schwerte zu greifen 

„Wir haben das Gefet verfündet, welches die deutfche Volll 
wehr organifirt. Jede Stadt, jedes Dorf wird nach dieſem Ge 
iege die wafjenfähigen Männer von 18 bis 30 Jahren fe 
unter die Waffen rufen; Schmach dem, der die Kraft hat um 
fich dem Vaterlande entzieht. | 

„Es gilt vor Allem, Baden und der Pfalz die Bruderhil 
zuzuführen. Aus allen deutfchen Ländern mögen Freiwillige i 
Schaaren ven Bedrängten zu Hilfe eilen. { 

„Deutſche! duldet nicht, daß die Männer, die ſich muthig fir. 
die Neichsverfaffung erhoben, dem Neichsfeinde erliegen. Be 
venft, daß die Nieverlage viefer Tapferen auch Euch das Let 
ver Knechtſchaft bringt. 

„Zu den Waffen, deutſches Volk! Es gilt deu heiligen Kampf 
für unfere Freiheit gegen ſchamloſe Unterdrückung. Zeige der 
Welt, daß Dein Herz groß, wie Dein Geift; — zeige, daß tut 
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würde; allein man machte von dieſem Anerbieten feinen Gebram 
einigte fich, in Carlsruhe zufammenzufommen und am 25. Jun 
Sigung abzuhalten. Auch forverte Löwe unterm 21. Juni in einer 
lichen Bekanntmachung alle Mitglieder, insbefonvere bie bis dah 
weſend gebliebenen auf, ſich nach Carlsruhe zu begeben und fi i 
dortigen Anmeldungsbüreau einzeichnen zu laffen. 

Die Einladung war eine vergebliche, denn an demſelben Zagı 
25. Juni, zogen die Preußen in Carlörube ein. Die Mehrzahl t 
geordneten war in Folge ver Niederlage der Badenſer nicht erj 
Sarlsruhe gekommen. Theils waren fie nach der Heimath zurüd) 
theil® nad) der Schweiz gegangen. 

In Stuttgart ſelbſt war Alles ruhig geblieben und Abend und Na 
18. Juni waren ohne irgend eine Störung verlaufen. Kein Arın erhob! 
nicht einmal eine Zufammenrottung des Volkes fand ftatt. Noch a 
jelben Abend wurde ein Theil der Truppen in die Kaſernen zuräd 
und ſchon am anderen Tage war die Regierung fo ficher, daß Xı 
abtbeilungen wieder in die benachbarten Cantonirungen oder in 
Derter von Stuttgart ausgefendet wurden. Zivar erflärte der Beo 
„daß vie Vertreibung des Parlaments ein ganz Deutfchland widerfi 
Unredt ſei“, und Schoder ftellte in der würtembergiihen Kamm 
dringlichen Antrag, das Minifterium wegen feines Verfahrens in A 
zuftand zu verfeßen; allein die Erklärung des Beobachters blieb in 1 
fand unbeachtet und die würtembergifche Kammer verwies ven Ant 
eine Commiſſion, ohne ihn weiter zu berückſichtigen. 

In fo Häglicher Weife endete eine Verſammlung, welcher vie 
ihre Vereinbarung aufgetragen Hatte und bei deren Beginne fı 
Hoffnungen erwect worden waren. Nicht fehlen konnte es, daß vdiefe 
von der Reaction mit Jubel begrüßt wurde. Man wies darauf h 
daſſelbe ein Zerrbild fei, welches ven Fluch der Yächerlichkeit auf 
laden, und daß viefelben Männer, welche einft erjtrebt hätten, vie 
verhältniffe Deutjchlands umzuwandeln und den Fürften ihre ang 
Macht zu entziehen, und welche zulegt noch in hochwerrätherifcher 
gewagt hätten, eine Regentſchaft zu bilden, als herumziehende y 
Comödianten nach Baren gegangen wären und bald nur noch vie 
zwifchen Flucht oder fchiwerer Unterfuchung in der Heimath haben ı 
3a, man entblödete fich nicht, von dem Beile des Henkers zu fj 
welhes ten Mitgliedern ver hochverrätherifchen Negentfchaft, we 
zurücdfehrten, in Ausficht ftehe. 

Der Reaction gegenüber verhielt ſich tie Partei, welche allein 
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Energie und die beharrliche Kraft feines Nachfolgers und ihm traten we 
Politik Defterreichs, das Intereffe Hannovers und Sachjens, jewie ver 
übrigen deutfchen Fürſten und vor Allem die Abneigung ver mächtigen 
confervativen Partei entgegen. 

Wie ungünftig und traurig ſich aber auch die deutſchen Verhälmiſe 
während der weiteren Regierung Friedrich Wilhelms IV. geftalteten, fe 
vermochten fie doch nicht ben durch das deutſche Parlament im Lelk 
lebendig geivordenen Wunfch nach einem deutſchen YBunvesftaat und ve 
Haß gegen ven wieder erwedten Bundestag zu erftiden und dieſe Gefühle 
wurben von Jahr zu Jahr ernfter und allgemeiner, und felbft in conjes 
vativen Kreiſen überzeugte man fich feit dem italienifchen Kriege, daß x 
Deutfchlande Wohl und Heil, zu feinem Wohlftande und zu feiner Una 
hängigfeit ein deutfcher Bunbesftaat und das Ausfcheiden Oeſterreichs 
vemfelben eine Nothwenbigfeit ſei. Trotz des unglüdlichen Endes ke 
Nationalverfammlung und trotzdem, daß bie Verfaffung, welche fie ke 
fchloffen hatte, nicht verwirklicht wurde, war doch ihr Streben und ie 
Arbeit nicht vergeblich gewefen. Sie hatte ein Samenkorn in die de 
Erde geworfen, welches durch das Blut der Schlachtfelver erfrifcht u 
erfräftigt, zum Heile Deutfchlands auffeimte und erblühte. 




























EOS: ARE 3400 HERE APRERPDE INES BESDANEE 
Jeutfchland jd ı und zurüdhaltend, Sie war in ver legten 
ee abs tie — 
mp — —* geweſen und zwar umſomehr, als fie nicht ver 
—— 
* ‚und ber Reichsverfaſſung ſtehe. Auch fie fonnte 
te ba a Ende der Nationalverfammlung ein klägliches 
— Schuld auf Diejenigen, welche in Frankfurt den 
— — — verlaſſen und die Ohnmacht 
Ratic herbeigeführt hätten, und fie pries diejenigen 
Märt! — welche bis zuletzt ausgeharrt hatten. Auch 
fe #6 Br Sofnung Kin, ab se Bidefaug Sc Be 
' seen erg 
baldigen Revolution einigen und dann nicht vor den 
m Throne ftehen. Bleiben, fondern die deutſche Republit 


J—— welchen zunächſt bie Einheit des Vaterlandes am 
a un wel in ber Raferporti he Betcun gfuben hate. 
| m ſich nicht, daß zu denen, welche nach Stuttgart gegangen 
| 1,2 t er gehört Hätten, weidhe air Geift und Siebe zum Vaterfanbe ber- 
— * daß dieſe begabten Männer dem Vaterlande verloren 
d mehr noch empfanden fie darüber Schmerz, daß die Verſammlung, 
ich — einen ſollte, durch Bajonnete auseinandergejagt, ver— 
eben und vom Volle verlaſſen war. Sie lonnten ſich auch nicht ver— 
—— waren und daß ihnen 
los die revolutionäre und die veactionäre Partei, ſondern auch bie 
ervati — — beſtehende Rechtsverhältniſſe feſthielt 
Dr En nach linfs eine Veränderung wünſchte, feind- 
war. Demiungeachtet gaben fie ihre Hoffnungen nicht auf. 
paren auf Fried 5 Wilhelm IV., auf feine Bereinigung mit den 
Be au Deenigeenffng u af U8 ne be 
Er in Gotha gerichtet. 
 folkte gefingen, was den Vertretern der Nation nicht 
{ m war, und die VBerfammlung in Gotha follte nicht blos 
— — es ſollten auch die ehemaligen Vertreter 
Jder Dreifönigsverfaffung behilflich fein, 
ei Befand fi hierbei in einem ähnlichen Irrthume 
Diefes hatte fih in der Opferwilligleit des 
der Dürfen gef Zwar war der Wille deg 
8 ein ernfter und veblicher, aber ihm fehlten vie 









































318 Der König. 


war er burch das Anerbieten der deutſchen Krone beftärft worben. Bem 
er ſich auch — wie er an Bunfen fehrieb — durch Anmahme ter ie 
vom Parlamente angebotenen Krone für entehrt gehalten Hätte, inden a 
die herrliche Schöpfung Gottes durch die Geſchichte, „Preufen‘, 
aus Gehorfam gegen eine Terfammlung unwiederbringlich aufgelöft haben 
würde, welche vie angeftammten höchiten Obrigkeiten des Vaterlandes für 
Nichts achte und ſich dadurch, fo wie durch maskopy mit gettlofen Pit 
bunten, als ter Revolution verfallen bewährt habe, — fo mahnte ike 
doch das Anerbieten ver Krone, Deutjchland durch Breußen Geltung mb 
Ordnung zu verfchaffen, und er war im April feft entfchloffen, ſich de 
Erfüllung dieſer Aufgabe zu unterziehen. Auch bielt er zu biejer Jet 
dafür, daß ver geeignete Augenblid zum fchnellen Vorfchreiten gelen⸗ 
men wäre. 

Defterreich® Lage mußte benugt werden. Noch waren vie Unzam 
im Siegen, Venedig, trogß ver am 23. März erfolgten Schlacht ven 
Novara und der Thronentfagung Carl Alberts unbefiegt und Yılma E' 
zum Abfall geneigt. Ein vafches entfchievenes Auftreten im Monat Arrl, 
verbunden mit einer Garantie für das ganze Beſitzthum des Kaiferitau, 
würte Dejterreich möglicherweije, wenn auch nicht wahrfcheinlich, zu Unter 
handlungen über Preußens Vorfchläge geneigter gemacht haben, aber and 
ein Kampf des zum Theil gerüfteten preußifchen Heeres wäre damall 
unter günftiger Gonftellation geführt worden. Daß dem Könige vie Idee 
res Kampfes nicht fremd war, daß Die Möglichkeit fogar im Gabinete zu 
Sprache fam, daß dort für den ſchlimmſten Fall an die Freigebung Pelms 
und die Unterftügung Italiens und Ungarns gedacht wurde und daß nich 
Beforgniß von der Ausführumg abhielt, vielmehr ver Glaube gehegt 
wurde, die nöthigen Mittel zum Kampfe zu befigen, wird uns durch Kate 
wig, welcher an ven Berathungen des Kabinetes Theil nahm und tem 
Könige jo nahe ftand, werfichert. Er erklärt mit DBeftimmtheit, „daß man 
im Berliner Gabinete fehr wohl wußte, was zu thun wäre, um bad er 
wünſchte Ziel zu ermögliden, und daß nicht die Zweifel über ven Auf 
gang eines Kampfes ven König zurüchielten.” Des Königs Zmeifel waren 
allein chriftlichsethifche. Er wollte nicht Mittel anwenden, welche von feinen 
hriftlihen Standpunkte aus zu verwerfen waren. Nach feiner Anfidt 
durfte er nicht die Hand nach fremdem Gute ausftreden und Fürftenhäufe 
zur Erreidung des nationalen Wunſches und Bedürfniſſes werer birel 


— 


ſprach Friedri Wilhelm IV. mit Bettina von Arnim über das Stüd, brach aber pie 
lich dieſes Geſpräch mit der Trage ab, ob fie glaube, daß er von der Borfehung p 
Großem beftimmt fei? 


" Zehntes Gapitel. 


Unionsverfude. 


Ter König. Seſterreich. Die preußifhen Hofparteien. Radowitz. Canitz. Fürſt 
Echwarzenberg. Deſterreichiſche Politik Zurüdweifung ber preußifchen Vorſchläge. 


Während in Frankfurt die Nationalderfammlung immer mehr ihrer 
Auflöfung entgegenging, war man in Berlin mit den Plänen des Auf« 
baues eines Bundesftaate® und ter Union veijelben mit Defterreich be: 
ſchäftigt. Friedrich Wilhelm IV. Hatte längſt erfannt, daß die gegen- 
wärtige Buntesverfaffung ter Nation jede Kraft raube und vie Autorität 
der Regierungen untergrabe und daß felbft Heine Nationen, wie Däne— 
marf und Holland, wagen konnten, Deutjchland entgegenzutreten, während 
anvererjeit8 den größeren Nationen die Pforten geöffnet waren, um durch 
die Mittelftaaten Einfluß auf die Gefchide Deutjchlands auszuüben. Nicht 
minter war ihm Har, daß fih Preußen, wenn es Lebenskraft behalten 
folfte, nicht Defterreih und auch nicht einer Trias, bei welcher Oefterreich 
ftetS das Uebergewicht zufallen mußte, unterwerfen könne, und feiner 
deutſchen Sefinnung war es zuwider, Deutfchland in Norden und Süden 
oder, wie das Ausland wünſchte und wie bereit8 zur Zeit des TFürjten- 
bundes das Heſſen-Caſſelſche Mlinifterium vorgefchlagen hatte, in vrei 
Theile, Defterreih, Preußen und ven Bundesſtaat der übrigen deutfchen 
Länder zu zertheilen. Auch lag in des Königs Münfchen und Hoffnungen, 
bie [hen dem Fürftenbunde zu Grunde liegenden Pläne feines großen 
Vorgängers durchzuführen und die Weltaufgabe Preußens zur Neubegrün- 
tung Deutfchlants zu verwirklichen. Er glaubte, daß gerade er von der 
Zorfehung beſtimmt fei, Großes auszuführen,*) und in dieſem Glauben 





*) Kurz nachdem in den vierziger Jahren das Feldlager in Schlefien, deſſen Tert 
nicht von Rellftab, fontern vom König fein fol, zur Aufführung in Berlin gelommen war, 
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aufgezeichnet. Sie rührt von Radowitz ber, enthält aber bes Königs 
Gedanken und Abfichten und ift wahriheinfih auf des Könige Wunfd 
angefertigt worden. 

„Zu den Bewegungen,“ — fa beißt es in dieſer Handſchrift — 
„wie jie jeit März v. 3. alle deutſche vänder erjchütterten, baben trei 
verſchiedene Kräfte zufammengemirft. Die erjte ift die eigentliche deme 
fratifche Partei, Deren Ziel ver Umſturz ſämmtlicher deutſcher Regierungen 
und Die Aufrichtung der Republik ift. Die zweite ging von bem cenjfi 
tutionellen Yiberaliemus ver Mittelftanten aus, ihr Ziel war, bie deutſchen 
Staaten in ein Repräſentativſyſtem nach befannter Form und Art u 
drängen. Die dritte endlich, welche vie nationale genannt werben fol, 
ging ta, wo fie nicht blos zum Deckmantel bejonterer Gelüfte viente, aus 
dem tiefen Mißfallen an der bisherigen Zerriſſenheit der beutfchen Yande 
und aus dem Beftreben hervor, eine politiihe Einigung für Die geſammte 
Nation zu erringen. 

„Die vemofratifhe Partei kann gegenwärtig nur offen bekämpft und 
niedergeworfen werten. Die conftitutionelle Partei ift wefentlich zu ihrem 
Ziele gelangt und die Frage, wie ſich die einzelnen Regierungen au 
piefem zugeftandenen Boden mit ihr rechtlich auseinanderfegen, wie fie 
unter dieſen politifchen Formen die obrigfeitliche Autorität wieder befeftigen 
wollen und können, gehört ven Kinzeljtaaten an. Die dritte Partei, bie 
nationale, kann bei der deutſchen Frage lediglich in Betracht kommen 
Sie ift weit verbreitet und mächtig und ihre Forderungen find an id 
weder revolutionär noch unmöglich. Richtig verftanden und behantelt 
wird dieſe Bewegung der Geifter einen der wirffamjten Hebel zur Ser: 
ftellung eines dauernden Rechtszuſtandes in Deutfchland abgeben, verleug 
net oder zurüdgejtoßen aber die Revolution verewigen. Zur Beentigung 
der Revolution des Jahres 1848 bedarf e8 des Sieges über die Deme 
fratie und des Abfchluffes der VBerfaffungsfrage. 

„Eine ſolche Berfaffung muß zwei Bedingungen erfüllen. 

1. eine einheitliche Erefutivgewalt, jtarf genug, um Deutfchland gegen 
das Ausland zu vertreten und zu fchügen und um im Innern tie 
gefeglide Ordnung überall aufrecht zu erhalten und 

2, eine, alle deutſchen Yande umfaſſende Gefeßgebung, an welder 
in der Form des Staaten= und des Volkshauſes der Gefanmt 
Staat wie der Einzelſtaat gleichmäßig Antheil nehmen. 

„Die erfte Beringung fegt voraus, daß die völferrechtliche Vertretimg 
dem Auslande gegenüber, jo wie die obere Verfügung über das Kerr 
von ven Einzelregierungen an die Centrafregierung übergehe. ine feld 
Borausfeßung ift aber unerfüllbar, wenn ein Directorium an der Spik 
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werden, zur Ausführung der fehwierigften Aufgabe einen Mann vide 
Gefinnung wählte. Faſt müchte e8 fcheinen, daß Frieprich Wilhelm IV, 
entweder ber altpreußifchen Partei durch dieſe Wahl eine Genugtiumg 
dafür geben wollte, daß er allein mit Radowitz die Verfaflung berch 
oder daß er, Defterreich gegenüber, ven Beweis zu führen wünfdk, 
in Preußen alle Parteien ven Wunfch nach einem Bunvesitaate theilen 
Möglich wäre es übrigens auch, daß er dem Diplomaten aus ver: 
Schule, welcher mit ven Perfönlichkeiten ver öfterreichijchen Regier 
befannt war, mehr Vertrauen fchenfte, al8 denen, welche ver neu-. 
Zeit angehörten, und daß er um deshalb Canik wählte. Derielke ram- 
mit Denkfchrift, Unionsentivurf und mit doppelter Inftruction am 10.3 
von Berlin ab. | 
In der Denffchrift, welche dem faiferlichen Cabinete überreicht werte 
jollte, war man im erften Theile von venfelben Ideen ausgegangen, Wi. 
ven König und Radowitz leiteten und von dieſem jpäter in der Handſchriſt 
12. Juni zufammengeftellt wurden und war man baber auch zu denſelbe 
Schlüſſen und Borfchlägen gelangt. Insbefondere war hervorgehoben, daß 1 
Defterreich nicht in dem Sinne, wie andere deutſche Länder, einer fräftigent? 
futiogewalt und einer deutſchen Nationalvertreting hingeben könne. Tie 
ſchiedenen Länder der öfterreichtfehen Gefammtmonardhie wären jegt zu eng um 
feft mit einander verbimden und zu fehr auf ein immer engeres Zuſammcuj. 
ziehen dieſer Bande angewiefen, al8 daß ein Theil derjelben einer geſch 
gebenden Gewalt ımtergeorbnet fein könnte, deren Schwerpunkt außerhab 
ihrer läge. Indem vie alten Bundeslande Defterreih® nunmehr ib 
Stelle in der eigenen Nationalvertretung des Geſammtſtaates finten, fd 
e8 nicht denkbar, daß fie noch an einer anderen Nationalvertretung Theil 
nehmen follten. Um fo mehr fei anzuerfeimen, daß für einen fo reicm 
und in fi je mannigfach geglieverten Organismus, wie bie öfterreihiiit 
Geſammtmonarchie, eine Fräftige, alle Fäden in Einer Hand zufamme 
faffente Stellung ver centralen Exekutivgewalt nothwendig fei und koönn 
nicht erwartet werben, daß eine folhe Negierung fi auch nur ein 
Theil® ihrer Souveränetät zu Gunften eines deutſchen Bundesſtaates be 
geben könne. Trotzdem müſſe Oefterreih für Deutſchland, Deutjelar 
für Dejterreih erhalten werben und dies fönne nur durch zwei gleichzeitig 
einander ergänzende Inftitutionen, den deutſchen Bundesſtaat und Ne 
beutfhe Union mit Defterreich gefchehen. | 
In dem zweiten Theile der Denffchrift werden in unbefangener, jf 
naiver Weiſe vie Wege befprocen, welche von Defterreih zur Unterjtügung 
der preußifchen Pläne einzufchlagen fine. Die öſterreichiſche Regierun 
jolfte, wenn fie vie Grundzüge der Union annimmt, ihren Geſandien it 


— — — 
ur — 


er a — 


1 4 a * 
* Bi A u a — 
* J > u 


ET 
— ern — — 
* 


4 ce 








388 Denfichrift Preußens. 


werden, zur Ausführung der fehwierigften Aufgabe einen Dann vieler 
Gefinnung wählte. Faſt müchte e8 fcheinen, daß Frieprih Wilhelm IV. 
entweber ter altpreußifhen Partei durch tiefe Wahl eine Genugtbumg 
dafür geben wollte, daß er allein mit Radowitz vie Verfaifung berieth 
oder daß er, Defterreich gegenüber, ven Beweis zu führen wünſchte, daj 
in Preußen alle Parteien ven Wunſch nach einem Bundesſtaate theilten. 
Möglich wäre es übrigens auch, daß er tem Diplematen aus ver alten 
Schule, welcher mit ten Perjönlichleiten der öfterreichiichen Regierumg 
befannt war, mehr Vertrauen fchenfte, als denen, welde ver neueften 
Zeit angehörten, und taß er um deshalb Canig wählte. Derſelbe reifte 
mit Denkſchrift, Unionsentwurf und mit boppelter Inftruction am 10. Mai 
von Berlin ab. 

In der Denfjchrift, melche vem kaiſerlichen Cabinete überreicht merken 
jellte, war man im erjten Theile von tenjelben Ideen ausgegangen, tie 
den König und Radowitz leiteten und von dieſem jpäter in Der Handſchrift rem 
12. Juni zufammengeftellt wurden und war man daher auch zu denſelben 
Schlüſſen und Vorſchlägen gelangt. Insbeſondere war hervorgehoben, dar ſid 
Dejterreich nicht in dem Sinne, wie andere deutſche Länder, einer kräftigen Ere 
futiogemwalt und einer deutſchen Nationalvertretung bingeben könne. Die ver 
ſchiedenen Yänder ber öſterreichiſchen Geſammtmonarchie wären jet zu eng un 
fejt mit einanver verbunden und zu jehr auf ein immer engeres Zuſammen 
sieben dieſer Bande angewiefen, als daß ein Theil derſelben einer gejek 
gebenten Gewalt untergeordnet fein fünnte, deren Schwerpunkt außerbal 
ihrer läge. Indem Die alten Bundeslande Oeſterreichs nunmehr ir 
Stelle in ver eigenen Nationalvertretung des Geſammtſtaates finten, jü 
e8 nicht denkbar, daß fie noch an einer anderen NWationalvertretung Tbeil 
nehmen jollten. Um jo mehr fei anzuerfennen, daß für einen fo reichen 
und in ſich jo mannigfach geglieverten Organismus, wie die öfterreihiik 
Geſammtmonarchie, eine Fräftige, alle Füren in Einer Hand zuſammen 
faſſende Stellung der centralen Exekutivgewalt nothwendig fei une könnt 
nicht erwartet werden, daß eine folhe Regierung ſich auch nur eine 
Theils ihrer Souveränetät zu Gunften eines deutſchen Bundesſtaates Fr 
geben könne. Trotzdem müſſe Oefterreib für Deutſchland, Deutſchland 
für Oeſterreich erhalten werben und dies könne nur durch zwei gleichzeitige, 
einander ergänzende Inftitutionen, den deutſchen Bundesſtaat und Ne 
teutfche Union mit Defterreich gejchehen. 

In dem zweiten Theile der Denkſchrift werben in unbefangener, fat 
naiver Weiſe die Wege befprocen, welche von Defterreich zur Unterſtützunz 
der preußiſchen Pläne einzujchlagen fine. Die öfterreihifche Regierung 
jollte, wenn fie vie Grundzüge der Union annimmt, ibren Gejandten in 
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Berlin zum Abfchluß des Vertrages ermächtigen. Sie follte ferner, wäh- 
end Preußen die Union ven anderen deutſchen Regierungen und ber 
tatienalverfammfung gegenüber ins eben rufe, offenkundig erklären, wie 
ie ver Bildung des Bundesſtaates mit Preußen an der Spike nicht ent- 
egen fei und Preußen völlig freie Hand darin lajfe, mit den übrigen 
eutſchen Regierungen ſelbſtſtändig die erforderlichen Verhandlungen und 
3erabrebungen zu treffen und die inneren Einrichtungen des Bundesſtaates, 
wohl in Bezug auf vie Exekutivgewalt, als auf vie Nationalvertretung 
nd die Verfnüpfung der inneren Intereffen durch freie Lebereinkunft und 
ab dem Berürfniffe zu ordnen. Endlich follte noch vie öfterreichifche 
tegierung ihre Zuftimmung dazu geben, daß bis zum Abfchluffe ber 
zundesſtaateverfaſſung Preußen vie yproviforifche Centralgewalt über: 
ehme. 

Ter Entwurf der vorgefchlagenen Unionsatte lautete: 

1. „Die veutfche Union ift ein unlöslicher völferrechtlicher Bund und 
beiteht aus: 

a) der öfterreichifchen Monarchie, 

b) tem beutfchen YBunvesftuate. 
Die Verhältniffe von Pofen, Schleewig-Holftein und Lauenburg, 
Limburg in der Union, werden durch Zufaßverträge georonet. 

2. Der Austritt aus der Union fteht feinem Gliede frei, die Auf- 
nahme neuer Glieder erfordert vie Zuftimmung ſämmtlicher ande- 
ven. Veränderungen in dem gegenwärtigen Beſitzſtande ber 
Unionsglieder können feine Veränderung in ven Rechten und 
Pflichten verfelben in Bezug auf die Union bewirken; freiwillige 
Abtretungen einzelner Theile des Unionsgebiets bepürfen ber Zu— 
ftimmung der Union. 

3. Der Zwed der deutſchen Union ift die Erhaltung der äußeren 
und inneren Sicherheit, fowie der gegenfeitigen Wohlfahrt ihrer 
Glieder. 

4. Zwifchen ven Glievern der Union befteht ewiger Friede, Streitig- 
feiten zwifchen beiden find auf Anrufen jedes Theils an einen 
ver oberften Gerichtshöfe, als Wusträgalinftanz zu vermeifen. 
Das Unionsgebiet ift dem Auslande gegenüber infofern ein ge: 
meinfames, daß jeder Angriff auf baffelbe, von welder Seite er 
fomme und welchen Theil ter Grenzen er bedrohe, ftet® mit ge- 
meinfhaftlichen Kräften zurücgewiefen wirt. 

6. Wenn eines ver beiten Glieder ſich zu einem Angriffsfriege ge- 
nöthigt erachten ſollte, fo liegt ihm ob, dem anberen Theile vie 
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Ueberzeugung zu geben, daß diefer Krieg durch das Gefammt: 
intereffe der Union geboten ſei. Nur unter diefer VBorausferung 
wird ver Krieg eine gemeinſame Sache der Union. 

Tie gegenfeitigen Yeiftungen beider Glieder der Union in ven 
unter 5. und 6. angedeuteten Fällen werden durch eine bejontere 
Uebereinfunft im Voraus geregelt. 

Die beiden Glieder der Union behalten das Recht Der Bündniſſe 
und Verträge mit auswärtigen Staaten, ohne daß hieraus eime 
Verpflichtung für die Union erwachſe. Keine Verbindtichkeit viefer 
Art darf jedoch Beſtimmungen enthalten, welche die Sicherheit 
der Union und ihrer Glieder irgend wie gefährpen. 

Die Union ernennt und beglaubigt ſämmtliche ſtändige Geſandten 
im Auslande, Der dur diefe Miffionen gehende völkerrechtliche 
Verkehr wird im Namen und Auftrage der beutjchen Linien ge: 
führt, vie Gefandtichaften empfangen von der Linien ihre Ir 
jtructionen und berichten an dieſelbe. Die Befegung der viple 
matiſchen Poften gejchieht nach einem zwiichen beiden Unient- 
gliedern beſonders zu vegelnden Turnus. 

Jedem der beiten Glieder der Union bleibt es überlaffen, für 
beſondere Zwecke Bevollmäcdtigte an auswärtige Regierungen ab 
zufenten. Diefe werden dann nur won dem betreffenden Gliede 
beglaubigt und inftruirt, haben jedoch die ftändigen Unioneze 
jandten am Orte ftet8 in voller Kenntniß ihrer Gefchäftsthärigfei 
zu erhalten. 

Sümmtlide Gonjulate werden von ter Union beſtellt und in 
deren Namen verwaltet. 

Die bisherigen Bunbesfejtungen gehen in das Eigenthum un 
vie Verwaltung der Union über. 

Es werden unverzüglich Verhandlungen eröffnet, um die möglichite 
Gemeinſchaft zwifchen beiden Gliedern der Union in Bezug af 
Freizügigkeit, gerichtliche Hilfe, Befreiung des Verfehre, Hantelk 
interejlen, Schifffahrt, Boten und Eifenbahnen, Münze, Mash 
ud Gewicht, Auswanderung u. ſ. w. durch bejonvere Verträge 
zu erzielen. 

Als Organ für die Yeitung der Unionsangelegenheiten tritt ein 
permanentes Divectorium von vier Mitgliedern zuſammen. Oeſter 
veich fendet deren zwei, Preußen und die anderen deutſchen Sur 
ten gleichfalls zwei. Den Gejchäftsvorfig übernimmt Deftorreid. 
Das Unionsrirectorium nimmt feinen Sig in Regensburg. 

Die Mitglieder des Directoriums können von ihren Vollmach 
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wefen wäre, fo mußten doch die Erwägungen, daß Preußens Macht und 
Einfluß innerhalb Deutſchlands vermehrt, daß Oeſterreich aus Deutjchlaud 
ausgejchleifen und daß der bisherige Einigungs- und Schwerpunft ver 
Monarchie verloren gehen würde, für die ablehnende Antwort maßgebend 
fein und bierzu fam noch, daß ſich Rußland, veffen Deer die öſterreichiſchen 
Länder befegen follte ımd von welchem es zur Zeit abhängig war, nich 
damit einverſtanden erklären konnte. 

Canitz hatte nun aber dem öjterreihifchen Minifterpräfidenten nict 
einmal die für Oeſterreich vortheilhaften Vorfchläge wegen des Dire- 
torium's und der ftändigen Geſandtſchaft mitgetheilt und fo konnte auch 
nur eine abjchlägige Antwort erwartet werden. *) Sie erfolgte ſchon am 
16. Dat und zwar in ver Form einer Denkſchrift. In derfelben wir 
im Wejentlichen gejagt: | 

„Die fatferlihe Regierung ſei weit entfernt, Die Gefahren zu ver 
fennen, won welden Deutſchland durch die vorübergehende Verbindung 
der unitarifchen mit der vemofratifchen Partei beproht werde. Mit vem 
preußifchen Gabinete theile fie die Ueberzeugung, daß die legtere nur 
durch die Stütze, welche fie dermalen an der erfteren finde, Geltung un 


*) Aus der fhon eben angeführten Schrift: „Rüdblid auf die Eintwidelung be 
beutfchen Angelegenheiten im Jahre 1849, ergiebt ſich, daß Canitz den vollftindigen Ext 
wurf ber Unionsalte den Mintfterpräfidenten nicht mitgetheilt bat, wenn auch Lehtzteren 
dur den kaiſerlichen Geſandten in Berlin Kenntniß von ber Originalrebaction my 
kommen war. Cauitz ſelbſt faat, „Daß aus der vertraufichen Inftruction, Die er erhalten, 
bervergebe, daß auf Den neunten Punkt, wonad ber Liplomatifche Verkehr Defterreiät 
und Deutfchlands völlig in Eins verſchmolzen werben follte, nicht beftanden; vielmck 
der Bevollmächtigte ermächtigt worben, auf eine veränderte Beftimmung einzugeben um 
abzufhliegen. „Wenn nun diefer Punkt“ — fo fagt er weiter — „aus einer völliga 
Verſchmelzung Der beiderfeitigen auswärtigen Angelegenheiten in eine gemeinſchaftlich 
Behandlung ber beiberfeitigen Politik modifizirt würbe, fo erfeheine das unter Ar. H 
nnd 15 der Grundlinien gedachte Directorium als Überfläffig, wenn es Die gemeinfam 
Diplomatie zu leiten beſtimmt war, oder al® höchſt bebenklih für Preußen, wenn ed de 
inneren Angelegenheiten Deutſchlands zu leiten ermächtigt wurde. Wenn dem Beuel 
mächtigten ter Borwurf gemacht werben fellte, feine Vollmacht überfchritten und gegen 
Wiſſen und Willen des Minifteriums gehandelt zu haben, fo bedarf es zu veffen Bil 
legung nad Einficht des Schreibens vom 10. Mai keines weiteren Wortes.‘ 

Hiermit flimmt aud die Erflärung überein, welche Canitz in ber Sigung der Gras 
Kammer vom 1. October 1849 abgab. Dort bat er, „fein ganzes Verfahren in Via 
im Mai 1849 von dem Boden einer ſchwankenden Kritit auf den feften Boden eine 
iharfen Prüfung zu übertragen.‘ 

Er würde bies nicht ausgeſprochen haben, wenn er nicht ohne Weiteres, und um 
weil er eine vorſichtige Einleitung ber Verhandlung für rathſam hielt, von feiner Za 
firustion abgemwidhen wäre und bie Grunblinien zu dem Unionsalte chne bie Artild 9, 
14 und 15 dem Minifterpräfidenten Oeſterreichs mitgetheilt hätte. 
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fo fern von unausführbaren Phantafieplänen und Halbheit ale vo 
artiger Diplomatie. Sie feten fefte Grenzen, brachen jede Unt 
fung über ven neu zu bildenden Bundesstaat ab und verwielen | 
auf die Vereinbarung über die Gentralgewalt und zwar gejchab d 
ſolcher energiichen Beſtimmtheit, daß das preußiſche Cabinet nid 
wagte, auf die Vorſchläge wegen der Union zurüdzufommen, ſond 
in feinem Erlaß an den Grafen v. Bernsdorff auf die Bundes 
von 1815 zurüdzog. Es war dies die erite diplomatifche Nie 
welche Preußen feit ven Märztagen 1848 Defterreih gegenüber 
und welcher jehr bald noch größere folgen follten. 

Defterreih8 Mlinijterpräfident war damals Fürft Felix v. Sch 
berg. Nothwendig ift, mit kurzen Worten auf feinen Character u 
Leben binzuweifen; denn nur duch Kenntniß derſelben wird uns 
reichs damalige Diplomatie und vornehmlich feine Stellung zu 
und Preußen erflärbar. Sein Name war für Breußen ein or 
Obwohl mehr als zwei Jahrhunderte feit dem Kurfürften Geor, 
helm vergangen find, fo lebt doch das Andenken an ven Grafen 
Schwarzenberg noch in der Erinnerung des Volfes. *) Sein Nac 
Fürst Felix war feit dem 24. November 1848 Miniſterpräſident. 
feiner Leitung erfolgten die Thronentfagung des Kaiſers Ferpina 
Auflöfung der Reichsverſammlung, die Verkündigung ver och 
Berfaflung vom 4. März 1849, die Befeitigung verfelben, vie 
rufung der Ruſſen, vie Befiegung Ungarns mit Hilfe derfelben, i 
tige Rache, die fiegreichen Kämpfe in Oberitalien, vie viplom 
Siege in Olmüß und Dresden und vie Wiedereinfegung des 2 
tage®. 








*) Graf Adam Schmarzenberg leitete als Minifter unter dem ſchwachen 
Wilhelm die Geſchicke Brandenburgs und verfchuidete deſſen unglückliche Stel 
dreißigjährigen Kriege. Bon ihm befannte Leopold I., als er deſſen Sohne den 
ftand verlieh, „daß er ſowohl dem Reiche und erzberzoglihen Haufe als dem K 
mit bebarrlicher Treue zugethan geweſen.“ Hichtiger konnte feine Stellung nidt | 
werden. Wenn auch wahr ift, daß die Vriefichaften Schwarzenbergs von feinen 
Freunden mit Aengftlichleit vernichtet wurden und fein Sohn hierüber fein 
änßerte, fo war er doch fein Verräther oder Spion, aber das Wachen ber 9 
erzberzoglichen Haufes ſchien ihm, dem Katholiten, zum Heile des Reichs und fo 
des Kurfürftentbume nothwendig. Er war im wahrften Sinne großdeutich ol 
Damals gleichbedeutend, erzherzoglich » kaiferlih. Kühne Pläne, energijches 
waren ihm nicht eigen und fern Tagen ihm die Gedanken Sigismunds und des 
Kurfürften. Die Beforgniß bes erzberzoglichen Vicekanzlers v. Strablendorf, da| 
benburg eine felbfiftäntige Politit verfolgen und fein Fürſtenhans in Die Fi 
Morig von Sachſen treten und deſſen norbbenticher Politik nachfireben könnte, wur 
fein Minifterium nicht gerechtfertigt. 
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als er in die Anfichten von Radowitz nicht eingeweiht war und fie auch 
nicht theiltee Er hoffte, „man würde bie Aufftände benugen, um tie 
deutſche Bewegung zu unterprüden, nicht aber zu capituliren.“ 

Ihm und feiner ganzen Partei jhien die Einheit Deutſchlands ein 
marftjchreierijches Mittel, welches reichbegabte Geijter wie Ratomig ja 
politiſchen Charlatanerieen verführe. Er wußte und glaubte nicht, daß 
eine Verfaſſung aus Unterhandlungen hervorgehen würde, die, wie er 
annahm, cher ven Charakter einer Capitulation, als eines beiljamen, 
dauernden Friedens in fib trug. Alferdings war auch er der Micinung, 
daß mit bloßen Negationen nichts auszurichten fei, daß e8 vielmehr borasf 
ankomme, an tie Stelle des Unhaltbaren Haltbares, Ausführbarce, Heil 
bringenves, den Umftänden Angemefjenes zu fegen, und daß Preußen ſic 
diefer Aufgabe nicht entziehen könne; aber er hielt tie Reichsverfaſſung 
jo wie jpäter die Verfaſſung vom 26. Mai für demofratifh. Er glaubt, 
die Nevofution wäre in Wien und Berlin durch Fremde hervorgenfa 
worten und hätte gleih im Anfange durch Militärkraft niebergeworfen 
werten können. Gegenwärtig ſchien ihm nun ver geeignete Zeitpunkt, die 
Verfaſſungen, welche aus der Revolution hervorgegangen waren, und zum 
die preußiſche und deutſche, zu befeitigen und ftatt deſſen eine Verfaflung 
zu geben, vie mit der Frankfurter nicht in Verbindung ftehe. Von dieſer 
Anficht ausgehend ftellte er, im grelfften Wiverfpruche mit dem preußifcen 
Cabinete, Die Behauptung auf, daß Deutſchland mit ven 196 Paragrapkeı 
der Reichsverfaſſung nicht beftehen fönne und daß etwas Haltbares an 
die Stelle des Unbaltbaren zu fegen ſei. 

Demmächft beißt es weiter in dem Promemoria von 18. Mai. „Lie 
Hegierung kann fich viefer Aufgabe nicht entziehen; es handelt fich dabei 
um ihre eigene Exiſtenz, denn die preußiſche Monarchie ift zu eng vırd 
mannigfache Bande mit anderen deutſchen Yanten verbunden, als daß ik 
fihb aus der dentſchen Gemeinfchaft trennen und ifoliren könne. Sekt 
abgejeben von aller moraliſch politiſchen Nothwendigkeit würde die ger 
graphiſche Geftalt der preußifchen Yante genügend die Unmöglichkeit einet 
tjelirten Abjchließens darthun. So hat denn Preußen das Wort ergreifen 
müjlen, um in ter Verwirrung der gemeinfamen Angelegenheiten eine 
Standpunkt und einen Weg zu gewinnen, auf weldem Friede und ir 
mung wieder bergeftellt werden Fünnen. Der König hat am 15. Mai zum 
preußifhen Volke geſprochen. Ce. Majeftät hatten ſchon früher ihre der 
bündeten zur Mitwirkung für den gemeinjamen Zweck aufgefortert. Dieje 
Mitwirkung ift, ver Natur der Verhältniffe nach, verfehievener Art. : Am 
alferwejentlichiten verfchieven ift die Mitwirkung und Unterftügung, die 
Preußen von vem mächtigen Vefterreich hofft, von ver, welche wir her 
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verwejer Das Anfinnen ftellen würte, ihm die Gentralgewalt zu übe: 
laffen. Demzufolge erklärte ver Minifterpräfivdent in feinem, an v. la 
nig gerichteten Promemoria vom 19. Mai: „daß vie Centralgewalt mit 
möglichſt großer moralifcher und materieller Kraft ins Yeben zu rufen 
ſei. Der Zwed fei vie Bekämpfung der Revolution. Dieſe bebrobe 
gleihmäßig alle Glieder der großen Staatenfamilie und demnach fei die 
Befiegung ein gemeinfames Bedürfniß. Die minder mächtigen Regie 
rungen Deutfchlands wären bereits jo weit gelähmt, daß fie ſchon ſelbſt 
zu Werkzeugen ihrer Feinde herabgefunfen wären und fich verurtheilt 
jühen, deren verbrecherifchen Plänen die Weihe einer feheinbaren Gele; 
lichkeit zu leihen, dur weldhe vie Verwirrung aller Recht&begriffe af 
das Höchſte gejteigert, alle Bande des Geſetzes vollends gelöft werden 
müßten. Nur auf Preußen, Dejterreih und vie königlichen Höfe, melde 
der Macht ihrer Feinde bis jegt noch zu widerſtehen vermochten, fei de 
gefährpeten Geſellſchaft legte Hoffnung geitügt. Vereinzelt und auf ike 
eigene Kraft befchräntt, müffe eine jeve tiefer Stügen, jo ſtark jie auf 
jein möge, bredhen und nur deren innige Verbindung könne das wankende 
Gebäude noch vor dem Untergange vetten. Da Preußen, wie nit a 
perfennen fei, die bedeutendſten Kräfte in ven Kampf führe, werde ihm 
auch gewiß gern ein, diefen wichtigen Yeiftungen entſprechender Einfuf 
auf die Verwendung der Geſammtmacht gegönnt werden, währen? di 
Macht ver Gentralgewalt durch den Kindrud mindeftens verdoppelt würde, 
welchen der laut und offenkundig ausgeſprochene Entſchluß ver eriim 
deutſchen Regierungen, in inniger Eintracht den ihnen angebotenen Kamfi 
purcführen zu wollen, nothwendig bervorbringen müſſe. Vefterreicht 
Beitritt zu Der Centralgewalt fönne unmöglich das Vertrauen zu der 
jelben jchmälern, er müfjfe und werde Died Vertrauen nur erhöhen, dem 
auch vie faiferlide Regierung wünſche Deutfchlande Einheit und werte 
viefelbe uneigennützig auf jede Weiſe zu beförvern jtreben, wenn fie af 
gejegmäßigem Wege und nicht auf jenem ver Empörung herbei geführt 
werte. Es liege durchaus nicht in der Abjicht, ver fünftigen Geſtaltunz 
Deutſchlands vorzugreifen. Diefelbe möge fih nad errungenem Siege 
frei entwideln und werde dies auch fönnen, wenn man nur erft zur 
wahren Freiheit durch Bewältigung der Feinde gelangt fei. Die Gegen: 
wart ſei drohend, darüber Elären die Vorgänge am Rhein, in Baden me 
in je manden anderen Gegenden Deutfehlande auf. Daß diefe Vorgänge 
nur das Vorfpiel ver großen Ereigniſſe jeien, welden man entgegen 
gehe, jei nicht minder gewiß und daher ebenfo unverkennbar, daß ein 
raſcher Entfchluß dringend geboten fjei. Wenn Preußen und Oejterreid 
denfelben fafjen, trete auch in deſſen Ausführung feine Verzögerung ein 
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gültige Vereinbarung auf den 26. Mai zu beitimmen, wurbe in ber 
Zwifchenzeit, nämlih am 25. Mai der Freiherr v. Canig aus Wien zw 
rüdgerufen und vie Gelegenheit benugt, fich in dem Erlaffe an Canig 
vom 25. Mai nochmals auszufprechen. In diefem ausführlichen Schrei 
ben des Grafen Brandenburg, welches zur Kenntniß der kaiſerlichen Re 
gierung gebracht werben jollte, heißt e6: „Daß der gegenwärtige Zeitpunkt 
fein Zögern und Auffchieben des Handelns geftatte und Preußen nöthige, 
auf dem betretenen Wege vorerjt allein vorzugehen. Es habe für feine 
und aller deutſchen Regierungen Pflicht gehalten, das durch bie Krifs 
des Jahres 1848 zu lebendigerem Bewußtjein gebrachte Streben nad 
deutfcher Einheit in jo weit zu befriedigen, al® es einen wahren um 
darum mächtigen Bedürfniß der Nation entſpreche. Es hätte daher auf 
die Mitwirfung des Ef. Cabinets gehofft. In Bezug auf die Vorjeläg 
über vie künftig definitive Gejtaltung Deutjchlande und die Union mi 
Defterreich genüge, noch einmal die Grundfäge ſcharf ins Auge zu falle, 
von denen die königliche Regierung ſich habe leiten laffen und alsdam 
pie Stellung zu bezeichnen, welche Preußen nach der erfolgten Ablehnuy 
der Borfchläge einnehmen zu müſſen glaube Für Preußen und bi 
meiften übrigen veutfhen Staaten fei um eigener Eriftenz und ber Mög 
lichleit einer freien inneren Ausbildung willen, vie Bildung eines Bundet⸗ 
ſtaates auf Grund und als Entwidelung des alten Bundes unabweitlid 
und zwar eines Bundesſtaates, der durch eine einheitliche Exekutivgewalt, 
welche die Rechte und die Mitwirkung der einzelnen Regierungen fowehl, 
al® eine kräftige Handhabung ver centralen Befugniſſe fichere und durd 
eine nationale Vertretung in Staaten» und Volkshaus ein neues innigeb 
Band um die veutfhen Stämme fchlinge und nach Innen wie nad 
Außen die Nation als eine nicht einförnige aber einige Einheit daritelk. 
Preußen erfenne aber an, daß die eigenthümliche Stellung Oeſterreicht 
namentlich feine großartige Weltftellung und die ihm in der reichen Ber 
bindung feiner mannichfaltigen Nationalitäten gewordene Aufgabe, ein 
volle und unbedingte Theilnahme an einen folden Bunvestörper nid 
geftatte und zwar um jo weniger, nachdem die faiferliche Regierung buch 
die Berfajfung vom 4. März die innigere Verjchmelzung vdiefer Beſtand 
theile und vie einheitliche Entwidelung ver großen Monarchie als vet 
Har erkannte Ziel ihres Strebens deutlih und offen hingeſtellt ‚und felkk 
ausgefprochen babe, daß nicht ein Theil dieſer Monarchie einer doppelt 
Gefeßgebung unterworfen fein und an den Berathungen eines geſetzgebenden 
Körpers theilnehmen könne, welcher feinen Schwerpuntt außerhalb jener Ms 
narchie habe. Aus ver Verbindung dieſer Gefichtepunfte fei der Borfchlag fer 
dorgegangen, ven Bundesſtaat in einer unauflöslichen Union mit der öſterreichi⸗ 
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jeßt dem Reichsverweſer zufäme, werde Preußen zu einer Berftändigug | 
mit dem kaiſerlichen Cabinete wie mit ven übrigen beutfchen Regierungen 
gern die Hand bieten. Daß eine PVerftändigung erreicht werbe, baraz 
dürfe um fo weniger gezweifelt werden, je mehr man einerfeits überzeug 
fei, daß die faiferlihe Regierung mit Preußen das lebhafteſte Intereſe 
an einer vem wahren Bedürfniſſe entſprechenden Reugeftaltung Deutjd 
lands theile, umd andererjeits niemals unterlaffen werve, ver eigenthün 
lichen Stellung und der großen Aufgabe ver großen öfterreichiichen Me 
narchie alle Berüdfichtigung widerfabren zu laſſen.“ 

Mit dieſem Schreiben envete ter Verſuch, die öfterreichifche Rege 
rung gütlich zur Anerkennung des veutfchen Bundesſtaates zu veranlaſſen 
Er fcheiterte an dem Wunfche ver Partei, welche für Franz Joſeph x 
deutſche Katferfrone erftrebte und darin ein Heil für Oeſterreich erfanzt; 
an der alten Eiferjucht Defterreih® gegen Preußen, an dem feiten Wille 
Schwarzenbergs, der Preußens Machtvergrößerung und vie freifimige 
Richtung dieſes Staates für gefährlich erachtete und deſſen Streben dahn 
ging, ein mitteleuropäifches Reich unter Oeſterreichs Oberhoheit zu ſchaffen 
und an tem ungefoidten Verfahren des Abgefandten v. Canig, dem be 
dem redlichſten Willen doch jedes Verftänpniß für die deutſche Frage fehle 
Bon der großpeutfchen Partei und den Stodpreußen wurde ver Berfud 
als eine politiide Charlatanerie und eine thörichte Romantik auspofaunt; 
allein viefe Vorwürfe fanven darin ihre Witerlegung, daß die preußiichen 
Vorſchläge gerade in Dejterreich, und zwar bei dem überwiegend größerm 
Theile, Anklang und Beifall fanden und daß fie von allen venen gebilligt 
und gewünſcht wurden, welde im Deutſchthum nicht mehr den Schwer 
punkt der öſterreichiſchen Monarchie erfannten. Nur die minifterielle web 
großdeutſche Partei waren für die Ablehnung. Die erftere ging jo weit 
daß fie in vem Yloyd, dem Organe Schwarzenberge, erklärte: „Deutkb 
land ift Oeſterreichs Freund, Kleindeutſchland iſt Oeſterreichs Feind. Ein 
großes Land wird und darf nicht Denjenigen befreundet fein, die ihm ein 
Unrecht zugefügt haben. Es iſt ein eitled Beginnen, Defterreich in feinem 
Rechten zu verfürzen und es dann aufzufordern, zu kämpfen, damit es 
biefelben nicht wieder erlange x. Seinen Einfluß in Deutſchland breit 
fib Oefterreich nicht auf dem Felde der Diplomatie ever auf dem Schladt- 
felre zu erfänpfen, er Tann ihm nie verloren gehen, weil Deutfclas 
feiner bedarf. Kleindeutſchland, wenn nicht früher, muß in dem Auge 
blicke aufhören zu exiftiren, in dem nur ein großes Deutſchland ben drin 
genten Forderungen einer fchweren Zeit gewachjen fein wird.“ An einer 
anderen Stelle fpricht der Llohd von der unglüdliden Idee, alle deutſchen 
Staaten vem Königreihe Preußen in dem jogenannten engen VBunde 
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Defterreich unirten Reiches werden und Preußen müfle dadurch der Stimme 
im Rathe der europätichen Mächte verluftig gehen. Der Meinungslawpf 
ging foweit, einen perjönlicden Charakter anzunehmen, und da man ve 
König nicht angreifen konnte und wollte, fo wurte Radowig, ven man für 
ven Urheber des lnionsprojecte® hielt, vie Zielfcheibe nes Haſſes. Mas 
jprab vom „Nictpreußen, vom Kosmopoliten, von einem Jeſuiten, welde 
die Freundſchaft des Königs benuge, um Oeſterreich vie mittelalterfice 
Herrſchaft wieder zu verjchaffen.“ 

Bon der anderen Seite wurde hervorgehoben, daß die Gefchichte ihr 
Rechte habe. Fürſten und Völfer ſeien gewohnt, Defterreich ale bei 
veutfche Oberhaupt zu erachten, und noch Iebten Tauſende, welche Zeuge 
des Kaiferreich® gemwefen, und veffen Andenken fefthielten. ine vollftändig 
Trennung der beutfchen Provinzen Defterreih® würde durch Den game 
Süden und Welten Deutjchlands Erbitterung erregen und feindliche Cie 
mente in den neuen Bundesſtaat hineinbringen. Eben jo wenig fei eine 
Einigung Deutſchlands mit Defterreich zu einem Staate möglich. Oefter 
reich könne fich nicht einem deutſchen Staatsleben anfchließen unt ım 
allerwenigjten fei dies dem centralifirten Defterreich möglid. Ein Mitte: 
weg müſſe doch gefunden werden und diejer Weg fei in den Grundfinien 
der Unionsafte vorgefohlagen. DOefterreih und Deutſchland müßten ge 
ſonderte Staaten bleiben, aber nah Außen ein Reich fein und babe 
dur ein Organ dem Auslande gegenüber vertreten werden. Wohl würde 
der Bundesjtaat durch die Union befchränft, aber große Zwecke forkem 
große Mittel und ein großer Zweck fei, eine Verbindung au fchaifen, 
welche Deutfchlane nach allen Seiten unangreifbar made. Um vie zu 
erreichen, müjje Preußen Opfer bringen; venn nur dann werde Oeſter⸗ 
reich freiwillig feine Zuftimmung geben, wenn es jelbit wahre Vertbeile 
von der deutjchen Einigung erlange. 

Tiefe Anficht wurte fpäter, al8 vie Grumblinien der Uniensahe 
veröffentlicht werten waren, felbft von ter großbeutichen Partei unge 
griffen. Sie erklärte fich nicht blo® gegen vie Union, ſondern auch gegen 
jeve Zrennung von Defterreib durch Schaffung eines Bunvesftantel. 
Noch fei der Deutihe Bund in Geltung und Dejterreih dürfe ohne 
Bruch des Rechts nicht aus dem engeren Bundesftaate entfernt werten. 
Man jtoße 8 Millionen, oder wie es damals irrtbümlich hieß, 12 WRik 
lionen deutſche Vrüder aus Deutſchland und wandle Vefterreich in ein 
Slavenreih um. Kin ſolches Stavenreih müfle jih Deutfchland geger 
über feindlich ftellen und feine Unien werte die ihrer Cultur und ihrer 
Sitte nach jo verſchiedenen Nationen einen können, vielmehr werde ein 
ſyſtematiſch feindliches Regime an vie Spige treten; denn wahr jei, mad 





























teihere v. Kamm mingen dem 
— ia we a 
großbentjcher dein ilhaft für Sachen, ber 

= ſein mäffe, 3 










—— 

** 

Aal zuerſt In 

Oeſterreich durch Innen tg worden 

rden wür Besen HESS 

—— gene Niederlage für und die 

ersehen a * —— 

rei Pre 1auje und den Big, fo irben Sie Hose 

engeren Bunde Grimdrechten ſelbſt Opfer 

entgegengeſebten — — entfogen ein, 
& ertlärte | 





* — 7% 1. offen ausgeft 
Pufenterf ie e 
* — 












ja 
2 1a, 19. Zahrh. 


€: 


418 Anficht ber Parteien. 


erwünfct. Andere Interefien habe Defterreich als das übrige Deutfchlent. 
Es ſei ein Donaureich, welches bie Cultur in die flawifch-magbariicen 
Länder zu tragen babe. Eine Union zwiſchen zwei verſchiedenen Nationen 
wäre al8 cine Chimäre zu erachten. Komme es zu einem Kriege mit 
Frankreich, fo würden die öfterreihifchen Staatsmänner nicht fragen, was 
Deutjchland nütze, fontern fie würden die Armee, wie im Jahre 18%, 
für zu exrponirt erachten, um durch fie die ſüddeutſchen Grenzen zu ſchützen 
und bis zum Schwarzwald vorzurüden. Preußen dürfe daher mit Tiefter- 
rei nur foweit gehen, als es ihm nüte und bequem fei; bequem jei aber 
nur ein Bündniß, nicht eine Union. 

So verſchieden nun aber auch die Anfichten der Parteien waren, je 
wünfchten doch alle vie friedliche Yöfung. Nur Einzelne gab es, melde 
ben Krieg mit Defterreich fohen im Sommer 1349 für eine Nothwendiz: 
feit erachteten. Inter diefen befand fih v. Bismard-Schönhaufen, welder 
hen damals erflärte, „daß Preußen durch fein Schwert Die Stellung ein 
nehmen müjfe, um Deutfchland zu ver Macht zu helfen, vie ihm in Europe 
gebühre.“ 

Ins Volk drang feine dieſer Anſichten. Mitten in der Aufregung 
bes Monats Mai war ihm Canitz's Reiſe nah Wien ſehr gleichgiltig um 
al8 im Auguft ven Kammern bie ſämmtlichen Papiere vorgelegt wurden, 
war e8 durch die Ereignifie ver legten Monate zu abgeftumpft, ale daß 
es für ein abgelehntes und von beiden Seiten zurüdgelegte8 Project irgen 
ein Intereſſe gehabt hätte. Erſt als Schwarzenberg immer übermütbiger 
wurde und fich vie ſüddeutſchen Könige mit dem Kaifer in Bregenz is 
Dctober des nächjten Jahres gegen Preußen werbanden, wurde das Ball 
in feinem apatbifhben Schlafe geitürt und begehrte ten Krieg gegen 
Oeſterreich. 





Elftes Eapitel. 


Die Dreifönigsverfaffung. 


Der König. Seine Freunde. Radowitz. Die Dreilönigsverfafjung. Baiern, Haunover 
und Sachſen. Das Bündniß zwifchen Preußen, Hannover und Sachen vom 26. Mai 1849. 
Späteres Berbalten von Sachſen und Sannover. 


Während in Wien die preußifchen Vorſchläge abgelehnt wurden, war 
Friedrich Wilhelm IV. bemüht, in Berlin einen Bundesſtaat zu Stande 
zu bringen. Yange vor 1848 war er der Anficht gewejen, daß zur Ent- 
wickelung des Bundes cine gleiche Wehrhaftigkeit, namentlih organijche 
Durchführung allgemeiner Infpicirungen des Bundesheeres, gemeinfchaft- 
liche Uebungen aller Contingente, Vereinigungen in den Reglements und 
im Kaliber und Einführung eines Bundesfelpzeihens und Bundeswappens 
nöthig wären, daß ferner Einfegung eines oberften Bundesgerichtes, ein 
gemeinfchaftliches Strafrecht und Strafverfahren, Handelsrecht, Grebit- 
ordnung und Wechjelrecht, ſowie cin allgemeines Heimathsrecht und volle 
Freizügigkeit eingeführt werden müßten und daß endlich das deutſche Volk 
Ausdehnung des Zollvereins, gemeinfchaftliche Maße, Gewichte und Mün- 
zen, allgemeine Poſt⸗ und Kifenbahnorpnung, freien Verkehr mit allen 
tebensmitteln, Aufhebung aller Wafjerzälle, einen allgemeinen Schifffahrts- 
vertrag, Bundesconfulate, Regulirung der Auswanderung, Colenifation, 
eine neue Preßgeſetzgebung und Veröffentlihung der Bundesprotokolle zu 
beanspruchen hätte. 

In einer Denkſchrift vom 20. November 1847 Hatte er dieje feine 
Anficht durch Radowitz aufzeichnen laſſen; allein ehe dieſelbe in Wien 
und Frankfurt zur Verhandlung fam, traten vie Greignifle des März 
1848 ein. Dev König war bemüht, viefe Creignijle zur mseung jeiner 
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Abficht zu benugen und ſich an die Spige der nationalen Bewegung p 
stellen, und weım ihm dies auch damals mißlang, fo hatte er tod im 
nächften Jahre tie Genugtbuung, zum deutſchen Kaiſer gewählt zu we Er: 
Zwar ſchlug er den Titel aus; aber trogvem bielt er dafür, daß Fra = 
durch die Umgejftaltung Uefterreih8 zu einem Geſammtſtaate und 
die Wahl des Frankfurter Parlaments die Miſſion erhalten hal, 
deutſchen Angelegenheiten zu ordnen, felbftftäntig deutſche Politil zu ung: 
treten und, mit Verzicht auf den ihn anlockenden Kaifertitel und 
möglichfter Schonung Oeſterreichs, an die Spige eines von ihm zuf 
ven Bundesſtaates zu treten. Von dem Gedanken durchdrungen, va} af 
fein deutſches Fürſtenhaus zwingen dürfe, dem Bunbdesitaate beiz 
bielt er do dafür, daß tie Regierungen nicht lange in ver Noel 
verharren würden, fonvern daß fie trog alfer dynaſtiſchen Antipatht 
und trog des engherzigen Partitularismus aus vielen Gründen genötl 
jein würden, mit der Zeit dem nationalen Bundesſtaate beizutreten. 
gleih erkannte er aber auch, daß ein folder Bundesſtaat ein wahet 
jtaatlider Verein mit Parlament und Gentralgewalt fein müjle und 
jede Form, dur welche fich die Geſetzgebung bei einem Collegium 
Bevollmächtigten und die Exrecutivgewalt bei einem eben ſolchen befünde 
nur eine neue Auflage des ohmmächtigen Deutfchen Bundes mit dem 3 
bebör einer nicht minder ohnmächtigen Erefutive fein würde. 

Mit vem ihm eigenthümlichen Eifer bei Verfolgung feiner Yiebling® 
pläne hatte ev vie Bearbeitung der künftigen deutſchen Reichöverfaitu 
jelbft übernommten, und betrieb mit Ungeduld vie Vollendung. Erw 
mete der Arbeit ven größten Fleiß und vie anbaltenpfte Thätigkeit. 1m 
das Werk zu Stande zu bringen, opferte er Vieblingemwünfche und mi 
entſchloſſen, bis zur äußerten Grenze zu gehen. Der nationalen York 
glaubte er dadurch zu genügen, daß er die Reichsverfaſſung zu Grumt 
legte und foviel al8 möglich veren liberale Grundſätze fefthielt. Vefter 
reich gegenüber verzichtete er auf den Kuifertitel, jo fehr er venfelben and 
nac feiner Eigenthümlichkeit gewünſcht haben mochte. Ten Wünſchen de 
größeren deutſchen Fürſten wegen der Ueberlaſſung ver Centrafgewalt a 
ein Directorium fuchte er dadurch zu entfprechen, daß er die gefegebent 
Gewalt der Neicheregierung einem TDirectorium überließ und für ii 
Reichsvorſtand nur ſoviel Rechte behielt, als unbedingt nothwendig wer 
wenn die Erefutive in Einer Hand fein follte. 

Dei dem Entwurf der neuen deutfchen Reichsverfaſſung ſtand der 
Könige ganz allein fein Freund, der Generallientenant v. Radowitz, ji 
Seite, mit welden er, wie Bunfen berichtet, ſchon von Frankfurt am 
vertraulich correjpontirt hatte. Dem Minifterium feblte, wie bereits et 
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Bedürfniſſen ver Völker vertraut war. Seine Heinen Auffätze erſtreden 
fih über alle Zweige des menſchlichen Wiſſens und nirgends ift Yüde, 
nirgends Oberflächlichkeit. Aehnliches gilt won feinen Yeiftungen in ve 
Künjten. Seine Pereptfamfeit überwand felbft ven Haß ver Parteien, 
jein Stil ift nicht felten mit dem Götheſchen vergliden worben. Mit 
ver Architeftit war er nicht minder vertraut als fein föniglicher Fremt, 
in feinen Mußeftunden beſchäftigte er fi mit Componiren und feine 
Ikonographie ergiebt, wie fehr er in Die Kunftgejchichte eingebrm- 
gen war. 

Seine Phantafie und fein tiefe® Gemüth hatten früh in ihm ein 
lebendige Intereſſe für Kirche und Religion erweckt. Sein Pater 
ftammte aus einer katholiſchen Familie, jeine Mutter war yproteftantiid, 
und in dem Glauben der Mutter war er erzogen worden. Als mm 
aber der Knabe den Soldatenſtand ergriff und auf einer franzöfifchen 
Militärſchule ausgebilvet werben follte, hielt e8 der Vater für vertheilk | 
hafter, daß ver Sohn bei ver Religion jeiner Familie blieb, und befannte 
ih Radowitz in feinem fünfzehnten Jahre zum Katholicismus. Bei einem 
energifhen Charakter, wie dem feinen, konnte ein ſolcher Schritt nich 
ohne Folgen auf feine geijtige Richtung und fein ganzes Yeben bleiben. 
Er ſuchte nad Gründen zur inneren Rechtfertigung und fie fehlten ihm 
nit. Das proteftantifche Leben des eriten Jahrzehnts unſers Jahrhun⸗ 
derts konnte damals wenig Befriedigung gewähren; denn entiveter war 
e8 durch blinden Orthodoxismus eritarrt, oder durch enchklopädiſche 
Weisheit verflacht. Wohl war durch Schleiermaher Wärme und Friſche 
in den Proteftantismus gefemmen; uber dieſe Richtung war noch nic 
jo weit ind Volk getrungen, daß fie in ven Religionsunterricht überge 
gangen wäre. Die nüchternen Yehren des damaligen Rationalismu— 
fonnten dem yhantafiereihen Knaben nicht genügen, während er vurd 
ben Cultus der fatholifhen Religion, ver mit ber romantifchen Kichtung 
jener Zeit fo ſehr übereinftinmte, ergriffen wurde. Vielleicht mect 
aud ter franzöfifhe Priefterftand, wem damals die große Aufgabe ge 
worden war, das Chriſtenthum wieder beimifh zu machen, durch fein 
Friſche und Lebendigkeit auf Das jugendlihe Gemüth eingewirft haben: 
denn mit Innigfeit nahm er die ihn bisher neue Religionsanſchaumz 
in fih auf und war bemüht, dieſe Anſchauung durch die Schärfe jenes 
Geiftes zu begrünten. Für ihn war e8 eine unumſtößliche Wahrheit, 
daß ter über alles Zeitliche und Oertliche hinausreihende Organismus 
ber römischen Kirche die jichtbare Kirche Gottes fei und daß das Hann 
ver Kirche auf dem Stuhle Petri fie. Das Chriftenthum iſt ihm die 
Wahrheit. Sein Yeben, feine Erjcheinung, feine Wirklichkeit iſt be 
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fein, vielmehr won ihr mmabhängig auf einem feſten Syſtem ſtände mt 
der revolutionären Partei in Kammern und Preſſe entgegenwirfe. Au 
gleih ſah er aber felbjt ein, dag zur Bildung einer ſolchen Partei em 
Repräſentativverfaſſung nötbig fei. Nur bei viefer Verfaſſung würde we - 
Oppofition eine Gegenoppofition ſchaffen. Auch erfannte er, daß eine Cir 
heit der deutſchen Nation nur zu ermöglicen wäre, wenn eine Geſamm 
vertretung des Volkes beim Bunte gefchaffen würde, diefe aber nicht mig | 
lich jei, jo lange im Süden eine Repräfentativverfaffung, im Norden vie 
Ständeverfaſſung exiſtire. Bekanntlich fprad auch Friedrich Wilhelm IV. 
diefelbe Anficht in feinem Patent vom 18. März 1848 aus, in welden 
er erklärte, dag eine Bunvesrepräfentation die conftitutionelle Verfaflung 
alfev deutjchen Yänder nothwendig erheiſche, damit die Mitglieder jener 
Repräſentation ebenbürtig nebeneinanderjäßen. 

Inzwifchen waren die Regierungen bemüht, vie erften Keime ber 
liberalen Bewegung zu erſticken und in der Schweiz treg der Beſiegung 
des Sonderbundes Die neue Verfaſſung zu bintertreiben. Vom Sönige 
wurde Radowitz Deshalb nad Wien und Paris gejentet und ale bab 
darauf im Februar die franzöfiide Nevolution ausbrach, erfelgte ei 
abernalige Sendung nad Bien. Seine Bemühungen waren vergeblih. 
Vor feinen Augen entjtand in Wien der Aufftand und wenige Zage ber 
auf Fam gleihe Nachricht von Berlin. Bon allen Seiten tönte der Ku 
nach Itepräfentativverfaifung und deutſcher Einheit und tie Stände ii 
Vereinigten Yandtages jpraden jelbjt Das Todesurtheil über Die Stine 
verfaſſung aus. Für Radowitz's politiſche Anſchauung und Auffaifung 
konnte Die durch einen einzigen zündenden Funken in ganz Europa ker 
vorgerufene Bewegung und der allgemeine Ruf nach Repräſentativret— 
faſſung nicht ohne Einfluß bleiben. Sein tiefes religiöſes Gefühl ließ ibe 
im den gewaltigen Erſcheinungen des Frühjahrs 1848 den göttlichen Willen 
erkennen md fein ſtreng fittlicbev Charafter zwang ihn zum Bekennmiß 
jeines Irrthums. Er jelbjt Tpricht fh vabin aus, „Daß man ſehr eit 
nad großen politiſchen Umwälzungen zu der Einficht gelange, daß die ir 
ſcheinungen, die man belümpft babe, nicht blos das Erzeugniß vereinzelte 
Irrlehrer une ſelbſtſüchtiger Parteiführer feien, ſondern das fie wirtiid 
aus einer allgemeinen Umwandlung in den Gefühlen und Meinungen vet 
lebenden Geſchlechts hervorgingen; daß ein hiſtoriſcher Entwidelungspreit 
thätig geweſen ſei, der unabwendlich zu gewiſſen Reſultaten hinleite.“ 

Nach wie vor iſt ihm Das Recht des Einzelnen, wie des Staatet, 
fein Werk menſchlichen Willens und Meinens, ſondern eine Entwickelunz 
göttlicher Willensakte. Dieſe treten entweder unmittelbar hervor in der 
Offenbarungen an die Menſchheit und in dem Gewiſſen ver Einzelnen eder 
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nittelbar in den Naturprozeſſen des geſchichtlichen Verlaufes. Die Form 
er Regierung kann nach feiner jetzigen Anſchauung nur aus dem leben— 
igen Quell ver Wirklichkeit und aus dem gefchichtlichen Veben eines be- 
immten Xolfes und einer beſtimmten Zeit entnommen werden. 

In diefem Sinne faßt er ven altſtändiſchen Staat mit feiner hijto- 
iſchen Gliederung anf. Er ift in dem politifhen Bewußtjein des Volks 
erleren gegangen, und diefem Bewußtſein unterwirft er ſich troß ver ihm 
is ans Ente feines Pebens verbliebenen Syinpathie für die Ständever— 
iſſung, welde ihm ſtets als ficberfte Bürgſchaft für die freiheit und 
Irdnung erſchienen if. Ihm ift aber das todte Beharren bei vorhan- 
enen, jubjectio erwünſchten Zuftänten und vie Ableugnung biftorifcher 
intwickelung ein falſcher Conjervatismus und bei ver Beurtbeilung der an— 
emeſſenen Korm des Staates in gegebenen Momenten fommt e8 ihm allein 
uf Die Abwägung einerfeits der Verhältniſſe ver Vergangenheit zu denen 
er Gegenwart, anbererfeits auf die der materiellen Bedingungen zu ven 
een an. Nur diejenige Form, Die aus dem Zufammenmirfen aller diefer 
Klemente geberen wird, iſt Die naturgemäße, organifde und daher relativ 
anerbafte und mur dur Die Anerkennung vderjelben kann eine Bewegung 
ibgeſchloſſen werden. Darum erjcbeint ihm, trog feiner entgegengejegten 
Sympathieen, die durch die allgemeine Meinung geforverte Nepräfentativ- 
erfaſſung auch für Preußen eine Notbwendigfeit und war um fe mehr, 
ils die Kiejenfragen ver Zeit über den Pauperismus, Das Proletariat, 
se Solitarität Des Unglücks und das Verhältniß des Capitals zu der 
Mrbeit noch unentſchieden wären, und als etwas Eingreifliches und Ge— 
peihliche® nur dann möglich, wenn alle viejenigen zugezogen würden, 
welche tie Opfer zu bringen bütten. 

Radowitz verlangte nun aber für Preußen nur eine parlamentarifce 
Geſetzgebung, nicht eine parlamentariſche Regierung. Preußen müſſe eine 
ftarfe, freie, moralifhe Spiße haben. Die preußiſche Monarchie, hervor— 
gegangen aus Intelligenz une Waffen und wenig naturwüchſig, bedürfe 
einer centraliſirten Regierung. Was ihr an materieller Stärke abgehe, 
habe ſie durch ſtete Bereitſchaft aller Staatskräfte zu erſetzen, Finanzen 
und Heer müßten ſtets verfügbar ſein. Nöthig ſei daher eine ſtarke Re— 
gierung und ſtetes Zuſammengehen mit den Regierten. Zu den Formen 
Des Staates müßte der Geiſt hinzutreten. Vertrauen und Erkenntniß 
von Unten, moraliſche Autorität von Oben. Dem Könige gegenüber 
müſſe das Yand vertreten werden und die Wirkſamkeit der Geſammtver 
tretung eine doppelte fein, eine directe legale und eine indirecte meralt- 
ſche. Die Erftere beitebe in der Theilnahme an ver Geſetzgebung und 
in der Bewilligung deilen, was aus den Taſchen ver Sianangeborie 
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überlaſſen werden. Zwei Geſchlechter und Staaten wären, indem der 
Bau des alten Reiches zuſammenſank, über die anderen zuſammenp 
wachſen und zwar jo, daß fie Glieder der europäiſchen Lebensſphäre 
worden wären; Defterreich fei aber aus Deutfchland Herausgenuhiugi' 
Preußen hinein. Die öfterreihiiche Verfaffung vom 4. März 1849, ve 
preußifche Uebergabe feiner öftlichen Yänver an ven Bund wären tem 
willfürtihden Handlungen, fondern die Kundgebung längſt beit 
Thatſachen. Beide Staaten könnten nicht gleihe Stellung zu D 
land einnehmen. Der Zug der deutſchen Nation gehe nach ftaatli 
Einigung und ber Zug der öfterreichifchen Regierung nach centralift 
Monarchie; daher könne auch nur Preußen die Gentralgewalt an 
werden. Seine Aufgabe fei, ſämmtliche rein deutſche Staaten in 
Bundesſtaat mit gemeinfchaftlihem Parlament und einheitlicher C 
gewalt zu vereinen. Am ven Bedürfniſſen der Einheit und ver e 
berechtigten Sicherheit ver Cinzeljtaaten zu entjprechen, müſſe in ve 
Gentralgewalt die Erefutivgewalt von ter Yegislation getremmt Ierbeh 
und.nur jene allein von dem Reichsvorſtande, alfo der Krone von Preaw 
Ben ausgeübt werden. Dieſe müffe Dagegen einem Fürftencollegium je 
jtehen, in welchem fümmtliche deutſche Staaten durch ſechs Stimmen % 
vertreten wären. Das Fürftencollegium follte das Recht ver Füriten, 
das Stuntenhauns das Necht der Staaten ſchützen und der YBıundeditac 
durch Gentralgewalt und Volkshaus geeint werden. Es find dies di 
Prinzipien, welde das Fundament der Dreikönigsverfaſſung bilven. | 

Eine kurze Zeit hatte Radowitz gehofft, daß die öfterreichiiche Me 
narchie mit dem Bundesſtaate einen Geſammtſtaat bilden könnte, von den 
das deutſche eich Das cine Glied und die öfterreichiiche Monarchie das 
andere wären. Nach Außen jollte eine völferrechtliche Gemeinfcaft be 
ftehen, an welde ſich Dänemark, vie Niederlande, Belgien und vie 
Schweiz anfchließen fönnten, und welce bejtimmt wire, den Kern und 
Schwerpunft der europäiſchen Staaten zu bilden. Nah Innen ſollten 
zwei geſonderte ftaatliche Verbände bejtehen, von denen jeder fein eigene® 
Yeben führen und fih nur fo weit mit dem anderen durch Verträge za 
einigen hätte, als c8 fein Vortheil mit ſich brächte. 

Dies waren die Prinzipien, *) von welchen Radowitz bei Beurkr 
tung Des Entwurfs zu einer deutſchen Verfaſſung des engeren YBuntek 

*) Niemals hat Radowig die Schwierigkeit der Durchführung feiner Pläne verlamt; 
aber er hielt dafür, Laß wenigftens Norbdentichland zu einer Einigung gelangen lnntt, 
und hoffte auf Preußens Armee, auf die ihm mwohlbelaunte Schwäche von Rußland unt 
Oeſterreich und auf den Bund mit äußeren revolutionären Kräften. Diefe Anfict theilte 
der König nicht. Er wollte, wie ſchon früher angedentet, nicht Defterreich den Kamp 
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Zeriafiungsenneuris näher gerädı idien, jegı weilte er jein Tell a 
jeiner geittigen Erhebung Zbeil nehmen lanen une ihm eine Berjalluy 
zufidern, welde Einheit ver Natien durch einheitliche Exekutivgewalt m 
zreibeit durch Volksvertreumg mit legiälariver Befugniß enthielt. Untern 
15. Mai erließ ver König ſolche Preffamatien. 


Sie lautete: 


„An Mein Zell! 

„Unter tem Zermante ter teutihen Sache haben die 
geinte des Vaterlandes zuerit in tem benachbarten Sahſen, 
dann in einzelnen Gegenten ton Sñddeutſchland tie Fahne der | 
Empörung aufgerflanit. | 

„Zu Meinem tiefen Schmerze haben auch in einigen Tier. 
len Unjeres Yantes Berblentete ji hinreißen laſſen, dieſer 
Fahne zu folgen und unter verjelben, im offenen Aufruhr gegen 
die rechtmäßige Obrigfeit, göttliche und menſchliche Ordnung um 
zuftürzen. 

„In jo ernfter und gefahrpoller Zeit drängt es Mich, ein 
offenes Wort zu Meinem Polfe zu reben. 

„Ich Habe auf Das Anerbieten einer Krone ſeitens der 
teutfchen Nationalverfammfung eine zuftimmende Antwort nidt 
ertheilen können, weil die Berfammlung nicht das echt hatte, 
die Krone, welche fie Mir bot, ohne Zuftimmung der deutſchen 
Regierungen zu vergeben, weil fie Mir unter ver Bedingunz 
ver Annahme einer Verfaſſung angetragen ward, welde mi 
den Rechten und der Sicherheit ver deutſchen Staaten nidt ver 
einbar war. 

„Ich habe fruchtlos alle Mittel verſucht und erichöpit, j 
einer Verftändigung mit der deutſchen Nationalverfanmlung u 
gelangen. Ich habe Mid) vergebens bemüht, fie auf den Stunt 
punkt ihres Mandats und des Rechtes zurüdzuführen, welches 
nicht in der eigenmächtigen und unwiderruflichen Fejtftellung, jor 
dern in der Bereinbarung einer deutſchen Verfaffung beitand, 
und felbft nad) Vereitelung Meiner Beftrebungen habe Ib in 
der Hoffnung einer endlichen friedlichen Löſung nicht mit der 
Lerfammlung gebrochen. 

„Nachdem dieſelbe aber durch Beſchlüſſe, gegen welche trefl- 
lihe Männer fruchtlos anfämpften, ihrerfeitS ven Boden tet 
Rechtes, des Gefeges und ver Pflicht gänzlich verlaffen, nadten 
fie Uns um deshalb, weil Wir dem bebrängten Nachbar die 
betene Hilfe fiegreich geleiftet, des Friedensbruchs angeflagt 
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abzuhalten, bei denen von diefen ein Promemoria der hannoveriihen Re 
gierung vorgelegt wurde, welches einen anverweitigen Entwurf der Reihk 
verfaffung enthielt, wonad das ganze frühere Bundesland aub ned 
ferner vereint und durd einen Reichsrath von finf Stimmen regiert werda 
jolite. Oeſtrrreich follte eine Stimme, Preußen die zweite, Baiern die 
pritte, den drei andern Königen vereint die vierte und den übrigen Fürften 
und freien Städten die fünfte Stimme zuftehen; Oefterreich und Preuße 
aber den gemeinfchaftlichen Borfig haben. Dem Reichsrathe follten wie 
wölferrechtliche Vertretung, Krieg und Frieden, Wahrung des innerm 
Friedens, Verfügung über die bewaffnete Macht, Berufung und Schi 
des Reichstages, Furz die ganze Gentralgewalt zuftchen. Die ven tes 
berechtigten Staaten gewählten fünf Neicheräthe follten nicht durch die 
Inftruction ihrer Machtgeber gebunden jein, wohl aber waren fie de— 
jelben wie dem Keidhstage und ver Geſammtheit der Regierungen ver⸗ 
antwortlid. Auch follten fie zugleih Minifter des Reichs jein. Gemeis 
Ichaftlich follte Dejterreih und Preußen die Reichsvorſtandſchaft zufteben; 
aber nur nad den Beſchlüſſen des Reichsraths hatten ſie Krieg zu ® 
klären und Frieden zu fchließen. 

Eine folde Vereinigung des Dualismus mit dem Directorium bitte 
die Mängel beider Inftitutionen in fich getragen und wäre nur dazu ge 
eignet gewejen, Deutſchlands Macht und Anfehn noch mehr, wie bieber 
zu ſchwächen. Wenn die Hannoverifche Zeitung damals berichtete, „DE: 
dieſes Project bei Friedrich Wilhelm IV. nicht ungünftige Aufnahme ge 
funden habe,“ ſo ergiebt ſich die Unwahrheit ſchon daraus, daR ver Im 
halt feinen Wünſchen und Plänen direct entgegen war. An den Ver 
berathungen, vie deshalb zwiſchen ven hannoveriſchen Abgeordneten im 
Radowitz ſtattfanden, wurde das Project von Yeßterem beftimmt verwer⸗ 
fen. Diefe Berathungen erjtredten fib auch auf die Betheiligung Toter 
reichs bei dem Bundesſtaate. Stüve verlangte fie und war in&befondere 
bemüht, Preußen die Gentralgewalt zu entziehen. Da Radowitz daramf 
nicht einging und bei der Centralgewalt beharrte, jo beantragte Stüre, 
daß dieſelbe zeitweife von Preußen und Oefterreih ausgeübt werten mög 
und fie für jegt von Preußen nur intermiftifh übernommen werke. 

Auch Dies wurde verweigert und reifte Stüne vom 12. bis 15. Ne 
nah Hannover, um fi weitere Inſtruction wegen Oeſterreichs zu beim 
Dort wollte man weder die preußifche Hegemonie noch vie Verfaſſunz 
des deutſchen Parlamente, aber auch das Siebenzigmtllionenreid UT 
nicht genehm. Man hatte Feine Neigung für die Vertheidigung auker 
deutſcher Yänder und wußte jehr wohl, daß Oeſterreich andere Intereſſen 
wie ter deutſche Norden verfolge. Am Yiebjten wäre Hannover zum 
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ter Bevellmäctigten für Hannover wurte der Entwurf genehmigt, jeted 
zugleih ein fchriftlicher Vorbehalt wegen ter Oberhauptsfrage übergeben, 
auf welchen ich noch ſpäter zurückkomme. 

In ten Conferenzen betrafen die Einwendungen ver Bevollmächtigten 
hauptſächlich die Wahrung ver fürftlichen Rechte, jewohl Preußen als ven 
Bolfe gegenüber. Preußen war genöthigt, nad beiten Seiten bin die 
Bertheitigung jeines Entwurfs und bezugsweife ter Reichsverfaſſung z 
übernehmen. Die SHauptoifferenzen betrafen Oeſterreichs Ausjchliegumg, 
Preußens Gentralgewalt, tie Ueberlaſſung eines Theil ver Steuern in 
das Recht, ftäntige Geſandte zu empfangen und abzujenden. 

Nah ver Reichsverfaſſung Hatten vie Fürften an ver Gentrafgewelt: 
gar feinen Antheil. Der Kaiſer übte vie ihm übertragene Gewalt 
und zu tiefer Gewalt gehörte auch Das Recht des Vorſchlags ver 
und die Ausübung ver gejeßgebenten Gewalt in Gemeinjchaft mit den 
Reihstage unter ver verfaffungsmäßigen Beichränfung. Diejes At 
jollte nach dem won Preußen vorgelegten Entwurfe auf ein Fürftencollegium 
übertragen und aljo vie erefutive von ter legislativen Gewalt g 
werten. Jene follte der Reichsvorſtand, deſſen Würde mit ver 
Preußen zu verbinten war, ausüben, tiefe das Fürftencollegium mark 
tem Vorfite des Reichsvorſtandes. Der Lestere follte nur bei Abände 
rung der Reichsverfaſſung das Recht eines befonveren Veto haben. Dem | 
Reichsoberhaupte wurden im Weſentlichen dieſelben Rechte wie dem Laiſer 
überlaſſen und nur Civilliſte und Titel fielen weg. Auch wurde vie lie! 
verletzlichkeit nicht ausdrücklich ausgeſprochen. Ihm follten die völkerrech 
liche Vertretung des Reichs und ver einzelnen deutſchen Staaten, vie An 
ftellung ver Reichsgeſandten und Conjuln, Die Führung des viplomarijden 
Verkehrs, tie Erklärung des Krieges, der Abſchluß Des Friedeneé, der 
Bündniſſe und Verträge mit auswärtigen Mächten und zwar unter Wü 
wirkung des Reichstages, inſoweit ſolche in ver Verfaſſung vorbehalten 
iſt, die Berufung und Schließung des Reichstages, die Auflöſung Ted 
Volkshauſes, Das Recht ver Begnadigung und die Verfügung über Ne 
bewaffnete Macht zuftehen. Das Fürftencollegium jollte nach vem w 
ſprünglichen Vorſchlage aus fieben Stimmen beftehen, wovon Preußet 
Oeſterreich ud Baiern jeres eine Stimme, Würtemberg, Baden um die 
beiden Hohenzollern die vierte Stimme, Sachſen, vie ſächſiſchen Keep 
thümer, Neuß, Anhalt une Scwarzburg Die fünfte Stimme, Hannedrer, 
Braunfhweig, Oldenburg, Mecklenburg, Holftein und die Hanſeſtädte die 
ſechste Stimme und Kurheſſen mit ven übrigen deutſchen Ländern de 
fiebente Stimme erhielten. Zugleih war in vem Entwurfe gejagt werten, 
daß das Fürftencollegium aus ſechs Stimmen beftehen follte, wenn ji 
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das Sachverhältniß felbft bebingten Maßgabe, daß er feinen diplomatijcen 
Aft zum Abfchluß fommen Laffen werde, über deſſen Genehmigung durch das 
Fürſtencollegium er fich nicht im Voraus durch Vorberathung und Ein 
vernehmen mit vemfelben verjichert Habe. Er ernenne ferner das Reit 
minifterium; aber er ernenne vorausfichtlich fein anderes, als welches ver 
Majorität des Fürjtencollegiums genehm fei, das heißt derjenigen Inftanz, 
die über alle bei dem Reichstage vorzubringenden Anträge vorher durch 
aus felbftftändig zu befchließen babe und daher durch Annehmen over 
Zurüchweifen ſtets in dem Falle fei, das NReihsminifterium zu halten 
oder fallen zu laſſen. Was zulegt noch die dem Reichsvorſtande zuge 
tbeilte Verfügung über die bewaffnete Macht betreffe, fo fei dieſe Befugniß 
in der Natur der Sache begründet. Wenn Deutjchland wirflich im Imem 
frei und fiber und nach Außen mächtig werben folle, jo müfle man bie, 
wo in vielen Fällen der Augenblid entjcheive, ablajjen, ven Einheitsbe⸗ 
ſchluß auf den Vielheitsbeſchluß zurüdzubringen. Demnach müſſe ver 
Vorwurf, daß Preußen in vie Erefutive mehr bineingetragen, ale die 
Erefutive ſelbſt gebieterifch erfordere, entfchieden abgelehnt werben. FPrew 
Ben verlange nur die Einheit ta, wo fie ſchlechterdings bingehöre um 
und für die geficherte einheitliche Staatsleitung nicht zu entbehren jei. E 
beanfprude nur, was nicht verwehrt werden könne, wenn man anderer 
ſeits wirtlich entjchloffen fei, aus dem Zuftande ver legten breikig Jahre 
berauszutreten und mit Preußen die Ucberzeugung theile, daß die Revole- 
tion dauernd zu fchließen fei, nicht blos invem man den augenblidlicen, 
verbrecherifchen Wirerjtand gegen die Regierumgen durch vie Waffenge 
walt breche, ſondern indem fich die Negierungen durch aufrichtiges Ge 
währen des nationalen Bedürfniſſes — der Vereinigung Deutfchlante zu 
einem nationalen Bundesjtaate — den beſſeren Geift der Nation wr 
binden.” 

Yercbenfeld erwieverte: „er bege die Beſorgniß, daß Baierns Zutrit 
bei einem unabänderlichen VBerharren auf der proponirten Geſtaltung tes 
Neichsoberhauptes nicht erfolgen werde. Kine Aenderung, andeutungk 
weife der Art, daR die Regierung des Reichs einem Fürftencollegium 
übertragen werte, an deſſen Spite Preußen als Reichsvorſtand itek, 
würte vielleicht fhon genügen, Form und Wefen in erforderlicher Belle 
zu wahren. Es wäre daher zu wünfjchen, vaß einem Vorſchlage die 
Art ale dem hoffentlih ausreichenden Vereinigungsmittel die vwerbient 
Erwägung nicht verfagt werde. 

Ein folder Vorſchlag wurde von Preußen nicht gemacht; mohl al 
von ihm wiederholt das Verhältniß zu Dejterreih hervorgehoben un 
ausdrücklich erklärt, „daß Vefterreich die Union abgelehnt habe. Es ſei 
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Demofratie, ſondern auch von ven Großdeutſchen, Ultramontanen mt 
Partifulariften, zu denen ja auch die Stodpreußen gebörten, auf das 
Heftigite angegriffen werden würde, war ſchon vorauszufehen. ‘Die Zranf- 
furter Verfaſſung — fo ſagte man — fei befämpft worden, weil jie de 
jtimmungen enthalte, die zu einer focialen Auflöfung und republifanifcen 
Anarchie führen müſſen, aber nicht minder gefährlich fei das Schreiber: 
regiment und die oberherrfihe Bevormundung einer preußifchen Burear 
fratie. Der norddeutſche Sonderbund werde von dem Süden niemals 
anerlannt werten. Er verlege bie Intereffen der ſüddeutſchen Staaten 
und trage ben Keim des Zwieſpaltes, ter Zerrüttung und Auflöſung in 
ih. Er laſſe aus der Franffurter Verfaffung Alles beftehen, was ben 
materiellen und finanziellen Wohlſtand Süddeutſchlands vernichte. An di 
Stelle einer deutſchen Gentralgewalt jei preußifches Negiment, am we 
Stelle des Princips der Volksſouveränetät das der preußifchen Souperäneil 
gefeßt worden und Deutfchland zur Beute Preußens auserfehen. Te 
Verfaſſungsentwurf habe — fe fagten Andere — feinen anderen Ad, 
als den Proteftanten das Uebergewicht über die Katholifen zu verfchafte, 
niemal® könnten aber die deutſchen Katholiken gejtatten, daß ein Pre 
teftant an die Spige Deutſchlands trete und das Fatholifche Sürveutik 
(and von dem proteftantifchen Norddeutſchland unterjocht werte. Auch ii 
der nee Bund keineswegs ein fo ftarfer, um Gewähr für vie Ruhe m 
Ordnung der Zukunft zu Teiften. Preußen und Sachen fünnten nur dur 
Bajonette gehalten werben und die hannöveriſche Dynaſtie, obwohl aut 
Deutſchland ſtammend, fei doch als eine fremde zu erachten, welche fein 
weges im Volke Yiebe genieße. Bei Weiten feſter ſei Oefterreide Dr 
naftie mit Deutfchland verfnüpft und die ſechshundertjährige Geſchichr 
habe ein nicht leicht zu löſendes Band bewirkt. Bon einer anderen Seit 
wurde die neue Verfaffung als eine perfive Dialektik bezeichnet, welht 
trog ter foheinheiligen Form nichts weiter als die Dictatur Preußens r 
ziele und Deutſchland ver preußifchen Krone unterwerfen und dem Xelk 
die ihm durch die Reichsverfaſſung gewährten wichtigen Grundrechte, je 
wie das ſuspenſive Veto und Tas allgemeine Wahlrecht entziehen wole 
Das neue vorfüntfluthlice Wahlgeſetz, welches politifche Rechte nah m 
Steuerquote beftimme, vergrößere vie zwijchen ven Parteien und Prir 
cipien beſtehende Kluft, veize tie ärmeren Klajjen und fei ver Keim fi 
. fünftige Revolutionen. 

Hiermit war die nationale Partei nicht einverjtanten. Sie hielt ab 
gemeines Wahlrecht und fuspenfives Veto für demokratiſche Spielerei, 
die man opfern könne. Aber nicht jo leicht wären die Opfer, welde mas 
der nationalen Einheit und Kraft bringen follte. Der Reichögewalt jeltt 
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neue Entwurf in der Paulskirche geboren fei und alles Wefentlihe me 
Nothwendige der Neichsverfaffung: die Einheit nach Außen, die Leitung 
des Heeres im Kriege, das Tribunal über vie einzelnen Regierungen mt 
Staaten, jo wie vie Erblichfeit des Oberhauptes und das Volldhaus ent- 
halte und trogvem, daß mehrere Grundrectegefallen wären, doch no 
immer eine verfaſſungsmäßige Freiheit begründe, auf welcher weiter zu 
bauen fei. 

Andere, welche vorzugsweije die Einheit und Kraft des PVaterlandet 
eritreben wollten, wiefen darauf bin, daß Vefterreich in nicht zu langer 
Zeit aus dem eigentlichen Deutjchland fcheiven müſſe und Preußen pu 
ftügen fei, wenn Deutſchland nicht in Folge dieſes Ausfcheidens Oeſter 
veib8 den fremden Mächten unterliegen follte, und daß e8 Daher erwünſch 
jei, wenn Preußens Macht erhöht würde und dies gefchehe jedenfalls de 
dur, daß ihm die Reichsvorſtandſchaft zufiele und der preußiiche Prime 
den Sieg über Dualismus und SKleinftaaterei erhalte. Zugleich werk 
Preußen durch ven Entwurf, ebenfo wie dur die Reichséverfaſſung, die 
Verpflichtung auferlegt, fortan eine deutfche nationale Politif mit Hinter 
anfegung aller Sonderintereffen auszuüben und alle feine reichen Kräfte 
Deutſchland zuzuwenden. Ihnen entgegen wurde von denjenigen, weld 
die Meacht und Souperänetät der deutſchen Fürften fo wenig als möglih 
ihmälern wollten, hervorgehoben, daß die Verfaffung infofern ven Ir 
ſprüchen der Nation genüge, al8 zwar die einheitliche Exekutivgewalt ur 
recht erhalten werde, jedoch den Einzeljtaaten ihre felbjtftändige Krilten 
gejichert bleibe; namentlich fei es erwünſcht, Daß die Erefutivgewalt wen 
ver Yegislation getrennt werde und ſomit dem Fürftencoflegium nach Inne 
die geſetzgebende Meacht, fo weit fie ver Neichdgewalt zuftand, gelaſen 
ſei. Enplih wurde auch won Konftitutionellen darauf hingewieſen, daj 
der zweite Factor der Vegislation der Reichstag ſei und fomit Das able 
lute Princip befeitigt und die abfolute Herrfchaft vernichtet fei. 

So verjchieden und manmigfaltig waren die Anficten über vie wei 
Preußens König entworfene deutſche VBerfaffung. Im Allgemeinen mr 
aber die Stimmung im Norden Deutſchlands dem neuen Verfaſſunze 
entwurfe nicht ungünftig, wenn auch freilich diefelbe ſehr getheilt wur. 
So erklärte der in Bremen abgehaltene Congreß ver Vereine und Cer 
porationen Hannovers, daß er keine andere gejegliche Ordnung für Deutjk 
land anerfenne, als die von der Nationalverfammlung verfündigte Reich 
verfaffung nebjt dem Wahlgejeße, während antererfeits 45 Göttinger 
Profeſſoren in einem Schreiben an diejenigen ihrer Collegen, welde Wü 
gliever ver deutfchen Nationalverfanmlung gewefen waren, die Mängel 
der Neichsverfajiung hervorheben, die Unmöglichkeit der Annahme Kr 
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Bhliegen und unterordnen wollten, aber da fie es gethan und ſolches 
wen Fürften und der Nation feierlich verkündet hatten, fo fonnten fie 
ffich mit ihren Vorbehalten vielleicht gegen die Vorwürfe Preußens, nicht 
aber gegen die der übrigen veutfchen Fürften und vor Allen ver deutſchen 
Rotion ſchützen und rechtfertigen. 

Die Tage der Nemefis blieben nicht aus. Preußen hatte feine 
Feinde fermen gelernt und als der entfoheivende Tag des Kampfes 
zuiihen den beiden deutſchen Großmächten anbrach, da waren e8 zu: 
wääft diefe beiden Länder, welche Preußen befegte, um ſich Hannover 
wueignen und Sachſen vem neuen Bundesſtaate unterzuorbnen. 


Zwölftes Gapitel. 


Baiern und die Verfammlung in Gotha. 


dv. d. Pfordten. Berbandlungen in Berlin. Zufammenktunft in Gotha. v. Bink 
v Gagern. 


Dem Bündniſſe vom 26. Mai waren nach und nach ſänmmtliche 
deutſche Staaten, mit Ausnahme von Heffen-Homburg, Würtemberg mt 
Baiern beigetreten. In der am 15. Mai wieder zufammengetretenm 
bairiſchen Kammer hatte gleich beim Beginn verjelben Freiherr v. Lerder 
feld, — welcher im Jahre 1848 Miniſter in Baiern geweſen war mt 
demnächſt das Amt eines Reichsminiſters nur um deshalb ausgefchlagen 
hatte, weil er nicht an einem Minifterium theilnehmen wollte, an deſſen 
Spitze Gagern ftand — gegen Preußen und das von ihm vorgefchlagen 
Bündniß auf das Heftigfte gefproden. Obwohl Mitglied und Führe 
der liberalen bairiſchen Oppofition war er doch mit der Politik des Mi 
niſteriums in Bezug auf Preußen ganz einverftanden. Er erinnerte an 
das Schwanfen der preußifchen Politik feit vem 13. März 1848 und er: 
färte unter der Zujtimmung der Kammer, daß e8 bei Den gegenwärtigen 
Umständen am angemefjenften fei, ein Directorium an Deutſchlands Spike 
zu jtellen, da man einen Kaiſer nicht dur einen bloßen Beſchluß ſchaffen 
fünne. Zugleih wurde das Meinifterium durch Lerchenfeld darüber inter 
pellirt, ob die LUinterhandlungen Baierns mit Preußen abgebrochen wären 
oder ob eine Verſtändigung erfolgt fei und welde ver Fragen unerletig 
geblieben wären. Ihm erwiederte in der Sigung vom 4. Juni 1849 veran 
die Stelle des Grafen Bray als Miniſter des Aeußern ernannte v. d. Pier 
ten, „daß die Regierung nicht im Stande fei, ihre volle Uebereinftimmung 
mit dem Berliner Entwurfe zu erklären. Er enthalte zunächſt nicht dak, 
was die Regierung für nöthig erachte, um die Stellung Oeſterreichs zu 
Deutjchland zu wahren. DVejterreih werde durch das Ausſcheiden aut 
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480 Der Süpbund. 


der Regierung, wie dem Yandtage das Recht der Zuftimmung und Nidt 
zuftimmung zu diefen Beſchlüſſen abgeiprochen, weil fie ferner in eiwr 
anderen Adreſſe erklärt habe, das Miniſterium nicht unterftügen zu wel- 
(en, weil fie nicht die Meipbilligung des Aufſtandes in der Pfalz ausge 
ſprochen, weil fie mit den aus der Pfalz geſendeten Abgeoroneten getagı 
hätte und weil endlich die Anträge der Regierung unerledigt geblieben 
waren.“ Bon der in Berlin entworfenen Verfaffung und vem Beinit 
zu derfelben war in der Proflamation nichts erwähnt worden. 

Die Auflöfung ver Kammer, den veactionären Parteien und Sted: 
baiern erwünſcht, erregte im Lande Unwillen; aber trogbem wuren bie 
Worte des Minifterd des Aeußern nicht ohne Eindrucd geblieben. wur 
war ftet8 in einem großen Theile des Yandes die Meinung vorberricen, 
daß die Interejfen des Nordens verichieven von denen des Südens wär 
und die Hegemonie Preußens dent Norben das Lebergewicht verjcaflen 
würde; aber jeßt wurde auch an Trennung des Südens vom Norte 
und an Begründung eines ſüdweſtlichen deutſchen Bundesſtaates gevakt 
Offen fprab der Nürnberger Courier von einem Süpbunde: „Ten 
nordiſchen Bunde jei ein fündeutfcher vom gleichen Umfange, gleicer 
Intenfität und höherer materieller Tüchtigkeit entgegenzufegen. Unter 
dem Volke Würtemberg's würde ev Anklang finden, und die Sympathieen 
für Oeſterreich wieder erweden.“ Hiermit ſtimmte Die Sprache einzelner 
öfterreichifehber Blätter, namentlich Des Yloyd überein. Auch er fprod 
„vom norddeutſchen und ſüddeutſchen Bunde; Vejterreih babe das Kedt, 
ven Borftaat zu bilden. Es werde aber Baiern die wichtige Rolle über 
tragen, ven Frieden und Die Mact ver mitteleuropäijchen Yänver auf 
einer fejten Baſis zu gründen.“ Dieſe Ideen waren für Baiern zu m 
lockend, als daß fie nicht Anklang gefunden hätten. „Der Süpen,” je 
jugte man, „jei durch die miannigfaltigiten Bande, Durch feine Abſtan— 
mung, feine Yage, feinen Handel und Verfehr an Defterreich gebunden 
Er jei verpflichtet, jich ebenjowohl vor einer Unterwerfung unter ve 
Norden, al® vor einer Zrennung von Defterreih zu wahren. Der der 
ſchlag eines ſüdlichen Bundesſtaates bewahre dem Süden eine unabhär 
gige ftaatlihe Stellung und Fortentwidelung und fünne das Band mit 
Dejterreih und dem Norden dadurch aufrecht halten, vaß von ihm mit 
Vefterreih und einen nörbfiben Bundesjtaate eine Verbindung vereir 
bart werde, wodurch ftatt Der Zerjplitterung ein wirflihes Großdeutſchland 
geichaffen würde.“ 

Während auf der einen Seite dem Volke die Ausjicht auf tie 
Machtſtellung Baierns hingehalten wurde, war man andererſeits and 
bemüht, die Abneigung gegen Preußen zu vergrößern und zu verbreiten. 
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490 Berbandlungen Baierns mit Preußen. 


machtlo8 gewefen und das Fürftencollegium wäre nur benutzt worben, un 
bie Macht Preußens zu ſchwächen. Die Intriguen der Einzelftaaten mi 
rem Auslande hätten ebenfo fortbeftanvden, wie in ven letzten Jahrhun 
berten, und wären um fo gefährlicher gewefen, als Rußlands Macht ver 
größert war, Defterreich zu ven feinnlihen Mächten Hinzugetreten wäre 
und der Bundesſtaat noch zu jung gewefen und zu wenig Wurzel gefaht 
hätte, als daß er vermocht haben würde, den Intriguen und Stürmen zu 
widerſtehen. Was aber Preußen betraf, fo hätte e8 nach biefen Vorſchle⸗ 
gen feine europäifche Stellung aufgeben miüffen und wäre als deutſcher 
Staat durch Theilnahme an dem von Baiern vorgefchlagenen Bunt 
ſtaat nicht geftärkt, fondern geſchwächt worben. 

Friedrich Wilhelm IV. verbehlte fich dies nicht, aber er wußte aud, 
wie wichtig ber Beitritt Baierns für das Gelingen feiner Wünſche war, 
und diefe Wünfche waren fo lebendig une mächtig, daß er fich ſchon rer 
her entjchloffen hatte, bis zur äußerften Grenze eines Bundesſtaatet zu 
gehen und demzufolge die Rechte des Fürftencollegiums zu erweitern mb 
ihm einen Theil ver Exekutivgewalt beizulegen. In Folge deſſen waren 
auch von Eeiten Preußens in zwei ſchon vom 1. Juli datirten vertraw 
lien Schreiben ves Generals v. Ratewig an v. d. Pfordten die äufer: 
ten Mopificationen des Berfaffungsentiwurfes, auf welche Preußen ei 
gehen könne und würde, mitgetheilt worden. Das erfte Schreiben berg 
fih feriglih auf tie Oberhauptsfrage und wurden in bemfelben folgen 
Aenverungen vorgefchlagen. 

1. Die Regierung des Reiches wird von einem TFürftencollegum 

geführt, an deſſen Spige ein Reichsvorſtand ſteht. 

2. Die Reichsvorſtandſchaft ift mit der eriten Stimme im YFürlten 

collegium verbunden. 

3. Preußen macht ſich verbindlich, daß ter Sitz ver Neichsregierung 

nicht eine der preußifchen Reſidenzen jein werde. 

4. Der Reichsvorſtand übt tie völkerrechtliche Vertretung veb 

deutfchen Reiches aus, fowie biejenige der einzelnen deuiſchen 
Staaten, infoweit dieſe der Neichögewalt anheimfällt. Er fell 
die Neichögefandten und vie Gonfuln an und führt ven virle 
matifchen Verfebr. 

5. Der Reihsvorftand erklärt Krieg und fohließt Frieden im Namen 
des Reichs und im Einvernehmen mit dem Würftencollegium. 

6. Ter Reichsrorftand fehließt die Bündniſſe und Verträge mit hen 
auswärtigen Mächten ab und zwar unter vorgängiger Zuftin 
mung des Fürſtencollegiums und Mitwirfung des Neichbtagee, 
infoweit diefe in der Verfaſſung vorbehalten ift. 
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494 Abbrud der Berbandlungen. 


dingungen zu fnüpfen und noch dazu an die VBeringung, daß Oefſterreih 
bie definitive IUmgeftaltung des ganzen Bundes in eine, die Gruntzäge 
deſſelben verlegente Verfaſſung genehmige, widerftreite ven Harften 
Rechtsſätzen. 

„Hierin finde Oeſterreich, und mit Recht, einen Bruch der Verträge 
ven 1815, die bisher jelbft von ven revolutionären Negierungeu von 
Frankreich geachtet worden wären, und es laffe fich Leicht worausichen, 
welche Folgen dies nach fich ziehen könne. 

„In Folge des Miflingens der Bildung einer neuen yproviforifce 
Centralgewalt hätten auch tie Verhannlungen Baierns über ven Berfik 
fungsentwurf vom 26. Mai nicht offizielle, fondern nur vertrauliche jein 
fünnen. Von Seiten Preußens werde auch bier in allen weientliden 
Punkten, namentlich an der preußifchen erblichen Reichsvorſtandſchaft u 
daran feftgehalten, daß ver Reichsvorſtand allein die ganze biplomatilde 
Vertretung, die Dispofition über die Armee, die Entſcheidung über Krieg 
und Frieden und die Wahrung des inneren Friedens, alſo eigentlich alk 
Souveränetätsrechte in fih vereinige. Es fei nicht mehr zu verfemen, 
daß man die Scheidung des übrigen Deutfchlands von Defterreih und 
feine Unterwerfung unter Preußen erftrebe und daß man die ganze Frage 
(eviglih al8 eine Frage der Macht und des Intereſſes auffaffe. 

„Zu wünfchen bleibe nur, werm auch fehmer zu hoffen, daß die öl 
der Frage nicht eine gewaltfame werde und daß fie fich insbeſondere 
nicht aus einer inneren deutſchen Angelegenheit in eine europäiſche ver 
wandle.“ 

Dieſes Circular hatte das Verdienſt, daß ſich darin bie preußen 
feindſiche bairiſche Politik offen und nackt kund gab. Es war dies die 
ſelbe Politik, welche Baiern veranlaßte, im October des nächſten Iabres 
zu Bregenz mit Oeſterreich einen Defenſiv- und Offenſivtraktat zu er 
richten und 17 Jahre fpäter, am 14. Juni 1866, ebenfalls unter 
v. d. Pfordtens Peitung, die Olmüger Militärconvention abzufchließen. 

Preußen verfannte nicht die feintfelige Sprache des Girculars nem 
12, Juli und in feinem, an feine Geſandten gerichteten Circular vom 
30. Juli hob es hervor: „daR tabingeftellt werde, welche Gründe da 
bairiſchen Minifter berechtigen Fonnten, einen vrohenden Bruch zwiſchen 
ten beiden Großmächten auf fo befremdende Weife zu verfündigen. Wäre 
eine jolde Gefahr vorhanten, fo würde wohl kaum die Dazwifchenkunft 
des Herrn v. d. Pfordten viefelbe vermindert haben und wäre fie and 
nicht durch die Beſprechung vermehrt worten. Preußen werde von dem 
Wege, den es zur Verwirflihung des deutfben Bundesſtaates eingejhle- 
gen habe, troß aller Verdächtigung nicht abweichen. Es habe nicht Ur 
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496 Schreiben des preußifchen Geſandten vom 27. Auguft 1849. 


v. Bodelberg in Münden noch in einem befonderen Schreiben tem 
27. Auguft Hinzu, „daß die Weberzeugung feiner Regierung dahin gek, 
daß ſich innerhalb ver Grenzen, welche diefelbe bei ven vertraulichen Ur 
terredungen fo weit wie möglich zu ſtecken gefucht habe, eine Berftant 
gung werde erreichen lajfen, welche beiden Theilen genügen werbe, wen 
man einfach bie Sache felbft und die in ihr liegenden praftifchen Net 
wendigleiten ins Auge falle. Wenn dieſe Hoffnung erfüllt werten fm, 
fo werbe in ber Auftimmung Baierns zu den Entwürfen der verbündeden 
Regierungen der Schlußftein des ganzen Werkes liegen und in ven Augen 
der ganzen Nation jeder Zweifel an dem Zuſtandekommen einer wahre 
deutfehen Einigung befeitigt werben. ‘Die preußifche Negierung habe ver 
batrifchen mit Vertrauen die Hand geboten. Ste habe für Preußen nid 
begehrt, was nicht nothiwenvig aus ver Natur des WBunvesftaates, bes 
auch Baiern ale das zu erreichende Ziel bezeichnet habe, und aus res 
gegebenen Verhältniſſen folge. Preußen könne für das, was es mn 
Bundesſtaate Teiften folle, nicht weniger in Anfpruch nehmen; es fü 
aber auch mit Zuverficht annchmen, daß es nichts beanfpruche, was fh 
‚nicht mit Der Würde und vollen Unabhängigkeit der übrigen Staaten ver 
trage. Die preußifche Negierung habe ſich gerade Baiern gegenüber 5 
allen mit den oberften Principien des Bundesſtaats verträglichen Ri 
fichten auf feine Wünfche bereit erffärt und fei dazu noch immer bereit 
Inzwiſchen Habe fich ein großer Theil Deutfchlands mit den PVorjchlägen 
einverſtanden erflärt und die öffentlihe Meimmg innerhalb wie außerhall 
Preußens bringe mit Nachtrud darauf, daß an die Verwirklichung tiefe 
Vorſchläge mit Ernft Hand gelegt werde. Die Nation verlange Bing 
Schaft und Pfand dafür, Daß es den Regierungen mit ihren Beftrebungen 
für die Einheit Deutſchlands Ernſt fei. Es könne der bairifchen Regie 
rung ſelbſt nicht entgangen fein, daß wenn auch für ven Augenblid die 
offene Revolution mit Waffengewalt bejiegt fei, doch, wenn tie Natien 
fih in ihren Hoffnungen von Neuem getäufcht fehen follte, neue mb 
größere Krijen und Erſchütterungen bevorftehen. Die preußifche Regie 
rung achte es daher für dringend nothwendig, bald die Einleitungen zu 
Zufammenberufung des Reichstages behufs Reviſion und Vereinbarmy 
der Verfaſſung zu thun. In dieſer Meberzeugung werde ver Wunſch au 
geſprochen, daß die bairifhe Regierung fo bald als möglich ver preußiicen 
Regierung ihre in Ausſicht geftellten Eröffnungen zugehen laſſe. Ti 
Letztere werde biefelben in Gemeinfchaft mit ihren Verbündeten in genau 
und forgfältige Erwägung nehmen und fib in ihren Entfchlüffen nur von 
dem einen Wunſche leiten faffen, die Einigung Deutſchlands auf praftifb 
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Mathy, Hergenhahn, Soiron u. n. m. gehörten. Eine trübe, nieder 
jchlagene Stimmung batte fich ihrer bemächtigt. Ihre Hoffnungen ware 
zerjtört, ihre Arbeiten erfolglos, ihre Siege in Niererlagen verwante. 
Bon den Regierungen Hatten fie feine Unterftügung zu erwarten, vie 
Reactionären freuten fich über ihre unglüdliche Stellung, das Volt ſtand 
nicht hinter ihnen und die Aufſtände derer, welche für vie Anerkennung 
ter Reichsverfaſſung kämpften, waren für fie nicht erſprießlich. Ohne 
Zufammenhang mit einer Partei, ohne Macht nad Außen, blieb ihem 
nur noch vie Thatenloſigkeit übrig, ihnen, welche, der Mehrzahl nad, 
Nahrzehnte fo wader und treu gekämpft hatten. In der menfchliden 
Natur Liegt nun aber tief begründet, daß ſich der früftige, thätige Mom 
nur mit Widerwillen zur Unthätigkeit entfchließt und Die paſſive Kelle 
für tie active übernimmt, und um dieſer Ilnthätigfeit zu entgeben, ftedt 
man gern das weite Ziel etwas zurüd und begnügt fich, treg ter frühbe⸗ 
ren günftigeren Ausſicht mit Wenigerem, wenn folches zu erreichen mög: 
ih ift. Die fogenammte Dreikönigsverfaffung wur nicht fchlecht. Sie 
bot der Nation Einheitspunkte in der Vertretung und in ter Centrab 
gewalt. Sollten die Männer der Mittelparteien dieſe Verfaſſung zurüd 
ſtoßen, weil ihnen die angeblich beffere entzogen war? War nicht gerade 
in ihrem Sinne und nach ihrer politifhen Anſchauung viefe neue Ver— 
faſſung verienigen vorzuziehen, welde mir durch Compromiß zu Stante 
gekommen war und welder die Mittelparteien in vielen Punkten nur mit | 
ſchwerem Herzen ihre Zuftimmmg gegeben butten? | 

Solche Gedanken veranlaßten Mar v. Gagern, Diejenigen Männer, weld 
in Frankfurt und deſſen Nähe waren, zuſammenzurufen und vereinigten ſich die 
beiden v. Gagern, Dahlmaunn, Mathy, Hergenhahn und Andere vahin, die 
jenigen Abgeordneten, welche in ver Frankfurter Nationalverſammlung vie 
Durchführung der Reichsverfaſſung vom 28. März erſtrebt hatten, zu einer 
Verſammlung in Gotha, welche ten 26. Juni ſtattfinden ſollte, einzu 
laden, um über ein möglichſt übereinſtimmendes Verhalten bei der gegen— 
wärtigen Yage Deutſchlands, insbeſondere gegenüber ver obſchwebenden 
Frage ber Reichstagswahlen für diejenigen Staaten ſowohl, welche vie 
Reichsverfaſſung vom .2S. März anerfannt, al® auch für Die, melde eher 
fo, wie die Regierungen von Preußen, Hannover und Sachfen vorher 
noch Morificationen für nöthig erachteten, zu berathen. Die Beſprechumg 
jollte nur unter Gleichgeſinnten erfolgen und daher auch nur vie Einge 
ladenen Zutritt haben. Die Oefterreiher jollten gänzlich ausgeſchloſſen 
jein. Obwohl die Einladung nicht in den äffentlihen Blättern ftand, jo 
verbreitete ſich fehnell Die Kunde von derjelben und erregte bei ver, hund 
die legten Vorgänge in Frankfurt und Stuttgart entmuthigten natienafen 
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fich für Annahme der Dreifönigsverfaffwig erklärte. Baden war tımb 
Mathy, Soiron und Baſſermann vertreten. Auch war Das ganze Gagernide 
Dinifterium, mit Ausnahme von v. Peuder, anweſend. Selbſt aus Tem: 
reich, obwohl nicht eingelaten, hatten fih Rößler aus Wien und Wok: 
wiczta aus Krakau eingefunten, ſich jedoch bei ven Erklärungen nicht ke 
theiligt. Am zahlreichiten waren die Preußen vertreten. Unter ihnen warm 
tie hervorragendften Dahlmann, Simfon und Georg v. Pinde Te 
Yeßtere, welcher in ver aufgelöjten Kammer ver begabtefte und herrer 
ragendſte unter denen geweſen war, welde ohne Hintergedanken auf der 
einen Seite die Autorität ver Regierung und die Ordnung der Zuftänk 
und auf der anderen eine freifinnige Conſtitution und natienale Cinket 
eritrebten, — hatte in Berlin am beredteften Die nationale Sache wer: 
theidigt und Preußens Meinifter an ihre Pflicht erinnert. Natürlib er 
Schien feine Anweſenheit in Gotha fehr erwünſcht und zwar um fo meh 
als fih die Menge dem Glauben Dingab, baß er beftimmt fei, in ver 
nächiten Zeit die Yeitung ter Geſchicke Preußens und ver deutſchen Sache 
in Die Hand zu nehmen. 

Schon hatte man feine Theilnahme bezweifelt, als er am Mittag 
des 26. Juni zugleich mit Rießer fam und mit lautem Jubel auc rm 
tenen begrüßt wurde, welde in ter Paulskirche feine Gegner geweſen 
waren. ) Schon ten 25. und 26. Juni hatten die Vorberathungen 


.) Binde war dieſer Mechfel zwiſchen Zeifall und Anfeintung nicht ungerchit. 
Bald war er, damals wie ſpäter, hochgetragen, bald tief in den Staub herabgezegen 
werben; das eine Mal wurde er ald „weftphäliicher Junker“ geſchmäht, Das andere Ril 
ale Piebling des Volker, ale kühner Bertheidiger feiner Rechte gepriefen. Mehrere Male 
war ihm das Minifterinm im Ansficht geftellt worben, während ibn zu anderen Zeiten 
der König Friedrih Wilhelm IV. feine Abneigung und feinen Unwillen fühlen ließ. Ct 
ſelbſt hatte fih bald in den Neihen der kühnften Oppoſition, bald an der Spige ber 
Reaction befunden, und doch hatte Liefer echte Schu der rothen Erde zu keiner Ja 
feine politifche Auſchauung gemedfelt und war feinen Grundſätzen unter dem Getreibe 
ter Barteifeidenfchaft mit eiferner Beharrlichkeit treu geblieben. 

Seinen Charakter Können wir nur Dann richtig und objectio auffaffen, wenn wir 
nicht blos Die damalige Gegenwart, fondern fein ganzes politiiche® Leben in feiner Ze 
talität in Erwägung nehmen, und darum ſcheint es gebeten, daran zu eruunern; dran 
zu einer Diagnofe der Zeit gehört nicht blos, Daß man bie äußeren Erſcheinungen ber: 
verhebt, fentern man muß auch die vorhandenen inneren Kräfte fennen, welche auf Ent 
widelung der Zuftände eingewirkt haben. 

Bereit anf dem weſtphäliſchen Landtage Hatte ev Reihefläude verlangt und anf 
tem Bereinigten Laudtage war von ihm der Kampf ber Oppofition begonnen werte 
Shen war damals ber größere Theil der Verſammlung geneigt, dem Antrage het 
Grafen v. Arnim, welder die Wahrung der Rechte in der Adreffe als unnöthig, unzei 
tig und ſchädlich Targeftellt hatte, beizuftimmen, al® Binde mit kühnem Drutbe entgegen 
trat und Worte ausfprach, welche feit 1815 nicht mehr in Preußen gemagt waren. Er 
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Augenblid zu benugen, ta tie Männer, welde tiefes Ziel eritceies 
wellten, ſehr kalt durch Antere verdrängt werten fönnten, vie eine weit 
gehente Reftaurationspolitif im öfterreichiihen Sinne verfolgen würden 
Zugleih wurde von denen, welche Preußen unterftügen wollten, herue® 
geheben, „daß c8 Alles getban, um zu einem deutſchen Bundesſtaate z 
gelangen, theeretifch turch Aufftellung eines Verfaſſungsentwurfs, pradii 
durch Tas auf ein Jahr geſchloſſene Bündniß. Rütteln dürfe man bare. 
nicht, tem ſonſt fei man Sachfens und Hannovers nicht mehr Tide. 
Auch müſſe ter Reichstag fo fchleunig als möglich zufammentreten, daul 


politifhen Freunde, ihm gleih an Gefinnung, nicht aber an Muth und Gnticiebesieh 
zur Zeit ber fegenannten neuen Aera bie Leitung tes Staates Übernahmen. Er c 
Waldeck Anfang 1861 in Die Kammer trat, trennte ſich bie freifinnige Partei nud Sal! 
gehörte von da an zu der Mittelpartei, aber nad wie vor war er es, der am Curidie 
denſten die nationalen Ideen durchzuführen fuchte und es durchſetzte, Daß in ber Abi: 
von 1861 ber Sat aufgenommen wurde, „ber fortfcpreitenten Confolidirung Julcc 
entgegen zu treten, erachten wir weter im preußifhen noch im tentiden Interdfe* 
Nach dem Kriege von 1866 unterflüßte er Bismarck mit der Meinen Partei, Die Im 
treu geblieben war. Schon 1860 hatte er bei einer Beſprechung mit vertrauten Jreunbes 
erfannt, Laß v. Schleinik, der damalige Minifter zu ſchwach fei, um bie änßeren Ip 
fegenheiten zu leiten, und daß Bismard allein der Mann wäre, weldem in ber (wi 
rigen Lage Preußens die Leitung nah Außen anvertraut werden Inne Auf tem ct 
Reichdtage ging Binde mit der Unterflügung Yismards weiter, als felbft die freie oe 
ferbative Partei, die zum großen Theile aus feinen langjährigen reactienären Gegen 
beflanv. 
< elbftftändigkeit und Conſequenz waren Binde eigen. Cr beugte ſich meter 8 
einem Menfchen, noch vor ber fchnell wechfelnden Meinung der Maſſen. Feſt Rand 5, 
gleichwiel, ob Ebbe oder Fluth vorherrfchte, ob die Wogen ter Bewegung ober bie des 
Reaction ftiegen; aber eben darum murde er auch nicht felten Gegner ber hertſchenden 
Meinung und die Felge hiervon war, daf die Menge die Größe feines Charakters ud 
feine Verdienſte um das Baterland verlannte und herabzog. Seine Feinte benutzten dieh 
und er hatte deren nicht menige. eine Rüdfichtslofigkeit, feine Schlagfertigkeit, ſei 
Witz, fein ſarkaſtiſcher Humor, feine Herrfchfucht und feine gänzlihe Formlofigkeit liehe 
bei feinen Angriffen Wunden zurüd, die nicht leicht vernarbten. Selbſt feine Parker 
genoffen fchonte er nicht umd nicht wenige unter ihnen fanden fi) fchen um dethalb 7 
rüdgeftoßen, weil fie nicht begreifen Tonnten, warım der Tühne und entſchiedene Mat 
der bis dahin nicht blos mit ihnen gegangen war, ſondern fie auch in ben Augenbliden di 
beftigften Kampfes geführt hatte, plötzlich ftilftand, allein zurüdbliceb uud im weitere 
Ringen und Kämpfen nicht mehr auf ihrer Seite war, fondern ſich bemühte, die Ger 
ner um fein Banner zu fammeln. Solche Charaltere find der Menge unerflärbar, den 
fie ſtehen über Parteihaß und Barteifeidenfchaft, ihnen ſteht das Baterland höher, # 
das Parteiintercffe. Niemals war Binde Barteimann. Sein Ziel war dem Baterlant 
zu dienen, beffen Heil und Größe zu erfireben und den Rechtsboden gegen jeden Ude 
griff der Parteien zu ſchützen. 

(Zum größeren Theile habe ich dieſe Het 

ſchon im Neuen Reich abdruden laffen.) 
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Entwurf vom 26. Mai zu Grunde gelegt und die in ver Verfafjung ver 
28. März gleichlautend gefaßten Paragraphen ohne Abſtimmung als end⸗ 
giltig angenommen und über die übrigen Beſtimmungen nad einfacher 
Stimmenmehrheit bei jener Abftimmung in beiren Käufern entſchieden 
werten. 

Eine zweite Erklärung war von Beckerath eingegangen. Auch fie 
bezwedte tie Annahme des Entwurfs und des Wahlgeſetzes unter Meti- 
ficationen. Sie war populärer und milder gefaßt und forderte mit 
großer Beftimmtheit ven Anſchluß an vie Politif ver drei Königreiche. 

Tie Verſammlung bejchloß, fib auf das Materielle ver Vorlagen 
nicht einzulaffen, joendern beide einer Commiſſion, beftehbend aus Zei, 
Yang, Bernhardi, Georg Befeler, Koh, Stahl und Wydenbrugk zur we- 
teren Berathung und Berichterftatting zu übergeben. Diefe Commiſſien 
jollte die beiden Erklärungen im vorwiegenden Geifte ver Verfammiug 
und unter Benutzung des vorhandenen Materials in ein möglichſt ein 
Faches Programm umwandeln und follte dies die Norm für Das Hankeln 
ver Partei der vereinigten Gentren werben. 

Nob an vemjelben Abende wurde die von Georg Beſeler entworfene 
Erklärung mitgetheilt und ver Bericht erftatte Sie enthielt eine Ber 
Ihmelzung beider Entwürfe und ftand an fräftiger Sprache ber Dahl: 
mannfchen, an Schönheit des Stil® ver Bederathichen nad. Es wurde 
darin ausgeſprochen, daß zwar die Nationalverfammlung, nach Yage ver 
deutſchen Dinge und in Folge ver Bundestagsbeſchlüſſe vom 30. Mir; 
und 7. Aprit 1843 berechtigt gewejen wäre, den endgiltigen Beſchluß ter 
Reichsverfaſſung zu verfündigen, daß jedoh die Durchführung Schwierig 
feiten gefunven Habe und daß die Verfaffungsaufitellung, welche vie Ber: 
liner Conferenz biete, anzunehmen fei, da fie ven Kern der Reicheverfaj⸗ 
jung in ficb aufgenommen habe und einen Weg eröffne, auf welchem ſid 
der verlerene Einigungspunft wieder finten ließe. Was die Wahlen be 
treffe, jo wäre es wünſchenswerth, wenn die verſchiedenen Wahlgejett 
der einzelnen Staaten die Grundlage für die Beſchickung des Reichstaget 
bilven könnten. Keinenfalls ſei es bei tem ſchwer bedrohten Zuſtande 
Deutſchlands zu rechtfertigen, wenn man das Zuſtandekommen des ganzen 
Werkes wegen des Wahlgeſetzes ſcheitern laſſen wollte. 

Da der Entwurf noch nicht gedruckt war, fe einigte man ſich, die 
Tebatte über venfelben erft am mächjten Tage zu beginnen. Dagegen 
wurde in derſelben Abendſitzung auf Antrag von Mar Dunder beidle- 
fen, eine nationale Centrumpartei zu organifiren und zu dieſem Zrede 
wurde eine Commiſſion ernannt, welde Vorſchläge zur Organiſatien 
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Rede mit klaſſiſcher Urbanität und ſchlagender Sprade, daß bie ri 
Feinde der Reichsverfaffung, die PBartikulariften, die Ultramontanen mw 
die rothen Demofraten auch die Hauptgegner des preußiſchen Enwurſet 
wären. Dieſe Feinde bejtänten nicht blos außerhalb Deutſchlands, ud 
nicht blos außerhalb Preußens, fonvdern in Preußen felbft. Er feinerfeis 
fee vor Allem volles Vertrauen in vie deutſche Gefinnung bes Sem 
v. Rabowig und niemals babe er Anlaß gefunten, vemfelben Miftraue 
zuzuwenten. Dem wiberfrrah Wurm. „Er wolle fein Weißtrauen in 
Herrn v. Radowitz feßen, aber er warne au, zu ftarfes Vertrauen m 
dem Gelingen des Weges zu hegen, welchen die preußifche Regierumg 
eingefchlagen babe; er wolle nicht, daß die Partei fich irgendwie ideni⸗ 
ficire mit vem preußifchen Entwurfe, deſſen Verwirklichung noch Teine® 
weges wahrjcheinlich oder gar gewiß fei. Er feinerfeits glaube un eime 
neue Revolution, die dann das deutſche Verfaſſungswerk durchführen 
werde.” Noch bejtimmter war der Widerſpruch Vinckes gegen bie Yob 
ſprüche, welche Herrn v. Radowitz ertheilt waren. Das Ziel beider Männer 
war baffelbe und in ber Yiebe zum deutſchen Vaterlande wich feiner bem 
anbern, aber jener erftrebte durch die conjtitutionelle Verfaſſung, Rabowit 
durch den König das nationale Ziel. So fehr fie auch in Frankfurt als 
Yeiter ver gemeinfchaftlichen Partei vereint waren, fo hatten fie fi) dei 
niemals verftanden und Binde, welcher ein ftrenger Proteftant war, hegte 
anhaltend Mißtrauen gegen v. Rabowig. Nur dadurch wirb erflärber, 
daß Linde in Gotha vor der Wirkfamkeit Radowitz's warnte, „Zie fi‘ 
— fo frrad er — „für Deutfchland feine günftige gewefen, noch fei it 
es jegt und Deutſchland könne nur gewinnen, wenn dieſer „Frankfurter 
Gelegenheit erhalte, ſich nach feiner Weife auf längere Zeit in jene myſtiſche 
Verborgenheit zurüdzuziehen, vie er fo fehr liebe, ſobald fein Stern ver: 
übergehent im Sinten fei. Radowitz wäre von einem Gedanken beherridt, 
welhem ſowohl Deutfchland als Preußen nur Mittel fei und für ven er 
unausgeſetzt wirfe, wenn er fonft auch mit dem Winde fegle unt fein 
Anfichten und Vorſchläge gern nach den Umſtänden modificire. Glüd 
licherweiſe ſei ſein Einfluß beim Könige geſunken, wohl auf lange Zeit, 
oder vielmehr, er habe einem höheren Einfluſſe weichen müſſen. Wat 
das Programm betreffe, fo fei eine Anfprache over Erklärung ans Ball 
eine abgenugte Form, die leicht nach zwei verfchlevenen Seiten Hin jcharen 
fönnte, wenn fie nicht farblos wäre Er hielt dafür, daß ter Zweck der 
Verfammlung Verſtändigung über das zunächft einzufchlagenve Verhalten 
fein müffe. Auch jegt noch müſſe er feinen alten Bereinbarungsftandpunft 
für den allein richtigen erklären, wenn er auch im Intereſſe des practifcen 
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ertheilte unverbrüchliche Zuſage und erfennen an, ns 

ber von benfelben eingefchlagene Weg zu dem vorgeftedien 

Ziele führen kann, unter ver Vorausfekung: 
daß alle deutſche Regierungen, welche zur Berufug 
eines Reichstages auf obiger Grundlage mitwirle, 
dem Reichstage in einer, jede einzelne Regierung kin 
benden Form als Einheit gegenübertreten, und 
baß die dem Reichstage vorbehaltene Reviſion ſich nz 
auf ſolche Berfaffungsbeftimmungen erftredt, welde in 
der Reichsverfaſſung vom 28. März und vem Eun 
wurfe vom 28. Mai nicht wörtlich ober weientih 
übereinftimmen. 


III. „Erſcheint es daher politifch nothwendig, daß bie anderm 


IV. 


deutſchen Staaten — abgeſehen von dem, ven deutſchen 
Bundesſtaat verneinenden Oeſterreich, — ſich am ime| 
Verfaſſungsvorlage in bindender Weiſe baldigſt anfchliehen: 
und die ſchleunige Berufung eines Reichstages möglicht 
befördern, jo erwächſt auch für pie Einzelnen vie Ver 
pflihtung, in ihren Streifen und nach ihren Kräften 
zur Vollendung des großen vaterländifchen Wertes bei 
jutragen. 

„In diefem Sinne wird es von ven Unterzeichneten a 
die bauptfächlichite Aufgabe betrachtet, für das Zuſtande⸗ 
fommen eines Reichstages, alfo auch für vie Beteiligung 
bei ven Wahlen zu wirken. Was die Wahlen zum Boll 
hauſe betrifft, fo find dem in Frankfurt befchloffenen, vie 
unmittelbare Durchführung vorausfeßenden Wahlgeiehe 
nicht zu befeitigende Hinderniſſe entgegengetreten, um 
daher forvert e& das Wohl des Vaterlandes, dag für bie 
Wahlen eine andere gefeglihe Norm maßgebend werte 
In diefer Rückſicht erkennen die Unterzeichneten es all 
das Angemeffenfte an, wenn in jebem einzelnen Staak 
auf Tandesverfaffungsmäßigem Wege das Wahlgefek fi 
den nächften Reichstag feftgeftellt wird. Wenn dies abe 
unter den obwaltenden Umſtänden nicht erreichbar fe 
ſollte, ſo würde doch (wie ſchon in der Berliner Denl 
ſchrift in Ausſicht geſtellt iſt) den Einzelſtaaten überlaſſe 
bleiben müſſen, bei Ausführung des mit dem Verfaffungt 
entwurfe vorgelegten Wahlgefeße® die burch ihre ab 
weichenden Verhältniffe gebotenen Mobdificationen anzu 
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jedo, dafı er weit entfernt baton fi, fü 
trennen, Hd an en an 
Der 29, Juni war zur Organ Jatic 
Vorſchlag der Commiſſion hatte man fi 
daß ein Centralcomite vie me, 
Verbindung mit den einzelnen I 
theilungen aus ihren — 
Mittelpunkt der Partei und als Sitz ve 
furt, als Organ bie „Deutfche Zeitung“ 6 
VORLESEN wen Dur 





ie nad Außen zu, man ſah von Tag zu Tag die 
wachen, man konnte nicht verfennen, daß fich die 
n deutjchen Ländern, ſelbſt in Preußen, nad) 
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uf R 1m Bundestag und die ne Banner aus 
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U n hätten und doch zu einer That 
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von welcher Seite dieſelben etwa ver- 








—* e der forfhreitenden Zeit unthütig. vorübergehen.qu 

en nicht zurücgeftoßen werben, weil es nicht 
nd weil ein Recht auf das Befte beſteht. Nur das Er- 
ft im der Pofitif zu erſtreben und von biefem ‚Eienhpumfie: aus 











































































































Folgen der Berfammlung.. 629 


nd die Dreifönigsverfaffung in den Bapierforb der Ver⸗ 
fen: aber trotzdem und troß des Tadels, ver Angriffe und 
blieb tie nationale Partei geeint, nicht durch äußere Bande 
ion und auch nicht durch den Wortlaut der Erflärung vom 
l aber duch die Ideen, welde ihr zu Grunde lagen und 
mes Streben zur Verwirklichung derſelben. ‘Diefe Ideen 
: Hauptpunften auf den von Männern aller freifinnigen 
mdeten Nationalverein über, welcher ebenfalls vie Einheit 
ınd das Anfchließen an Preußen zum Ziele feines Strebens 
[cher in der Weife organifirt wurde, wie. folche8 einft in 
fen, aber nicht ausgeführt worden war. 
: Zeit ift erreicht, was durch die Erflärung vom 28. Juni 1849 
Deutſchland ift durch Gentralgewalt und Volfsvertretung 
viß nicht mit Unrecht fagt Zreitfehle: „Rühmlich find heute 
ibten alten Gothaer zu Grunde gegangen, weil der Lauf 
ihren Parteibejtrebungen vie Rechtfertigung und Erfüllung 


eufen a. Abſchl. d. 1. Hälfte d. 19. Jahrh. 34 


% 


‚waren Genfurfreibeit, Verfammlungs- und Vereinsrecht notbwendig ver 


Dreizehntes Gapitel. 








Berordnnungen Über bie Rreffe und bie Bereine. 


Während ſich der König mit den deutichen Angelegenheiten und Prem 
ßens Stellung in Deutfchland befchäftigte, war das Miniſterium beißt, 
die inneren Berbältniffe zu oronen. Mit dem conftitutionellen Su 


bunden. Sie gingen nicht zu befeitiger, ohne die Verfaflung zum 
Scheinweſen zu erniebrigen, und damals war die Conftitution dem M 
niftertum noch Ernſt. Man wollte zwar tie exefutive Macht der 
nicht blos erhalten und befeftigen, fondern auch vermehren und man we 
in aller Weife bemüht, dies zu bewerfftelligen; aber eben fo ernſilih 
wollte man im Jahre 1849, wo der König die deutſche Degemenie er 
jtrebte, die verfaffungsmäßige Regierung. Auch hatte man einjehen ge. 
lernt, wie fehr die Kraft der Regierung dadurch vermehrt wurde, daß fi 
jih ftets in genauer Kenntniß von der öffentlichen Stimmung befant um 
daß folche nicht allein dur die Kanımern zu erlangen war. Man wet 
daher weit entfernt, die Cenfur aufs Neue einzuführen und bie Verein 
zu verbieten; aber man erachtete e8 für nothwendig, das Vereinsrecht um 
die Preffe mit den übrigen Inftitutionen des Staates in Verbindung J 
bringen und dahin zu wirken, daß fie die Macht und Gewalt ver Regie 
rung verſtärkten. 

In Preußen batte die Cenfur fat 200 Jahre beftanden. Sie wer 
in Folge tbeologifcher Streitigkeiten von dem Großen Kurfürften dur die 
Verordnung vom 11. Mai 1654 eingeführt worven. Irrig ift, wenn man 
annimmt, daß fie unter Frieprid dem Großen aufgehoben worden je. 
Sie bejtand auch unter feiner Regierung und war durch mehrere Eride 
geregelt und zum Theil auch gefchärft worden; jedoch wurde fie ſehr milk 
gehandhabt. Unter dem Nachfolger Friedrichs erfchien den 19. Decem⸗ 




























ie llaſſiſche R Liebenſteins in pe Kammer von 1819 
br ea date un wel ITS 17 — — 
1819 mut je Se — — 
> das Recht gegeben, Schriften zu unterdrücken un 
——— Zeitung unterſagt, innerhalb fünf 
e peisifhe Zetfäriftheranssugeben. 

Soren bie» Beftiimmungen ber Bunbettaptgefehgebung 
e gegen Dina welche daſelbſt beftanden und trog bes Bun⸗ 
2 Geltung behielten. Aber aud Preußen 
zögeſetze. In einer bereits unterm 18, October 1819, 
* Jah —— bei Leipzig erſchienenen Verord⸗ 
— — — —— * ee Pre der 
m Gate nl er N uürng be fr u man 
ee zu erlaffen und die Erlaubniß zu dem 
b der Staaten des Deutſchen Bundes in deutſcher 
zu ertbeilen. Zeitungen und andere perio- 
| fobalb- fie — der Religion, der Politik, der 
ren Gegenwart height 
hmigung des Minifteriums erjcheinen, 

| „der Breffe wer durch dieſe Tenſur unmdslich 
— — ——— — die Regierung im Aus— 

r Preſſe gedruckt und die verbotenen Bücher 
des Bublifums und fanben die meijten Ab- 
—— nicht alle feine Runden verlieren, jo 

| Abſatz entſchließen. Kaum gab es 
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nn  selfen uns —— 
Daran. ie — ——— — 

















532 Zuftände ber Yreffe vor 1848. 


Hanfemann u. f. w. Je heftiger und leivenjcaftficher fie geil 
waren, je fhonungslofer fie tie Blößen ver herrſchenden Partei ı 
Regierung aufdedten, vefto mehr wurten fie gefauft und fein Tr 
heut, um fie zu erlangen und zu verbreiten. In ven Kreiſen ke 
tirenden, der jungen Kaufleute und angehender Beamten be 
Vereine, deren alleiniger Zwed der Anlauf und das Leſen ver 
Brochüren und Bücher war. 

Im Anfange der vreißiger Jahre wurde fogar, berporgenf 
Wirth, durch Schüler, Savoie und Geib in Zweibrüden ein Pr 
geftiftet, veffen jährliche Beiträge in fürzefter Zeit bis auf 10 
ftiegen und ver fich fehnell über Würtemberg, Baden, Kurheil 
nad Yeipzig ausdehnte. Er war beftinimt, die ohne Cenſur ge 
Schriften zu verbreiten und Diejenigen zu entſchädigen, welche mit 
für Preßvergeben belegt werden follten. Durd ven Bundestag 
dieſer Verein unterdrüdt und durch neue Beſchlüſſe deſſelben tie 
mungen gegen die Preſſe gefchärft. Alle nicht ausdrücklich erlauf 
Auslande gedrudten deutſchen Schriften wurden verboten, die peri 
Zeitfchriften unter ftrenge Bewachung gejtellt und Baden gezwung 
freifinnige® Preßgefeß vom 28. December 1831 aufzuheben. 
Tage nach den Bundesbefchlüffen vom 5. Juli 1832 erfolgte vie 
brüdung des „Hreifinnigen”, eines Organs von Rotted und Bel, 
„Wächterd am Rhein“ und der von Rotteck herausgegebenen „Pi 
Annalen“, fowie der „Deutfchen Tribüne“ und des von Siebenpfel 
ausgegebenen „Weftboten“. Ja man ging fogar jo weit, die ſäm 
auch noch nicht erfchienenen Schriften des Jungen Deutſchla 
ipäter die ſämmtlichen Verlagsartifel einzelner Buchhandlungen 
bieten. 

Auf Preußen hatte das Bundesgeſetz vom 5. Juli 1832 Hi 
ber Preſſe feinen Einfluß, da vie Beftimmungen deſſelben fchon 
Geltung hatten: aber man verfchärfte zu jener Zeit die Wachſamk 
den Eingang verbotener Bücher, und ven Cenforen wurde der Be 
theilt, niit größerer Strenge Ihr Amt auszuüben. Insbeſondere 
ed die rbeinpreußifchen Buchhandlungen, welche unter ftrenger poli 
Aufficht ftanden, Damit das Eindringen ver Flugfchriften aus Rhei 
Belgien und Franfreich verhindert werde. Auch wurde durch ein 
liche Ordre befohlen, daß rückgehende verbotene Bücher nicht mel 
Buchhändlergelegenbeiten, ſondern durch die Poſt und mit Poli 
verfehen zurüdgefendet und das Atteft ver Poſtbehörde der Poly 
gelegt werben follte. 

Trotz ber verjchärften Gefege und der Strenge der Polizei ı 






































Zuſtünde ber Prefje vom 1840 bis 1848. 533 


enſur bliebe Schriften beliebt umd insbeſondere zeigte fich 
den fahren Sign um Cie ber breißiger Jahre die 
| x polizeilichen Mafregeln. Haufenweife famen bie antipreu— 
m Ofen über die Gen, fl fe nt im Lane elf Im 
en Mit Eifer wurde Alles gelefen, was Preußen 
Gorre's Schriften waren, ungeachtet des ftrengen Berbots, 
m Broigen, ine len Stmen um au, ine dr rthan, 
g verbreitet, während die in Preußen erfhienenen Gegen: 
 verüergingen, we man dafür hielt, daß fie lediglich 
wären. Zum erjten Male erkannte damals bie Ne- 
efie ohne freie Preffe ganz verlaffen fei und ihr jede Ein- 
F die Stimmung des Voltes fehle. 
—2 Gedanken war auch der Nachfolger Friedrich Wil— 
I. durchdrungen. Er hielt dafür, daß Preußen, wenn es eine 
Agere Stellung einnehmen wolle, aus dem Dunkel des Cabinetes 
rireten und im Geifte der Nation einen Verbündeten juchen müſſe. 
fbte dio um fo mehr, af zu den Aneifen se meftihen Deu 
6 bie hinzutraten. Was half ver Regierung die Cenſur, da 
tob 5 „Bier Bragen“, Deutſchmanns „Rabicalreform”, MWelders „Ges 
te In Genfur und Cabinetsjuftiz im verberblichen Bunde“ und 
F — gegen ie. Monarchie gerichteten Heinzefhen Schriften ein Ge— 
| re An allen Lebensfreifen und unter alfen 
den —— — — 





nplungen, Ps wie des litho- 
—* — ee 
© in Hamburg genitre nur berboppelten Reiz zum Ankauf ver 
Bücher. Man muß in jenen Zeiten gelebt haben, um 
— jener Sin ermefien zu Tonnen Faft jever Tag brachte 
—— — 
Es war dies um fo gefährlicher, als die verbotene 
m commmifge Kran au In dem Abcerande Ber 


zn dieſe Zuftände geändert; aber er bielt ſich 
nbesgejeße für gebunden und glaubte nur innerhalb verjel- 
veiheite n geben zu N Schon unterm 10, December 
. Staatsminifterium erflärt: „Ach habe vielfach Ge— 
8 Uebenegun m aa, daß ſowohl die Cen- 
— — de or 
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öffentlichen Kenntniß zu bringen. Während die Genfur aus frewden 
Zeitungen häufig Artikel in die inländifchen bat übergehen lafien, vie 
weder der Form noch der Tendenz nach empfehlungswürbig waren mb 
worin die Wahrheit fih durch Irrtum und Lüge entftellt fand, find ver 
inländiſchen Beſprechung über Gegenftände der Verwaltung bie engfe 
Grenzen gefeßt worden. Ich will, daß dieſe Grenzen überall, wo es fd 
nur um eine anftändige uud wohlmeinenne Befprechung in ben öffent 
(ihen Blättern handelt, im Sinne der Gefeßgebung von 1819 m 
per fpäteren, fie ergänzenden Bundesbefchlüffe erweitert und bie Genferm 
hiernach angewiefen werben follen.“ 

In Folge deifen wurden auch am 4. October 1842 die Bücher übe 
20 Drudbogen von der Cenfur befreit und follte ein Eremplar nur 24 Stm 
ven vor ber Austbeilung bei der Polizeibehörde niedergelegt werben. Ta 
König war zu ber Ueberzeugung gelangt, vaß tie Cenfur für preußiſte 
Zuftände gefährlich fei und daß nur ftrenge Preßgefege für vie Aufen 
und innere Autorität nothiwendig wären. Er gab Radowig auf, für 


Preußen ein Preßgefeg auszuarbeiten, vahin gehend, daß die eigentie J 
Yiteratur cenfurfrei und deren Mißbrauch nur durch die Gerichte geahunt J 


werten follte, während die Redacteure ver Zeitfchriften einer Seibftcenie 
unterwerfen wären und für jedes in ter Zeitfehrift begangene Vergehet 
zu haften hätten. Der König hoffte mit Recht, daß dadurch die Zeitungk 
fchreiber am Beſten gezügelt würden. Mit dem von Radowitz entır 
fenen Geſetze erklärte ſich Frierrih Wilhelm IV. einverſtanden und lat 
ten Entwurf feinen Miniſtern vor; allein von dieſen wurde ev verktt 
fen und Schiwierigfeiten und Einwentungen erhoben. Schwerlich wire 
fie damit burchgeprungen fein, wenn fie nicht den König Darauf bint 
wiejen hätten, daß durch Ten Entwurf die Bundesgeſetze verlegt würden 
Dei dem ftrengen Pflichtgefühle ves Könige, der jeden Bruch des Reit 
verabfeheute und lieber Alles opferte, war tiefer Einwand ſchlagend. Ta 
König gab feinen Wunſch auf und wurde der Entwurf einer “Dinifteriel- 
commiffion überlaffen, aus teren Berathung tie Anftruction von 31. & 
nuar 1843 entjprang. Noch ehe tiefe Verordnung publicirt wurde, han 
ber König, welchem in ven Meinifterialfigungen vie Uebergriffe ver Preik 
vorgeführt fein mochten, in ver Verordnung vom 4. Februar 1843 a 
klärt: „Ich will die Wiſſenſchaft und Yiteratur von jeter fie hemmen 
den Feſſel befreien und ihr dadurch den vollen Einfluß auf Das geiffige 
veben der Nation fihern, ver ihrer Natur und ihrer Würpe aufprikt 
Was ich nicht will, ift die Auflöfung ver Wiffenfchaft und Yiteratur in 
Zeitungsfchreiberei, Die GHeichftellung beider in Würde und Anſprüchen, 
das Uebel ſchrankenloſer Verbreitung verführerifcher Irrthümer und Mr 


N 
] 








— — 


haft.“ ** J 


1e der König die unterm 31, Januar 1843 

























se Lehren, | 

— herabwurdigen, ſchmaähen over verſpotten, ſowie 
Be gute Sitten beleivigen, und ebenjo jollte 
miß folhen Schriften verfagen, welche die Würde umd 
äußere Sicherheit ſowohl des preüßifchen Staates, als der 
| ı verlegen. Heine Schriften follten erlaubt wer: 
n Being uf ne Beau das monarchiſche Princip, 
die ber beftehenven ftändifehen Inſtitutionen angreifen, 
* che e.ober deren Entwürfe iım feinbfefigen, gehäffigen ober 
—* a Zen Bann vr Wehe ei ve Mfg dr 
Y b bie Autehandlungen ihrer Organe in nicht beſcheidener 
ee ENTE EREION Se 
n Kränlun en nicht fern halten. Es ſollte alſo nicht blos auf ben 
uch a —— 


; mit dieſer — war kun die Brot 
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Bundes in veutfcher over außerhalb des preußifchen Staates in polniſcher 
Sprache gedrudt werden, zur Entfcheivung über ven Verluſt von Privi- 
legien zu Zeitungen oder anderen Zeitfchriften, fowie über bie Zurid- 
nahme ber dem Redacteur einer privilegirten Zeitung ertbeilten Beſtäü⸗ 
gung, ingleichen über die Entfernung des Redacteurs einer conceffionirten 
Zeitung und über ven Verluft des Rechtes zum Gewerbe bes Buchhandel 
oder der Buchoruderei und endlich zur Entſcheidung über das Verbot tet 
Debits fümmtlicher Verlags: und Commiffionsartifel einer ausländijchen 
Buchhandlung wurde ein Ober-Cenfurgericht ernannt. Dieſes beftand unab⸗ 
hängig von der Cenfurverwaltung und wurde von acht Perſonen gekilbe, 
zu welchen ein Mitglied der Akademie der Wiffenfchaften und ein Pre 
feffor ver Berliner Univerfität gehörten. Von den übrigen Mitglieden 
wurde die Tualification zum höheren Nichterftand gefordert. Zum Pr 
firenten wurde der allgemein geachtete Wirfliche Geheime Oberjuftizrat) 
und Staatsſecretär Bornemann ernannt. 

An der Spige ver Cenſurverwaltung ftand nach wie ver ber Minifte 
des Innern. Er conceffionirte neue Zeitungen und Zeitfchriften, beftätigte 
die Redacteure inländifcher privilegirter Zeitungen und ertbeilte und ms 
309 die Abonnements- und Cingangserlaubniß für politifche, außerhalb 
der Stanten Des Deutfchen Bundes erfcheinende Zeitungen. Auch jtand ihn 
nah Einholung der königlichen Genehmigung der Erlaß von Eingangk 
oder Debitsverboten gegen folche politifche Zeitungen zu, welche außer 
halb ver preußifchen Yänver, aber innerhalb der Staaten tes Deutjcen 
Buntes erfchienen. 

Für die Schriftfteller und Redacteure ber Zeitjchriften war diefe Ein 
richtung des Ober:Cenfurgerichtd eine große Erleichterung. Fortan wur 
man nicht mehr ver Millfür des einzelnen Genfors unterworfen, der, wenn 
er auch noch fo gerecht und billig gewefen wäre, Dod nur nach feine 
fubjectiven Einficht entſchied. Dagegen blieben für ven Staat vie früße 
ren Uebelſtände beftehen. Die Cenfur machte in den meiften Fällen ftraf 
(08, wie ſolches auch von ven höberen preußifchen Gerichten anerlam 
war und erſt in Folge des Patente vom 8. April 1847 zweifelhaft wırke. 
Auch lernten Die Zeitungsfchreiber ſehr bald hinter anftändiger Form und 
tavellofen Worten ihre Angriffe verdecken; während andererjeits die ver 
botenen Schriften neh immer Eingang fanden und das Verbot tas beſte 
Mittel zur Verbreitung war. Strenge Prefgefege hätten dies verhinden 
und vie Genfurfreibeit hätte e8 möglich gemacht, vaß von einer unabhär 
gigen, freien, confervativen Partei tie Rechte der Regierung vertheibigt 
worben wären und daß bie nationale Partei ben nationalen Geift zum 





| sn, Peesben 'ub.ı zaz. yon verfin — 
en Sache ohne vorausgegangene Vereinbarung mit Defterreich bie 
und beantragte am 22, Juli 1846 die Aufhebung ver provijo- 
ee Bei die 

Preußen nicht fo weit, für ganz Deutfchland bie Cen— 
ae; denn es wußte jehr wohl, daß dies das beite 
um ben Antrag zum Ballen zu bringen; vielmehr fellten die 
dem Jahre 1819 beftandenen Zuftinde zurüdgeführt werben, 
'*8 jevem Staate frei biieb, die Genfur aufrecht: zu erhalten ober 


— 

gewohnter Weiſe war der Bundestag bemüht, dieſe, Metternich 
den melften deutſchen Fürſten unangenehme Sache hinzuziehen und 
e bes Jahres 1847 war fie noch nicht einmal zur Berathung 


ze wie ver Mor fhne fh Sa6 Bett nah Prfeihe 


ı Ant — ; 
t me —— 
ben werben. 

we —— ſo weniger nothwendig, als die Regierung ſelbſt 
er er. die Mißbräuche ver Preffe 
kt gebe und daß fie darauf hinarbeite, Cenſurfrei⸗ 
— — — 





















































Die Preffe im Jahre 1848, 539 
1, welche die fofortige Aufhebung ber Eenfur forderten. Aus 











ei März 1848 erffärte er: „Die Eenfur wird hiermit aufge 
le auf die Cenfur bezüglichen Beftimmmungen, Anordnungen, 
richtungen und Strafvorfchriften treten außer Kraft. Entſcheidung 
arüber, ob in Druckſchriften over vermittelft mechaniſch vervielfältigter 
le ein Verbrechen oder Vergehen verübt worden und wer bafür 
© jei, fteht den ordentlichen Gerichten zu. Diefelben haben ſich 
er de Vorſchriften der Strafgefege zu achten. Auf 
t muß der Name und der Wohnort des Druders ange: 
* Name und Wohnort der mit der Verbreitung be— 
m — genen fein 
vr unbejcholtene Mann war fortan berechtigt, eine Zeitfchrift her: 
und war nur ber Herausgeber einer neuen Zeitjehrift jur 
; einer Gaution verpflichtet; aber auch dieſe Verpflichtung wurde 
m zweiten Vereinigten Yandtag wieder aufgehoben umd follte nur 
er e 8 Gaution jahfen, weidher wegen 'eineß 'vermittelft'des: Blattedıbes 
‚ge men Verbrechens oder Vergehens verurtheilt war. 

Nermit übereinjtimmend, beftimmte vie octropirte Berfaflung vom 
Yerember 1848 in ven Artileln 24, 26 und 93, „daß jever Preufe das 
Re t hat, durch Wort, Schrift, Drud und bildliche Darftellung feine 
enanfen frei zu äußern, und daß die Preffreiheit unter feinen Umftän- 

— — und Sicher⸗ 
eitet „weder durch Staatsauflagen, noch durch Beſchränkungen 
ver Druckereien und des Buchhandels, noch endlich durch Poſtverbote und 
' | ER ober durch andere Hemmungen bes freien Ver: 
! zu fuspendiven oder aufzuheben ift. Vergehen, welche 

1, Son, Orut ober Bilbfiche Dasfteliung begangen werden, ſollten 


Dr 





















— ———— 12. März 
ı Ende April die Auflöfung derſelben er: 
mit zur Deranfung gelangen un die Regierung 
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im te kn Dan DO m I 
nur ein Beifpiel anzuführen, in ber Zeit, n 
telbar vorausging, in Berlin, trotz des Belange 
Genf gedrucktes Manifeft allgemein seh, m 
„Unfere Partei datirt pie europätfche 9 J 
dern vom Juni. ‚Die Smith it vr 6 


ſyrachen fo war doch die Zahl der Seren um 
— — 

niſſe erzielten und die Autorität der unte 
ſich übrigens ſehr irren, wenn man g 
und Ausfoncfugen ver Prof alin 
gen wären. Im Frühjahr 1848 we 
Sommer defjelben Jahres und 
wircbe biefe Parte — 
nen See mu je Mfg de 2 
jeder UWebergriff des Volkes ale | 
won von der anberen Sich Kemißt 1 
Volfes, jedes freie, männlide | 
denunciren. Dort fcheute man —* 
rung zu rechtfertigen, während 
— — 
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bie Anordnungen ver Obrigkeit vem Haffe ober der Beratung 

ausſetzen; 

4. für gehäſſige oder verächtliche, öffentliche Aeußerungen über eire 
im Staate beſtehende Religionsgeſellſchaft oder ihre Lehren, Ein 
richtungen oder Gebräuche; 

b. für Majeſtätsbeleidigungen, Beleidigungen ver Königin und ber 

Mitglieder des föniglichen Haufes durch Wort, Schrift, Trud, 

Zeichen, biloliche oder andere Darftellung und für Beleidigungen 

gleicher Weife gegen die Kammern, ein Mitglied verfelben, eim 

andere politifhe Körperjchaft, eine öffentliche Behörde, ein 
öffentlihen Beamten, einen Religionsdiener, einen Gefchworenen 
und ein Mitgliev der bewaffneten Macht; 

für Verbreitung von Vrudfcriften, welche vie Sittlichleit ver 

legen und 

7. für Berleumbung. Der Beweis ver Wahrheit follte bei Ber 

leumdungen mir dann fehügen, wenn nicht aus der Form ber 
Verbreitung oder aus anderen Umſtänden die Abficht zu beleidi 
gen hervorginge. 

Der übrige Theil der Verordnung bezieht ſich auf die Ordnung Fr 
Breffe und die Verfolgung der Preßvergehen. Auf jeder Drudjdrit 
follen Name und Wohnort des Druders und wenn biefelbe zur Ber 
breitung beſtimmt fei, auch noch ver Name und Wohnort entweder tei 
Verlegers oder des Commifjionäre, oder des Verfaſſers oder Heraus 
gebere, welche das Werk im Selbftverlage erfcheinen laſſen, genannt fein. 
Bon jeder Nummer, jedem Stück over Heft einer Zeitung, oder einer im 
monatlichen ever fürzeren Friſten erfcheinenven Zeitjchrift foll, ſobald tie 
Austbeilung over Verfendung beginnt, ein mit ver Unterſchrift des Der 
ausgebers verſehenes Exemplar gegen Bejcheinigung bei der Ortspolizei⸗ 
behörde von dem Herausgeber niedergelegt werten und foll verfelbe aub 
verpflichtet fein, Entgegmungen zur Berichtigung der in der Zeitung otet 
Zeitfehrift erwähnten Thatſachen in den nächjten drei Tagen nach ven 
Eingange der Entgegnung oder in ber nächten Nummer aufzunehmen 
und die Aufnahme infoweit fejtenfrei fein, al8 die Entgegnung nict Ni 
Fänge des Artikels überjteigt, welcher dazu vie Veranlajfung gab. 

Berantmwortli und ftrafbar für ven Inbalt der Druckſchriften ſollen 
der VBerfaffer, ver Herausgeber, ter Verleger over Commiſſionär, NT 
Truder und der Verbreiter jein; jedoch darf feine der in dieſer Reiben 
folge nachſtehenden Perfonen verfolgt werden, wenn eine ver in derſelben 
vorftehenden Perſonen befannt und in vem Bereiche der richterlichen Ge 
walt des Staates ift. 


e 
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Mehrzahl verglich vie Preßverordnung mit dem bairifchen Geſetze und vem, 
zur felbigen Zeit in der franzöfifhen Kammer vorgelegten Pregejekent- 
wurfe. Selbſt die hochrothe Reichstagszeitung ſprach aus: „gegen Ten 
pfumpen, mit Clephantenfühen einherjchreitenden Geſetzentwurf ver bel 
riſchen Staatsftenermänner gehe das preußifche octroyirte Preßgefek im 
ſcheinbar feineren, anftändigeren Gewande mit Slacehanpfchuben ver. 

Mit directem, beftimmten Lobe ſprach ſich vie ebenfalls Hochreike 
Demokratiſche Correſpondenz aus. Sie fagte: „Das Clubbgeſez ift milder, 
das Prefgejeß ſchärfer, jedoch von Dem wahnfinnigen Terrorismus des 
nenen franzöfifhen Preßgefegentwurfs weit entfernt. Der allgemeine Ei 
trud, welchen beide Geſetze in Berlin machen, ift infofern günftig, «4 
man froh ijt, dem Damoffesfchwerte entronnen zu fein.” Auch vie frag 
zeitung ficht in der Preßverorpnung ven Verſuch, „aus ven Sumpfe m 
Errungenfhaften beraussugelangen,“ wobei jie allerdings in ſchamleſer 
Weife die Hoffnung hinzufügt: „daß der Gärtner nicht Die Scheere ım 
unrechten Orte gebraucden werte. Es gebe eine Unparteilichkeit, welde 
einen Beigeſchmack von Sympathie habe.“ 

Tas Volk theilte die Anficht der Preſſe. Man erfannte vie Nik 
des Geſetzes an und freute ſich über ven conftitutionellen freifinnigen 
Geift, welcer ver Verordnung zu Grunde lag. Insbeſondere bob mas 
bie würdige Weiſe hervor, in welcher tie Ehre des Einzelnen und We 
des Staates aufgefaßt ſei und erfannte als einen Fortfchritt in ver in 
widelung des freien Stantslebens, daß der Staut in ber Ehre eines jeren 
Angehörigen feine eigene Ehre gefährdet ſehe und es für Pflicht hafke, 
gegen Verlegung der Ehre ebenfo einzufchreiten, als gegen Verletzung da 
Perſon und des Beſitzes. Andererſeits wurde freilid auch darauf auf 
merkjam gemacht, daR die Preſſe zu jehr dem Einfluſſe ver Bolizei, we 
zum erjten Male al® Organ ver Staatsanmwaltichaft bezeichnet wur“, 
unterworfen jei. Ihr ſei die vorläufige Befchlagnahme ver Drudjcriften 
gejtattet und dies fer um jo mehr zu bedauern, als vie Beamten da 
Bolizei, alſo Polizeicommiſſarien, Gensdarmen, Schutzmänner, ihrem ganz 
Berufe nach, nicht geeignet erſcheinen dürften, Die freien Erzeugniſſe vet 
Geiſtes ihrem perfänlichen Urtbeile zu unterwerfen. Aber auch nach eimt 
anderen Richtung habe man ver Polizei zu viel Gewalt gegeben. zu 
Berihbt an die Staatsanwaltfchaft habe fie wolle 24 Stunden und in 
tiefem Zeitraume fei der Werth jedes Tagesblatts vernichtet. Cine fert 
gefeßte Beſchlagnahme, ja ſchon eine folche, welche jede Woche einmal r 
folge, könne jede Zeitung ruiniren. 

Nicht minder wurde getadelt, daß bei Verleumdungen gegen Privat 
perfonen der Beweis der Wahrheit zulätfig fei, dadurch eine Schantpreft 
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ffeı 1 das Heiligthum des Haufes eindringen und Une 
—— 08 Bamilienfeben bringen könne, Dabei wurbe auf 
8 — ———— Mittheilungen derſelben über das | 
- Männer, Während man num aber den Beweis der | 
— — für nachtheilig hielt, rügte | 
ei Beleidigungen ver Beamten und Abgeordneten in Bezug auf die 
a Ir An Ye Beweis nicht geftattet fei. Die Aufgabe ver 
e ſei, ‚die Öffentliche Thätigfeit zu überwachen und gegen pflicht- 
Abgeordnete und Beamte ohne Schenung aufzutreten. Im Ber- 
‚gebe es feine Amtschre und wenn daher ver Tadel mur 
fe mil er auch ausgefprochen werden. Diejenigen, welche fich 
ausſprachen, hatten nicht Unrecht; aber fie überfahen, 
© ife Befimmung im Intereſſe der Regierung lag, und daß 
ihrer Beamten fügen und vermehren und darum auch 

| gegen wiitetben abwehren wollte. | 
Während fih im Allgemeinen der Tadel nur auf einzelne Bejtim- 
nge gen und die Negierumg die Genugthuung hatte, daß die 
rerdnung den Wiünfchen des Volles entſprach, fehlten doch auch ſolche 
t ‚ wie einft v. Thadden, den Galgen neben die Preffreiheit 
1 wollten. Ihnen waren die Beftimmungen zu milde, fie wollten Ein- 
; von en Abhängigkeit ver Preffe von ven 
wa ‚ Einführung der Konceffionen für Buchhändler, 
* fe * ——— von Zeitungen, Entziehung des Poſtdebits 
oppofitionelle Blätter und die Verpflichtung, ſämmtliche Druckſchriften, 
ich en 24 Stunden vor dem Erfcheinen 

Polizeibehörve zu überreichen. 

id wit der Preßverordnung erſchien die Verordnung über bie 
bätung Sr gefeutine Sreiheit und Ordnung gefährdenden Miß— 
Ades V igs- und Vereinigungsrechtes vom 29. Juni 1849. 
Preußer — älter 1340: 630 nolkiiten Vereine ganz ver- 
er weſe gg alle anderen Vereine befanden ner 
licher Controle. Schon 1798 hatte König Friedrich Wilhelm III, 

8 etafen, daß nicht bios, wie im Landrechte vorgefchrieben, 
































— ——— — — 
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fenden Maßregeln Beratbichlagimgen, in welcher Abficht es jei, mp 
ſtellen. 

So lange ſich die Staatsmaſchine in ihrem gewöhnlichen Garze ie 
wegte, dachten nur Wenige daran, dem Geſetze entgegen zu handeln; de 
in den Jahren ver Noth, als die Mafchine nicht mehr genügte, um da 
alten, durch Jena zertrümmerten Staat wieder empor zu helfen, da nik 
teten fich weder Volk noch Regierung nach ven über Vereine beſthende 
Geſetzen. Trog ver Armeen Napoleons, welche Deutfchland beſetzt bien, 
troß feiner Polizei und Spione bildeten ſich an den verjchievenften Urken 
theil8 offene, theil8 geheime Vereine, deren leßtes, wenn aud nid me 
geſprochenes Ziel, die Selbftftänpigfeit Deutſchlands und vie Erbe 
Preußens war. Nicht blos der Tugendbund und andere dem entjprehenkt 
Vereine, fontern auch folhe entjtanden, welche den Steinfchen Jen 
und der Gefeßgebung jener Jahre feinplich gefinnt waren. Endlich sale 
auch die Freimaurerei in jener Zeit einen entfchieden nationalen Ci 
rakter an. 

Die preußifche Regierung erließ zwar in Folge der Aufferverm 
Napoleons fhon untern 16. December 1803 ein Publicandum, wert 
an das Edict von 1798 erinnert und zugleich ausgefprochen wurte, di 
es eine ımerläßliche Pflicht eines jeden Staatsbürgers fei, im Vertrans 
auf die ftetS rege Fürforge feines Vandesherrn ruhig und treu ſeuc 
Beruf zu üben und fich nicht weiter in die öffentlichen Angelegenhein 
und VBerhäftniffe zu mifchen, als Verfaſſung und Yandesgefege ihm ſolde! 
geſtatten“; aber trogdem nahm die Regierung feine Notiz von ven # 
heimen Fortbeftande und der Weiterverbreitung der Vereine. 

Erit als das Volf den Befreiungskampf gekämpft hatte und md 
feiner Dienfte nicht mehr bepurfte, war man bemüht, die früheren Gi 
wieder aufrecht zu erhalten. Unterm 6. Januar 18316 erging eine ve 
ordnung, worin die bejtehenven Gefege in Erinnerung gebracht und ſege 
verboten wurde, den in öffentlichen Druckſchriften geführten Streit iM 
pie Eriftenz geheimer Geſellſchaften fortzufegen und zwar joflte bei na 
bafter Geld- oder Yeibesftrafe nichts darüber gedruckt over weil 
werben. 

Seit jener Zeit bie 1830 hat es außer ven akademiſchen Berbintir 
gen, ven denen nur die Burfchenfchaft nationale und politische. Ind 
verfolgen wollte, und außer dem angeblichen Männerbunde, defjen Erik 
übrigens ſehr zweifelhaft ift, feine politifchen Vereine in Deutſchland ge 
geben, wenigſtens it troß forgfältiger Ermittelungen feine Spur gefuntt 
worden. 

Erft vie Julirevolution, die Aufftänte in Sachſen, Kurheſſen, dur 
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ee w., die polnifchen Flüchtlinge und die erneuerten 
rſchärft mdestagsbefchlüffe erweckten neues Leben in der Nation 

U nereinigten -Gleichpefinnte, um fi ber wmerträglichen Feffeln ver 
ir, des Bundestages und des Abjolutismus zu entlevigen. Der 
2 diejer Vereinigungen war politiſch und meiftens auch vevolutionär, 
anden insbejfondere der Vaterlandsverein zur Ilnterftüßung ver 
Bel e Dr. Hundeshagen ımd Ernſt Schüler zu Gießen 
ee von 1832 geftiftete Verein, an welchem 
HBobentue: und: Venfeflor. Bogt Theil namen und der; Ber 
ſo die Verſchwörung in Wiirtemberg, welche vom Ober- 
* begonnen war und an welcher ſich Offiziere, Unter— 
En Weingärtner und Handwerkergeſellen betheiligten, und 
} bae vom Militärarzt Breidenftein in Hamburg unter Corporalen 
ı verbreitete Gomplot. Zum größeren Theile waren biefe 
a d Gompfote im ſüdweſtlichen Deutjchland. Ihre nächte Abficht 
16 Attentat von Frankfurt. Dreiumdbreifig Männer hatten es 
i mund da fie ohne Anklang und Hilfe blieben, jo muften fie 
ln — Mit dem verfehlten Attentate waren die bisher ent« 
Senen Vereine vernichtet; aber freilich entftanden noch in den dreißiger 
heen neue Bereine mit ähnlichen republikaniſchen Zweden, wie bie 
‚ der Prefverein, die Republifaner, ver Männerbund, legterer nicht 
bjeln mit _._ welcher in ven zwanziger Jahren beftanden haben 
e diefe Vereine blieben ohne Bedeutung. Erfolgreiher war da— 
z ſich jeit 1840 die liberalen Männer aus ven einzelnen deutſchen 
m näher getreten waren. Der Zollverein und ver im Jahre 1840 
Krieg, jo wie auch die im allen deutſchen Yändern gleihe Er- 
ee ee 
hatten das Bewußtfein der Zufammengebörigfeit wieder 
gerufen. Man hatte erfannt, daf die Oppofition in der Landes— 
” m Seningelnen; hewiden Länder machtlos jei und nur dann 
; werben fünne, wenn in ben verſchiedenen Ländern nad 








































‚rer b perſonlich mit einander befannt zu werden und fich über 

— * Seit 1844 famen fie regelmäßig, mindeſtens 

nahe uf nd men war c6da6 Ibſteinſche gaft- 

* o dieſe Zuſammenkünfte ſtattfanden. 

in die tu Befprecungen betheiigten fidh auch Preufen, dagegen if 
ann geworden, daß revolutionäre Vereine in Preußen Anklang und 

Greit J Jefunden hätten. Die berreR ehe. —— 

















m Plane vorgegangen wine, Um dies zu ermöglichen, waren die _ 
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daß felbft nützliche Vereine nicht zu Stande kamen. Erſt langer dm 
handlungen bedurfte e8, ehe die Erlaubniß zur Theilnahme am Geier 
Adolphverein ertheilt wurde und andererjeits beeifte fich vie Polizei, da 
aus dem Bürgerſtande hervorgegangenen Verein für das Wohl ver at 
tenden Klaſſen fo bald als möglich wieder aufzuheben. 

Wenn nun aber auch in Preußen bis zum Jahre 1848 feine pe 
tiſchen Vereine beftanden und feine politifhen Verſammlungen erialt 
wurden, jo war doch um defto enger und fefter das geiftige Band, weiheh 
die freifinnigen Männer umſchlang. Nicht blos die ehemaligen Mitzüe 
der der Burfchenfchaft, ſondern auch alle anderen freifinnigen Name 
aus dem Gefehrtenftande und aus dem Kaufmanns- und Gewerbeitzuit 
jo wie eine nicht unbedeutende Zahl von Gutsbeſitzern und jelbit vu 
Offizieren waren durch gleiches Streben und gleiche Wünfche zum gleide 
Ziele verbunden und erkannten fich unter einander ohne Zeichen un ehe 
Ordensgeheimniſſe, während die Negierung über ten Geiſt ver Zeit m 
die Auſchauungen der Einzelnen im Finftern berumtappte. Wo ed geh, 
für das Volkswohl aufzutreten, da fehlten diefe Männer nicht um iñ 
der erfte Vereinigte Yandtag zufammentrat, erkannten das erjtaunte m 
ropa und die erſchrockene preußiſche Negierung, daß Preußen, — eu 
den Kundigen ftetS befanmt war — an freifinnigen, begabten und peb 
tifch gebildeten Männern reich fei und daß die Partei, welcher dA 
Männer angehörten, obwohl nicht durch Statuten und Eide gebunde, 
doch über das Ziel ihres Strebens einig war. 

Auch deren Gegner waren nicht durch Vereine, ſondern durch get J 
feudale Anſchauungen, gleiches feudales Streben und gleiche feindlihe 
Stellung gegen das Beamtenthum geeint. Vereine bedurfte vie ferder 
Partei bis 1848 um fo weniger, al8 fie ihre Auſchauungen und Aida Er 
offen verkünden Konnte und als ihr ihre Stellung am Hofe, einfufi 
Aentter, Tradition, glückliche Bermögensverhältniſſe, mit einem Zt 
ihre Situation in der bürgerlichen Geſellſchaft zur Seite ftanden. u 
der Avelsfette, weldhe im Jahre 1809 im Hotel des ruſſiſchen Geſantin 
in Wien ihren Urfprung hatte, deren Werkzeuge Gent und Schlegl 
waren, md welche während des Miener Congreſſes eine weitere In 
bildung erhielt, bejtand fein ſolcher feudaler Verein, Denn die Adelere 
bindungen der dreißiger Jahre, wie ſolche in Schlefien und am Rheu 
vorfamen, können als politifche Vereine nicht bezeichnet werten. 

Bolksverfammlungen feheinen in Deutfchland vom Jahre 1818 hi 
zum Jahre 1830 gar nicht vorgefommen zu fein. Dagegen finven wit 
biefelben im Anfange ver vreißiger Jahre und insbeſondere waren H 
drei Verſammlungen in ver erſten Hälfte des Jahres 1832, melde de 
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einige Grundlagen der künftigen preußifhen Verfaſſung vorlegte, lautete 
der $. 4: 

„Alle Preußen find berechtigt, ſich frierfih und ohne Waſſe 
in gejchloffenen Räumen zu verfammeln, ohne daß die An% 
übung diejes Rechtes einer vorgängigen polizeilichen Erlaubiij 
unterworfen wäre. Auch Verfammlungen unter freiem Hinmd 
können, in fofern fie für die öffentlihe Sicherheit und Om 
nung nicht gefahrbringend find, von der Obrigleit geftatid 
werben. 

„Ebenfo find alle Preußen berechtigt, zu folchen Zwei, 
welche ven Strafgefegen nicht zuwiderlaufen, fich ohne vorgir 
gige polizeiliche Erlaubniß in Gefellfhaften zu vereinigen. 

„Alle, das freie Vereinigungsredht beſchränkenden, nod be 
ftehenven gefeglichen Beftimmungen werben hiermit auje 
hoben.“ 

Die Berathung über viefen, fchließlih vom Vereinigten Fandtagt 
angenommenen Paragraphen rief eine lebendige Debatte hervor. Res 
verlangte, daß auch die VBerfammlung unter freiem Himmel freigegeben J 
werden möchte, und insbefonvere erflärte Fürft Lichnowsky, daß vie öffet 
lichen Berfammlungen weit weniger gefährlich wären, als die in geihler 
jenen Räumen, und verwies er dabei auf England. Winde wünſchte is 
Gegenfag, daß der ganze Paragraph wegfallen möchte, da Vollsverſan— 
lungen bei nicht befeftigten Verfaffungen fehr feicht eine Art moraliide 
Zwang auf die künftige Volksvertretung ausüben könnten. Ihm ers 
derte der Minifter Camphaujen: „pas befte Mittel, ven Einfluß ber 
Volksverſammlungen zu vermindern, beftehe darin, daß man fie möglict 
ohne Schranken und möglichft zahlreich zulaffe. Allerdings würden va 
angenbliclih noch Ausjchreitungen verbunten fein, doch würde fi Tal 
Volk mit der Zeit an die neue Volfsfreiheit gewöhnen.“ 

In Folge der Beftimmung des Gefekes vom 6. April 1848 taten 
mit Blitzesſchnelle neue Vereine, focinle und politifche, auf und em 
Berfammlung verträngte die andere. Durch diefe Vereine verbreitdes 
fich vie politiſchen Ideen ver Zeit in das bisher dem politijchen Leben 
fo fern ftehenne Bolt. Wer heute den Bildungsftand unferes Bellet 
mit dem in ben vierziger Jahren vergleicht, ver muß befennen, daß tee 
felbe in der politifhen Bildung feit dem Jahre 1848 gewaltige Fen⸗ 
jchritte gemacht Hat und daß tiefe vorzugsweiſe aus den Vereinen kr 
vorgegangen find. Auch dürfen wir nicht verkennen, daß bie Errunge 
ſchaften, die uns aus tem Jahre 1848 geblieben, ven Vereinen um 
Berfainmlungen zu verdanken find. Wären diefe nicht gewefen, fo mir 
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| dahres 1848 wie ein Licht im friſcher Luft ſchnell 
—5* — — — Das Voll, Jahrhunderte 
N; in Umfene acaen nd üben die Fragen der Zelt nicht auf⸗ 
‚ wie einjt im Bauernkriege, ſchnell ermüdet worden und 
tes funpfige Sehen wäre wieder zurückgekehrt. Zu einer 
.® ‚gehörte das Vereinsleben und unfer Volt hat im Jahre 1 
— gelernt, als in ben Belben, — — Zahrhun⸗ 


u 

— nk Eee ea air Haus 
anne für den Bürger in den Hintergrumd, 
| nr Yu rabe ebene ware Voir 
} Handel und Gewerbe und ver Mangel des Credits gemährt und die 
yi Ban Zen m To geſteigert. Zu dem Mangel an Arbeit und 
tig BR eh hen. rot, die aus dem fortdauernden 
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8 der Parteien immer. feinblicher. Die ſich täglich wieberholen: 

üge umd Befprechungen ermüdeten und um dle Vereine thätig 
re fortwährende Aufregung nothwendig. Dean beanfpruchte 
— der von den Parteihäuptern in Ausſicht 
und verlangte, daß die — hät 
änger zögere, ſondern nach dem Wunſche ber Partei vorgehe. Die 
wirf ae aufgeregten Vereine auf die Nationalverfammlung konnte 
‚ und bie traurige Scene vom 31. October 1848. giebt 
dc Seen Bene, Der Regierung ftand gegen dieſe Hebergriffe 
- fein anderes Mittel zu, als ven geſetzloſen Zuſtand durch 
* noch geſetzwidrigen Belagerungszuftand aufzuheben. Aber 
— of A 
©. Wrangel nicht beſtehen bleiben, ohne ber Organi— 
— nachtheilig zu werden und demſelben Kraft und 
u ed. © Schon bie Nationalverfammlung hatte ein Geſetz 
eb und Berfammlungsrecht berathen und ber Gentral- 

uß nd Teen Ahnen der Nationalverfammlung hatten ſich 
‚ben Erla ae Arge ausgefprochen. Auch der im Februar 
n Zweiten Kammer lag ein ſolcher Geſetzesentwurf 
Be teog | de6. Wiberfpruch® von Ziegler und Temme 
Er —— an Tage, — 
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einige Grundlagen ver fünftigen preußiſchen Verfaſſung vorlegte, Ink 
der $. 4: 

„Alle Breußen find berechtigt, ſich friedlich und ohne Bas 
in geichloffenen Räumen zu verfammeln, ohne daß die In 
übung dieſes Rechtes einer vorgängigen polizeilichen Eriaiaf p 
unterworfen wäre. Auch Verfammlungen unter freiem fund iR: 
tönnen, in fofern fie für vie öffentliche Sicherheit mb da 
nung nicht gefahrbringend find, von ver Obrigleit geht 
werben. 

„Ebenfo find alle Preußen berechtigt, zu ſolchen Zu, 
welche den Strafgefegen nicht zumwiderlaufen, fich ohne vorik 
gige polizeiliche Erlaubniß in Gefellfchaften zu vereinigen. 

„Alle, das freie Vereinigungsrecht befchränfenven, uch be - 
ſtehenden gefeglichen Beftimmungen werben hiermit ap I 
boben.“ | 

Die Berathung über viefen, fchließlih vom Vereinigten Laue P 
angenommenen Paragraphen rief eine lebendige Debatte hervor. 9a 
verlangte, daß auch die VBerfammlung unter freiem Himmel Freigegen 
werben möchte, und insbefonvere erklärte Fürft Lichnowsky, daß die Mit 
lichen Zerfammlungen weit weniger gefährlich wären, als die in | 
jenen Räumen, und verwies er dabei auf England. Binde winſcu I 
Gegenſatz, daß der ganze Paragraph wegfallen möchte, da Bolten 
tungen bei nicht befeftigten Verfaffungen fehr Leicht eine Art merofi 
Zwang auf die fünftige Volksvertretung ausüben könnten. Ihm end 
derte der Minifter Camphaufen: „das befte Mittel, ven Einfluß M 
Volksverſammlungen zu vermindern, beftehe darin, daß man fie mög 
ohne Schranken umd möglichft zahlreich zulaffe. Allerdings würden al 
augenblicklich noch Ausfchreitungen verbunden fein, doch würde fih ve 
Volk mit der Zeit an die neue Volksfreiheit gewöhnen.“ 

In Folge der Beſtimmung des Geſetzes vom 6. April 1848 tante 
mit Blitzesſchnelle neue Vereine, ſociale und politiſche, auf und © 
Berfammlung verprängte die andere. Durch diefe Vereine rerbreit 
ſich die politifhen teen der Zeit in Das bisher dem politifchen 9A 
fo fern ſtehende Volt. Wer heute ven Bildungsftand unferes Vel 
mit tem in ben vierziger Jahren vergleicht, ver muß befennen, pas! 
felbe in ver pofitifchen Bildung feit dem Jahre 1848 gewaltige F 
fhritte gemacht hat und daß dieſe vorzugeweife aus Den Vereinen | 
vorgegangen find. Auch dürfen wir nicht verfeimen, daß bie Errun— 
haften, die uns aus dem Jahre 1848 geblieben, den Vereinen 
Berfammlungen zu verdanken find. Wären diefe nicht gewefen, fo t 
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Jetzt nun, wo wiederum die Frage wegen ver Aufhebung tes Br 
fagerungszuftandes, welcher inzwifchen auch auf andere größere Stäbe 
ber Monarcie übertragen worden war, zur Spradde fam une wo ma 
diefe Aufhebung nicht cher verfügen wollte, al8 bis man durch Pre 
gefeß, Vereinagefeg und Disciplinargefeg die Zügel der Regierung wie 
der in Händen hatte, wurde die Verordnung wegen des Vereine wm 
Verfammlungsrechtes octrohirt. Wie man die Preßverorinung beit 
hatte, um ten Beamten nach Unten unantaftbar zu machen und bakurd 
feine Macht zu erhöhen, jo wurde die Verordnung wegen ver Zereim 
zur Befrierigung der Anſprüche ver katholiſchen Kirche und zur Kergik 
Kerung ihrer Macht in Preußen benugt. Man wollte dadurch einerſeit 
ihren Widerſtand befiegen und antererfeitS durch ihren Einfluß auf be 
Bevölkerung eine günftige Stimmung für die Regierung gewinnen. 

Nicht blos wurde in der Verordnung über vie Verhütung eines, ie 
gefegliche Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſam— 
lungs⸗ und Vereinsrechtes vom 29. Juni 1849 beſtimmt, daß zu firk 
lichen Prozeffienen, Wallfahrten und Bittgängen, zu Zügen ver fiek 
zeitsverſammlungen, wo dieſe hergebracht find, und zu Yeichenbegängnifien 
eine Anzeige bei ver Polizeibehörde nicht nöthig fei, ſondern es mu 
auch ven kirchlichen und religiöfen Vereinen geftattet, daß fie feine Aw 
zeige von ihren Verfammlungen zu machen und feine Statuten einzureices 
hätten. Für die evangelifche Kirche waren dieſe Beftimmungen jr 
gleichgiltig, denn ſie hatte feine Orden und Klöfter und ver König kefam 
fih im Befige des Kirchenregiments; aber um defto mehr Nugen brach 
ten fie ter katholiſchen Kirche und nicht unwahrſcheinlich ift, daß Radewit 
biefe Zugeſtändniſſe von feinem Königlichen Freunde errungen hatte. 
‚Fortan war den Klöftern, Orden und fremden Geiftlichen ter Gingang 
eröffnet worben und die Gegenwart ergab, wie umfangreich und felgen 
ſchwer dieſe Zugeftändniffe geworden jind. 

Für alle übrigen Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegen 
heiten erörtert oder berathen werben follten, wurde in ber Nerortnun 
vom 29. Juni 1849 bejtimmt, daR Diefelben von tem Linternehme 
mindeftens 24 Stunden vor dem Beginne der Verſammlung unter Ir 
gabe Des Ortes und ter Zeit derfelben bei der Ortspolizeibebörte an 
zuzeigen find. Verſammlungen unter freiem Himmel jind innerbal 
zweier Meilen von dem Orte der jevesmaligen Refivenz Des Könige erer 
von dem Orte des Sitzes beider Kammern für die Dauer der Situngt 
periote verbeten, aber auch alle andere ſolche Verſammlungen bevürien, 
wenn fie auf öffentlihen Plägen und Straßen in Städten und Orzidufr 
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e öffentliche Aufzüge, der vorgängigen Genehmi- 
hzelbehorde, und follte die Lettere befugt fein, jede Ver— 
Himmel bei dringender Gefahr für vie öffentliche 
m wlan. du jede Verſammlung, er er nah aan 
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foren onen u Se ſoll ein angemefjener Plag ein- 
Sind fie Polizeibeamte, dann müſſen fie in Ihrer 
Kundgebung. 


t ausdrüclicher ihrer dlenſtlichen 
en: Sind fie nt Porlyelbeamte, en 
— Sie find berechtigt, jede Ver— 
fammtnng in welcher Anträge oder Vorträge erörtert werden, 
| ine Aufferenug ‚oder Anrelzung zu ftrafbaren Handlungen ent 
ten, fich nach der Auflöfung alle Anweſenden fefort ent« 
en 2 3m der Berfammtung — —————— 















nahme einzureichen 
—— Anzeige: für die einzelnen Verſammlungen nicht, wenn 
au Ort ſtatutenmaßlg oder durch einen beſonderen Beſchluß in 
18 ſeſ und dies 24 Stunden vor der erſten Verſammlung zur 
f der Ortspofigeibchörde gebracht worden if. 
er Bbrige Theil der Perorpming enthält die Strafen für. ven Ball; 
ie ren ni ln A Te 
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piefe Anficht, daß es der Würde ver conjtitutionellen Staatsform em— 
fprodhen haben würde, wenn die proviforifche Verordnung in der Weiſe 
erlaffen worden wäre, wie das Geſetz aus den Befchlüffen ver Zweiten 
Kammer hervorgegangen war. Cine Gefahr für die Regierung wire ım 
fo weniger entjtanden, als ja die Verordnung jedenfalls vor die Kammern 
fommen mußte und als dann etwaige Veränterungen bon ihnen tere 
ſchlagen werben fonnten. Auch rügte man, daß der Willkür der Polizei 
gewalt zu viel anvertraut fei, befonders da fich die Polizeibehörbe vurd. 
untergeorbnete, alfo minder gebildete Beantte, wie Schugmänner, vertreten 
lafien könne. Die beſte Bewachung fei die gebotene Deffentlichkeit. Bei 
öffentlichen Verſammlungen ftehe ja auch jevem Polizeibeamten das Kedt 
zu, an der Verſammlung Theil zu nehmen. Insbeſondere tavelte mar, 
daß die Hauptſtadt nicht berechtigt fein follte, Volfsverfammlungen mt 
freiem Himmel zufammenzurufen, da gerade dort das politifche Yeben die 
tieffte Wurzel gefaßt habe und etwaigen Ueberſchreitungen eine viel größe 
Wiperftandsfraft entgegengefegt werden könnte. Endlich wurde aud hir 
auf aufmerkſam gemacht, daß die Firchlichen Vereine ohne Einreichung ie 
Statuten entftehen und ihre Verſammlungen ohne Anzeige an tie Belize: 
bebörbe ftattfinden könnten und daß dies die Macht der katholiſchen Kirk 
in einer für den Staat gefährlichen Weife vermehren würde. Man bie 
dafür, daß ein folhes Recht doch höchſtens auf die Vereine bejchrünft 
werben dürfte, welche Corporationsrechte beſäßen. 

Andererſeits gab es nicht Wenige, welche Verſammlungen und Ver— 
eine beſeitigen wollten oder doch wenigſtens verlangten, daß man ren 
allen, durch tie Verfaſſung offen gelaſſenen Beſchränkungsmitteln Ge— 
brauch machen müſſe. Dieſelben hielten dafür, daß Vereine und Ver— 
ſammlungen in kritiſchen und gefahrvollen Zeiten die Handhaben ver Ge 
waltthütigfeiten und des Terrorismus fein würden, während fie in abge 
ſpannten vuhigeren Zeiten die Pflanzfchulen neuer Arrlehren, das Reizmittel 
zu Umfturzverfuchen wären und die Gelegenheit gäben, das Volk zu be 
thören und daſſelbe namentlich durch ſociale Fragen aufzureizen. Selbit 
die conferpativen Vereine könnten feinen Nugen bieten und gewährten 
höchjtens der Regierung das Mittel zu der tereinftigen Aufhebung de 
Perfaffung. Es fei daher auch vie Verordnung vom 29. Juni nur nak 
theilig und bedürfe es nothgedrungen eines Geſetzes, Durch weldes die 
ſtrengſte Aufſicht ausgeübt würde, falls die Regierung nicht ſchon jett 
die Kraft hätte, politiſche Vereine und Verſammlungen gänzlich auf: 
beben. 

Während in dieſer Weife die extremen Parteien ihren Tadel fund 
gaben, erkannte. der größere Theil des Volkes und auch die Prejie tie 


Aufichten ber Parteien. 555 


'ilde des Gefekes an und hob hervor, daß die Gegenwart ver Polizei 
on Deshalb ermwünfcht fein müſſe, weil dadurch Polizeifpione unnöthig 
irden, daß die Verordnung ver Konftitution entipreche, daß fie das Ver⸗ 
18: und Verſammlungsrecht, fo lange fein offenbarer Mißbrauch ftatt- 
nee, unbejchränft beftehen laffe und daß fie jedenfalls im Vergleiche mit 
m Geſetze, welches die republifanifche Regierung in Frankreich erlaffen 
be, dankend anzunchmen und die conftitutionelle Gefinnung des Mi: 
ſteriums anzuerfennen ſei. 

Acht Monate ſpäter kam die Verordnung in den Kammern zur Be— 
thung und wurde faſt in allen Paragraphen geſchärft. 


Bierzehntes Capitel. 
Disciplinarverordinungen. 


Zwölf Tage fräter ale vie Preß- und Vereinsverordnungen wurten bie 
Disciplinarverordnungen verkündigt, welche die Beamten nicht blos wegen 
ihrer Handlungen im Amte, ſondern aud außer dem Amte der ftrengen 
Controle der vorgefegten Behörde unterwarfen. 

Tas preußiſche Beamtenthum war bis zum Jahre 1848 durch feine 
Zahl, feine Intelligenz und vie Achtung, welche es im Volke genof, vie 
Hauptjtüge des Thronee. Gewiß nicht mit Unrecht fagte vie zu Yeirsig 
1839 erfchienene Pentarchie: „Da in Preußen die Anftellung ver Beamten 
von der Prüfung abhängig ift und dieſelbe wirkliche Kenntniſſe und Fähig— 
feit erfortert, fo mag gern zugeftanden werden, daß der preußische Beam: 
tenſtand leicht Der gebildetfte in Europa fein mag und vielleicht auch ver 
unabhängigfte, indem jever einzelne Beamte gegen perfönliche Willkür vell— 
kommen gejchügt und Lediglich den gefeglichen Beftiimmungen unterworfen 
iſt. Mas immer gegen tiefe bürcaufratifche Gonftitution Preußens ge 
eifert und an derſelben tadelnswerth gefunden werden mag, jo bat fid 
biefelbe doch umzjweifelhaft in Preußens Yage für Preußens Bedürfnißpe 
und Zwecke als nothwendig und durchaus fürverlih erprobt. Sie ift für 
Preußen die Baſis einer fonft nie zu erreihenten Macht und einer nid 
blos vorübergehenten, ſondern gediegenen und bleibenden Größe gemorten.” 
Nicht minder bezeichnend und ehrend ift das Urtheil von Camphauſen 
dem Aelteren, der ja nicht dem Veamtenſtande, fontern dem Kaufmann! 
ſtande angehörte und welcher fih in der Erften Kammer dahin auejrrad: 
„Der prenßifche Beamtenſtand ver 1848, unabhängiger von temporären 
Nichtungen ver Minifter als in den meiften anderen Ländern, war aut 
gezeichnet durch das Streben, leivenfchaftlos über den Parteien zu ftehen 
und auf Alle Geſetz und Recht mit gleicher Wirkung anzumenten.“ 
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— — und mächtig, fo gebildet und 
3 ſo jelöftbewußt und geachtet, wollte die Regierung benugen, 
md „Macht: der. Krone zu bewahren und zu erhöhen, und zu biefem 
{ te wollte es ihm jeine Selbftftändigteit nehmen, As Otto v. Dans 
jeuffel im November 1848 das Minifterium übernahm, war es ihm Ernft 
2 den Sun ih cry Verfaſſung; aber trotzdem hatte er feine 
eubalen, bürenufvatifchen Anfichten, die von ibm unverhohlen auf dem 
— — — — waren, nicht geändert, ſondern 
nur An ein anderes Meidı mit-moverneni Schnittergehülft Er wollte die 
ber Schwerpunft der Macht verbleiben und die Vollswertretung ein Werk 
— — auf feinen Rath ins Minifterium berufenen Juſtizminiſter 
| nee Beamtenthums, wie ſolche in Frankreich 
des Jahrhunderts eingeführt war, Aus dem Beamtenthume 
erborgegangen und mit deſſen Stellung und Yeiftungen, deſſen Schwäche 
ze. genau vertraut, hielt er dafür, dak die Büreaufratie zur Zeit 
as beit ee gegen die revolutionäre Strömung und die ficherfte 
8 Thrones werden fünne; aber ihm war auch nicht unbelannt, 
© Überle een gerade in dem Beamienftanbe ihren Unfrung 
durd ihm ihre Verbreitung gefunden hatten und wie jehr 
ir — den revolutionäven Zuſtänden des Jahres 1848 vorge: 
i Hworden wor. 
NR und der Krone trog ver Verfaſſung 
t ber Gewalt zu bewahren, wollte er die Beamten bes 
— —————— und ihnen die Pflicht des ab- 
8 auflegen, ohne ihre Macht und ihr Anfehn zu ver- 
eine ſchwere ſtaatsmänniſche Aufgabe, vie aber, 
, der Regierung eine Macht zuführen mußte, gegen welche 
| — NE ——— 
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Mit Enger Berechnung Hatte er vie gefeßliche Beſtimmung über diejen 
Schuß in die fonjt fo willkommene Preßverorpnung hineingebracht. Yere, 
einem Beamten mit Beziehung auf fein Amt zugefügte Beleidigung 
follte jtrafbar fein, ohne daß der Beweis der Wahrbeit, wie bereits im 
vorigen Gapitel hervorgehoben ift, vor der Strafe ſchützen konnte. Ebenje 
follte der, welder zum Ungehorſam gegen die Gejege over gegen bie 
Anordnungen der zuftändigen Cbrigfeit öffentlich aufforderte oder anreizt, 
gleichviel ob vie obrigfeitlihe Anordnung und Handlung nach ven &e 
fegen zuläjlig oder unzuläſſig jet, beftraft werden. Meit Recht jagt 
Tweſten, „daß bei jtrenger Praxis faum cine mißbilligende Kritik gegen 
Negierungshandlungen, ja kaum die Devuction, daß Dviefelben vedtk 
widrig feien, möglich fei.“ Während nun aber jever Angriff wider be 
Beamten, jede Aeußerung gegen jeine Amtsführung mit ftrenger Strafe 
verpönt wurde, fo konnte andererjeit8 eine Berfolgung veffelben mr 
bei feiner Behörve oder den Staatsanwalt anbängig gemacht werten, 
und die Stautsunmwaltichaft war vom Miniſter abhängig und konnte gegen 
ven Willen deſſelben feine Anflage anftellen. Es war daher auch nid 
zu erwarten, Daß gegen den Beamten, welder im Sinne der Regierung 
handelte, in irgend einer Weiſe vworgejchritten werden würde. Se wir 
dem Beamten eine äußere Macht gegeben, welche ihn, jo lange er im 
Einverjtändnijje mit feiner Behörde handelte, unverantwortlich und ficer 
machte. 

Kine ſolche exceptionelle underantwortlide Stellung follte nun ab 
der Beamte nur rem Volke gegenüber erhalten; ber Staatsregierung 
gegenüber follte er dagegen abhängig und willenlo® fein. Bisher war 
man der Anficht gewejen, dem Beamten ſtehe zwar fein Recht zu, die 
Zwedmiüßigfeit einer Anordnung feiner vorgejegten Behörde zu prüfe; 
wohl aber hielt man ihn als Diener des Staates für berechtigt, die Ge 
ſetzlichkeit jeder Verordnung zu beurtheilen. Seit der Beröffentlihun 
der octroyirten Verfaſſung war nun aber in der confervativen Part 
eine andere Meinung zur Geltung gelangt und fhen in ter erften Hälfte 
des Jahres 1849 wurde vielfach bei Gelegenheit der Berathungen übe 
die Serichtsorganifation die Behauptung aufgeftellt, daß der Beamte ven 
gehörig publicirten Verordnungen unbedingt Folge leiſten müſſe und vie 
Frage über die Nechtsgiltigfeit derſelben feiner Prüfung nicht zu mtr 
werfen habe. Später, im Anfange des Jahres 1850, wurde fogar in 
der Botjchaft vom 5. Januar dieſes Princip als Bedingung der füniy 
lihen Annahme der Verfaſſung aufgeftellt und in derſelben auch wirtlid 
im Artikel 106 aufgenommen. 

Bortan war alfe der Beamte ein Diener der Krone und nicht mehr 
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em t — ſtanden Titel und Orden, Gehaltzula— 
m Leförberungen in Ausficht. Wer Wiverftand leiſtete, dem 
hie die (inarumterfuchung und die Entfernung aus dem Dienfte, 
T Us wor nat uw wi fi in ähnther Wei in men 
iederfinde 1; aber" Monteuffel wollte weiter (gehen, er. wolte non bein 
auch verlangen, daß er ver Partei angehöre, aus welder vie 
hervorgegangen war ober welche von ihr begünftigt 
"u auer vom Mate welte cr Kenn Wberprub geen De 
n t und Handlungen der Staatsregierung; vielmehr follte ihr 
* —* mit Leib und Seele ergeben ſein und um dies zu er— 
Sursee ne ner auf 

‚ fondern auch auf den Richterſtand erſtreckten. 
ct faß einem Sahehundert waren die Celsfönbigtelt un nab- 
t der Richter der Stolz Preußens und gaben diefem Stande 
— „wie er ſolches bei wenig andern Bölfern beſeſſen hat. Die 
te don der Mühle bei Sansſonuei — gleichvlel ob fie wahr oder 
et beute in ber Erinnerung des Bolfes und 
; bemjelben zu Friedrichs Zeiten der König und das Kammer- 
6t al zuci glei müchige Botenyen ericienen, Seit jener Zeit 
—— — 





—** * er Einfluß geblieben und das Erlenntniß 
zu Breslau wider die zu Köpenie zur Unter 
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m bezwed ne Ar die Statuten des Vereine 
Bu“ ie’ Stone‘ gefonimen‘ find, der Ortspoligei« 
einzureichen. War dies dev Fall, jo beparf 
m Ange ir di een Srfntuen ih, wem 
oder durch einen befonderen Beſchluß in 

1 0 dies 24 Stunden vor der erfen Berfommtung zu 
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ilde des Geſetzes an und bob hervor, daß die Gegenwart ver Polizei 
on deshalb erwünfcht fein müſſe, weil dadurch Polizeifpione unnöthig 
irden, daß die Verorbnung der Eonftitution entfpreche, daß fie das Ver⸗ 
is- und Berfammlungsrecht, fo lange fein offenbarer Mißbrauch ftatt- 
nde, unbefchränft beftehen laffe und daß jie jedenfalls im Vergleiche mit 
m Geſetze, welches die republifanifche Regierung in Frankreich erlaffen 
be, danfend anzunehmen und die conftitutionelle Geſinnung des Mi: 
fterium® anzuerkennen ſei. 

Acht Monate fpäter kam die Verordnung in den Kammern zur Be— 
thung und wurde faft in allen Paragraphen gefchärft. 


Vierzehntes Kapitel. 
Disciplinarverorbnungen. 


Zwölf Tage fpäter als die Preß- und Nereinsverorbnungen wurden bie 
Disciplinarverorbnungen verfündigt, welche die Beamten nicht blos wegen 
ihrer Handlungen im Amte, fondern auch außer dem Amte ver ftrengen 
Controle der vorgefetten Behörde unterwarfen. 

Das preußifche Beamtentbum war bis zum Jahre 1848 durch fein 
Zahl, feine Intelligenz und die Achtung, welche es im Volke genoß, vi 
Hauptftüge des Throned. Gewiß nicht mit Unrecht fagte vie zu Leipzig 
1839 erfchienene Bentarchie: „Da in Preußen die Anftellung der Beamten 
von ver Prüfung abhängig ift und diefelbe wirkliche Kenntniſſe und Fübig 
feit erfortert, jo mag gern zugeftanden werden, daß der preußifche Yeam 
tenftand leicht der gebilvetite in Europa fein mag umd vielleicht auch ver 
unabhängigfte, indem jever einzelne Beamte gegen perfönliche Willkür vol 
kommen geſchützt und lediglich ven gefeglichen Beftimmungen unterworfen 
ft. Was immer gegen viefe bürcaufratifhe Konftitution Preußens ge 
eifert und an derfelben tadelnswerth gefunden werden mag, fo hat fi 
biefelbe doch unzweifelhaft in Preußens Page für Preußens Berürfniie 
und Zwede als nothwendig und durchaus förderlich erprobt. Sie ift fir 
Preußen die Bafis einer fonft nie zu erreihenden Macht und einer nidt 
blo8 vorübergehenden, fondern gediegenen und bleibenden Größe gewerten 
Nicht minder bezeichnend und chrend ift das Urtheil von Camphauſen 
dem Nelteren, der ja nicht dem Neantenftanve, fondern dem Raufmannt: 
ftande angehörte und welcher fih in der Erjten Kammer dahin ausiprad: 
„Der preußifche Beamtenftand vor 1848, unabhängiger von temporären 
Richtungen der Minifter als in den meiften anteren Ländern, wur uu& 
gezeichnet dur das Streben, leidenſchaftlos über den Parteien zu jteben 
und auf Alle Gefeß und Recht mit gleicher Wirkung anzumenten.“ 
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gebenen Beamten zugleih mit der ter Kammern zulaffen. Sie bedinje 
ein, ter Volksvertretung entgegenftehentes Gewicht und dieſes könne fe 
mm durch die volle Macht über die Organe der erefutiven Gewalt 1: 
langen. Nur wenn fie im Beſitze einer folhen Macht jei, ftehe fie im 
Gleichgewichte zur Volksvertretung. Auch könne fi) ver Beamte über 
tiefe Geſetze nicht befchweren, denn einerjeits fei fein Staut@bürger zum 
Staatédienſte gezwungen und -anbererfeits eriftire auch für vie Stuutt 
vegierung fein Zwangsrecht, unbrauchbare Staatsdiener zu behalten.“ 

Antere gingen allerdings weiter. Sie hielten dafür, „daß ber pa: 
ßiſche Beamtenſtand verrottet und verfault fei, taß er, wie das Mile 
im Jahre 1807, der velljtändigen Reinigung und Reorganijation berünt, 
daß Die beiden Verordnungen dieſe bezwedten und daß fie Zucht um 
Ordnung zurücdbringen würden. Notb ſei es, Daß dem preußiſchen Bean—⸗ 
tenſtande vor Augen geführt werte, welchen Standpunkt er ven gegen 
wärtigen Verbältniffen gegenüber und bei der veränterten Staalsfern 
einzunehmen babe und welche Folgen feine Ueberfchreitung fortan für ihn 
haben würde.“ 

Tem entgegen wurde von Einzelnen, befonders von ver Meittelpartei 
ver Rheinprovinz, hervorgehoben, „daß die Regierung feinen Grunt um 
fein Recht zur Octroyirung gehabt habe. Sie dürfe fih in einem coniti- 
tutionellen Stante nicht allein die Umficht und die vollftändige Kennmif 
aller in ein Geſetz einfchlagenden Momente zutrauen und ohne ven Willen 
der Vollsvertretung Fein Gejeg octroyiren, welches geeignet fei, vie Staatt 
verhältniſſe umzuändern.“ 

Ton anderer Seite, nanientlich in Altpreußen rügte man, „daß de 
Beamte durch die Verordnung vom 11. Juli außer ter Berfaflung freie 
und an politifchen echten ärmer, als ter Niedrigſte und Ungebildeiſie 
im Volke jei. Niemand werde bejtreiten, daß derſelbe im Amte der ver: 
gejegten Behörde unbedingten Gehorſam ſchuldig fei, aber außer demſelben 
ſei er Staatsbürger, wie jener Andere und nicht das Syſtem Des derzeiti⸗ 
gen Miniſteriums, ſondern fein politiſches Gewiſſen müſſe feine außer— 
amtlichen Handlungen leiten. Was Anderes bleibe dem gewiſſenhaften 
freiſinnigen Beamten neh übrig, als ſich jeder politiſchen Thätigkeit zu 
entziehen, wodurch dem Staate bedeutende Kräfte verloren gingen.“ 

Die in dieſer Weiſe urtheilten, gehörten zu den Mäßigen; aber es 
gab auch ſolche, welche ſich nicht ſcheuten, ſich in vertrauten Kreiſen dahin 
auszuſprechen: „daß in Folge dieſes Geſetzes eine Entſittlichung des Be— 
amtenthums entſtehen würde, die ſich nicht auf die Grenzen der Politi 
beſchränken, ſondern immer weiter um ſich greifen und franzöſiſche Zu 
ſtände herbeiführen werte. Man würde mit dieſen Verordnungen geher- 
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nung nicht blos das frühere Discipfinarverfahren wieder einführt, e 
dern bedeutend verjchärfte. Beide Minifter glaubten, daß vie Ak 
ſprechung nicht blos im Namen der Krone, ſondern auch im Interne J 
verfelben und in Uebereinjtimmung mit den Principien der Staatömie J 
rung erfolgen und eine Stüße derfelben fein müßte. 

Aber nicht blos durch felne Rechtſprechung, ſondern auch durd tab 
erhalten außer dem Amte follte der Richter das Anfehen und Antereit 
per Staatsregierung aufrecht erhalten. Die Wahlen in ven Jahren IM 
und 1849 hatten gelehrt, welchen gewaltigen Einfluß der Richterſtand ad 
die Nufticalbewohner ausübte und die Staatsregierung wollte viejet Ir 
ſehen und dieſen Einfluß zu ihren Nuten verwenden. Um vice zu er 
möglichen, fuchte man durch Belohnungen und Strafandrohungen, keine 
mächtige Hebel für ſchwache Charaktere, auf das politifche Verhalten ta 
Richter einzuwirken und zu dem letzten Zwecke erging die Nererenung 
vom 10. Juli 1849, 

‚hr und der Verordnung vom 11. Juli ging ein Bericht des Zrautk 
miniſteriums an ven König vom 9. Auli voraus, in welchem gejagt win: 
„Es fehlt an zureichenden VBorjehriften über die Aufrecbtbaltung rer Tie 
ciplin des Richterſtandes und an Regeln für das Verfahren yiya 
Richter, die wider ihren Willen auf eine andere Stelle oder in den Rube 
ſtand verjegt werben müſſen. Der Schutz, welden die Verfajfung Te 
Richtern in feinem anderen Intereffe als in dem ver Rechtspflege ge 
währt, mürte aber diefes Intereſſe im hohen Grade geführten, wenn M 
geſetzgebende Gewalt nicht die ihr durch die Verfaſſung auferlegte vrir 
gende Pflicht erfüllte, unter folgerechter Durchführung des Gruntiagt 
richterlicher Unabhängigkeit, Beſtimmmungen zu treffen, welche nicht zulafın, 
daß Nichter, indem fie ungeftraft ihren hohen Beruf verlemien, eine 
Schatten auf ten Stand werfen, welcher Jahrhunderte hindurch Preußen 
Stolz geweſen ift ꝛc. Die Unparteilichfeit in den Entſcheidungen it die 
Grundbedingung des Nichteranites, Deren Verlegung ven Schuldigen zu 
ver ferneren Amtsführung offenbar umwirtig macht. Da ter Rider 
Ipruch nicht mr das Ergebniß rein objectiver Beurtheilang fein, ſonden 
auch als folder erſcheinen muR, jo iſt ein jehweres Vergeben gegen 
wefentlihe Amtspflichten auch dann vorhanden, wenn der Kichter, em 
fraft eines anverweiten Berufes zu freimütbhiger Aeußerung feiner Ueber 
zeugung berechtigt und verpflichtet zu fein, durch öffentliche Kundgebung 
ertremer Anfichten Das Vertrauen in die Urtbeile erſchüttert, welche unit 
feiner Mitwirfung erlaffen werten. Allein da dem Richter die Entiht- 
dung auch da gebührt, wo es fib um die Frage bankelt, eb ein Ziaui% 
bürger wegen einer von den Urganen der Staatsregierung bebaurtein 
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Bürften nörhig, und obwohl Graf Rechberg jelbft nah Darmitadt | 
egangen war, fo ging ber Großbergog doch micht auf die Borfhlüge 
in, ſondern erklärte, daß er den Oberbefehl über feine Truppen nur | 
einem preußiſchen Generale anvertrauen wolle. Gleiche Erklärungen | 
wen auch bon den übrigen betheiligten Fürften abgegeben worven, 
wiichen hatte fich ver Großherzog von Baden in einem eigenbänvigen . 
c — —— 
Vergeblich hatte das Reichsminiſterium den General Joch— 
na Sehe ae, um den Großherzog zur Zurücknahme viejes 
| ee nee 
lie ſuddeutſche Truppen, namentlich Defterreiher und Baiern zu 
bitten Der Grofhenog ging bierauf nicht ein, wohl aber genehmigte 
—— die ihm Preußen ſtellte und wiederholte in einem 
reiben vom 31. Mai die Bitte um Hilfe. Die Beringungen ſollen 
1 zum Dreitönigsbündnif und Entlaffung des liberalen Minifteriums 
1 fein. Das Letztere fand fofert Statt, und wurde Geheimratb 
| ee zum) Minifter des Auswärtigen beftellt. 
„Ben yon Sat wre ih Arm fange 
8 eine jammelte ji ımter dem Generallientenant v. Hirſchfeld bei 
tznach und war zumächit zum Einrüden in die Rheinpfalz und für die 
perationen auf dem linken Rheinufer beftimmt, Das andere Armee 
8, welches vom Generaflieutenant Grafen v. d. Gröben commandirt 
irbe, verſammelte fich in der Gegend von Frankfurt a/M. Dem Prinzen 
1 Preußen war dad Obercommando über beide Armeecorps anvertraut 
foen und zwar unter Borausjegung der Cooperation des Nedarcorps, 
18 ee u noch ferner anvertraut wurde, Das erfte Armee: 
aus 23 Batailionen Infanterie, einer Jägercompagnie, 
ompag ‚ 15 Escadrons umd 50 Geſchützen, im Ganzen 
9 Dam. Das zwelte Armeecorps beftand aus 17 Bataillonen, 
m, 69 Pionieren, 16 Escabrons und 30 Gefcbügen, im 
© 14988 Dam, Die Nedararmee beftand aus 20 Bataillonen, 
nen und 24 Geſchützen, im Ganzen aus 18,470 Mann. 
ver — E——— an —* Grenzen der Pratz und 
m un Zuge — —— — 
Heilbronn die würtembergiſche Armee ſtand, ließ man 
—* zur Organiſation der Armee unbenutzt verſtreichen. 
Soldaten, Waffen, Kanonen, militäriſcher Sinn 
vr Geiſt. Willich, welcher Landau elnſchlleßen 
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Die Regierungen, die Provinzial-Schulcollegien, die Provinzial-Steuer- 
Kirectionen und die Ober-Bergänter entfcheiden. 

Die Verordnung ging nun aber noch weiter. Sie ftrafte auch die 
Beamten, welche zwar ihre Dienjtpflicht Streng erfüllten und welchen auch 
siht Verlegung der Pflicbten der Treue und des Muthes und feinpfelige 
Borteinahmte gegen die Staatsregierung vorzuwerfen war; welche ſich aber 
in ihrer Stellung der Regierung unbequem gemadt hatten. Um dies zu 
ermöglichen, wurde der Staatsregierung die Berechtigung gewährt, im 
Itereſſe des Dienftes die Beamten in ein anderes Amt von nicht gerin- 
gerem Range und etatsmäßigem Dienjteinfommen mit Vergütung vegle- 
mentsmäßiger Umzugfoften zu verjegen. 

Eine Verfürzung im Einkommen wurde nicht angenommen, wenn 
Buch tie Verſetzung die Verwaltung von Nebenämtern entzogen wurde, 
der wenn bie Beziehung der für die Dienftunfoften befonders ausgeſetzten 
Einnahmen mit dieſen Unkoſten felbjt aufbörte. 

Seit der Zeit der Erhebung in den Jahren von 1807 bis 1813 
hatten wenige Geſetze jo vevolutionär in den Organismus des preußifchen 
Staates eingegriffen, als diefe Veroronungen vom 10. und 11. Juli 1849, 
Durch viejelben Hatte die Stantsregierung die Beamten mit ihrer ganzen 
Berjönlichkeit abhängig und zu Werkzeugen ihres Willens gemacht und 
Dieje ihre Werkzeuge hatten durch ihre Unantaftbarkeit, dem Volke gegen: 
über, neue Macht erlangt. Bei dem Mangel eines Selbjtgouvernements, 
bei dem moraliſchen Anjehen, welches das Beamtenthum feit Sahrhunder- 
ten in Preußen errungen hatte, und bei der Macht, welche ihm durch vie 
Unantajtbarfeit gewährt war, durften die Kammern nicht mehr gefürchtet 
werden; denn jelbit die Wahl der Abgeordneten war in veactionären Zeiten, 
wie 1852 und 1855, von ven Beamtenthum abhängig, da die Zahl derer 
auf dem Lande und in Fleinen Städten nicht groß ift, welche fich dem 
Befehle ver Gensdarmen, der Polizei und der Dürgermeifter zu wider: 
fegen wagen. Die Wahl der jogenannten Yanbrathsfanmer und bie 
Beichlüjfe derſelben war eine Folge der Verordnungen vom 10. und 
11. Juli 1849. 

Bon confervativer Seite wurde zur Vertheidigung diefer Verordnung 
bervorgehoben: „ver abjolute Staat bepürfe der freien Stellung der Beam— 
ten, welche als jeine Organe den Willen der Regierung ausführen und 
die Bedürfniſſe und Anſchauungen des Volkes zur Kenntniß der höchften 
Stautsbeamten bringe. Mit dem Eintritte in den conftitutionellen Staat 
babe fich dieſes ftaatsrechtliche Verhältnig ver Beamten geändert. Durch 
die Volfsvertretung erlange die Regierung Kenntnig von den Bedürfniſſen 
des Volfed. Die Staatsregierung könne nicht eine Oppofition der unter: 


wärtigen Berfätnifen — —* 
ea welhe Bolzen fe 














































































e Yohnd aber freie Beamte erlangen. Zugleich erinnerte 
1, aß jdn Napoleon I. ven Rath ertheilt hätte, „die Beam— 
f erg: 


an ging ſogar fo weit, zu behaupten, daß vie Verord— 
I 1. Su am mp dr Werfafung m ji Date er 


ef fen warn ir vereinzelte, Bei der Mehrzahl 
Br en Ohne Widerfpruch, vielleicht 
übere $ ‚ fügte man fich in Verordnungen, welche 
(tig auf Si — Stuatsverbäfmiffe einwirken mußten, und zwar bie 
ie nach Ruhe ftrebten und fich nicht die Mühe gaben, die 
ee Berrenngen u mie, die Anderen, weil fie mit ber 
| hatten und nur von der Zukunft träumten. Nur 
adamals die Abſicht, die Bedeutung und die Tragweite 
ren ungen und abnten, daß diefelben der Negierung eine Macht 
‚Sie ihr ſelbſt früher, wo feine Verfaſſung exiftivte, nicht 
e und ver gegenüber die Volfsvertretung ohnmächtig war, 
—— ee will ich nur auf drei Montente ber 


* 1. ai 1850. * die Gemeindeordnung und die 
db Provinzialordnung ergangen. Sie waren von ben 
vom Könige genehmigt und in der Geſetzſammlung 
. Die Geſetze, namentlich die Gemeindeorpnung, waren 
| denn es entbehrten damals 29722 Gemeinven, alfo 
der Sean der 37570 jtäbtifchen und länplichen Ge— 
Be | RUE Nee 
Pr ten ei EEE A 
wo "rer — Weitem freiſinnigere Städteordnung vom 
‚er 180 n hatte, Auf den Lande, wo e8 am Nöthig- 
man ganz die Einführung und die Freies, 
wnung hat ſogar nirgends Geltung erlangt. 
ba Zurd die Verfafung befetigten Prosinzaf- 
ujammen, und < der Beamten an bie Einführung 
ꝛeor —— * gegen die abſichtliche Verzögerung 
Wwagten, waren fie gezwungen, den Abſchied —— 
jörte auch neben andern minder bedeutenden Perſönlichleiten 
a meiden damals Oberpräfident — — 
töregierung, welche ſeit dem Ende des Jahres 1850 mit 
1 hatte, zögerte fo lange mit der Einführung 
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Bedienten zu machen, damit fie brauchbar 
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ber Geſetze, bis fie durch die fpätere reactionäre Kammer wieder ui: 
hoben wurden. 

Ein zweites Beifpiel bietet uns die Zeit des Conflicts. Der Ari 
fet 82 ver Berfaffung ertheilte ven Kammern die Befugniß, behufs ihr 
Information Commiffionen zur Unterfuhung von Thatſachen zu ernes 
nen, und eine confequente Folge diefer Befugniß war die Verpflichtung 
ber Behörden zur Ertheilung der Information; aber feine der Pehena 
wagte, der von dem Abgeorpnietenhaufe am 28. November 1865 weya 
ver bei den Wahlen in diefem Jahre vorgefommenen geſetzwidrigen Te 
einfluffung der Wähler und Verfümmerung der verfaflungsmäfizm 
Wahlfreiheit preußifcher Staatsbürger eingefegten Commiſſion Felge 7 
leiften und ihr Mittheilungen zufommen zu laffen. 

Endlich erinnere ich noch am einen anderen, ebenfall® in der lm 
flictszeit ſtattgefundenen Fall. Seit 1862 war fein, von der Kegierum 
vorgelegtes Budget vereinbart, die Miilitärfrage nicht zum Abſchluß ze 
bracht und die zur Führung des dänifchen Krieges nöthige Anleihe ven 
der Zweiten Kammer abgejchlagen worven; aber trotzdem kehrte ſich de 
Staatsregierung nicht nach dem Willen des Abgeorpnetenhaufes ; jie der 
fügte ohne Widerſpruch ver dabei betheiligten Beamten über vie Stau⸗ 
einnahmen, leitete die von dem Abgeordnetenhauſe vermweigerten Ausgaben 
für Militär und geheime Polizei, vervollftändigte die Organifatien de 
Armee und nahm das Geld zu dem däniſchen Kriege aus der Staatetat 
und den anderen Kaffen. 

Wie die Stantsregierung im Großen ihre Abfichten durchführt, ſ 
geſchah auch Gleiches in unzähligen einzelnen Fällen. Es waren tin 
traurige Zeiten, und fie beweifen, wie fehr fich die Macht ver erefutiven 
Stantsgewalt vermehrt hatte und wie leicht diefe Macht, trog ver ce 
jtitutionellen Berfaffung, wieder in die Zuftände vor 1848 zurüdjührn 
konnte. Wem dies nicht gefchehen ift, wenn wohlthätige Inftiturions 
und die nationale Einheit des Vaterlandes die Macht ver Staaterejie 
vung paralyfirt haben und wenn die Disciplinargefege gegenwärtig ff 
das Beamtenthum und den Staat minder gefährlich find, fo ift Diet 
ven Greigniffen ver fpäteren Zeit und insbefondere dem Nachielge | 
Friedrich Wilhelms IV. und dem Yenfer feiner Staatsregierung zu Mt 
dunfen. 





Fünfzehntes Kapitel. 
Der pfülzifhe und badifche Krieg. Die Hchenzellernfchen Fürſtenthümer. 


Die Staatsregierung hätte fehwerlich gewagt, fo fühn und entfchieden 
im Innern aufzutreten, wenn nicht zu gleicher Zeit ihre Pläne nad) 
Außen fo glüdlichen Erfolg gehabt hätten, und es ihr gelungen wäre, 
Breußen factifch Die Hegemonie zu verfchaffen, welche rechtlich durch die 
Mreitönigsverfaffung erzielt werden follte. 

An ver Grenze von Preußen, in der bairifchen Rheinpfalz war die 
Revolution ausgebrochen und Baden war nachgefolgt. Ohne einen mäch— 
tigen Widerftand konnte fich diefe Revolution fehr leicht über die ſüd— 
weitlihen Theile Deutjchlands verbreiten. Wir haben bereits gefehen, 
wie die militäriichen Bande Würtembergs faft ganz gelöft waren. Achnliches 
fand in dem Großherzogtum Heſſen ftatt. Auch waren dort, fowie in 
Schwaben, Franken und Naffau die Maffen in hohem Grave aufgeregt. 
Andererſeits war Baiern jo ohnmächtig, daß es vMle Wochen verftreichen 
ließ, ehe e8 feine Truppen nach ver Rheinpfalz fendete und die inzwifchen 
eingetroffenen Preußen ablöſte. Zwar war der erfte Angriff der revolu— 
tionären Mafjen im Odenwalde bei Oberlaudenbach ſchmählich mißlun— 
gen und bei Heppenheim waren die badiſchen Truppen vom heſſiſchen 
Militär zurücgefchlagen worden; aber wenn fchleunigft ein tüchtiger Ge— 
neral die Führung in Baden übernommen hätte, fo wäre es damals fehr 
leicht gewefen, die Revolution über die Grenzen Badens und der Pfalz 
iu verbreiten, und cin einziger Sieg würde ihr von allen Seiten neue 
Kräfte herbeigeführt haben. Die preußifche Regierung verfannte die Ge: 
fahr nicht. Sie befeßte die eigenen Grenzen und rüftete ſich, um die Ge— 
fahr abzuwenden und Ruhe und Ordnung in Deutjchland wieder her: 
juftellen. 
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mochten wohl ber fiheren Hoffnung fein, daß dieſe Partei binnen weary 
Tagen die Oberhand gewinnen und ihren Wünfchen günftig fein würde 

Zu jener Zeit wurde nämlich von der Bergpartei unter ber Yeituy 
von Ledru Rollin dahin geftrebt, ven Aufjtand vom Juni des vergange 
nen Jahres zu erneuern und ben Präfidenten und das Mlinijterium a 
ftürzgen. Auf die Nachricht, daß General Oudinot die Yeindieligfeiten 
mit Rom erneuert habe und im Begriff fei, tie Stadt zu erobern, hatt 
Ledru Rollin in ver gefeßgebenden Verſammlung am 11. Iunt vera 
angetragen, ten Bräfiventen und das Minifterium in Anflageitam x 
verjegen. Sein Antrag wurde zurüdgewiefen. In Folge teilen bat 
ih am 13. Juni große Volksmaſſen verfammelt, welche durch Gene 
Changarnier auseinander gejagt wurden. Zu gleicher Zeit Hatten fi 
focialdemofratifhe Mitgliever ver geſetzgebenden Verſammlung ind 
Ledru Rollins Peitung im Gonferbatorium der Künfte und Santiverle 
berjammelt, um einen Gonvent zu errichten. Zu ihrem Schutze jelit 
Artillerie der Nationalgarde dienen. Dieſe verjuchte in Verbindung m 
dem Volke Die Zugänge zu den Straßen zu fperren, aber che es ihr nd 
gelang, waren auch die Artilferiften durch die Truppen verjagt und it 
Mitglieder des projectirten Convents mußten aus den Hinterfenitem en 
fliehen. Blutiger war ver Kampf, der zur felbigen Zeit in Lyon entita 
und volle 8 Stunden dauerte. 

Da man wohl nicht mit Unrecht vermuthete, daß Carl Blind m 
Schütz bei dem Aufitand in Paris betheiligt waren, fo ergingen ge 
Beide Verhaftsbefehle. Zugleich wurden ftrenge Maßregeln gegen M 
Aufftand in Baden und ver Pfalz ergriffen. Entſchieden trat vie mr 
zöfifche Regierung jeder Einmiſchung ver franzöfifhben Demokratie mir 
gen, verbot tie Volfsverfammlungen zu Gunjten ver Erhebung in M 
Nachbarländern, unterfagte jene Werbung für ven dortigen Kriegsdien 
verftärfte die Beſatzung der Grenzörter und ließ die von ber provijerihe 
Regierung der Pfalz in Lüttich angelauften Waffen anhalten und dx 
zum Anfauf von Waffen nah Paris geſchickte Summe von 180,00 it 
al8 vermuthliches Eigenthum des Großherzogs von Baden mit Beidly 
belegen. 

Am 13. Juni, aljo an vemjelben Zage, wo zu Paris zum len 
Dale von ver Bergpartei ein Aufſtand verfucht worden war, hatten W 
Diviſionen des erſten preußifchen Armeecorps tie Grenze ver Fl 
überfaritten. Bei dem Armeecorps befand fih ber Prinz von Freuen, 
welcher ven 12. Juni in Kreuznah angelangt war. Auf feiner Reit 
batte er Feine freunblicen Einbrüde von ver Stimmung des weitlihen 
Deutſchlands erhalten. Aus Naſſau war ihm die Nachricht zugegangen 
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der Ordnung. Die Aufrührer aber, die Euch in Unglück und Ververien 
gejtürzt haben, werbe ich mit ftarfer Hand nieberwerfen, wo ich fie finte. 
— ‚hr preußifchen Unterthanen aber, die Ihr durch Aufruhr und Ir 
rath ven preußifchen Namen fehändet und in ven Reihen ver Rebellen 
gegen Eure Brüder kämpfet, Ihr feid dem Kriegsgeſetze unnadfictüd 
verfallen. Ihr habt die Todesſtrafe verwirkt und fie wirb Euch treffe 
nach tem Gejet.“ 

Der andere Aufruf, vom 12. Juni Datirt, war an die Trupren ze 
richtet und lautete: „Auf Befehl Er. Majeftät Des Könige habe ih inf 
an dieſen fernen Grenzen unfere® preußiihen Vaterlandes verfanmel, 
um uch auf Anrufen unferer deutſchen Buntesgenoffen in Baiern, Keil 
und Baden, in die benacbarten Yande zu führen, wo ter Aufruhr to, 
tie Willfür herrſcht und Die Rechte und Freiheit aller chrlichen Ice 
täglich mißhandelt we.ben. 

„Preußens ruhmvolle Waffen jind berufen, dieſen Ländern Reh 
und Geſetz wiederzubringen, Freiheit und Frieden dahin zurüdzuführen. 

„Deit Gottes Hilfe wervet Ihr diefe, Preußens tapferer Armee wir 
tige Aufgabe wie Ehrenmänner löfen, zum Ruhme Eurer glorreichen 
Fahnen und zum Seile unſeres gemeinfamen PVaterlantes. Kamera 
aller Grade und aller Waffen! Das erwarte ich von Eurer Tapferkeit mit 
Zuverſicht. Ebenſo beftimmt erwarte und fordere ich von Euch ven yünft 
lichſten Gehorfam, die jtrengite Bewahrung ver Diecipfin. 

„Ein treues und gehorſames Heer ijt der Stolz und Die Ehre, eine 
zuchtlofe Truppe tie Schmach und die Geißel des Vaterlandes. Ta 
eben ſehet Ihr in den unglüdlichen Yäntern, die Ihr betreten werdet. 

„Und nun vorwärts Kameraden! Ihr werbet fehen, ob man mt 
als Retter und Befreier oder als FJeinde empfangen wirt. Der Bedrängie 
fühle Cure helfende Sand, ver feindliche Bedränger vie volle Wuchtt 
Eurer ſcharfen Waffen. Vorwärts! Mit Gott für König und Vaterlant!” 

Tas Armeecorps des Oenerallieutenants v. Hirſchfeld, aus vier 
Tivifionen beſtehend, war zwifden Saarbrüden und Kreuznach aufgeitelt. 
Seine Aufgabe war, Kaiferslautern ale ten Sig des Landesausſchuſſet 
zu bejegen, Yantan und Germersheim zu entjegen, Das Yand ven im 
Revolutionstruppen zu reinigen, in Yurwigshafen oder Germersheim zum 
Uebergange über den Rhein zufammenzutreffen und dies Alles ſo ſchnel 
als möglih zu beenvden, damit der bairifchen Armee, wenn ſie endlich Ne 
Pfalz betreten follte, ein vom Feinde befreites Yand übergeben werden 
fönnte. 

Zu dieſem Zwede follte die erfte Divifion unter v. Hannecken übe 
Worms eindringen, einen Streifzug bis Ludwigshafen fenden und tem 
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Bruder und dem Artilleriehauptnann Sted, einem Schweizer überlaflen 
müjfen. 

Am 15. Jumi gegen 11 Uhr des Morgens griff pas preußiſche De 
tachement die Infurgenten an, welche fich, obwohl fie durch Baumwolle 
ballen gefehügt waren, gegen die preußifchen Geſchütze nicht halten konnte 
und nach zweijtündigem beftigem Kampfe ten Ort verließen. Ein Thal 
floh nach Speier, der größere Theil zog fih über die Brüde nah Mam 
heim zurüd und gelang es ihm, das dritte und vierte Joch ver Brük 
abzulöjfen. Bon Mannheimer Rheinufer aus begann nun eine heftige 
Kanonade, welde während der ganzen Nacht vom 15. bis zum 16., femme 
ten 16. und 17. Juni ihren Fortgang hatte. Sämmtliche Hafenbauten, 
das Yagerhaus, fowie fajt die ganze Stadt Ludwigshafen, insbefonten 
die fchöne Häuſerreihe am Rhein brannten ab und auch die Rheinbrüce 
gerieth in Brand und wurde innerhalb dreier Tage durch das Feuer 
ganz verzehrt. Non preußifher Seite war die Kanonade Durch die vier 
Geſchütze während der ganzen Zeit erwibert worden, jedoch erfolgten um 
18. Juni nur wenige Schüffe, da es an Pulver fehlte. ‘Den 19. Im 
wur von beiden Seiten die Kanonave eingeftellt und in der Nacht vom 
19. bis 20. Juni wurden die Preußen durch ein Detachement Baiern ab 
gelöft. Der Fürſt von Thurn und Zaris hatte mit feinem Armeccorp, 
beftehend aus 8 Bataillonen, 9 Schwadronen und 3 Batterien, zuſammen 
0500 Dann am 19. Juni die rvheinbairifche Grenze betreten und fofer 
eine Ablöfung nad) Yupwigshafen gejendet. 

Die vierte Divifion batte ihren Marſch über Kirchheim-Bolanıır 
und Dürkheim nad ver Gegend von Germersheim genommen. Schen 
den 13. Juni waren die Bortruppen bei Morſchheim auf bewaffnete Frei 
ſchaaren geftoßen, welche ſich jedoch jehr bald zurüdzogen. Den andern 
Tag erfolgte in Gegenwart des Prinzen von Preußen der Angriff auf 
Kirchheim, welches mit acht Deusfetiercompagnieen und einer Schüger 
compagnie unter Yeitung des Polen Ruppert befegt war. Die Preußen 
waren unter dem Befehl des Oberſt v. Schleinig und beſtanden anf 
einen Garde-vLandwehr-Bataillon, einem Füfilier-Bataillon, zwei Kanonen 
und zwei Escadronen Wlanen. Die Scharfihügen ver Infurgenten, an 
gefeuert von einer jungen Dame, *) ver Tochter eines Arztes des Ortet, 
hielten ji gut und machten es dem Major Ruppert möglich, vie ihm un 
vertraute Mannfchaft zurüdzuziehen. Als die Stadt durch die Cavallerie 
umgangen werden follte, waren die Infurgenten bereits nach Dürfeim 
abgezogen und nur die Befagung des Schloßgarten® zurückgeblieben, 


*) Fräulein Mathilde Hitzfeld. 
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fhärler wurden von den Preußen niedergemacht.“ Auch aus ven ſpäu⸗ 
ren Berichten anderer Offiziere ergiebt fih, daß namentlich in Bares 
den mit Waffen verfebenen Infurgenten, insbefondere den während ve 
Kampfes in ven Häufern Gefangenen nur felten Barton gewährt wurde. 
Tiefe bedauernswerthe Thatjache läßt fich leider nicht bezweifeln, dagezen 
find aber ganz gewiß bie vielen furdhtbaren Erzählungen von der Gr 
famfeit der Preußen und dem Anfpornen ver Offiziere zu viefen Gras 
ſamkeiten erdichtet. Häuſſer, dieſer ftrenge, wahrheitliebende Gejhidts 
ſchreiber, welcher den Berichten von Gefangenen, bie zu Tode gemarter 
oder an den Beinen aufgehängt oder verftümmelt fein follten, nache 
gangen ift, bat überall gefunden, daß die Glaubwürbigfeit äußert zweifel 
haft ift und erklärt er, daß einzelne Brutalitäten wohl mögen ftattgefunten 
haben, wie er venn als Augenzeuge verfichern könne, daß tie eriten Ge 
fangenen, die am Nedar eingebracht wurden, nur durch die größte Ener: 
gie ver preußifchen Offiziere vor Mißhandlung durch bie eben anlen 
mente Landwehr geſchützt wurden; aber das Alles wäre viel geringer und 
unbereutenter gewefen, als e8 ein Bürgerkrieg und die Parteimuth mit 
ſich gebracht hätte. Im Allgemeinen wäre die Humanität überall mädt- 
ger geweſen, als die Parteigefinmung. Im Feuer des tapfern Kampfes 
fühlten fich die gemeinen Mordgedanken am beften ab. So wären bem 
auch auf beiten Seiten edle, menfchlihe Züge von Aufopferung und 
wirkliche brüderliche Gefinnung, wie fie in einem Volke nic erläicen 
jollte, aufzuführen, au wenn ber Factionsgeiſt das zu jener Zeit zu ver 
hüllen verfucht habe.“ 

Der zweiten Divifion ftand nach bem Gefecht bei Rinnthal fein wei- 
teres Hinderniß entgegen. Sie ging bei dem befreiten Landbau vorke 
bis Rheinzabern, jo daß jegt alle vier Divifionen bei ver Feftung Ger: 
mersheim vereint waren. Nach Yandau war ein preufifches Bataillon 
gelegt worten und hatte fih bein Vorbeimarſche der Prinz felbjt in vie 
Feſtung begeben, um tem Commandanten und dem Offiziercorps perjör 
lich anszufprecen, „wie hohe Anerkennung ihr Muth, ihre Beharrlichleu 
und ihr ganzes Verhalten während der vergangenen Wochen in ver pre 
Bifhen Arınee gefunden habe.“ In Wahrheit war den Offizieren allein 
bie Haltung der Feſtung zu verdanken. Zwar waren die Angriffe ven 
Augen wenig gefahrdrohend, wohl aber war die Unzunerläffigfeit in ir 
Bürgerjbaft und das Schwanfen der Mannfcaft zu fürchten. Seht 
ſchwere Wochen hatten vie Offiziere durchlebt und mußten fie währen 
berfelben mit dem Gewehr auf der Schulter die Dienfte der Gemeinm 
theilen. 

In Folge des Mieroslawskiſchen Befehls und da der Uebergang über 
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lichen Auflöfung und einer neuen Organifirung beburfte. Nur das Wr 
terial und Perſonal der Felvartillerie war vortrefflih, Die Mumition ie 
gegen gänzlich unzureichend. Um diefe Mängel zu befeitigen und eiw 
fräftige Revolutionsarmee zu organifiren, war es nach der Anficht Tiere 
lawskis nöthig, die Volkswehr aufzulöfen, ſämmtliche verdächtige Offizier 
abzufegen, Blut und Vermögen ver Berorzugten in Anfpruch zu nehme, 
der Ausreißerei durch furdhtbare Strafen und ein unnachfichtliche® Leber 
wachungsſyſtem entgegenzuarbeiten, das öffentliche Leben in vie Yelvlage 
zu verlegen und tafelbft die ganze wehrfähige Nation zur Pünktlichkeit, ar 
Uniform und zur beroifchen Unempfindfichleit der regelmäßigen Zruppe 
zu nötbigen. Zur Ausführung dieſer Pläne bedurfte es einer bictaterifden 
Kraft. 

Mieroslaweti, deffen moralifcher Werth hier unerwogen bleibe, deſſen 
Entſchiedenheit, Klarheit und Zalent jedoch nicht zu verfennen find, hatte 
unterın 15. Juni mit der verfajlunggebenden VerfammMlung und ter pre 
viſoriſchen Regierung einen Vertrag errichtet, worin ihm thatfächlich viele 
Dictatur anvertraut war. Ihm allein waren bie Anordnung und Aue 
führung ver militärifhen Operationen überlaffen und zu dieſem Zwrece 
war ihm das Recht gewährt worben, mit Zuftimmung von drei durd ve 
proviforifhen Regierungen Badens und ver Pfal ernannten Cipilcen 
milfaren auf Scheine, welche auf die Staatskaſſen außgeftellt waren, alle 
für das Militär und vie Kriegführung erforverliden Gegenftänte zu 


requiriren. Ihm war ferner das Recht des Vorfchlags bezüglich ver Ar . 


jtellung der ihm untergebenen Offiziere vorbehalten. Alle anzuftellenten 
Offiziere follten bezüglich ihrer Fähigkeit geprüft werden, vorbehaltlid 
jedoch des gefeglich beftehenten Wahlrechts. Endlich follte Mieroslawsk 
die Volkswehr im Einverſtändniß mit den Civilcommiſſarien organifiren. 

Die Zeit war zu kurz, um von dieſer Dictatorifchen Gewalt vollen 
Gebrauch zu machen, aber ſchon durch feine Entfchiebenheit und fein be 
ftimmtes Auftreten wirkte Mieroslawski glüdlih auf die Zruppen. Ja 
ven wenigen Tagen, welde er in Baden weilte, vom 9. bis 15. Imi 
war ein anderer Geiſt in das Heer gefommen und nur dadurch murte 
e8 ermöglicht, daß tie batiihe Revolution nicht ebenfo erbärmlid un 
widerlich, als die in ber Pfalz endete. 

Schon ven 15. Juni hatte die batifche Arınee Gelegenheit, dieſen 
beiferen militärifchen Geift ihren Feinden zu beweifen. ‘Die Nachricht von 
dem Einrücken ver preußiſchen Armee in die Pfalz Hatte auch vie Nedar- 
arınee ungeduldig gemacht und v. Pender zu dem Entfchluffe gebradt, 
dem Wunſche ver Armee nicht Länger zu witerftehen, ſondern ven 15. Juri 
eine allgemeine Vorwärtsbewegung nah dem Nedar zu veranlajlen. 
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der Ordnung. Die Aufrührer aber, die Euch in Unglüd und Verderben 
gejtürzt haben, werde ich mit ftarfer Hand niederwerfen, wo ich fie finke. 
— ‚hr preußifchen Unterthanen aber, die Ihr durch Aufruhr und Ber ; 
rath ven preußifchen Namen ſchändet und in ten Reihen ter Rebellen 
gegen Eure Brüder kämpfet, Ihr fein dem Kriegsgefeke unnachfictäd 
verfallen. Ihr habt die Todesſtrafe verwirft und fie wird Euch treiie 
nad dem Geſetz.“ 

Der andere Aufruf, vom 12, Juni datirt, war an Die Truppen ze 
richtet und lautete: „Auf Befehl Sr. Majeftät des Königs Habe ich Eh 
an biefen fernen Grenzen unſeres preußiſchen Vaterlandes verfummel, 
um Euch auf Anrufen unferer deutſchen Bundesgenoſſen in Baiern, Keim 
und Baden, in vie benachbarten Yande zu führen, wo ter Aufruhr tet, 
die Willkür herrſcht ımd Die Rechte und Freiheit aller ehrlichen Yenk 
täglich mißhandelt we.den. 

„Preußens ruhmvolle Waffen jind berufen, diefen Ländern Reit 
und Gefeg wiererzubringen, Freiheit und Frieden dahin zurückzuführen. 

„Deit Gottes Hilfe werdet Ihr Diefe, Preußens tapferer Armee wir 
dige Aufgabe wie Ehrenmänner Löfen, zum Ruhme Eurer glorreichen 
Fahnen und zum Heile unjeres gemeinfamen Baterlantes. Kamera 
aller Grade und aller Waffen! das erwarte ih von Eurer Tapferfeit mit 
Zuverficht. Ebenſo bejtimmt erwarte und fordere ih von Euch den pünd 
lichſten Gehorfam, die jtrengfte Bewahrung ver Disciplin. 

„Ein trenes und gehorfames Peer ift der Stolz und vie Ehre, cin 
zuchtlofe Truppe tie Schmach und vie Geißel des Vaterlandes. Zu 
eben fehet Ihr in Den unglüdlichen vVändern, die Ihr betreten wertet. 

„Und nun vorwärts Kameraden! Ihr werdet fehen, ob man um 
als Retter und Befreier oder als Feinde empfangen wird. Der Berringe 
fühle Eure helfende Hand, ver feindliche Berränger vie volle Aukt 
Eurer jharfen Waffen. Vorwärts! Mit Gott für König und Vaterland“ 

Tas Armeecorps des Generallieutenants v. Hirſchfeld, aus vie 
Tivifionen bejtehend, war zwiſchen Suarbrüden und Kreuznach aufgeiteh. 
Seine Aufgabe war, Kaijerslautern als den Sig des Vandesausſchuſſet 
zu bejegen, Yantan und Germersheim zu entjegen, Das Yand von de 
Revolutionstruppen zu reinigen, in Yurwigshafen oder Germersheim zum 
Uebergange über ven Rhein zufammenzutreffen und dies Allee fo jchnel 
als möglich zu beenden, bantit ber bairifchen Armee, wenn fie enplic die 
Pfalz betreten follte, ein vom Feinde befreites Land übergeben wertet 
fönnte. 

Zu diefem Zwede follte die erſte Divifion unter v. Hannecken übe 
Worms eindringen, einen Streifzug bis Ludwigshafen ſenden und der 
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Bape mc pfente che: geübte. ober gefangen wurbe. Ungehinbert jog 
iwiſion Dürkheim, woſelbſt ſich Blenker, ver Hauptfreifhaaren- 
—— fand hier nicht Statt. Während ſich die 
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——— die zweite und dritte Diviſion am 
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tz der revolutionären Regierung gezogen. Freifchaaren, 
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Bei Rinnthat am 17. Juni ein Gefecht, welches um jo 
eteffanter war, als die Infurgenten von zwei preußiſchen Offizieren 
Bilti; und v. Schimmelpfennig geführt wurden. Der Engpaf bei 
hal war vom Feinde befegt und barrifadirt. Seine Stellung war 
j gü iſtige ‚ als ſich das Thal auf 150 Schritte verengt und bie 
waren die Vortheile, welche ihnen die Natur bot, zu wenig 
en. „- Päſſe waren nicht hinreichend verbarrifabirt, bie 
ht hintanglich mit Schägen befegt. Cine preußiſche Füſilier- 
n mihenelt en hu — 
— gebrogen. —* zogen fi nach Rinnthat 
m auch jehe Bald aus dem Dorfe vertrieben. Der Vers 
war nicht unbedeutend. Man redhnete 10 Tote, 
mißte und 40 Verwundete. Zu den Letzteren gehörte auch 
enerals v. Webern heißt e8: „Ich glaube den Verluſt der 
mindeſtens 60 Getöbtete und einige 30 Verwundete angeben 
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Bruder und dem Artilleriehauptmann Sted, einem Schweizer überlafen 
müſſen. 

Am 15. Juni gegen 11 Uhr des Morgens griff das preußiſche De 
tachement die Inſurgenten an, welche ſich, obwohl fie durch Baumwolle 
ballen geſchützt waren, gegen die preußiſchen Geſchütze nicht halten konnen 
und nach zweijtündigem heftigem Kampfe ten Ort verließen. Ein Theil 
floh nah Speier, der größere Theil zog fih über die Brüde nah Mam 
beim zurüd und gelang es ihm, das dritte und vierte Noch ter Bräke 
abzulöfen. Vom Mannheimer Rheinufer aus begann nun eine heftige 
Kanonade, weldhe während der ganzen Nacht vom 15. bis zum 16., few 
den 16. und 17. Juni ihren Fortgang hatte Sämmtliche Dafenbauten, 
das Yagerhaus, fowie falt die ganze Stadt Ludwigshafen, insbeſonder 
vie fchäne Häuſerreihe am Rhein brannten ab und auch die Rheinbräde 
geriethb in Brand und wurte innerhalb breier Tage durch das Fer 
ganz verzehrt. Von preußifcher Seite war die Kanonade Durch vie vie 
Gefchüge während ver ganzen Zeit erwibert worden, jedoch erfolgten am 
18. Juni nur wenige Schüſſe, Da es an Pulver fehlte. Den 19. Immi 
war von beiten Seiten die Kanonade eingejtellt und in ver Nacht vom 
19. bis 20, Juni wurden die Preußen durch ein Detachement Baiern ab 
gelöft. Der Fürft von Thurn und Taxis hatte mit feinem Armeecorpt, 
beftehend aus 8 Bataillonen, 9 Schwadrenen und 3 Batterien, zufamme 
3500 Dann am 19. Juni die rheinbatrifhe Grenze betreten und fofer 
eine Ablöſung nach Yudwigshafen gefenvet. 

Die vierte Divifion hatte ihren Mari über Kirchheim-Polanten 
und Dürkheim nad der Gegend von Germersheim genommen. Schr 
ven 13. Juni waren Die Vortruppen bei Morfchheim auf bewaffnete Frei- 
ſchaaren gejtoßen, welche ſich jedoch jehr bald zurüdzogen. Den andem 
Tag erfolgte in Gegenwart des Prinzen von Preußen ter Angriff anf 
Kirchheim, welches mit acht Dlusfetiercompagnieen und einer Schützen 
compagnie unter Yeitung des Polen Ruppert befegt war. Die Preußen 
waren unter dem Befehl des Oberft v. Schleinig und beftanden aus 
einem Garde-vandwehr-Bataillon, einem Füfilter-Bataillon, zwei Kanonen 
und zwei Escadronen Ulanen. Die Scharffhügen der Infurgenten, an 
gefeuert von einer jungen Dame,*) ver Tochter eines Arztes des Orte, 
hielten ji gut und machten es dem Major Ruppert möglich, die ihm an 
vertraute Deannfchaft zurüdzuziehen. Als die Stadt durch die Cavallerie 
umgangen werden follte, waren die Infurgenten bereit® nach Dürkheim 
abgezogen und nur die Befagung des Schloßgartens zurüdgeblieben, 


*) Fräulein Mathilde Hißfeld. 
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| ; und fonftige Behörden waren geflohen und die Bevölle— 
ch aut üsre Befrieeigung varüber aus, daß endlich eine Erle 
m ſei. Ohne irgend einen Kampf zog die 3. Divifion nad 
> von Germerben, 
t wurde es ber 2. Divifion nicht. Sie war am 13. Juni 
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(ihen Auflöfung und einer neuen Organifirung beburfte. Nur tae Wr 
terial und Perfonal der Feltartillerie war vortrefflid, vie Munition te 
gegen gänzlich unzureichend. Um diefe Mängel zu befeitigen und ei 
fräftige Revolutionsarmee zu organifiren, war es nach ber Anficht Mierei. 
lawstis nöthig, Die Volkswehr aufzulöfen, ſämmtliche verdächtige Offiziere 
abzufegen, Blut und Vermögen der Bevorzugten in Anfpruch zu nehme, 
der Ausreißerei dur furdhtbare Strafen und ein unnachfichtliche® Ueber 
wachungsſyſtem entgegenzuarbeiten, das äffentlihe Leben in vie Feldlager 
zu verlegen und tafelbft die ganze wehrfähige Nation zur Pünktlichkeit, zur 
Uniform und zur heroiſchen Unempfindlichleit der regelmäßigen Trupfca 
zu nöthigen. Zur Ausführung dieſer Pläne bedurfte e3 einer dictatoriſchen 
Kraft. 

Diieroslaweti, veffen moralifcher Werth hier uneriwogen bleibe, deſſen 
Entſchiedenheit, Klarheit und Talent jedoch nicht zu verfennen find, hatte 
unterın 15. Juni mit der verfaffunggebenvden Verſammlung und ber pr 
piforifhen Regierung einen Vertrag errichtet, worin ihm tbhatfächlich tiefe 
Dietatur anvertraut war. Ihm allein waren die Anorbnung und Aus 
führung der militärifhen Operationen überlaffen und zu dieſem Zwece 
war ihm das Recht gewährt worden, mit Zuftimmung von Drei durch bie | 
proviforifhen Regierungen Badens und der Pfalz ernannten Civilcen 
miffaren auf Scheine, welche auf die Staatskaſſen außgeftellt waren, alle 
für das Militär und die Kriegführung erforderlichen Gegenftänte zu | 
requiriren. Ihm war ferner Das Recht des Vorfchlags bezüglich ver ir 
jtellung der ihm untergebenen Offiziere vorbehalten. Alle anzuftellenten 
Offiziere jollten bezüglich ihrer Fühigfeit geprüft werden, vworbebaltfid 
jevoh des gefetlich beftehenten Wahlrechts. Endlich follte Mieroslawek 
die Volkswehr im Einverſtändniß mit den Civilcommiffarien organifiren. 

Die Zeit war zu kurz, um von biefer Dictatorifchen Gewalt vollen 
Gebraud zu machen, aber ſchon Durch feine Entfchievenheit und fein ke 
ftimmtes Auftreten wirkte Mieroslawski glüdlih auf vie Truppen. In 
den wenigen Zagen, welche er in Baden weilte, vom 9. bis 15. Juri 
war ein anderer Geiſt in das Heer gekommen und nur dadurch iwurte 
ed ermöglicht, daß vie badiſche Revolution nicht ebenfo erbärmlich um 
widerlich, als die in ver Pfalz endete. 

Schon den 15. Juni hatte die badiſche Armee Gelegenheit, tigen 
beſſeren militärischen Geift ihren Feinden zu beweifen. Die Nachricht ven 
dem Cinrüden ver preußifchen Armee in die Pfalz Hatte auch vie Nedur: 
armee ungeduldig gemacht und v. Peuder zu dem Entfchluffe gebradt, 
dem Wunfche der Arınee nicht länger zu wiberftehen, ſondern den 15. Juri 
eine allgemeine Vorwärtsbewegung nah dem Nedar zu veranlajlen 
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ara Hochgelegenen Dörfer Hohenſachſen und 
| meer: v. Witzleben hatte das Gefecht 
| und als um 7 Uhr des Morgens noch 
— — ſich immer mehr Wein- 
————— — Er ging mit ſeinen Truppen, 
und 5 Geſchützen nach Leutershauſen zu, 
rer fallen. Als die Badenſer vie 
en, gogen fie ſich nach» Schriesheim zurück und Witzleben 
es Orts en Zu gleicher Zeit drang auch bie 
‚wieder wor und da fie feine, Kenntniß 
nft de —8* Witzleben hatte, jo ſchoß fie. nad) den 
* wollten die Heffen das von den Meeclenbur— 
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von Oberft v. Witleben. Nach anveren Mittheilungen hatten vie Baden⸗ 
fer das Schlachtfeld behauptet und vie Reichsarmee aus Großſachſen we. 
trieben und nur wegen Mangels einer zuverläffigen Neiterei und wegen ber 
Ermüdung der Truppen fonnte eine weitere Verfolgung nicht ftattfinten 
und nahmen die Badenſer ihre Stellung in Schriesbeint wieder ein. 

An beiden Tagen waren daher feine bejonveren Erfolge erreicht mt 
namentlich Hatte von feiner Seite eine Niederlage ftattgefunden. ter 
fall8 war aber ver moralifhe Vortheil auf Seiten der Badenſer gehe 
ben. Ihre Armee, die wenige Tage vorber faft aufgelöft und zu einem 
ernſtlichen Gefechte untauglich erſchien, Hatte Muth bewieſen und ke 
Führer verjelben militärische Einfiht. An allen Punkten waren ve 
Kräfte ver Armee, namentlih tie Artillerie benugt worden, und die 
Infanterie hatte, felbjt wo fie ſich zurüdziehen mußte, fofort wieder feiten 
Fuß gefaßt und ernenerten Widerftand geleiftet. Auch hatte fich in all 
biefen Kämpfen ein fefter Plan und ein leitender Geift gezeigt. Gerade 
das Yebtere wurde bei der Reichsarmee vermißt. Willkürlich fehen wir 
den fühnen Witleben überall eingreifen und nit nach den Plänen ver 
Borgejetten fragen. Vergeblich fehnt er fih den 15. Iımi nad Hiſſe. 
Die Hilfe wird ihm zugefichert, aber fie kommt zu fpät. Noch fchlinmer 
geht es ven 16. Juni, wo die Abtheilungen teilelben Armeecorps om 
hellen Tage einen Kampf untereinander beginnen wollen. Gewiß ha 
Häuffer Net, wenn er fagt: „daß die Badenſer in ter Führung mei 
Plan und Einheit gezeigt hätten, als die Reichsſtruppen.“ Es war bie 
nur ein Vorjpiel von dem, was wir 1866 unter andern Verhälmiſſen 
und gegenüber einer zwar nicht großen, aber bieciplinirten Armee erieit 
haben oder richtiger, c8 waren beide Kämpfe ein Nachipiel deſſen, mad 
die Reichsarmee feit Jahrhunderten geleiftet hatte. Nicht Mangel a 
Muth over Tapferkeit, welche allen deutſchen Stämmen in gleicher eilt 
eigen find, und welde fie in den Jahren 18:0 und 1871 in fo heben 
Grade bewiejen haben, fontern Uneinigfeit, Planlofigkeit und Mangel a 
einheitlicher Führung waren die Urſache fo vieler Niederlagen deutſcha 
Reichstruppen. 

v. Peucker concentrirte ſeine Armee bei Weinheim und ging nad 
Darmſtadt, um mit dem Grafen v. d. Gröben, welcher daſelbſt fein 
Armeecorps gefammelt hatte, Verabredungen zu treffen. DBeite einigten 
fih dahin, daß fih Peuder nad den Odenwald und dem oberen Nedar 
wenden und ten General Wacter zurückaflen, diefer aber am 20. md 
die Avantgarde des Göbenjchen Corps abgelöft werben ſollte. Peuder 
follte bei Zwingenberg über den Nedar geben und auf Sinsheim mar 
ſchiren und fich fo mit dem erjten Armeecorps, dejfen Ziel Wiesloch war, 


— — 


Krieg in Baden. 593 


>iefe Reife hoffte man, die badifche Armee durch die 
au auſchließen; allein man hatte fich um 2 Tage geirrt. 
. fand ſchon den 20, ftatt und die Reichsarınee Fam 

>, mit ihren Vorpoſten nah Sinsheim. 
benugte die Zeit der Nuhe nad) dem 15. und 
Urmee beffer zu organifiren, und mochte er 
igte Hoffnung haben, daß das erfte Armee: 
— dem Kampf in der Pfalz beſchäftigt ſein 
* fandrohungen gegen Weglaufen und 
r ar, = fung der Berpflegung und ertbeilte 
| vr Soldaten an Kafttagen. Auch 
» und follte die 6. Divifion von 
Zugleich z0g er feine Truppen in den 
en indem er den rechten Flügel an ben Odenwald, 
B Schriesheim und den linfen Flügel an Ladenburg an— 
Re are aus wollte ſich Mieroslawsfi mit allen Truppen, 
star, auf ven Punkt werfen, wo die Preußen über ven 
Wieden. Diefer Uebergang jollte jo viel als möglich er- 
—8 Die pfälziſche Armee ſollte Knielingen beſetzen, um dieſen 
er zu fichern. In Mannheim jollte Merſy bleiben. und 
ee hatte den ftrengen Auftrag, den Preußen, wenn fie bei 
N oder bei Speier über den Rhein gehen wollten, entgegen- 
END die Brüde bei Germersheim in Brand zu ſetzen. Mniewski 
WE Mann und 6 Geſchütze, mit welchen er bei Rheinsheim und 
Pebung ſtand. Trotz dieſes Befehls blieb der Poften an der Brüde 
im nur ſchwach bejegt und dies verlodte die Preußen, ſchon 
, als verabredet war, den Rhein zu überfhreiten, Am 
Morgenſtunden zwifchen drei und acht Uhr gingen fie unan- 
— — bei Germersheim. Brückenkopf und Rhein— 
vifabirt, aber tnbejegt und das jchwierige Débouché von 
| ohne Widerſtand bejehritten werden. Nach dem Rhein— 
ee ſich das preußifche Armeerorps, Die zweite, dritte und 
Ben: über Graben nad Bruchſal und ſollten von dort 
in vorgeben, während der eriten Divifion die Aufgabe 
* befegen und über Waghäuſel die Mannhelmer 
. Schon am 19. Juni hatten ſich die Infurgen- 
gem nad dem nahe gelegenen Philippeburg zur 
wurben fie am 20. Juni vom Feinde jo überrajcht, 
fie nad 1 Schüffen ver preußijchen Artillerie Die Stadt räum- 
und i Biene zurüdzogen. Gepäd, Munition und Kaffe 
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gehen, ruhten fie fi ton dem allerdings 
n Marfihe über das. Gebirge volle 24 Stunden: aus 
num m 22 nur ein Dar vn 1', Stunden nad) Aglajter- 
23. ging man in langſamem Schritt nach Sinsheim 
—ẽ den 22. Juni, waren zwei Bataillone, eine 
» 6 Gefüge zur Ermetung des preußiſchen erften Armee— 
worden und follten dieſelben zugleich Sinsheim be- 
cafe de in der Duntelheit mit ven fliehenden Infurgenten 
entſpann ſich ein Gefecht, welches namentlich von ber 
t wurde, Dre u ſolches Gefecht in ber 
dem exften: Armeecorps Kenntniß von ihrem 
irgend einen fonftigen Erfolg. tehrte. da8 
Game © ie geht, Rad 
dingen Mieroslawsti —————— 
en und Bretten. Zum Theil wurden bie 
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m "Infanterie faft- gäntig ————— 

* —* wurde. den Canpwebrbataitfen Aferlopn 
e Beunceh su veränen und fpäter den Sturm auf die 
zu unternehmen. Es war dies baffelbe Bataillon, welches 
0 aufrührnfh erwieſen hatte, in Folge deſſen ber 
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ig verſchloſſenen Fenfter wieder öffneten und die rothen 
—** wurden, Bald darauf ertönte ver General- 
fammelte fi und es wurbe ihr geftattet, vor 
ı befilicen. Derjelbe ſprach ſich in anerfennenpfter 
v aus, während ibm von allen Seiten ein freu- 
uruf ext 2 nd mu der Vürgerwehr geftattet, die von ihr 
Defekt n Wachtpoften mit den preußifchen Truppen gemeinfchaftlich 
halten. Sämmtliche Blätter, mit Ausnahme der Carlsruher 
bie einen neuen Nedacteur erhielt, wurben verboten und alle 
Vereine aufgehoben. Das Tragen der Waffen war nur 
gerwehr, jedoch mit Ausnahme ihrer Artillerie, geftatte. Oberſt 
e eg preußifchen Commanbanten ernannt und 
‚groß e Beamten erhielten bie ——— —* 
ti en wieb | einnehmen. | 
| DEE „ welches durch die Flucht um die Halft⸗ 
—* ſich nad) Raftadt, hinter die Murglinie zurüdgezogen 
) 1 si di Truppenzabl auf 13000 Mann*) an, Nach 
er Mann. Hoffnung auf Unterjtügung aus an— 
war nicht vorhanden, Führer und Mannjdaften waren 
bie drei gegnerifchen Armeecorps noch ungeſchwächt 
ji cn faft jo viel Mannſchaft zählte, als den In— 
Ieben war, Die einzige Hoffnung war auf die Yage bes 
- Daffelbe ift ein Terrainabfehnitt, welcher, wenn er 
—* ſchwer einnehmbar-ift; denn wegen des umfaſſen- 
n Wabons bon Raſtadt iſt der Uebergang über bie 
ir wann und Kuppenheim ſchwer erzwingbar, falls 
bte Flügel: —— und um die obere, De Zu 


ere e ber Pring. von Preußen. Das Nedarcorps 
—— dritten Diviſion des erſten Armeecorpé 
et um über das würtember- 
e an der Murg zu gewinnen und den 30, Juni im 
1 herein rt ara 
NE Die beiden andern Armeecorps 
m 29. Jum den 5 ** Eee rag 
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m tn Ban geſtütten fen Scan 
\F 4 M 
fechtes wur Een 
— Pesznain Muggenſturm, Ober: 
ſchweler, Winkel und bei Kuppenheim, dem ſüdlichſten Punkte, 
I — ſtand das erfte Armeecorps. 

a Orten wurden vom zweiten Arnteecorps ges 
pf er la fe mit wechjelnden Güde und mit Tapferkeit 
u fin Seien, Die Preufen drangen vor, fanden 
W dund ihre Gegner wurden durch die auf— 
das günſtige Terrain und ihre ſchweren Ge— 
die Verſchanzungen 
men. Zwiſchen 4 und 6 Uhr Nachmittags hatten die 
fit. Ant he Gefangenen war Profeſſor Sinfel 
ee den Hirſchgrund, den Federbach 
u und fich hinter die Kanonen der Feftung zurüd- 





— allen: Buntten puifchen 3 bi 54 Uhr 
| m Senn von Shen sand, vn Oft 
waren Die Anfugenten. Boden, 
o t zum Angriff gelangt war, draug aus dem 
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en ‚die Eolonnen vor und begannen am linken Ufer 
jener. Die Volkswehr und die Infanterie der Infurgenten 






























Gefecht der Preußen ‚ denn bie Heinen Rencontres bei Wiererbätt 
Sätt "bie u von — aus ihren Sieg ſofort benutzt 
ber Nacht vom 29. zum 30. Juni oder wenn dies wegen ber Er⸗ 
fig der Truppen nicht möglich war, am anderen Morgen bei Zeiten 
Truppen, oder doch wenigftens ihre Avantgarde, nach Dos gefendet, 
te die Mehrzahl ver Flüchtlinge eingefchloffen worden. Es waren 
aber die Proviantcolonnen erft ſpät in der Nacht angelangt und 
Ababer die Lebensmittel nicht vor 6 Uhr zu vertheilen, weswegen 
it gegen 10 Uhr aufgebrochen werben fonnte. Die Zwiſchenzeit 
don ben Soldaten benutzt und in der Freude des Sieges dem 
e der Befiegten ſtark zugeſprochen worben fein, denn fie famen in fo 
renen Ziügen in Baden an, daß fich v. Peuder zur Widerherftellung 
omg genöthigt ſah, fie in Parade aufmarſchiren und vorbeiziehen 
| N, worüber aufs Neue eine beveutende Zeit verftrih, Nur ein 
XE beſtehend aus Piechtenjteiner Scharfſchützen, einem Bataillon 
er, zwel Mecklenburger Geſchützen, drei Compagnien Hohenzollern 
ine Stwadien Heſſiſche Reiter, war unter dem Naſſauiſchen Oberft- 
Morenhoffen nad) Dos voran gefendet worden. Dort, wie bei 
— waren die Eingänge zum Oberlande und dahin hatten 
de Flüchtlinge ihren Lauf gerichtet. Auch Mieroslawski war bort- 
‚ fand aber feine Spur von der Armee mehr. Alles war noch 
t theils auf der Eifenbahn, theils auf Wagen bis nah Bühl 
ern geflohen. Nur eine von ihrer Bebtenungsmannjchaft im 
faffene Batterie Artillerie befand fich noch in Oos. Bald nad 
; famen auch die Flüchtlinge von der Divifion Beder aus 
. Bergebtih wurden Befehle, Drohungen und Borftellungen 
— ——— und Sammlung zu bewirken. 
e auf dem Bahnhofe von Dos ſtandrechtliche Erſchießung 
Inge, Die Mafjen Tiefen ſich nicht mehr halten. Damit 
—8—— wurden und ſchneller fortkamen, waren die 
sad en Eifenbahnrande gelaufen und gelangten eine gute 
| i in Bühl an. Denſelben begleiteten nur nod bie 
or — Batterie Artillerie und eine Abthellung Dra— 
e fich ebenfalls bald den Flüchtlingen zugefellte, Mies 
in Dos den Befehl zurüdgelaffen, foviel als möglich das 













































Am Abend fen ra 
und der — mit — Führ * vera ati = 
Zufammenkünfte hielten. Et yon 4 Er a 
noch ubrigen Truppen aus Freiburg, j — 
diefe Truppen au heim, allein bee von do —* 
ber Burgerwehr verhaftet und ben | Gen. —* 
Dieſe waren * * einen — 
Kung gerichtet Aid men 16 2 pute der 
wurten auf ven 7. Juli nach Riegel —E—E 
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217 Mann Eavallerie und ‚eine veitende Da an Per 


bemjelben Tage, wo fh biefe Truppe 
Während nämlich das er 
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6 mit wenigen Ausnahmen die Haufen, welche noch zufammenhiel- 
", jo vemoralifirt waren, daß fich viele nur mit Plündern und Exceſſen 
häftigten. Da uns ver Aufftand Badens und ver dortige Krieg, wie 
hervorgehoben, nur in jo weit intereffirt, als er mit ber 
hefchichte Preußens in Verbindung fteht, jo erwähnen wir nicht erſt ſpe— 
| Lie Braten. Plünderungen, woran nicht felten einzelne der Führer, 
| Bienfer, Theil nahmen, 
m Sfr A, wo her Ram foft gänzlich beendet war, wollte das 
t bie Gelegenheit benußen, daß bei Bregenz einige we— 
fterreichifhe Truppen ftanden, welche bei ſchnellem Vorgehen mit 
t fon Anfang Iuli die ſchweizer Grenze verfperren fonnten, 
ug diefe Weife Oefterreich mit in den Kampf bineinziehen 
, daß es keineswegs geſchwächt daſtehe, fondern, eben jo gut 
£ 1, zur Wieverberftellung der Ordnung in Deutſchland beitrage, 
igle ** man den Einfluß, welchen Preußen durch ſeine ſchnelle und 
rgiſche Hilfe gewinnen mußte, jo viel als möglich abſchwächen. Un— 
2, Zull fchrieb der Präfident des Neihsminifteriums an ven Prinzen 
t Preußen: „daß dem Neichsfriegsminifterium ein bei Bregenz concen= 
oͤſterreichiſches Truppencorps zur Verfügung ftehe und es ſolches 
ı fönne, um ben Generallieutenant v. Peuder zu berftärfen oder 
— — Das Schreiben wurde durch einen ſächſi— 
— — in demſelben Hinzugefügt, daß ber 
x mit einer Marfchorbre für das bezeichnete öfterreichifche Corps 
8 Augenſcheinlich war die Sache von Wien eingeleltet; denn 
man nicht ohne Weiteres von Frankfurt aus über öfterrei- 
n verfügt haben. Der Prinz von Preußen antwortete hierauf 
Duft 1849. 
— — Tage habe ich die Ehre 
— Witzleben zu erhalten und erwiedere 
ganz ergebenſt, daß mir von Sr. Majeſtät dem König von 
* Folge directer Requiſition der großherzoglich badiſchen Regie— 
19 und nächſt dem auf Grund des zwiſchen Preußen und Baden ab— 
fe offenen und Ew. Durchlaucht gewiß nicht unbelannten Bündniſſes 
be geworden iſt, das Großherzogthum zu paeifielren, eine Auf- 
ee Kräften zu erfüllen 
2: großherzogliche Regierung gleichzeitig noch an andere 
feic e Abficht: geivandt haben ſollte, ift mir gänzlich unbe— 
ve dies auch den Grundzügen jenes Bünpniffes völlig ent 
—* preußiſche Regierung der Cooperation öfter 
‚ irgend wie bevürfen, fo liegt e8 wohl in der Natur 
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ber Sade, daß Se. Majeftät ver König von Preußen bei ver enge 
Freundſchaft beider Höfe ſich unmittelbar nah Wien wenten würt, 
ebenfo wie Defterreih in einem ähnlichen Falle Gleiches in Berlin be— 
anfpruchen vürfte.“ 

Hierauf antwortete der Fürft Wittgenftein unterm 4. Juli: „Em 
Königlichen Hoheit gnädiges Schreiben vom 3. Yuli d. J., weldes mi 
Mojor v. Wigleben geftern zuftellte, muß mich veranlaffen, Höchitvenielben 
die Abjchrift eines Gefuches ver großherzoglich badiſchen Regierung vom 
25. Mai d. I. unterthänigft vorzulegen, in Folge deſſen man bieffei 
eine Divifion Reichstruppen an ver heſſiſch-badiſchen Grenze vorläufig 
aufgeftellt Hatte, um dem weiteren Umfichgreifen ver Infurrectien m 
gutem Erfolg Schranfen zu fegen. Sobald das Borrüden ver künigid 
preußifchen Truppen dies möglich machte, hat man noch eine weile 
Divifion an den Nedar vorgehen laffen und auf diefe Weife das Cemb 
Reichstruppen gebildet, welches unter Commando des königlich preußijchen 
Generallieutenant v. Peuder fehr wefentlich zu den Erfolgen beigetragen 
bat, die Ew. Königliche Hoheit an ver Spite zweier königlich preußiſcher 
Armeecorps in glänzender Weife erfochten haben. Ich abstrahire vor der 
Hand davon, k. f. öfterreichifhe Truppen in Baden einrüden zu laſſen, 
weil Ew. Königliche Hoheit diefen Einmarſch nicht wünſchen, muß mir 
jedoch, um die Stellung der deutfchen Gentralgewalt zu wahren, die ehe 
erbietigfte Bemerkung erlauben, daß das Reichsminiſterium fich für be 
rechtigt halten muß, das in Baden kämpfende Corps Reichetruppen je 
nah den Umftänden durch andere NReichstruppen zu verftärfen. Dos in 
Bregenz concentrirte Corps iſt von Defterreih in Erfüllung jeiner 
Bundespflicht zur Dispofition ver Gentralgewalt geftellt und würde da 
ber als Reihetruppen auch in dem Großherzogthum Baden verwente 
werben können, ohne daß eine desfallfige Requiſition Töniglich preußiſchet 
Seits bei dem f. f. öfterreichifchen Gouvernement fich als nothwendig her 
ausftellen türfte.“ 

Es ift nicht befannt geworden, daß auf tiefes Schreiben noch eim 
Erwiederung ergangen ift, dagegen erließ der Reichsverweſer im Cinklang 
mit diefem Schreiben unterm 11. Juli 1849 ein Handſchreiben, weru 
er erflärte, „Daß das tapfere Corps Reichstruppen unter der ausgezeich 
neten Führung des Reichsgenerals in Verbindung mit ben braven prew 
Bifhen Truppen unter Commando des Prinzen von Preußen ten Aut 
ftand in dem Grofherzogthum Baden fiegreich befänpft habe und ja | 
er ſtolz auf Das, was die Keichstruppen Teifteten, und auf die innige 
Verbrüderung, welche fih bei ihnen durch alle Stämme bewahrheitt 
babe.“ 
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unge 
Über Villingen nad) Donauefchingen gegangen, welde Stadt 
— am 7. Juli befegt wurde. Die Infurgenten hatten fich 
Reit. Beben im Ohiwarzwalbe, noch im Geskeeie Ionnien; Kehruten 
werben, überall zeigten ſich Berzagtheit und Mißmuth, oft 
| r MWiperftand und die Zahl ver Truppen nahm von Tag zu 
ag, 1 dom Stmbe zu Stunde ab Die Stellung im Gebirge, auf 
gehofft hatte, war nicht mehr zu halten, Donauejchingen 
1 eufgegeben.-werben. und eine Schlacht, die Willich bis zuletzt 
Dis iuur mine Disc qebofi. Unter diefen Umſtänden blieb 
ı nichts weiter übrig, als ſich nach der Schweiz zu bege- 
1 am 9 Iufi- hatte Dienker, dieſer unheimliche Menfch, feinen 
b ausgeführt Nachdem er noch vorher mehrere Tage in gemeiner 
t hatte, war er mit 1290 Mann und 15 Geſchützen bei 
je — —— Siegel und Becker hielten noch eine 
7 am a1. Sul, dicht an der Grenze der Schweiz zwiſchen Balder— 
| d Seftetten einen Kriegsrath. Alle Offiziere, mit Ausnahme 
— fiömmten für Aufgeben des Kampfes ımb fo wurde in ber 
dt vom 11. 86 12, Qu von Der mi 40 Kanne Si den 
on Siegel bei Eglifau die Schweiz betreten. Es wär die höchite 
bald nachher war es nicht mehr möglich, Die Grenze zu er— 
‚da fi die Reichsarnıee geheilt hatte und General v. Berchtold 
ot nebft den Hollenpaß und der andere Theil der Reichstruppen 
z und die Umgegend befegt hatten. Ganz Baden war mit Aus- 
je Rafanie von den — befreit und der Regierung des 



































































Schon am 30. Juni hatte die IM 
Sandweier den Verſuch gemacht, ſich d 
an Sc mie mg cam br 
folgenven Tag wurde ber Verſuch in de 
EOS —— 
vom 6. auf ven 7. Juli begann t 
8, Juli wiederholt. —— 
Artillerie ein neuer Ausfall bi 
floß und welcher hauptfäctich im ber r 
— —— 
den zu räumen. — Rauenthal entſte 
Gefecht und gelang es, die I n Früchten und & 
n —— Das Vieh war ion * 
u Ausfall Hei Ranenthat u 
Nlederbühl wurde durch das Gefchlig de 
er — 
Garniſon, oder doch wenigſtens für di 
öffnen, nicht erreicht. Km Sie Einfälle u 
ee 
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aber Fürſprache für vie | 
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Mitglieder das Protololl, obwohl fie 
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wurde fehr bald der B ig 


wo der Befagung ı 
hat. De — 
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ohne Feſſeln. Noch einmal 
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—* a8 der Seftung vüct, ihre Waffen 
8 ablegt und von den preußifchen Truppen in Empfang 
ten wirb . Der Bürger war ie Ph aufegt worten, um 
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pen Morten: „3 mil Biefe Menfhen nicht fehen.“ 
—* zeit öffneten fi) die There un famen Die Belogerten 
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626 Tobesurtheile. 


Noch jetzt lebt in Baden die Erinnerung fort und tft im Jahre 1366 
von der großdeutfchen Partei vielfach erneuert und gegen Preußen bems 
worben und wenn fie in dem übrigen Deutſchland in Fürzefter Zeit ver . 
loſchen war, fo hat dies Breußen allein Defterreich zu verdanken, weldet 
noch in demfelben Jahre in Ungarn das Rächeramt fo ſchwer und gewal 
tig ausübte und feine edelften Deänner vem Tode weihte. Die Münne, 
welche in Baden den Tod durch Bulver und Blei erlitten, waren fol 
alle nur unbedeutend, bisher unbefannt und auch währent ver lehte 
Wochen durch Feine befonveren Thaten hervorragend. Es maren nik 
die Berfünlichfeiten, fonderh die Ereigniffe, d. h. die vollſtreckten Tevek 
Strafen nach beendeten Kampfe, welde tie Mißſtimmung bervorriee 
Anders war e8 in Ungarn, wo bie angefebenften und belichteften e 
trioten dem ſchmählichen Henkertode geopfert und nur Einzelne aus be 
fonveren Beweggründen mit dem Tode durch Pulver und Blei besnang 
wurden. Als durch Europa die Kunde von der, am 6. October zu Ara 
erfolgten Hinrichtung von dreizehn, nur durch Rußlands Hilfe befiegin 
Helden erfholl, als ſich fpäter in Peſt pie Blutſeenen wiederholten wm 
Staatsmänner ebenfo wenig als Feloherren gefhont und Ungarns edelft 
Söhne geopfert wurden, da war die Erregung über dieſe Opfer zu gem, 
al8 daß nicht Ereigniffe, wie die Todesurtbeile in Baden, der Erinnerm 
entſchwanden oder doch wenigſtens in den Hintergrund gedrängt were 
wären. 

Hierzu mochte auch wohl beitragen, taß es in der menfchlichen 3 
tur liegt, einerfeit® dem Starken eher wie dem Schwachen lleberjdre 
tungen der Macht und Maßregeln der Gewalt zu verzeihen und anterr 
jeit8 in dem glüdlihen Erfolge die Sühne für eine nicht zu billigent 
That zu finden. Oeſterreich hatte es nicht vermocht, Ungarn zu beſiezen 
und mur mit Hilfe einer ausländifchen Macht gelang es, dieſes Yant 
aufs Neue zu ımterjehen ımd an deſſen muthigen Vorkämpfern biutige 
Nabe auszuüben. Troß der Unterjohung und troß des Verlaufs ven 
mehr als zwei Sahrzehnten beharrte die Nation bei ihrer Crinnerun 
an die Sinrichtungen in Arad und Belt. Ganz anters war es mt 
Preußen. Aus eigener Kraft und im fchnellen Kampfe hatte e8 vice & 
diſche Revolution befiegt und georonete, glüclichere, dem badiſchen Tel 
in feiner Mehrzahl erwünfcte Zuſtände herbeigeführt. Auch war ke 
Kampf nicht unrühmlich, denn fo erbärmlich ver Widerſtand in ter Pal 
forderungen ber Geopferten bewilligt und für gerecht befunden, und wo die Geneit. 
welche nah andern Ländern geflohen waren, wieder zurüdgerufen find. In Merico wur 
von ber faiferlichen Partei den Kriegsgefangenen ber Tod des Berbrechers beſtimmt us 
bie confequente Folge war der Tod eines ber ebelften, hochherzigſten deutſchen Fürfee 













































hwärn — ——— — — 
ine Io BL, Die den Deutjchen angeborene Tapferleit, Nicht ganz Leicht 
unsere Infurgenten eine bedeutende Artillerie 
eb und ba fie zum größeren Theile günſtige Stellungen 
a Deffenungeadteti war von den preufifchen ‚Rriegern -überall 
| 4 anf wre mn Ah 
I u mußten, hatten fie ſich geordnet zurüdgezogen, bie ver⸗ 
7 bald wieder eingenommen ren en 
na 
wi iben: Raupfe.woren nad) den unlfitärtfehen) Berichten bei allen 
meecorps nur 150 Mann geblieben. Die Zahl der Todten, Ver— 
und Bermißten betrug ungefähr 1000 Mann. Für diefe 
fiheinbar für Preußen nichts errungen. Zwar waren vie Ger 
bte verbreitet, Preußen würde fih das Beſatzungsrecht und die oberjte 
itärijche Gewalt in Baden vorbehalten, und dieſe Gerüchte wurden 
ftärkt, daß Preußen die Organifation des Heeres übernommen 
u die Zeit lehrte, daß die Dilfe uneigennügig geleiftet war 
a ſelbſtſtändige freie Yand blieb, wie früher. Troß- 
—— welchen Preußen aus dem Kampfe zog, nicht 
wenn Senne ein moralifcher war. nenn 
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ter Gefahr als fefte Stütze Deutfchlands daſtand. Oeſterreich war da⸗ 
mals felbft ver Hilfe bebürftig; Baierns Heereseinrichtung mangelhaft, 
feine Armee ungerüftet und nur langjam zufammen zu ziehen und vie 
Heineren Staaten zu machtlos und zu fehr durch revolutionäre Elemente 
gefhwächt, als daR fie einer Armee unter Mieroslawetis Leitung Bir 
ftand leiſten konnten, wenn dieſe Die Revolution über Badens Grm 
hinaus verbreitet hätte. Nur Preußen konnte augenblicklich helfen. Defien 
waren fi) auch vie Bewohner Badens und ver Pfalz ſehr wohl bereit 
geworden und der beſte Beweis dafür ift, daß felbft Hecker in einen 
feiner Briefe aus jener Zeit feinen rvepublifantfchen Unwillen barükt 
ausfpricht, „daß die einrückenden Horden ber Preußen in ben Stäna 
mit Jubel aufgenommen und trefflich bewirthet wurden.“ 

Aber auch die Antipathieen gegen Preußens Soldaten und Offizier, 
welhe in Süddeutſchland feit Nahrzehuten durch Yiberale, Ultramontae 
und Bartifularijten genährt wurden, verichwanden in Baden und Mt 
Pfalz zum größeren Theile oder wurden doch wenigftens fehr abgefhmäkt 
Die Disciplin der Truppen und das humane Benehmen der Mannitet 
und Offiziere hatten dies bewirkt und den Zruppen die Zuneigung eimt 
nicht geringen Zahl ver Bevölkerung errungen, fo daß bei nicht wenige, 
namentlich in ver Pfalz, wie felbjt die Oberpoftamts-Zeitung anertennmn 
mußte, ver Wunſch nach preußifcher Herricaft eutitanden war. 

Wenn auch für jest die Errungenſchaft nur eine morafifche war, je 
hatte doch Preußen ſchon viel dadurch gewonnen, daß felbjt ven Wider 
ftrebenven ver Gedanke kommen mußte, Preußen fei von dem Gejdidt 
beftimmt, Deutſchland nach Innen zu einen und nach Außen zu ſchüben, 
und daß die Nationalen mit Hoffnung auf das Hohenzollernſche Gejclet! 
blickten und von ihm die Einheit des Baterlandes erwarteten. Es mr 
dies ein großer Tertichritt zur Einheit, deſſen Bedeutung ſchwerer un 
fihtbarer geworven wäre, wem nicht Olmütz jo viele Pläne vernicte 
jo viele Grundſteine hinweggeſchleudert hätte Aber trog Olmütz, tret 
des Zurückweichens Preußens vor Defterreich blieb Doch Das WBemuktiein, 
baß Preußens Armeen bereit wären, Deutſchland überall zu fchügen, um 
auf dieſes Bewußtſein ftüßte fich Die nationale Partei, als 1358 durch tie 
veränderte Richtung ter preußifchen Regierung neues politiſches Yeben in 
Deutfchland ermachte. Ä 

Ganz allein auf moralifche Erfolge Hatte fih übrigens Preußen nic 
beſchränkt. Es benugte Die Gelegenheit, um fein Yänvergebiet zu et 
niehren und zwar, was wichtig war, im ſüdlichen Deutſchland. Seitden 
Preußen den Befig von Anſpach und Baireuth verloren hatte, gehörte iba 


6% Die Hehengollerufchen Fürſtenthümer. 


Vertrages gegeben worden und verfelbe reifte fchon im Jahre 1848 nad 
Berlin, wofelbft ver König und er perjönlich verabrereten, daß beide 
Fürftenthümer erblih und eigenthümlich an Preußen überlaffen werden 
follten, wogegen tem Fürſten ven Hohenzolfern-Sigmaringen eine jährlide 
Apanage von 25,000 Thlrn. und dem Fürften von Hohenzollern-OHechinge 
eine jährliche Apanage von 10,000 Thlm. verfprochen wurde und wenad 
beiden Fürftenhäufern innerhalb des preußiſchen Staates ihr bieheriger 
Rang und die damit verbundenen Vorzüge und ihrem jepesmaligen Che 
im Falle feiner Nieverlaffung in Preußen eine feinen verwandtfchaftlicen 
und fonjtigen Verhältniffen zum königlich preußifchen Hauſe entſprechende 
bevorzugte Stellung vor allen anderen, nicht zum Töniglichen Kaufe ge 
hörigen Unterthanen zugefichert wurde. Das Weitere jollte ſpäter beftimmt 
und ein gelegener Zeitpunkt zur Befignahme des Landes abgemartet m 
ven. Das Letztere war nicht Leicht, denn nur dur Baden und Würten 
berg konnte man zu den Fürftenthünern gelangen. Jetzt war nun Mm 
folher günftiger Zeitpunkt eingetreten. Die preußiſchen Truppen ftante 
in Baren und konnten von dort aus die Grenzen betreten und e&6 m@ 
auch wegen der Abhängigkeit Badens von Preußen gerade jetzt ber gerif 
nete Zeitpunkt, um auch ferner ven Weg dur Baden zu ermögliden. 
Der Oberſt von Kufferew erhielt ven Befehl, beide Fürftenthime 
zu befegen und rückte mit zwei Bataillonen Infanterie, zwei Schiwatrenes 
Manen und vier Gefchügen am 3. Auguft, dem Geburtstage friend 
Wilhelms III., in das Fürſtenthum Sigmaringen. Beim Betreten te 
hohenzollernſchen Yänter, teren jchwarzweiße Grenzpfähle von ten et 
daten mit Jubel begrüßt wurden, ließ ter Oberft halten und mad 
feine Solvaten auf tie Bedeutſamkeit des Augenblid® aufmerkjam. Rd 
der Stadt Sigmaringen war der Empfang fühl und unfreundlid. Ne 
man fam entgegen, feine Fahne wehte und noch weniger war rt 
Empfangsfeierlichleit. Die Stimmung änderte fi, als man ſah, va vie 
Preußen nicht ale Feinde gekommen waren, daß fie befcbeiten unt ar 
ſpruchslos auftraten und ven Wirthen vie Einquartierungsfoften vergütig 
ten. In Sigmaringen blieben 300 Mann. Mit ver übrigen Mannjcaft 
zog ber Oberft weiter nach Hechingen. Schon In Gamertingen mar Mt 
Empfang ein freundlicher und diefe freundliche Gefinnung zeigte fich immer 
mehr, je näher man Hechingen fam. Dort hatte der größere Theil NT 
Bewohner die Preußen berbeigewünfcht. Der Fürft war finverlos. Dat 
Land mußte an ein anderes Haus übergehen und man zog Das müdtige 
Herrſcherhaus Preußens dem Heinen Sigmaringifhen Haufe vor. Weir 
Empfang ver Preußen war die Stapt mit ſchwarzweißen Fahnen gejhmil, 
der Schultheiß mit dem Gemeinterathe empfingen den Oberjt v. Kuiferem, 
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Sechszehntes Kapitel. 


Schleswig-Holftein. 


Berhältniß ber Herzegthümer zu Deutſchland vor 1848. Die Herzegthümer in ben 
Fahren 1848 und 1849. Die preußifche Flotte. 


Während der Kampf in Baden das Anſehen Preußens in Deutjchland 
erböhte, kann Gleiches nicht non dem Zerhalten Preußens in Schleswig Hol— 
flein während des Jahres 1849 behauptet werben. Weber dieſes Verhalten 
fine Harte Urtel gefällt worven, veranlaßt dadurch, Daß man bei ver Beur— 
tbeilung des dortigen Kampfes in ven unzähligen Schriften, welche über vie 
Rechte, die Erhebung und ten Kampf ver Herzogthümer exiftiren, nur 
Die Erbfolge ver Herrſcher und die verbrieften Rechte der Beherrfchten, 
nicht aber das Verhältniß Deutſchlands und Preußens zu den Herzog: 
thümern, ihre Yage und die Nothwendigkeit für Deutfchland, viefelben ohne 
eigene Schwächung bei Deutichland zu behalten, erwogen hat. Anderer: 
feite bat man überjchen, daß ein Staat erjt Das eigene Intereſſe zu be- 
südfichtigen hat, che er zur Hilfe für Andere vorjchreiten barf, und end— 
lich wurde auch tie Perfönlichkeit des preukifchen Herrſchers zu wenig be— 
achtet. Durchdrungen von deutfcher Geſinnung wollte Friedrich Wilhelm IV. 
vie Elbherzogthümer für Deutjchland und deſſen zu erftrebente Seemacht 
erhalten, ohne die Rechte Friedrichs VII. zu verlegen, deſſen Herrſchaft 
über die Herzogthümer von ihm nicht beftritten wurde, deſſen Yegitimität 
unbeziveifelt war und welchem tie europäiſche Diplomatie fiberen Schug 
gewährte. 

Rur wenn man dies Alles erwägt, kann man ein richtiges Urtheil 
über ten Krieg im Jahre 1849 und ven Waffenftiliftand erlangen, aber 
hierzu ijt nöthig, nicht blo® auf vie Erhebung, jenter auch auf vie Er: 
eigniffe zurüdzugeben, welche derſelben vorausgingen. 


634 Berbinbung Holſteins mit Deutfchlend. 


Zu diefem Rückblicke halte ich mich um fo mehr berechtigt, ale jew 
Kämpfe die erfte Beranlaffung zu der fpäteren Erhebung Preußens wur: 
ben und die Situation und die Verhältniffe ver Herzogthümer im Jahre 
1849 zum Verſtändniß für die Entwidelung der Gegenwart dienen. Vä 
biefen Erwägungen treten allerdings die Fragen wegen ber Erbfolge, ve 
Zugehörigkeit und ver Rechte der Herzogthümer in ten Hintergrund m 
e8 wird fih nur fragen, in welchem factifhen Zufammenbange jteht ve 
Erhebung der Herzogthümer mit Deutfchland und Preußen und welk 
Rechte hatte die deutfche Nation auf die Eibherzogthümer ? 

Dekanntlich waren Dänemark, Norwegen, Schleewig und Helſten 
währenn mehrerer Jahrhunderte durch Perfonalunion vereinigt und we 
ben dieſe vier Länder als Glieder eines ftaatlihen Bundes betradke 
In den beiten Herzogthümern Schleswig und Holſtein regierte ber Lin 
von Dänemark ale Herzog. Beide Länder waren getrennt; aber fie hat 
eine gemeinfame Verwaltungsbehörde und eine gemeinfame Oberbebörk, 
welche unter tem Namen „ver Deutfchen Kanzlei,“ ſpäter „ver fchleewig: 
holſteinſchen Kanzlei“ ihre Angelegenheiten leitete. In den zu Kopenhage 
beftehenten Collegien, ver Nentlammer und ver General⸗Landes⸗Oekon 
mie beftanven befontere Abtheilungen für die Angelegenheiten ter Gero 
thümer. Cie hatten einen gemeinfchaftlichen Generalfuperintententen mb 
früher auch einen gemeinfchaftlichen Statthalter und bie fchleswig-heffteis 
ſche Ritterfchaft bildete eine landſtändiſche Kärperfchaft. Mit Tänemat 
hatten die Herzogthümer nur ten Yandesherrn, die auswärtige Vertretung 
die Marine und bie Yanbarmee gemeinſchaftlich, jedoch beftanten ti 
Garnifonen nur aus Landeskindern. Diefe Verbintung follte nım aber mm 
fo lange fertbeftehen, al® ver Mannesſtamm in der regierenden Familt 
eriftirte. Starb er aus, dann war die Erbfolge in ven Herzogthümen 
eine andere, als in Dänemarf. 

Mit Deutfchland war Holſtein nur durch den Lehnsverband verhur 
ben. Tief in das Volk war das Bewußtſein der deutſchen Nationalität 
nicht getrungen, ta Solfteins Geſchicke Bisher zu unabhängig von Teutib 
land geblieben waren. Tie Gewohnheit, eine mächtige Kraft bei em 
zähen, abgefchloffenen, im Ganzen unbeweglichen, ja fogar trägen Charaf- 
ger der Holſten, Hatte ein feſtes Band zwiſchen ihnen und dem aus ih | 
Landen ſtammenden däniſchen Königehaufe gefnüpft und Hatte daſſelbe 
feine treueren Anhänger als tie Bewohner Holſteins. 

Feuriger, frijcher und thätiger waren bie riefen in Schleewig, aber 
jie verband nicht einmal eine gefchichtliche Erinnerung mit Deutjchlant. 
Dänemark bot ihnen ten Schuß eines zwar Fleinen, aber feiten Rest, 
während das von feinen Kaifern verlaffene Deutfchland nur Mitleid er 

















636 Deutſche Sprache. 


Seine Ideen und Wünſche fanden in Napoleons Siegen Unterſtütz 
Diefer geniale Eroberer, welcher nach europäifcher Lntverfalheriäai 
jtrebte, war ein geberener Feind fremder Nationalitäten und war bemüht, 
den nationalen Geift der befiegten Völker zu untertrüden. Dänemad 
eiferte ihm nach und als ber deutſche Kaiſer feine deutſche Krone niever 
legte und das deutſche Reich aufhörte, ergriff die bänifche Negierung ve 
Gelegenbeit, um die däniſchen Einheitsitcen zu verwirklichen und Schles 
wig-Hofftein zu incorporiren. Dur das Patent vom 9. September 1806 
wurde Kolftein mit dem gefanmten Staateföper der dem künigfice 
Zepter untergebenen Monarchie als ein in jeter Beziehung völlig ung 
trennter Theil vderfelben verbunden. Zwar wagte man nicht, vie all 
Rechte des Yantes aufzuheben, allein um deſto mehr war man bemif, 
dieſe Rechte nah und nach zu untergraben und ter däniſchen Sprak 
wie der dänischen Verwaltung in den Herzogthümern das Lichergeiridt 
zu verfchaffen. Auch hierin hatte Frankreich Tas beſte Beiſpiel gegehe, 
welches in allen eroberten Yäntern franzöfifhe Sprache und frauzeſide 
Verwaltung zu verbreiten ſuchte. Däniſche Schriftiteller forderten zum; 
offen, daß die däniſche Sprade in den Herzogthümern als Sauptiprak 
angenommen werten follte, und im frechen Uebermuthe rief man be 
Schleswig-Holſteinern zu, „daß jie doch lieber Dänen werben, ale Nict, 
d. h. Deutſche jein möchten.“ Die Aufforberungen ver Preſſe klicken 
nicht umbeachtet. In mehreren Theilen Schleswigs mußte nach fenig 
lichen Befehle ter Gebrauch ter deutſchen Sprade in tem Gottearienit, 
fo wie in Schulen une &erichten aufhören. Wer fih um Aemter in 
Staate und ter Kirde bewarb, mußte Kenntniß der däniſchen Errade 
nachweifen, je wie denn auch die landesherrlichen Beſtallungen ſeit 1810 
in däniſcher Sprache erfolgten. In Kiel wurde ein Profeſſor ver tüni- 
hen Sprache angeftellt und zugleich vererbnet, daß in ten teuren 
Schulen der Herzogthümer däniſch gelehrt werten ſollte. Offen verlm: 
tete der Profeſſer Hoeg Guldberg, welcher mit dem däniſchen Hefe im 
naher Verbindung ſtand, „daß Die Schleswig-Holſteiner nicht gerade ie 
gleich das Deutſche ganz ablegen dürften, daß fie aber erſt dann glüd: 
lich fein wirten, wenn jede Verſchiedenheit der Sprache aufhören werte.‘ 
Insbeſondere fuchte man auf den Geift der Offiziere einzumirfen. die 
Offizierfchule in Rendsburg wurde zu dieſem Zwecke aufgehoben und mit 
der däniſchen Mititärfehule in Kopenhagen vereinigt. 

Während auf diefe Weife die Rechte ver Herzogthümer unterdrückt teurten, 
ſcheute man ſich nicht, ſchwere Geldopfer von ihnen zu fordern. Sie hatten ftett 
den größeren Theil dev Noten für Die nicht einfachen Berürfnifie des vini- 
hen Königthums und die nicht umbebentende Seemacht tragen mällen. 


Erhöhte Abgaben und Laſten. 637 


Trotzdem waren ihre, von Dänemark ganz abgejonderten Finanzverbäft- 
niffe geordnet. Dies änderte ich in den Jahren 1806 bie 1813. Die 
Altonaer Bank wurbe geleert, die däniſchen Zchatfammerfceine über- 
ſchwemmten die Herzogthümer, ver Staatsbanferut wurte erflärt und in 
Folge deſſelben vie Staatsſchuld von 242 Millionen Thaler auf 
110 Millionen berabgefegt. Für beide Herzogthümer und Dänemark 
wurde eine gemeinfchaftlice Reichsbank in Kopenhagen eingeführt, zu 
veren Tedung 6 Prozent vom Werthe des Grundeigenthums bergegeben 
werten jollten und dieſe Summen waren, wenn fie nicht baar gezahlt wer- 
den fonnten, mit 6', Brocent zu verzinfen. Für dieſe Fundation waren 
Dänemark 19 Millionen und ten Herzogthümern 14 Millionen auferlegt 
werten; tem däniſchen Grundbeſitze wurden jedoch 12'., Millionen erlaſſen 
und von der Staatskaſſe, zu welcher die Herzogthümer ebenfalls beizu— 
tragen hatten, übernommen. Dieſe Bank, faſt nur von den Geldern der 
Herzogthümer begründet, wurde ſpäter (1818) wieder eine däniſche 
Privatbank. 

Auch auderweitig waren die Abgaben der Herzogthümer erhöht wor- 
den, jo daß fie falt treimal mehr, als früher zu zahlen hatten, und 
mußte das vand um fo mehr leiten, als dieſe Erhöhung der Abgaben, 
gegen welche Ritterfchaft und Prälaten vergeblih Widerſpruch erhoben, zu 
einer 3eit erfolgte, wo ter Wohlſtand durch feindliche Einfälle, Ver— 
wüſtungen, Gontinentaljperre und ſpäter durch Kriegsſteuer und Contri- 
butionen untergraben war. 

Trotz tiefer ſchweren Yaften, die zum großen Theil nur zu Gunjten 
Dänemarks den Herzogthümern auferlegt waren, beharrten diefe in ihrer 
Anhänglichkeit an ihren Herzog und während ter Unterdrückungs⸗ und der 
Befreiungsjahre tauchten fat gar feine Sympathieen für Deutſchland auf. 
Holſteiner und Dänen waren ce, die ımter Yeitung des Generals Ewald 
ben mutbigen Schill ımd feine tapferen Schaaren verfolgten und ein 
Holſteiner war e8, durch deſſen Geſchoß ver fühne Dann fiel. Taß dies 
vie Sympathieen ver Deutſchen für Holjtein nicht erhöhte, war natürlich, 
Hierzu fam, daß im Jahre 1313 in ven Herzogthümern vie alfge- 
meine deutſche Erhebung feinen Anklang fand. Dian ließ ſich geduldig 
und chne Widerjtand gegen Deutjche führen und ein däniſches Corps, 
zum größeren Theile aus Schleswig-Hoffteinern beftehend und von Frier- 
rich von Seifen, dem Sohne des ſchleswig-holſteiniſchen Statthalters, ge: 
führt, befegte Mecklenburg. Lergeblib war das Beiſpiel anderer 
deutfcher Truppen. Tie Schleswig-Holfteiner ahnten nicht, welde Ber: 
pflihtungen ihnen gegen vie veutjche Nation coblagen, une als vie 
Deutfchen, vereint mit ven Rufjen und Schweren, nach ven Gefechten bei 
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640 Wiener Congreß. 


eine preußiſche Flotte nicht gedacht und fi ohne Widerſpruch auf ve 
durch den Sund abgeſchloſſene Oſtſee hinweiſen laffen. Wlan begnüge 
fich, ven Anfprüchen Dänemarks auf die Hanfeftäpte Hamburg und übel, 
fowie auf das „Fürftenthum übel entgegen zu treten; aber man fügt 


Ludwig ſah das fühne Treiben feines bisherigen Feindes nicht ungern. Ber Kurikl 
ſelbſt kümmerte fich nicht um die Protefte Schwedens, und um die Beſorgniſſe ber a 
beren Eeemädte. Er mußte, daß England mit feinen inneren Kämpfen zu ıhun hei, 
daß Holland vermeiden mußte, fih neue Feinde zu maden, daß die Macht Spunias 
geihwunden war und Ludwig feinen Grund batte, dem Koncurrenten feiner Feinde ar 
gegen zu treten. Er war daher bemüht, diefe günftige Zeit zu benutzen und nicht Ha 
feine Flotte zu vermehren, fondern auch auf der meftafrifanifchen Küſte in Gem 
Colonieen zu gründen und fi von der Eperre Dänemarls durch die Veſitznahme au 
Morbfeehafens zu befreien. Schon bald nah ber Schlacht bei Fehrbellin hatte ex de 
Berſuch gemacht, ſich der ſchwediſchen Citadelle Karloburg an ber Untermefer zu beuik 
tigen. Derfelbe war mißglitdt, aber nm fo glüdlicher war ber Kurfürft in Oftfriedln. 
Dort waren bie Stände mit ihrer nad abfoluter Herrfchaft firebenden Fürſtin in mp 
jährigem Streite und zum Schuge der Erfteren und mit Genehmigung bes Kailal, 
welcher Brandenburg Anwartſchaſt ertheilt hatte, mifchte fich der Kurfürft in den Kampf. 
Er bemächtigte ſich dur Liſt im Jahre 1683, in bemfelben Jahre, mo er zum Pet 
der Colonieen gelangte, ber Leinen Feſtung Gretfiel und von bort aus febte er fih = 
den Beſitz von Emten. Diefe Stadt wurde der Sig der brantenburgifchen afrilanijde 
Solonie. Zehn Schiffe von 20 bis 40 Geſchützen hatten während des Friedens in da 
Emsmündung ihre Station. 

Im Ganzen beftaud bie damalige Seemacht Brandenburgs in zwölf Fregatten um 
mebreren Heineren Kriegeichiffen, die, jo lange Frieden war, zwiſchen Emden unt Ne 
Forts der weſtafrikaniſchen Küfte fuhren. 

Die Nachfolger des Großen Kurfürſten hatten fein Verſtänduiß für feine europiiden 
Pläne und Ideen. Sie ftrebten ihm nad im Ausbau des Staats, aber troß der Känigb 
frone fehlte feinen beiten nächften Nachfolgern das Streben nah flaatlicher Stellung iz 
Europa. Man ließ die koftbare Seemacht eingehen und Friedrich Wilhelm I. verlie 
die Colonieen, welche Millionen ge!oftet hatten, für «200 Dulaten an die hollãändüd 
weſtindiſche Geſellſchaft. Seit jener Zeit dadıte Niemand in Preußen an Kriegeilstit 
und Seemacht, obwohl Friedrich Wilhelm 1. im Sabre 1732 von Cart VL, jam 
Yohne für die Einwilligung in die pragmatiſche Eanction, die eventuelle Belehnung md 
Oſtfriesland ertheilt war und obwohl Friedrih im Jahre 1744 nad dem Tee ti 
letten männlichen Zproffen der Cirlſena den Aefig ergriff. Gleich Holland han a 
den Welthandel erftreben können und das große reihe Deutfchland hätte ihm ale Kir 
terland Abgangswege gewährt, wie fie Holland und England nicht hatten. Den Au— 
gang feiner Flotte hätte kein Verſchluß gehemmt, die Küſte gewährte gute Ariegehiks 
und erfahrene und fräftige Seeleute nud nicht ſchwer wäre e8 geworden, Preußen cua 
Anfehen auch als Seemacht zu verfchaffen. Friedrich beim Großen waren bieje Ihre 
fremd; er hielt dafür, daß die Kräfte des Landes nicht zerfplittert werben bürften, fe 
bern allein zur Landmacht zu benngen wären. Seine Auſicht teilten Friedrich S 
beim II. und Friedrich Wilhelm III. 

Anders dachte England. Es verlangte, als 1813 zmifhen ihn, Rußland am 
Preußen die Convention von Reichenbach) zu Stande kam, als Eutſchädigung für feine ZUR 
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654 Beabſichtigte Geſammtverfaſſung für bie bänifchen Etaaten. 


ftarb Chriftian VIII. und zwar am 20. Januar 1848, alfo —X 

Zeit, wo ſich bereits ganz Europa in einer, den Februar⸗ und Nino” 
vorausgegangenen ficberhaften Aufregung befand. Er binterliß &® 
züge einer Gefanmtverfaffung der Monarchie, welde mit vem ® : 
vom 28. Januar 1848 von feinem Nachfolger Friedrich VII. u 

licht wurden. Hiernach bezwedte man vie Einführung gemeinid FF 
Stände für das Königreich und vie Herzogthümer, ohne daß > 7 


provinzialftändifche Yerfaffung, die Verbindung der Herzogthümeur- 1 
wig und Holjtein und das Verhältniß Holfteins und Yauendize * 
EL) 


beutfchen Bunde eine Aenterung erleiden follte. Bor Erlaß ee 
lichen rechtsgiltigen Verfaſſungsgeſetzes jollten dieſe Grundzüge 
Commijfion, zur Hälfte aus Dünen, zur andern Hälfte my u 
ſchen bejtchend, geprüft werten. Nur fcheinbar war tie Ole. 
denn zu der aus 52 Mitgliedern beitehenden Commiſſion ſollten —* 
ben Herzogthümern und 18 von dem Königreiche gewählt werden, ip 
die anderen 16 von dem Könige zu ernennen waren. Durch dieſe ir 
nennung des Königs war den Dünen das Uebergewicht ficher. Xrop bier 
Begünftigung fanden doch die Grumdzüge felbft in Dänemark feine Bi 
gung. Man tatelte, daß nicht die gänzliche Einverleibung Schleswig 
verkündet war. 

Andererfeits proteftirten die Deutfchen gegen das Uebergewicht, weihet 
vorausſichtlich die Dänen bei Berathung über die VBerfallung erlangt 
mußten. Unberufen von ter Regierung traten Die Mitglieder der beit 
beutfeben Ständeverſammlungen in Kiel zuſammen, um ſich darüber p 
einigen, ob vie Wahl der Mitglieder der Commifjion vorzunehmen fa’ 
Man erklärte fih dafür; aber mit dem Vorbehalte, daß Die Gewählte 
durch ihre Wahl ven Rechten und ntereffen ver Herzogthümer nidt 
vergeben könnten. 

Inzwiſchen war Die Revolution in Paris ausgebrochen und in Deutib- 
land erhob fih das Volk fühn und voll Hoffnungen. Zu feinen jene 
rumgen gehörte Befreiung Schleswig-Holfteins von däniſcher Herrideft 
Ter Ruf fand Wiederflang in den Derzogthümern. Die Muthloſen mt 
Schwankenden ermannten ſich und ſelbſt die, welche fich von der Hilfe ir 
deutſchen Fürſten wenig verjprochen hatten, erwarteten von dem beutjcen 
Volle, welches die langjährigen Feſſeln ver Erſchlaffung und Ermattung 
abgejtreift hatte, thätige Hilfe und Durchführung des Kampfes. Aus 
die ſchloſſen fih an, welden das revolutionäre Treiben in Kopenhagen 
zuwider war. Dort trat bie Cafinopartei, welche Eiderdänenthum um 
Volksherrſchaft erjtrebte, immer frecher hervor. In den Berfammlungen 
wurde ungejtüm und unter Drohungen Anwendung der Waffen gegen 





656 Nüftungen Dänemarks. Auffland in Kiel. Einnahme von Rendebutg 


den, ſich nach Rendsburg zu begeben und durd Das Kriegsfchiff, weide 
die Deputirten zurüd nach Kiel brachte, wırbe der Befehl an das Gar 
ralcommando gefendet, fo viel deutſche Mannſchaft als möglich zu et 
laſſen, Rendsburg zu desarmiren und die Beſatzung der fleinen Feftug 
Friedrichsort bei Kiel zu werftärfen. Ein Kriegsſchiff wurde nah Ser 
derburg gefendet und zwang tiefe Stadt und die ganze Inſel Alfen jr 
Uebergabe. Zugleih wurten tänifche Truppen nach Hadersleben geſendeh, 
um Schleewig auch von der Yandfeite anzugreifen. 

Che diefe Mapregeln zur Verwirklichung kamen, war man aud ia 
Kiel zur That gefihritten. Als das Dampfſchiff am 23. März trok vb 
günftigen Wetters ausblieb und als Beſeler denfelben Nachmittag ie 
Nachricht dorthin brachte, daß das Kafinominifterium in Folge von Belt 
aufläufen zu Stande gefommen fei, erfannte man, daß envlich der Auge 
blid gekommen fei, um den Funken zu entzünden, aus weldem die 
Feuerflamme entjtehen follte. Die Bevölkerung von Kiel erhob fid, tie 
Befakung, aus 400 Jägern bejtchend, trat ver Bürgerfchaft bei un m 
ber Nacht vom 23. zum 24. März bildetete fih eine provijorifche Regie 
rung, beſtehend aus den Prinzen von Auguftenburg, Bruder des fur 
30988, Befeler, dem Grafen NReventlow-Preeg, dem Konſul Schmirt aut 
Kiel und dem Abvofaten Bremer aus Flensburg, zu welchen fpäter Olt⸗ 
haufen hinzutrat. Schen am andern Tage, tem 24. März, wurde 
Rendsburg dur die Jäger, Studenten und Turner aus Kiel überrafät 
und eingenommen. Die ganze Garniſon, mit fajt alleiniger Ausnahme 
der dänischen Offiziere, unterwarf fih dem Befehle ter provijorifchen Regie 
rung, welche ihren Sig nad Rendsburg verlegte und die Hauptkaſſe ved 
Yandes in Befig nahm. Sie erfannte den König als ihren Landeshem 
an, bielt fich verpflichtet, ebenfowoht für die Bewahrung feiner Xedte, 
als für die des Volkes zu ſorgen und rechtfertigte fich in einem an den 
König gerichteten Schreiben damit, daß fie ihm die Herzogthümer habe 
retten und Das Yand vor Anardie jhügen wollen. Trotz tiefer Erklärung 
war jie Doch überzeugt, dag man in Kopenhagen die Erhebung als Auf 
ruhr anfehen würde und daß fehnelle Rüſtung geboten fei. Das reguläre 
Militär wurde ausgehoben, Freicorps organifirt und Deutſchlands Ar 
gend zur Theilnahme am Kampfe aufgefordert. Im Ganzen fonnte man 
augenblidtih über 7OOO Mann gebieten und dieſen fehlten nicht hei 
Uniformen, ſondern auch Waffen, Geſchütze und vor Allem Offizier, 
wihrend Dänemark von Anfang an 14000 Mann gut gerüftet entgegen 
jtellte, genaue Kenntnig von den Schwächen ter Herzogthümer hatte m? 
ih im Beige einer Seemacht befand, welde im Stante war, tie Kr: 
zogthümer an ben verjdiedenften Punkten anzugreifen. Hilfe von Teutjk 
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672 Feldzug in Jütland. Kolding. 


ten. In den verfchiepenen Berichten ſchwankt die Zahl zwiſchen 1800 W 
und 22,000 Mann. 

Der 23. April war zum Schlachttage beftimmt. An viefem Zap 
wurde Kolving von einer Brigate unter ber Yeitung des General 
Moltke von Veile aus angegriffen, während Schleppegrell, von Fri, 
ricia kommend, einen Angriff auf die vor Koleing von den fchleiieig 
holſteinſchen Truppen aufgeworfenen Schanzen machte und turh tab 
Feuer einer Corvette und der Kanonenboote unterftügt wurde. Welle 
brang bis nach der Stadt vor und wurde im Kampfe von ven Bürgem 
unterftügt. Seine Brigate, anfängli ven Feinden ſehr überlegen, je 
fi in den Befig der Stadt, war aber durch die von Bonin vortbeilhef 
aufgeftellte Batterie werhintert, aus ter Stadt nach ber jenfeitigen Prüde 
vorzudringen, während die zurüdgerrängten Schleswig-Koffteiner, vımh 
die Brüde gejchügt, bis zu der Zeit, wo Verſtärkung kam, eine gejiderk 
Stellung einnahmen. AS neue Zruppen zur Verſtärkung amlangie, 
lich St. Paul die Start abermals angreifen, welche durch 7 oder 8 Be— 
taillone däniſche Infanterie und zahlreiche däniſche Artillerie befekt wır. 
Das dritte Jägercorps und ein Bataillon Infanterie bildeten die SM 
ber ſchleswig-holſteinſchen Sturmcolonne. Im Sturmfcritte übericriien 
fie die Brüde und ohne zu ſtocken und zu wanfen warfen jie — m 
Bonins Bericht jagt — den Feind von Straße zu Straße zur Statt bir 
aus. Er floh nach Friedericia zu. 

Auch der Brigare Schleppegrell war ter Angriff nicht gelunga. 
Die Schiffe, welche fie unterſtützen follten, hatten durch das Geſchüt der 
holjteinfchen Artillerie jo gelitten, daß fie ſich zurüdzieben mußten un 
dev Angriff auf die Schanze war troß eines fühnen Verſuchs der däniſcha 
Huſaren mißlungen. 

Ten Hauptangriff hatte ſich General Rye vorbehalten. Pit ven 
Brigaden, welche eine Stärfe von fat 12,000 Miamı Hatten, wellte A 
ben jehwacen und etwas zerftreut ſtehenden linken Flügel, welcher res 
ber zweiten ſchleswig-holſteinſchen Brigade gebilvet wurde, angreifen wi 
hegte er tie Hoffnung, daß, wenn er ten linfen Flügel fchlagen wirt, 
dadurch auch der vechte in Verwirrung fommen und es feinen vortrit 
genden Brigaden im Verein mit denen von Moltfe und Schleppegei 
gelingen würde, das fchlestwig-hotiteinfche Heer zu vernichten. Um 
feinem Zwede zu gelangen, mußte er in der Nähe von Gielballe einen 
Engpaß pafjiven, der von dem Jägercorps und einem Bataillon Iran: 
terie Defegt war, und glaubte er dies um fo leichter thun zu Können, alt 
bie Übrige Brigade fern von der Vorhut ftand. Sein Plan jcheiterte = 
ber Zapferfeit feiner Seinde, während drei Stunden hielt die fleine Schr 
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Krieg in Jütland. 


nicht der Wunſch zu erobern, führt dieſes Heer über Eure Irmg. 
Die Deutfchen begehren nicht, Eure Feinde zu fein, oder Erh 
Schaden zuzufügen. Sie werden Euren Frieden heilig halten 
und Eures Wohlſtandes fich freuen, fobald das Recht Euer 
deutfben Nachbarn in den Herzogthümern nicht mebr gefränft 
ift. Deutfchland hat Alles gethan, um den unglüdlichen Streit 
friedlich zu föfen, aber viefen Bemühungen zum Trotze hat 
Dänemark den Waffenſtillſtand aufgefündigt und ift zu Yande mb 
zur See zum Angriffe gefchritten. Nur zur Abwehr dieſes m 
gerechten Angriffs bin ich genöthigt, Euch Die Uebel des Krieges 
zu bringen. Sch werbe forgen, daß Ihr diefe Uebel nur in den 
Maße empfinvet, in welchem die Handlungsweiſe Eurer eigenen 
Regierung dies unvermeidlich madt. Die däniſchen Kriegsichife 


bemädtigen ſich ter friedlichen deutſchen Handelsſchiffe um . 
greifen dadurch zerftörend in den Wohlftand und Gewerbeflii 


Deutfchlands ein. An den Läntern an ber DOfte und Rorbier 


erleidet ver Handelsſtand unerträgliche Verfufte und viele Tar 
ſende find mit Noth und Entbehrung heimgefucht. Ihren Klagen 
muß gerechte Abhilfe werven. Ich werde in Jütland vie Mittel 
für den ſchuldigen Erſatz derjenigen Verlufte ficher ftellen, weiß 
bie Seemadt Dänemarks der deutfhen Schifffahrt zufügt. 

„Sämmtliche öffentlide Behörven, fowie vie &eiftlichen mer 
den hiermit aufgeforbert, auf ihren Poſten zu verbleiben unt a 
regelmäßigen Vollziehung ver nöthigen Anordnungen, jewie zu 
allgemeinen Beruhigung im Bereiche ihrer Amtepflichten mit 
wirken. Meinerfeits habe ich alle Militärantoritäten angetiejen, 
die größtmöglichfte Schonung und Erleichterung der Berchne 
eintreten zu laffen. Daß gegen Eure Perſonen und Euer Eigen: 
thum feine Willkür wird geübt werden, dafür birgt Eud Me 
erprobte Mannszucht und der Ruhm ter von mir geführten 
Krieger.“ 


Bon Kolding aus fendete v. Prittiwig vie ſchleswig-holſteinſche Diviſien 


nach Friedericia zur Belagerung. Er felbft übernahm ce, das üfrige 
Jütland zu befeken. Mit feinen Zruppen ging er von Kolding nad 
Beile, wojelbft ev ſowohl am 7. als 8. Mai ernften Widerſtand fünt. 
Während am 8. Mai eine Abtheilung ver preußifchen Diviſion in Die 
Stadt eingedrungen war, hatte die polnifche Yandwehr Die Stadt umgangen, 
um fie won ter Nordſeite anzugreifen. Dort hatten vie Dänen ba} 
hügelige Yand bemugt, um ftarfe Verfchanzungen anzulegen; viefelben 
wurden jedoch ven ven pojener Yandwehrmännern mit Kühnheit eritürm 
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682 Gefechte in Sunbewitt. 


Prittwig hatte fein Hauptquartier in Skanderborg zwifchen Aarhus un 
Horſens genommen und war alfo etwa 4 Meilen von Horſens vorgegam 
gen. Die Dänen beharrten bei ihrer Taktik und zogen fich überall zurüd, 
wo ſich deutfche Truppen zeigten. Größere Abtheilungen däniſcher Ie 
fanterie waren faft gar nicht zu fehen und nur Cavallerieregimenter um 
ſchwärmten die beutfchen Truppen. Schen damals war vie Beforgaik 
verbreitet und in ver deutſchen Reform *) ausgefprochen worden, daß vie 
dänische Infanterie auf ven Kriegefchiffen nach Friebericia gefchafft wer 
ten fei. 

Während fo bei ver Kauptarmee ver Krieg gleichfam als ein wm 
ſchuldiges Kinverfpiel getrieben wurde, fehlte auch) an ben anderen Punk 
ten ber ernitliche Wille, 

Auf Sundewitt befanden ſich die veutfhen Truppen gefchügt von ven 
Düppeler Schanzen. Ein Höhenzug, ver fih von Sundewitt nad Oft 
zu erhebt, bevedt vie in ven Alfener Sund vorfpringenvde Landecke. Rem 
auch vie Erhebung nicht bedeutend ift, jo wurde doch dadurch das gegen 
überliegente Aljen wofelbjt fi ein großer Theil ver bänifchen Arme 
unter dem General te Meza befand, beherrfht. Der Ort Tüppel 
jteht aus getrennten Höfen und ter Kirhe. Das Terrain ijt kaum hüge 
lig zu nennen, jedoch uneben und wird durch thalartige Abfenkunges 
und niedrige Höhen gebildet. Das ganze Yand, mit moorigen Brüche 
turchzogen, iſt den Angriffen ungünftig und kann durch Schangen mit 
Leichtigkeit gefbügt werten. Turch tie Einnahme dieſer Schanzen baren 
die deutſchen Truppen eine gefiherte Stellung erlangt und won dort aus wur 
ein Angriff auf Alfen leicht möglich; aber die deutſche Reſervebrigade, 
welche in Sundewitt ftand, blieb ebenjo wie die Hauptarmee untbäty 
und paſſiv. Noch immer hatten die Dünen ven Brückenkopf inne m 
bie Echiffbrüde, die zwiſchen dem Brüdenfopfe und Alfen, alſo zw 
jcben tem Feſtlande und der Injel lag und über den Alſenſund führe, 
machte es müglib, von Alfen aus Schleswig zu überfallen. So jet 
man ſich deifen auch bewußt war, jo wurde doch fein Verſuch gemadk, 
Die Inſel anzugreifen und Schleswig einen fihern Schutz zu gewähren 
Allerdings fehlte tie Flotte, aber was 1864 zu erreichen war, das hätt 
auch mit gutem Willen und Energie im Jahre 1849 gelingen können. 
Dagegen waren die Dänen nicht unthätig: fie hatten bald nad Ki 
Schlacht bei Kolding einen Theil der Truppen ımter Meza's Befehl nad 
Alfen gefendet. Schon ten 18. Mai war ein Angriff von ten Bart 
ricen bei Sonderburg erfolgt, welder von ven deutfhen Truppen ermie 


— 


*) Deutfche Reform. Seite 1331. 


684 Friebericia. 


oberten fogar ten Prüdenfopf von Snoghoi. Eine emmftliche Xerfel 
gung erfolgte nicht und noch weniger machte man ven Verſuch, ten Rüd— 
zug nach ver Feftung abzufchneiven oder doch zu erfchweren und vie Er 
Ihiffung ver Artillerie bei Snoghoi zu verhindern. Die Dänen zoya 
fih theils nah Friedericia zurüd, tbeil® nach Fünen, von wo aus fe 
fpäter nach Alfen eingefchifft wurden. Ihr Verluft ſoll 173 Mann be 
tragen haben, währen vie Schleswig-Holjteiner 101 Mann vermiften 
Der Weg nach Frievericia, welches 1, Stunten von Gurfee liegt, 
war durch das fiegreiche Gefecht eröffnet worden und noch an demſelben 
Abend recognoscirte eine Escadron an ven Wällen der Weftung. 
Friedericia, welches wicht am Heinen Belt liegt und mit einem feidten 
Boote von Finen aus in einer PViertelftunve erreicht werben kam, wur 
eine Feſtung holländiſchen Style, ohne Kafematten, Mauern, Thürme ım 
Minengallerieen und wurde vie, eine Vtertelmeile lange Landfront vurd 
einen großen Waffergraben und einen, feit 1848 verftärkten Kauptml 
gefehügt. Derfelbe umſchloß ein ſehr bedeutendes Terrain, welches sm 
überwiegenten Theile aus Kornfelvern bejtand. Die Käufer waren fü 
allgemein einftödig, tie Straßen breit mit Gärten und Bäumen une: 
mischt, jo daß ein Brand nicht um jich greifen konnte. Dabei mır 
eine Abfperrung nicht möglih, da tie Verbindung mit ver nid 
Fünen nicht verhindert werben konnte. Selbft wenn Battericen ten Uckr: 
gangspunkt beherrſcht hätten, fo wäre tod die Verbindung währen m 
Nachtzeit möglich gewejen. Nriegejchiffe und Kanonenböte, ſowie vi 
Strantbatterieen ter Injel Fünen ſchützten Die Zeftung, in welcher fü 
von Woche zu Woche tie Mannschaft gewechfelt wurde. Seit dem %: Mii 
erfolgte die Belagerung der Feſtung, allein die Belagerten konnten vr 
möge ihrer Schiffe über eine viel größere Truppenzahl gebieten, ala ie 
Pelagernten. Die Yegteren hatten ein Pager aufgefchlagen, Verfhanz 
gen errichtet une ſchweres Geſchütz herbeibringen laflen. Das Yager mm 
faßte urjprünglich einen Salbfreis von '% bis ’/% Meilen, um aber ve 
Ueberfahrt ter Dünen über ven fleinen Belt zu hindern, dehnte ſich nad 
und nach das Belagerungscorps immer weiter aus, jo Daß die Feſtunz 
in einer Entfernung von ', bis '/, Meile durch einen 1', Meilen tar 
gen Salbfreisbogen umſchloſſen wurde. Bei dieſer ausgerehnten Stellmg 
mußte natürlich die Koncentration fehlen. | 
Den 16. Mai wurde Das erſte Bombenfeuer eröffnet. Zugleich 
wurde Die erjte Parallele, in vem Abſtande won 1500 Ellen von Mm 
Feſtung, angelegt. Sie war eigentlich nur eine Vorarbeit. Erit dien 
jräterer Zeit errichtete zweite Parallele konnte nah den Schulbegrifen 
als erjte gelten, da fie in einer Entfernung von 900 bis 1000 Elm 
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fetten ſechs Wochen nicht fo ganz ſchlaff geführt Hätte. Und dageg 
fih nichts fagen. Es war Pflicht des preußifchen Befchlhaberuumem. 
Feind vom Norden abzuhalten, auch wenn er mit der Belagerung an 
riela® nicht einverftanden war, wie dies allerdings fich aus ſine— 
richt ergiebt. Prittwig hatte Necht, fich ftrategifch gegen die us 
rung zu erklären, allein Bonin konnte doch gute Gründe haben, 
der Stimmung der Truppen und ter Herzogthümer fie zu unterummmmmmel 
Das Schlimmite ift das Zufammentreffen mit dem Waffenftiliteuumers ze 
Nicht Alle urtheilten fo mäßig. Die getäufchte Hoffnung rief ſch 
Anklagen gegen die Kriegführung und die preußiſche Politit hervor 
die Kölniſche Zeitung hatte nicht Unrecht, wenn fie erklärte, „var SUpletn 
Holftein materiellen Verluft, Preußen aber eine moralifche Nieder Tap ı 
litten babe.“ Ja man ging noch weiter, und wie es beim Un lüt a 
Kriege nicht ungewöhnlich tft — fo wurde von Argwöhnifchen unar Bi 
gläubigen Unvorfichtigfeit und Unglüd als Verrath bezeichnet und rief 
ausgefprocen, „daß die preußifche Regierung eine Niederlage der le 
bolfteinfhen Armee nicht ungern gefehen, ja vielleicht durch ihr pain 
Verfahren abfichtlich herbeigeführt habe, um die Schleswig: Holfteiner c 
zufhüchtern und fie zur Eingehung auf bie Baffenitiliftandsbeingug® 
zu zwingen.“ Die, welde in dieſer Weife urtheilten, wurden hub de 
Kreuzzeitung unterjtütt, die über ven Ueberfall jubelte und fogar ur 
zufprechen wagte, „die Dänen hätten ven unverfhämten und großprahle— 
den Schleöwig-Holjteinern ein probates Antidotum mit dem Kolben m 
den Kopf gegeben.” Einen beiferen Bundesgenoffen fonnten diejenigen far 
teien nicht finden, welche es fich zur Aufgabe gemacht hatten, Preuken u 
der Achtung Deutſchlands berabzufegen und welche ebenfomwohl in wa 
öſterreichiſchen und bairifchen als in den ultrademofratifchen Blättern it 
Organe fanden. Dieſe Blätter erhoben die ſchwerſten Anklagen get | 
Preußen. Die Anklagen waren zunächft gegen v. Prittwig gerichtet. Et 
wurde für einen unfähigen Führer ausgegeben, durch deffen Schulv alla 
das Unglüd bei Frievericia veranlaft worden fei. Die Einen warf 
ihm vor, er fei zu langfam vorgegangen und babe abjichtlih das Come 
des Generals Rye nicht vernichtet und fo ven Ueberfall möglich gemadt 
Zur Begründung ihrer Anklage behaupteten fie, daß er die Dänen mehr 
mals in der Gewalt gehabt habe, nantentlich als fih Rye bei dem Ee 
jehte von Beile in das Defile von Standerborg zurüdzog, wo es mut 
eines Tagesmarſches beburft hätte, um ihn zur Capitulation zu zwingen. 
Bon ver anderen Seite hob man dagegen hervor, daß Friebericia, je 
wenig bedeutend c8 auch ale Feſtung wäre, doch dadurch, daß Die Tan 
ihre Streitfräfte in Fünen concentriven und ohne Schwierigfeit in I 





















577 


allerdings 
denn nicht 


I: 


7 
358 


Ps) 
An 
Dr 


2 
7 


J 
3 



































eft — Dhne dieſe Fehler hätte mer der Ausfall 

"ji ı Ausgang gehabt. 

u Mi Daß bie junge Armee diefe Fehler nicht kannte und fo 
—— EN RE ER 


g vorbereitet wunbe, kam bereits am 12. Juli bie unbe 
Preußen in Berlin abgefgfoffenen Waffenfülftane 
m date ling tan, daß eine Weiterführung des Krieges 
v Umftänden jelbft dann nur nachtheilig fein konnte, 
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zw Que ee Eirzeinlüsnee ur Teufen nod& sm 12, mi einen 
aftentmläse ze Temarzieniinie rerzgNagen Aria mi 
nijcher Regien;, Ziärihleimig mr Helitein mir ni Zuurielem 
em ten Zamzart und einem ron Tıcufen ernann: Tänemurf ging 
f riefen Terrdiag ni in Ci veringe uni Miltirmung ven 
aßland um Enzlanr zänzlide Zrennung ter Ähtzogtdäner unt union 
dissoluble Schetwige mu Dãnemart. Nur Englands Bemuͤdungen 
mw es zu vertunfen, daßj dieſer Anirrud auf cine union pelitique de 
räntı wurde. Zur Erreibung des Zweckes wurde Tüncmarl ven Ruß 
ad Beitimmt, für tie Zei tes Waffenſtillſtandes nur auf Tie Trennung 
chleewigs von Holitein zu beitcehen und ſchlug ee jelbit ver, daß zwar 
e Baſis der Unterhandlungen tie Sclbititäntigleit Schlediwigt go⸗ 
mmen, jedoch währene tes Wajifenſtillſtandes Schletwig deſetzt werden 
lte. 

Die Berathungen fanden in Berlin unter Zuziebung der engliſchen 
eſandten am Berliner Hofe, Grafen von Weſtmoreland ale Repräſen 
nten der vermittelnpen Macht und unter Miwirkung des ruſſiſchen &r. 
adten Baren v. Meyendorff fra. Als Abgeordneten bat Dänemarlk 
n Kammerherrn v. Reedtz ernannt und ven preußiſcher Seite war der 
eiherr v. Schleinitz bevollmächtigt. Schleswig-Holſtein war nicht zuge⸗ 
gen worden und erſt unterm 28. Juni wurde die Statthalterſchaft durch 
n Unterſtaatsſecretär Grafen v. Bülow benachrichtigt, daß die Selbit- 
ndigfeit Schleswigs tie Baſis ver Unterhantlungen bilde. As die 
ichricht von Friedericia nach Berlin kam, war die Vereinbarung ſchon 
weit, daß fie parapbirt werten follte. An eine Aenderung wurde nicht 
acht. Die Dänen hatten ihren Willen erreicht, fie hatten ihren Haß 
gen vie Schleswig-Holfteiner befriedigt und in tem Kampfe trog aller 


696 Friebenspräliminarien. 


Niederlagen den legten Sieg errungen. Die Friedenspräliminarien mb 
der Waffenftilftand follten fie weiter zum Ziele führen. Bereits une 
10. Juli, alfo wenige Tage nach dem Weberfalle bei Friedericia murte 
folgende Friedenspräliminarien vereinbart. 

Artikel I. 

Das Herzogthum Schleswig foll, was feine geſetzgebende Gewalt un 
feine innere Verwaltung betrifft, eine abgefonderte Verwaltung erhalten, 
ohne mit dem Herzogthum Holftein vereinigt zu fein und unbeſchadet de 
politifhen Verbindung, welde das Herzogthum Schleswig an bie Kr 
Dänemark fnüpft. 
Artikel II. 

Die definitive Organifation des Herzogthums Schleswige, welde anf 
jener Grundlage hervorgeht, wirb den Gegenftand weiterer Unterhandlunge 
bilden, an welchen Großbrittannien als vermittelnde Macht tbeilzunehun 
von den hoben contrabirenden Theilen eingeladen werden wird. 

Artikel III. 

Die Herzogthümer Holftein und Lauenburg werben fortfahren, Ri 
glieder des Deutſchen Buntes zu fein. Die definitive Regulirung m 
Stellung, welche diefe Herzogthümer in dem oben genannten politiſchen 
Körper in Folge der Veränderungen einnehmen werden, welche ver Ver— 
faffung Deutſchlands bevorftehen, tft einer ferneren Verſtändigung unter 
ben hohen contrahirenven heilen vorbehalten. Eine der Aufgaben tiefer 
Verſtändigung wird fein, foweit e8 mit tem im Artikel I. ver gegenwäri— 
gen Uebereinkunft feitgeftellten Prinzipe und der zufünftigen Stellung tet 
Herzogthums Holftein zu den anderen deutſchen Staaten vereinbar ilt, tie 
nicht politifhen Bande der nationalen Intereffen aufrecht zu erhalten, 
weiche zwifchen ven Herzogthümern SHolftein und Schleswig beftanten 
haben. 

Se. Majeftät ver König von Dänemark, Herzog von Holftein, min 
biefem Herzogthume in der Fürzeften Frift eine Repräfentativverfailung 
ertheilen. 

Artikel IV. 

Dan ift übereingefommen, vaß die in ven vorftehenven Artifeln ent- 
haltenen Beftimmungen in feiner Weife, weder der Frage wegen it 
Erbfolge in ven unter dem Scepter Sr. Majeftät des Königs von Täne- 
marf vereinigten Staaten, nod den eventuellen Rechten dritter Perjonen 
präjudiziren follen. 

Zur Befeitigung der Verwidelungen, welche aus den binfichtlich ver 
Erbfolge erhobenen Zweifeln hervorgehen fönnten, wird Se. geradte 
Majeftät fogleih nad erfolgtem Friedensſchluſſe die Initiative zu Ber 
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und welchen bei Meinungsverfchievenheiten die Eigenfchaft eines 
Schiedsrichters beigelegt wurde. Die geſetzgebende Gewalt follte 
während des Waffenftillftandes fufpenpirt bleiben und vie Com 
miffion nur die Befugniß haben, vie Gefete, Verfügungen m 
Verhaltungsmaßregeln, welche feit dem 17. März 1848 erlaſſen 
worden wären, im Intereſſe des Landes aufzuheben ober beim 
behalten. Ä 

11. Unterftügung der Verwaltungs: Sommiffion des Herzogthum 
Schleswig durch die ftationirten Truppen. 

12. Interimsflagge, über welche fi) die Berwaltungsconmiffie 
Schleswige mit Dänemark zu vereinbaren habe und wie 
welcher die ſchleswig-holſteinſchen Schiffe währenn des Waffe 
ſtillſtandes dieſelben Vortheile wie die däniſchen Schiffe geniefen 
follten. 

13. Wicverberftellung des Poftenlaufs, freier Verkehr ver Poſte 
durch Hofftein und Fortbeſtand der Poſtbehörde zu Hamburg. 

14. Ratification und Auswechfelung binnen 8 Tagen. 

ALS geheime Artikel follten noch vereinbart fein „Laß einerjeis 
Dänemarf ven Beitritt Holfteins und Lauenburgs zum Dreilönigekume 
und andererjeits Preußen im Falle des Winerjtandes der Herzogthüma 
bie Abberufung der preußifhen Offiziere und die Durchführung dei 
Waffenftillftannes mit ven Waffen in ver Hand zu veranlaffen hätten.“ 
Kine authentiſche Anerkennung diefer geheimen Artifel findet jich nirgendk, 
wohl aber iſt zu vermutbhen, daß die beiden erjten Artifel, nämlich ve 
Beitritt zum Dreikönigsbunde und die Abberufung der Offiziere richtiz 
find, während der dritte nicht wahrſcheinlich iſt. 

Tiefer Waffenftillftann war, wie Bunſen in feinem Tagebuche jagt, 
ven Rußland und England dietirt, wie ber Friede von Tilfit von Rare 
leon dictirt iftz von Rußland, weil es Deutfehland und Preußen ſchwächen 
und demüthigen wollte, von England, weil es um jeden Preis vie Ayf 
hebung ver Blokade erſtrebte. 

Zur Vertheidigung der Friedenspräliminarien und des Waffenitil- 
ftandes führte die preußifche Regierung in einer, im Staatsanzeiger a 
ſchienenen Rechtfertigung aus, „daß fie es für Pflicht gehalten habe, einen, 


ſowohl für Preußen als für einen großen Theil Norpveutfchlants mu 


eben fo jhmerzlihen als nuglofen Opfern verbundenen Kriegszuſtande 
fobald als möglich ein Ziel zu fegen. Preußen, welches verlange, daß 
ein deutſches Yand, welches mit einem nichtveutfchen Yande unter demſelben 
Stauteoberhaupte vereinigt fei, eine von dem nichtveutfchen Lande ge 
trennte eigene Verfaffung, Regierung und Verwaltung haben folle, kön 
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Selbſtſtändigkeitserklärung Schleswigs für Deutfchland und Preußen her⸗ 
vorgehoben und darauf hingewieſen, vaß Preußen, indem es vie yore 
rung auf Anerkennung Schleswigs als felbitftändiger Staat jtelle, aud) fein 
frühere Anfchauung, nach der es Schleswigs fefte Verbindung mit Holftein 
annahm, als unrichtig erkläre und ihm fomit auch jenes Recht fehle, ſich in 
die Verhältniſſe Schleswigs zu Deutfchland einzumifchen“. Hiermit überein 
jtimmend erflärte vie Berlingfche Zeitung nach Abſchluß der Convention, „def 
durch die griedenspräliminarien und die Waffenftillftandsconvention diefchle® 
wig⸗holſteinſche Sache in ihrem innerſten Wejen gebrochen und die Sache de 
Aufruhrs gänzlich aufgegeben fei. Wenn auch der Zuſatz, daß Schletiwigt 
politifche Verbindung mit der Krone Dänemark unbejchadet bleibe, ein 
verſchiedene Erklärung zulaffe, jo würbe doch bei der günftigen Geftuftung 
ver politifchen Verhältniffe, wenn nur erft Rußland in Ungarn geſieg, 
Defterreich wieder zu. Kräften gelommen und bie revolutionäre Bewegungen 
in Deutfchland und Frankreich entjchieven zurüdgewiefen wären, in ta 
Friedensbedingungen nicht blos Schleswigs bisherige politifche Verbintun 
mit der bänifchen Krone unverändert fortvauern, fondern auch Dänemar 
und Schleswig durch gemeinfchaftlichen conftitutionellen Herrfcher und ge 
meinfhaftlihen Reichstag vereint fein.“ 

Bon der deutſchen Preſſe wurbe viefe Zufriedenheit mit ven Friedent 
präliminarien und den Waffenftilfjtandsbebingungen nicht getheilt. Wit 
Ausnahme der confervativen preußifchen Zeitungen, ver Spenerjchen Zi 
tung, der Norddeutſchen Zeitung, der Schlefifhen Zeitung, ber Centit- 
tionellen Zeitung, der Tftjeezeitung, der Hannoverſchen Zeitung, des ie: 
ler GCorrefpondenzblattes und der Neuen Bremer Zeitung und weniger 
anderer Blätter, fprad vie deutſche Preffe fharfen Tadel aus und felbi 
bie Blätter, welche Preußens Hegemonie erjtrebten, verjchwiegen niet, 
daß die Sympathieen Deutſchlands verloren und das Zuſtandekommen 
eines deutſchen Reihe erſchwert ſei. Auch vie Independance beige ſchil— 
berte den in Deutfchland durch Den Waffenftiliftand bervorgebracten Ein 
druck als einen ungünſtigen für Preußen und fügte in einem anten 
Blatte hinzu „Preußen fei, obgleih in Süddeutſchland fo unpepulit, 
dennoch ber einzige deutfbe Staat, dem eine große Zukunft verheiken 
ſei. Um diefes Ziel zu erreichen, müſſe es weniger fpecififch preußiſch 
bleiben und fih enger an Deutfchland anfchließen.“ Bon den deutſchen 
Blättern ſprach fih am härtejten und fchroffiten vie bairijche und die öfter 
reichiſche Preffe aus. Sie benutzte die günftige Gelegenheit zum Angrif 
gegen Preußen. Selbjt die fonjt fo maßvolle Augsburger Allgemeim 
Zeitung erinnerte an ven Bafeler Frieden und behauptete, daß er wieter: 
geehrt fei. In einem andern Blatte fügte fie: „Nichts bat Oeſterreich 
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thümern mit der Aushebung der Mannschaft raſch vorgefchritten und battle 
fie auch aus Schleswig zufammengezogen. Leider meldeten ſich die Frei 
willigen nicht in ter gemwünfchten Zahl. Zwar fehlten die Gebilterm 
nicht, Advokaten, Aerzte, Literaten und ſelbſt Senatoren melveten fie, 
aber unter dem reichen Bauernſtande, welcher bauptfächlich den Miütek 
ftand in den Herzogthümern ausmacht, war vie Theilnahme nur gering. 

Unterm 24. Juli ertbeilte die Statthalterfhaft ihren Truppen ve 
Befehl, über Hadersleben, Flensburg und Schleswig nach Hofftein zurüd 
zufehren und diefer Befehl wurde in der Yandesperfammlung vom 8. Augıd 
mit 54 gegen 44 Stimmen gebilligt. Es war dies dieſelbe Verſam 
fung und dieſelbe Regierung, welche fich drei Wochen vorher für bie jet 
jegung des Kampfes erklärt hatte. Weit entfernt, dieſen zweiten Entidkdf 
zu tabdeln, foll damit nur angebeutet werben, wie e8 in dem politiice 
Leben geboten iſt, mit ven Umſtänden zu rechnen, und wie wenig & 
Preußen verbacht werten fanı, wenn e8 trog ber föniglichen Cabinek 
orbre vom 24. März 1848 ven Waffenſtillſtandscontract gefchloifen hatte. 

Seit dem 16. Juli waren in Belle die Feinpfeligfeiten eingeftelt 
worden und am 24. Juli wurde ter allgemeine Rückzug ver veutjcen 
Truppen angetreten. Bereits am 21. Juli hatte General v. Prittieit 
einen Tagesbefehl wegen des Rüdzuges und wegen ber Desarmirung der 
Küftenbatterieen und ber Schanzen, fowie wegen der Uebergabe ver Ge 
ſchütze, Munition nebft Zubehör aus diefen Batterieen und Schanzen m 
das Commando ver fchleswig-holfteinfhen Truppen erlajjen und zuglead 
Veranlaffung genomnien, ven Zruppen für ibr Vertrauen, für ibre treu 
Prlicbterfüllung, für Cinigfeit und Dienfteifer feinen Danf auszujpreden 
und die Hoffnung auszudrücken, daß auf tem Rüdmarjch nicht blos die 
jorgfültigfte Disciplin und Ordnung gehandhabt, fonvern auch durch zu— 
vorkommendes Betragen den Yandesbewohnern die Yaft ver Einquartierun 
erleichtert werde. Zugleich fügte er hinzu: „Endlich muß ich darauf auf⸗ 
merkſam machen, Daß während des Rückmarſches möglicher- und wahr 
ſcheinlicherweiſe den Truppen ungünftige Urtheile über die Entfchliegungen 
und Betheiligung ihrer Regierungen an den zur Beendigung des Krieged 
ergriffenen Maßregeln bekannt werten bürften. Der Soldat, vom höchften 
Offizier bis zum letzten Grad herab habe die Verpflichtung, dergleichen 
Erörterungen zu vermeiden, Urtheile über die Maßregeln feiner Regie 
rung durchaus außerhalb der Grenzen feines Wirkungskreiſes zu halt 
und bie Sarbinaltugend des Soltaten, unberingten Geborjam, aud hier 
zu bewähren. 

General v. Prittwig felbft follte die Erfahrung machen, wie umgünftig 
die Herzogthümer nicht blos über Preußens Regierung, ſondern auch über 
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eigene Kriegführung urtheilten. Während Oberft v. Zaſtrow mit 
© Brigabe in Flensburg glänzende Aufnahme fand und während 
ı überall, wo er hinlam, feierlich empfangen und ihm in Kiel von 






















— „Nut in Witona. Katte-fih der. Mißmuth durch 
relen um Seifen fun gegen. Ein aus Yütland zurücfehrendes Ba- 

Uen ſollte In Hamburg Nachtquartier nehmen und wurde am 13. Auguft 

1 U — — — 
et. Diebe vermehrte ih, al Se Truppen | 

J men. Von Seiten des Senats waren weber polizeiliche, 

3 mitte Brtbrungen gef werten un fit De fon tie 










m das und den Truppen — 
Mt en die Antwort des Senats 
Im ihn war ein Bote geſendet und angefragt worden, ob 

























rehführung der von ihr vollendeten Verfaſſung zu befördern, ging 
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Es hatte der Conflict in der Mitte Auguft 
9 — gütliche Einigung nicht mehr zuließ. Nur 
walt von Seiten ver einen ober ber andern Partei oder durch 
tervention Preußens Eonnte eine Beſeitigung des Streites herbeigeführt 
xben, und dieſe Intervention war wirklich erfolgt. 

6 haben ſich vie Parteien abfichtliche Herbeifäßrung bes 
| tung iitse: Zeiedainotailsekien. Bon Seiten der for 
anni m Patrioten, zu welchen Conjervative und Conjtitutionelle gehör- 
an bie gewaltſam herbeigeführte Zufammenberufung der Bürger: 
de, — der Bürgergardiſten und ſelbſt mehrerer Offiziere 
dem Borfalle auf dem Gänfemarkte, und an die ſchleumige Flucht 
£ Säupter der Umſturzpartei erinnert, während bie demokratiſche Par: 
wauf binwies, daß ſchon im Jull die Intervention Preußens in 
Berliner lithbographirten Correſpondenz angebeutet worben ſel, daß 
em Durchzuge des Bataillons von den Hamburger Behörven die 
Ken Vorſichtsmaßregeln unterlaffen waren, daß bie hanfeatiihe Ca— 
— Sn, die Infanterie aber erft am anderen Mor- 
r J bes Tumults beorbert wurde, daß die fogenannten 
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110 Erſtes preußiiches Seegefecht. 
Endlich wurde noch in demſelben Jahre eine Aenberung des Wahlgeiekel 


für Offiziere und Unteroffiziere des Bürgermilitärs vorgenommen und ducch 


alle dieſe Gefege ver Zurüdlegung des BVerfaffungsentwurfs vorgearkeitt. 

v. Prittwig war nicht nach Hamburg gefommen. Er hatte, nachden 
noch die einzelnen Differenzpunfte mit Dänemark, namentlich vie Ank 
(teferung ver fohleswigfchen Gefangenen und tie Streitigkeiten über vie 
Demarcationslinie gefchlichtet und nachdem die Truppen, ſoweit fie nidt 
in Schleswig blieben, zurüdgezogen waren, die Herzogthümer verlajler 
Ihm fowohl al8 dem General von Bonin wurde bie königliche Zufrieten 
heit durch Orden fund gegeben. Ebenſo war tem Commodore Schröder 
eine Auszeichnung dafür zu Theil geworben, daR er ein Seegefeht mi 
ven Dänen geführt und bewiefen hatte, daß die preufifche Marine, ſe 
Hein fie auch neh war, ben Kampf nicht fcheue. 

Der von ihm geführte „Adler“, ein bewaffnetes Dampfſchiff, weicht 
zwei 25 pfündige und zwei kurze 32pfündige Bombenkanonen hatte, wit 
am 27. Juni Nachmittags 4 Uhr auf eine däniſche Kriegsbrigg, weik 
14 weittragende Geſchütze an ven Seiten und zwei Geſchütze binten hatt, 
geftogen. Schröter ließ auf die Brigg zuftenern und Alles zum Gicht 
fertig machen. Nachdem beite Schiffe hinreichend jich einander genäbet 
hatten, wurbe bie Dänifche Flagge am Bord ver Bring gleichzeitig it 
ber preußifchen am Bord des Adlers gehißt und das Teuer vom legterm 
Schiffe bei einer Entfernung von 1800 Schritten eröffnet. Die Schi 
waren zu der Zeit etwa 33 Mille S. W. ’, W. von Sea und WA 
W. W. etwa 21 Mille vom Gap-Brüjterort entfernt. Tas wet 
wurte mit Vebhaftigfeit von dem feindlichen Schiffe beantwortet und ten 

,, Uhr bis 9 Uhr unterhalten. Erjt in Folge der Dunkelheit wur 
Das Feuer eingeftellt. Auch näherte ſich ein zweites größeres däniſchei 
Kriegeſchiff, wodurch der Adler zur Rückkehr veranlaßt wurde. Er hatt 
nur drei Schüſſe in den Rumpf erhalten, während er der bäniicden 
Brigg nicht unbedeutenten Scharen verurfacdht hatte. Obwohl tus 
Gefecht ohne Erfolg blieb, jo war c8 doch in Deppelter Dinficht in 
ejfant; einerſeits weil es dag erſte preußiſche Seegefecht war, und ante 
rerſeits, weil Engagements zwiſchen Segel- und Dampffchiffen bis jet 
nicht bekannt geworden waren und man allgemein angenommen hatte, tuf 
eiſerne Dampfſchiffe dem Feuer nicht ausgeſetzt werben könnten, ohne im 
großen Nachtheile zu ſein. 

veider war Dies Gefecht ein vereinzeltes. Im Allgemeinen hatten die 
Dänen durch ihre Marine die ganze Küfte der Oftfee beherrſcht m 
gänzlih Die Küſtenſchifffahrt verhindert. Ned nach Abſchluß des Waffen⸗ 
ſtillſtandes, jedoch vor Ratification deſſelben, am 14. Juli, hatte ein Feine 
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Be weten etwa 2 Meilen — Im Folge ver. Benacridtlgung 
ben die Strandbatterten ſchußfertig gemacht, aber tm Hafen felbft er- 
fgte fein Alarmzeichen und die Schiffe blieben ungerüftet, Im einem 
ſtraume won einer Stunde waren 4 Küftenfahrzeuge, nachdem ber 
in Eu ſcharfe Schüffe abgefenert hatte, genommen und mit bänifcher 
unſ ne Da das dänifche Schiff im Feiner Weife beläftigt 
‚ machte es auch auf ein fünftes Küftenfahrzeng Jagd und als es 
——— wurde zwar von der 
gefeuert, aber die Flottille blieb nach wie vor in Unthätig- 
fie br au die Batung des Küftenfahrzeugs und bie Verja- 
— ——— Dieſer ließ ſich durch das Feuer der 
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befegtes Schiff gewefen und nur zum Recognosciren gejandt worden je. 
Anders dachte die Mehrzahl, fie hielt vafür, daß ter Marine ein paſſivel 
Verhalten geboten worden war und wer bie Entfchloffenheit und ven pet: 
fönfihen Muth Jachmanns kannte, Eonnte fih auch nur auf dieſe Zeile 
feine Unthätigfeit erklären und gelangte werer durch vie officielle Ableyz: 
nung eines folhen Befehle, noch durch die gegen Jachmann eingeleitete 
Unterſuchung zu einer anderen Weberzeugung. 

Diefe übermüthigen Angriffe däniſcher Schiffe mußten allertingt 
mit der Ratification des Waffenftillftanes aufhören, aber vie Blekaden 
follten erft an vem Tage aufgehoben werben, an dem bie preußijchen um 
deutfhen Truppen bie ihnen in dem Waffenftillftanpsvertrage bezeichnete 
Stellung einnahmen. Der Handelsminiſter zeigte dies noch an vem 
Tage ver Rutification ven Handelsſtänden ter Seeftätte an und tie 
preußifche Regierung beeilte fi, ihre Truppen zurüdzuziehen un it 
zwifchen in Kopenhagen vie geeigneten Schritte einzuleiten, um bie in 
Dänemark, Schweden und England liegenven, nach ten Oftfechäfen be: 
ſtimmten neutralen und zwar größtentbeils englifhen Schiffe, jo jchnell 
ale möglich nach ven Oftfeehäfen gelangen zu laſſen. Unterm 1. Auguft 
wurde Freiherr v. Werther nad) Kopenhagen gejendet, um vie Freigebunz 
der aufgebrachten deutſchen Schiffe zu bewirken und vie Ausführung I 
Waffenftillftands zu fördern. Am 5. Auguft wurde durch das däniſche 
Marineminiſterium erklärt, daß die Blokaden ver Häfen von Pill, 
Tanzig, Kammin, Swinemünde, Wolgaft, Greifewalte, Straljund um 
Roſtock aufgehoben wären, une am 11. Auguft erfolgte vie Aufhebung 
ter Blokaden ver Elbe, Wefer und Jahte, der Weftfüfte des Herzogthume 
Holſtein und aller Häfen Schleswige. 

Erft ein Jahr darauf, den 2. Juli 1850, fan es zum xrieru 
zwifchen Preußen und Dänemark. Schr richtig hatte Die däniſche Freie 
1849 prophezeit, Daß in Folge ber eintretenden venctionären Geſtaltung 
ber ſtaatlichen Verhältniſſe und insbefondere der Beſiegung Ungarne 
durch Rußland für Dänemark Die Friedensbedingungen noch ginftigt, 
wie die Friedenspräliminarien, ausfallen würden. Dieſe Bedingungen 
ließen die Streitpunfte, hinſichtlich welcher der Krieg geführt war, gen 
unerledigt und beftimmten, daß alle früheren Verträge und Bereinbarun 
gen wieder herzuftellen und alle beiverfeitigen Rechte, welche ver tim 
Kriege vorhanden gewefen, vorzubehaften wären. 

Waffenſtillſtand und Friede waren nicht geeignet, Das Anſehn Fre 
eng zu erhöhen. Der Krieg fehien vergeblich geführt, nichts fchien erreidt 
zu fein. Schleswig follte für immer won Deutfchland getrennt werten 
und unter die Herrſchaft Dänemarks gelangen und diefem fremten Lande 


Siebenzehntes Gapitel. 
Die Berbereitungen zu den Wahlen und ber Ausfall berfelben. 


Unter dem Einfluffe diefer Zeitereigniffe bereitete man fich in Prew 
Ben im Monat uni zu ten Wahlen nach dem neuen Wahlgejek ver. 
Tie vereinte conferbative und conftitutionelle Partei war, wie ſchon m 
gegeben, feft und gut organifirt. Auch waren ihr die äußeren Ereignife 
zu ihrer Verbreitung und Erſtarkung nicht ungänftig. Nicht gering war 
die Zahl der Conftitutionellen, welche durch die Bewegungen und Aufftänte 
des Monats Mai 1849 erfchredt, nach Schranken fuchten, welche der Em 
pörung und der vevolutionären Bewegung entgegengefeßt werben konnten, 
und während dieſe bereits im Mai ver confervativen Partei beitraten, 
fielen die Maffen im Juni, al® die Bewegung einen fo ſchlechten Fortgang 
hatte, von ver vemofratifchen Partei ab; denn auch diesmal, wie immer, 
waren die Maffen auf Seiten des Siegers. 

Aus diefem Grunde hätte es denn auch keines neuen WMWahlgejepet 
bedurft, um für bie confervative Partei einen günftigen Ausfall ver nik 
jten Wahlen herbeizuführen. Die Führer der Demokratie faben dies aub 
jehr wohl ein und namentlih war man in Schlefien, wo bie Berathungen 
beim Stadtgerichtsrath Pflücker ftattfanden, zu der Ueberzeugung gelangt, 
daß das Volk erfchlafft fei und auf die Kammern Fein VBerträuen mehr fer. 
Auf das Yand könne wenig Einfluß geübt werden, ba die Prefie in it 
Hauptſtadt wegen des Belagerungszuftandes zum Schweigen genöthigt fe 
und das Geld gänzlich fehle. Diejenigen, von denen früher Geld une mit 
unter nicht unberentende Summen gegeben worden wären, hätten ſich ju- 
vüdgezogen und bie Führer wären unbemittelt und hätten über ihre Kräfte 
geopfert. Man war darüber einig, daß die Wahlen nur ungünftig aus 
fallen könnten, und hielt es daher für vortheilhaft, daß Die Demokratie ver 
eonftitutionellen Partei den Kampfplag überließ. 








ET 

































- 
- 






— den Wahlen erklärt und eine nicht 
| 1 gehörte der entſchiedenen conftituttonellen Partel 
‚ welde aus conftitutionellen Grunbjägen an ber 

— vBunce in der Graffhaft Merk ⸗ 























—õS— zueigen und iön- gun Setung ber Wahlen zu 
Ar Orabon no znc Mgliete bebharrten bei dem frühe: 
iſſe und Erfterer bat um feinen Abſchled, falls er nicht von 
Baht! Bibpenfirt werbent,follte RAR 
B Graben blieb von ver Wahl fern. er. er 
016 kt den »öfttichern Probingen war am) Rhein umbrrin 
ı bie Zahl der Conjtitutionellen, welde fib vom ftrengen Rechts— 
ite — der Wahl nicht theilnahm. Insbeſondere war 
Nlederrhein der Fall, während an der Moſel Demokratie und 
| Bartel vorferrfgend waren. Jener fehlten die Häupter. 
u am Kampfe in Ban Theil over waren geflohen ober ger 
en een 
3 mit dem Beſchluſſe der Nichtbetheiligung an den 































120 Beichläffe Über Theilnahme an ben Wahlen. 


Partei an. Doc fehlten auch in Poſen nicht polniſche und veutihe Dr 
mofraten, welche fich bei ver Wahl nicht betbeiligten. 

In den deutſchen Provinzen hatten inzwifchen vie verbundene 
conftitutionellen und confervativen Barteien eine vege Thätigleit ent 
widelt. Sie waren darin einverftanten, daß man wählen müſſe, weil de 
Ablehnung ver Wahl die Erklärung in fi fchließen könnte, es jei ver 
verfaffungsmäßige Zuftand, das conftitutionelle Yeben auf dem georenete 
Wege freier frieplicher Entwidelung nicht zu erreichen, weil femer de 
Zukunft Preußens und Deutſchlands von ven Ergebniffen dieſer Wahl ab 
hänge und weil die Verfaſſung noch einer Revifion bedürfe. Worin viet 
Revifion beſtehen follte, darin gingen freilich die confervativen und con 
tutionellen Parteigenoſſen, die jich feit 1815 gegenüber geſtanden bat, 
feinplich auseinander. Am Wenigjten reactionär war man in den Rheir 
provinzen. Man fürchtete die feurale Partei Altpreußens ebenjo wie die 
Demofratie, und die vorwiegende Richtung des Tentralvereins, welcher 14 
für die Rheinlande und Weſtphalen gebildet hatte, war conjtitutioneli m 
ſchloß jich ven Gothaer Beichlüffen an. Man hielt dafür, daß, mo ed WM 
um conftitutionelle Prineipien handle, der Kampfplatz nicht verlaffen werden 
bürfe und daher einjichtsvolle Männer zu wählen wären, welche von N 
Gruntfägen der conftitutionellen Monarchie durchdrungen, nicht Kies im 
Veberhebungen des Volfes, ſondern au dem Abjolutismus ver Regierumg 
wiberjtreben. 

Diefe echt conftitutionelle Gefinnung und Sprache fand in ven cm 
ſervativen Vereinen der öftliben Provinzen wenig Verſtändniß und Anklang 
Man war dert noch Durch die Uebergriffe ter Demofratie jo aufgeret. 
daß man zumächit ihr gegenüber Front machen wollte und Die reurtienan 
Bartei wußte ven Schreden und Die Furt nur zu gut zu benußen. 

Die bereits früher beftandenen Gentralvereine für Schleſien m 
Pommern und die neugebildeten Provinzialausfhüjle von Preußen me 
Poſen hatten jich unter das Generalcomite der verbundenen monordiik 
conftitutionellen Vereine geftellt und hatte daſſelbe die Yeitung I 
Wahlen in dem öſtlichen Theile der Monarchie übernommen. Fäür tl 
Mark war ihm zugleich die Function eines Provinzialausfchuffes antır 
traut worden und in dieſer feiner Eigenſchaft hatte es tem Ausſchuft 
des Berliner confervativen conjtitutionellen Gentralvereins die Yeinm 
ter Wahlen in Berlin überlajfen. Diefer Centralverein wurde von MM 
Mitglierern des patriotifhen Vereins, des Preußenvereins, des Verein! 
für König und Vaterland und des Treubundes unterſtützt. Unter den 
Gentralvereine ſtanden die ſchon früher erwähnten Bezirks- und Kit 
vereine. Bon tem Ausſchuſſe Des conferbativ-onjtitutionellen Gentral 
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wer feine Königstreue irgend einmal bewährt hatte, ſchien ein geeigneter 
Candidat zu fein. An die öffentlichen Verhältniffe, an die politische Fühig- 
keit bei ver Vertretung der Hauptftabt wurde nicht gedacht. Die Vor— 
ſchläge häuften ſich. Zugleich zeigte fih aber auch eine Mißſtimmunz 
derer, welche den confervativen Vereinen nicht angehörten. Yange wur 
von ihnen gefchwiegen, keiner wußte, ob noch Gleichdenkende in der Ber 
fammlung waren. Enblid trat Dr. Hering (Wilibald Aleris) auf um 
gab der Stimmung eine andere Richtung, indem er Dahlmann, Simjn 
und Beckerath als Candidaten vorfhlug und Binzufügte, daß er zwar is 
diefem reife auf die Wahl derſelben nicht rechne, aber es für Pilik 
halte, durch dieſen Vorfchlag Proteft für eine Partei einzulegen, die in 
piefem reife nicht vertreten zu fein fcheine. Im weiteren Verlaufe feine 
Rede erflärte Dr. Hering, „daß eine Kammer, welche nur bürgerfide 
Intereffen vertrete, nur für die Noth des Augenblicks forge und eine 
Kammer, die nur Preußen vertrete, unfer preußifhes Volk aufs Neu 
von Deutfchland ifofiren werte. Noch blicke Deutfchland trotz alles Hajlet 
hoffend auf Preußen. Die Umfturzpartet fei befiegt, nicht ſowohl tun 
Waffengewalt, al® durch vie öffentlihe Meinung, weil, wo man auf 
binblice, ven Umfturzmännern alle organifirende, geftaltende Kraft ab 
ginge, weil uns Widermwille ergreife über wüfte® Treiben ohne ſittlichen 
Grund, Efel über ven aufgewühlten Schmuß, der alle® Schöne und Sit: 
liche fortzufhwenmen probe. Aber die Demokratie ſei bamit nicht todt, 
ihr Lebensſtrom fei mächtig, er ftröme fort trog Guizot, troß aller Staats: 
philofophie, die aus höherer Vernunft ımd Erleuchtung zu ſchöpfen glauke. 
Te länger er unterirdiſch fortwühle, um fo furchtbarer, wenn er wieder 
herausbrehe. Es helfe nur Eins, ihm gerade ins Geficht zu fehen, um 
ihn zu erfennen, fein Gutes zu ergreifen und bamit fein Böſes zu über: 
winden, ihn anzufalfen, um ihn zu lenken, alles Andere wären nur 
Pallintive“ sc. Demnächſt ging der Redner auf die zu wählenten Abze— 
ordneten über und erflärte, „die Regierung wünſche jeßt eine wirkliche 
Kammer, ten Ausdruck Des wahrhaftigen Volkswillens, aber tie Per- 
führungskraft fei mächtig. Erblide fie wirflih nur obligate Inftrumente 
ihres Willens, alsdann möchte der alte Autoritätsglaube auffchnellen und 
auch das Geſpenſt von einem getrennten Unterthan- und Dberherruter: 
ftande wieder aus feinem Grabe auferftchen. Eine andere Gefahr drei 
von Außen. Preußen ftehe allein, fo allein, wie es nie gejtanden, ſelbſt 
nicht im fiebenjährigen Kriege. Er wolle nit den trüben Ahmmgen 
Raum geben, daß damit die Ausficht und unfer Anrecht auf ein weitere! 
Vaterland verloren gehe; aber um fo heiligere Pflicht fei es, nun an dem 
engeren feitzuhalten, das uns als letztes Fefte und Halt übrig blieb aut 
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zu entgeben. Auch war in einem großen Theile tes Landes bie Emtt 
noch nicht beendet und in dieſer Zeit trennt fich der Yanpmann num mw 
gern von feinem Ader. Erwägt man dies Alles, dann Läßt fich aus te 
Minoritätswahlen nicht auf die Verwerfung des neuen Wahlgefeges ſchließen 

In Berlin hatten von 76900 Urwählern 35200 gewählt und 41700 
hatten fich bei ten Wahlen nicht betheiligt. Die Differenz war fehr m 
bedeutend, da im Juli ein nicht unbeveutenter ‘Theil der Bewohner ıb 
wefend ift und zur Zeit die Cholera in Berlin wüthete. Auch war gerae 
hier die politiſche Unluſt und Indolenz in Folge bes unerträglicen %- 
lagerungszuſtandes geftiegen. *) Noch günftiger wie in Berlin war 
die Wahlen in Potsdam ausgefallen. Dort hatten von 5791 Urwählen 
3135 gewählt. Bon den größeren Städten waren außer Potsdam nur 
noch Kulm in Preußen und Unna in Weftphalen, in denen fich mehr alt 
die Hälfte betbeiligt Hatten. In Unna hatten fich von 1163 Urwählem 
929 betheiligt. Nur die Hauptörter will ich hier noch anführen; allein nick 
bei allen Orten ift die Zahl der Urwähler befannt geworben. 


In Nauen . . . . hatten gewählt von 1110 Urwählern 20 
„ Brandenburg . . „ 3530 B 14% 
„ Prenzlau. . . . „ 4000 n 6 
„ Wittfod . . . . ’ 1395 n 249 
„ Prigwmalf. . . . „ 1032 „ 110 
„ unit . ... „ 6000 . 1600 
„ KSeflen . .... n 1298 „ 314 
„ Buben . 2... . 2425 „ 231 
„ Königsberg i. d. N. „ 1017 „ 212 
„ Eiftrin . 2... „ 1265 „ 421 
„Landsberg a.W.. 2273 345 
„ Stettin . 2... . 9297 n 53028 
„Anklam .... 1891 —X 
„ Demmin . „ 1434 . 524 
„ Greifenhagen . . „ 1047 . 145 
„Stargard ... 2270 „ 620 
„Paſewalk. ... n 1418 „ Jon 
„ Eöslin . 2... „ 1660 „ 4) 





*) Hauptfächlich fehlten bei der Wahl die Schneider und Schufter. Auch waren die 
Liſten damals noch unvellftändig und fehr Viele waren wegen Mangelhaftiglat der 
Liſten und weil fie biefelben micht infpieirt hatten, von der Mahl ausgeſchloſſen. Ja 
ihnen gehörte auch Aleranber v. Humboldt, welcher nur ſchwer begreifen Eonnte, ta} 
man feinen Namen überfehen hatte, und er daher in ber Wählerverſammlung cU 
nicht zum Wählen berechtigt erachtet wurde. 
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in Colderg . . . . Hatten gewählt von 1652 Urwählern 682 
„ NeuStettin*) . . „ 879 „ 179 
„ Stralfund " 3424 „ 1721 
Greifswald . . . „ 2041 „ 628 
„ Königsberg i. Br... „ 14078 n 3921 
„ Diemel . „ 2168 „ 188 
„ Snfterbwg . . . „ 1597 „ 502 
„ Zllit. . 2... „ 2527 n 585 
„ Elbing „ 4205 „ 1212 
„ Marienburg „ 1257 n 530 
„ DMarienwerber . ’ 1079 „ 324 
„ Sum. „ 1278 „ 672 
„Graudenz „ 1154 „ 473 
„Brieg . - „ 2000 „ 400 
„ Neihenbah . „ 1209 n 429 
Leobſchütz 1200 250 
„ Gleiwik . . „ 1259 n 431 
„ Riegnit . . .. n 3060 „ 843 
„ Glogau „ 2334 n 848 
„ Sich . ... „ 3629 „ 781 
„ Reichenbach i.\S. . n 1219 n 429 
„ Grünberg „ 2067 ’ 596 
„Hirſchberg „ 1627 „ 642 
„ Lauban ’ 1344 ’ 178 
„ Magpeburg . n 10662 „ 2054 
„ Alchersfeben ’ 2600 „ 550 
„ Quedlinburg . „ 2705 „ 615 
„ Raılbe. . ... „ 2511 „ 119 
„ Schönebed . . . „ 1814 ’ 338 
„Burg. 2903 „ 212 
„ Halberftapt . . n 4000 n 500 
„ Stmtal . . . . „ 1528 „ 349 
„ Merieburg . „ 2121 „ 1044 
„ Halle. „ 6000 „ 1750 
„ Naumburg . . n 3000 ’ 800 
„ Torgau . 2... „ 1599 „ 417 
„ Mühlbaufen . . „ 2637 „ 191 


*) Ich erwähne Neu⸗Steitin, obwohl bafelbft weniger als 1000 Urmwähler waren 
m beshalb, weil in dem Kreiſe ein Hauptfig ber Reaction war. 
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in Sön . . . .  . hatten gewählt von 16000 Uwrwählern 1200 


„ Düfehorf . . . n 8247 „ 1172 
„ Elberfeld . . . 0000 &00 
„ Ein. ... „ 1900 " 0 
„Nu... n 2198 „ 100 
„ Soblen . ... " 5600 n 409 
„ Kreuznach . . . „ 2000 n 100 
„ Mayen . ... „ 1400 „ 23 
„ Tier. 2.2... ’ 2663 „ 556 
„» Saarbriden . . n 

„ St. Johann . . „ 1499 " a 
„ Adchen . . . . ’ 8000 „ 30 
„ Euven . ... „ 2794 R 115 
„ Münfter. . . . „ 4605 n 1052 
„ Boholt . . .. „ 1084 " 66 
„ Minden . . . . „ 1999 „ 432 
„ Bielefeld . . . „ 1929 „ 513 
„ Baberboin . . . „ 1857 „ 361 
„ Smm . 2... „ 1400 „ 200 
„ Um. .... n 1163 n 929 
„ Lippſtadt. ... 1000 200 





Auch in Breslau war die Betheiligung nur gering. Die Zahl vera, 
welche fich betheiligt Hatten, ift nicht befannt geworben. 

Günftiger wie in den Städten geftaltete fih das Wahlverhältuiß auj 
dem Sande; allein trogvem fonnte fi die Regierung nicht verhehlen, 
daß die Gewählten in ven Rheinlanden, dem angrenzenten Weſtphalen 
und in einigen Theilen Schlefiens, in Sacdfen, Weftpreußen und Neu: 
Borpommern aus Minoritätswahlen hervorgegangen waren. 


Ob die Wahlen für die Confervativen oder Conftitutionellen günitig 
ausgefallen waren, das ließ fich nicht fofort überfehen. Im Allgemeinen 
hatte auf dem Xante, wie in der Stadt, hauptfächlih ver Mittelſtand 
gewählt und Männer genommen, die fein Intereffe am Beſten vertraten. 
Selbft da, wo die veactionäre Partei pas Uebergewicht gewonnen hatte, 
war man doch nicht felten fo tactvoll gewejen, nur ſolche Männer zu 
wählen, die dem Extreme nicht huldigten. 

Die Anfichten des Volfes über den Ausfall ver Wahlen waren nach 
ter Parteiftellung ver Einzelnen verfchieden. Von der einen Seite wur 
die Wahl als Sieg der Regierungspartei, Anerfennung des neuen Wahl— 
gejeges und Vernichtung der Demokratie bezeichnet. Die Anderen folgerten 
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der Altpreußen, daß fie in einer feinplichen Stellung gegen das Minijterium 
beharrten und fih mit ven octrohirten Verordnungen nicht einverftande 
erklärten. In den politifchen Anſchauumgen war der Bürgerſtand, welde 
in ter Rheinprovinz das wichtigſte Clement ift, einig und daher ass 
fein Kampf zwiſchen Gonftitutionelfen und NReactionären. Der Mitt 
ſtand wollte ven Abfelutismus, die bureaufratifchen und feubalen Ele 
mente vernichten und forderte VBerantwortlichkeit Des Miniſteriums. Tu 
gegen war er in ven nationalen und kirchlichen Sachen verfchiedener Ir 
fiht un fo fanı es, daß fih am Rheine vorzugsweife Das natienale m 
firchlihe Element entgegentraten. Die Einen waren großdeutſch und fir 
lich, die Anderen gothaiſch und wollten der Kirche zwar Freiheiten, aber 
fein Uebergewicht gewähren. Diefer Kampf trat, wie dies gewöhnlid if, 
in der Hauptſtadt am meiften hervor. In ter Wahlverfammlung yı 
Köln waren Wittgenftein, Bürgers, Claeßen, Meviſſen, Auguft Reiden 
ſperger, ber Appellationsgerichtsrath Schmitt, ver Appellationegerichteratt 
Pelmann und ter Kaufmann Sehydlitz vorgefchlagen orten. NWittzer 
ftein, in Köln ſehr belicht, und Pelmann, ein geachteter jtrenger Kathelil, 
(chnten ab. Grfterer, weil er Xiceprüfident der Erjten Kammer mr. 
In der Verſammlung fpraden Reichenfperger, Claeßen und Bürgere. 
Der Erjtere vertheidigte Die großdeutfhe Sache und zwar nom katholiſchen 
Standpunkte aus. Obgleich er gut und far ſprach, machten vech jeine 
Worte nur geringen Eindruck. Der Bürgerftand wollte vie Religien 
nicht in Die ſtaatlichen Berhältniffe bringen. Claeßen wie Bürgers er 
Härten fi für die Beſchlüſſe von Gotha, aber der Erjtere, welcher fur 
und jebarf Tprach, fehlte tarin, Daß er fi gegen das Aufgeben Preufens 
in Deutſchland mit großer Beſtimmtheit erklärte und gerade darum ti 
Treifönigsverfaffinng bervorhob. Bei dem antipreufifhen Sinne, der 
damals in Köln vorherrſchte, fand diefe Anſchauung nur geringen An: 
Hang. Bei Weiten beſſer kannte Bürgerd die Anſichten feiner Mit 
bürger. Er ließ ten preußifchen Standpunkt ganz fallen und feine cenit- 
tutionelle Anſchauung ſprach fo ſehr an, daß er nicht blos großen Beifall 
errang, ſondern auch am nächſten Tage fofert ohne engere Wahl gewählt 
wurde. Er war Aſſeſſor bein Appellationggericht, durch nicht unbeden 
tendes Vermögen unabhängig und hatte ſich als Reichstagsabgeordneter 
bewährt. Der zweite Abgeordnete war der Appellationsgerichtsrath 
Schmitt, ein freiſinniger, klarer und feſter Mann. Er konnte in ter 
Wahlverſammlung nicht auftreten, weil ev in Düſſeldorf als Präſitem 
ter Aſſiſen befchäftigt war. 

Nicht überall war in gleicher Weife das kirchliche Element jem ge 
halten worden. Ein Theil ver Rheinlande, Weſtphalens, Schleſiens un 
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Beftrreuiene harın bei nide wenigen Woblen die arbolchen Inrtereũen 
dorzugämtiie Arzdiit:iz:, währmr Me Vrorettentn die Seterellen idrer 
Rirche gan; aufıer Ad: sclamen datten ur — un nur cin Betit:el an 
mfübren — Protlau, vweldee bieber Ki auen Conzinaimebien imeng 
preichanziib aemahl: ber:re, durd zwei Kordoliten d. arg und Monde in 
Abgrerrnicrbasie werteien wurde. Im Ereẽberzeg:dur Beien dorte Die 
beutjiche Arröliirung acticat und reg der Anitrenaung ter Volen waren 
aue rem Greibirzezibum, aus Weiwreuken un? Mafımen nur 16 Selen 
gewählt werten. 

Kragen wir entlid, welde relitiſche Richzrung in der neu gemübiten 
Kammer am Meitten vertreien wor, welder &ift in derſelden berrichte 
und waks fie vellbrachte, jo finten wir, daß zu Ten Demokraten nur der 
Pfarrer Schaffranet geberte, und dieſer war. ſirena genemmen, uliramentan 
mit demekratiſcher Färbung. Die linke Seite wurde durchd die Conintu 
tionellen gebilde: und bekannte ſich der Mebrzabl nad zum Programm 
ven Gotha. Beide RParteien, die Reactienären wie die Konttinutienellen, 
harten ibre bedeutenditen Männer zur Kammer geſendet. Von der einen 
Ecite waren Graf Amim-Boitzenburg, v. Bismard Schenbauſen, v. Bodel 
ſchwingh, Elwanger, v. Gricabeim, v. Gortz, Keller, v. Rieit Retzow, 
Landfermann, Graf Renard, Scherer, Stiebl, die beiten Grafen zu Stel 
berg, Riedel, Trendelenburg, Graf Zieten u. ſ. w., von ter anderen 
Seite v. Auerewalt, v. Bardeleben, v. Beckeratb, v. Canitz (nicht mit dem 
ehemaligen Miniſter zu verwechſeln), Max Duncker, Graf Dvbrn, Ecitein, 
Fubel, v. Patew, v. Saucken, Graf Schwerin, Simſon, Telllampi, Ulfert, 
Wentzel u. ſ. w. gewählt werten. 

Zwiſchen der an Zahl faſt gleichen reactienären und freiſinnigen Partei, 
zu welcher letzteren auch tie Clerikalen gehörten, ſtand in beiten Kammern 
die Regierungspartei ale Centrum und webin ſich dieſe wandte, da war 
das Uebergewicht. Da es ter Regierung zu jener Seit mit der Verfaſſung 
und ter nationalen Sache neh Ernſt wur, fe batte auch der nationale 
conftitutionelle Geift in beiten Kammern das Uebergewicht, aber freilich 
nur infoweit, als c& ſich nicht um die Autorität der Regierung und Die 
hierarchiſche Macht dee Beamtenthums hantelte. In allen dieſen Punkten 
ftimmte tie Regierungspartei mit der Reaction. So kam es denn, daß 
in den Kammern Beſchlüſſe gefaßt wurden, deren Geiſt und Zweck ſich 
entgegen zu ftehen ſchienen, einerſeits die Genehmigung der octreyirten 
Verordnungen und die Geſetze über tie Polizeiverwaltung, die Jagd und 
pie Verpflichtung der Gemeinten zum Erfag tes bei öffentlichen Aufläufen 
verurfachten Schadens und andrerſeits die Gemeinte-, Kreis. und Dezirts 
ordnung, welche mehr wie irgend ein anderes Gefeg von der Reaction 
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Während fomit die üfterreichifche Partei einen Sieg errungen hatte, 
war Preußen nicht müßig geweſen. Es wünfchte die Auflöfung ter 
Nationalverfammlung, da ihr in Folge des unglückſeligen, an Simen ge: 
feifteten Qerfprechens feine Vereinbarung möglich war und ba man an 
in Berlin glaubte, daß der Reichsverweſer nach erfolgter Auflöfung ver 
Nationalverfammlung tie Gentralgewalt nieverlegen würde und diecſe 
demnächſt von Preußen übernommen und alsdann ein neues Parlament 
nach einer thüringifhen Stadt, vielleiht Weimar over Erfurt, gerufen 
werben fünnte. Um vie Auflöfung herbeizuführen, benußte vie preußilde 
Regierung den Beihluß ver Nationalverfammlung vom 10. Mal, — 
wonach das Kinfchreiten der preußifchen Regierung im Königreich Sadjen 
als ein fehwerer Bruch des Reichsfriedens bezeichnet und die entralge: 
walt aufgefertert worden war, tur alle ihr zu Gebote ſtehenden Mitd 
entgegenzutreten — um feine Abgeoroneten zurüdzurufen. 

Oberftlientenant Fifcher Hatte die preußifche Verordnung nach Franf 
furt gebracht und foll dieſer Schritt von preußifcher Seite, wie damald 
gefagt wurte, nach vorausgegangener Beſprechung mit dem in Berli 
weilenden Bafjermann erfolgt fein. Zugleich hatte Fifcher ven Auftrag, 
mit dem Reich8verwefer wegen ber Uebergabe ver Centrafgewalt zu wer: 
handeln. Er knüpfte dieſe Unterhanplungen an die früheren Erklärungen 
des Reichsverweſers an und ſprach bejtimmt und offen aus, „daß Preufen 
zur Uebernahme ver Gentrafgewalt bereit fei”; aber weder ter Reihk 
verwefer, noch das neue Minifterium gingen darauf ein. Das Yekter 
verkündete in der Sikung vom 17. Mai fein Programm, wonach es für 
feine Pflicht erflärte, „Die ver Centralgewalt ausfchließlich zuſtehende Regie 
rungsgewalt vor jeder Kinmifchung zu bewahren und jeben Eingriff in 
piefelbe zurüczumeifen.” 

Fortan konnte Preußen, gegen welches tiefe Erklärung gerichtet wur, 
in der Reichegewalt nur eine feindliche Macht erfennen. Zeit Anfang 
Mai war Camphaufen zurüdgetreten und an feine Stelle interimiftid 
ber Yegationsrath dv. Kamptz als Bevollmächtigter ernannt worden. £e 
wie ter König in viefen Wochen die ganzen deutſchen Angelegenbeiten 
nit Cifer und Eile betrieb, fo zögerte er auch nicht, nachtem er die 
preußiſchen Abgeortneten zurüdgerufen hatte und nachdem ihm aler 
Wahrfcheintichkeit nach das Programm des neuen Minifteriung durch den 
Zelegraphen mitgetheilt war, beftimmt auszuſprechen, daß für Preußen 
Die Reichsverſammlung feine rechtliche Eriftenz mehr habe und daher 
auch den Regierungshandfungen ver Minifter feine Giltigfeit beigelegt 
werden könnte und er ſomit auch die Leitung der fchleswigsholjteinjcen 
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angefochten und deren Zurüdnahme fpäter durchgeſetzt wurde, bie Agrar 
gefete, welche Ruhe und Ordnung auf dem Yande wieder berjtellten, un 
endlich die revirirte Berfaffung, welche dem net geftalteten Staute cu 
feftes Fundament gab, die getrennten Provinzen einigte und tie jpäten 
Größe Preußens ermöglichte Wohl wurde die Verfaffung uriprünglid 
vom Volke kalt und theilnahmlo® aufgenommen, aber in ſehr kurzer Zat 
wurde fie ihn ein theures Kleinod, ein Schuß für feine Rechte und ein 
Hoffnung für weitere freie Entwidelung. Die Jahre 1860 bis 186 
haben bewiefen, wie kräftig Conftitutionelle und Demokraten für fie ge 
fämpft haben und wie treu biefe Kämpfer durch Das preußifche Volk unter: 
ftägt wurden, und das Jahr 1867 bat dargethan, wie fchwer es dm 
Batrioten wurde, einen Theil der Verfaffung für deutſche Einheit um 
Größe zu opfern. 


Achtzehntes Gapitel. 
Die Eentralgewalt. Der Reichöverwefer. Biegelebenſche Verſuche. Töplitz. Das Interim. 


Einen glüdlicheren Verlauf als ver däniſche Krieg fehlen zur Zeit, 
wo die Kammern zufammentraten, der Kampf zu Haben, welcher im 
Sommer 1849 von Preußen gegen die Centralgewalt in Frankfurt zwar 
nicht mit ven Waffen von Eifen, wohl aber mit denen ber Diplomatie 
geführt wurde. Wie fchon erwähnt, hatte Friedrich Wilhelm IV. ven Ans 
ſpruch der deutſchen Nation auf größere Einheit ſtets anerkannt und ebenfo 
war er fich bewußt, daß Preußens Heer nicht unter die Centralgewalt 
des öfterreichifchen Kaiſers oder des erzberzoglichen Haufes geftellt werden 
dürfe. Er felbft dachte im Jahre 1848 nicht an die Kaiferfrone ; viel- 
mehr Hielt cr dafür, daß dieſe dem öfterreichifchen Haufe zufomme. Für 
fih erftrebte er die erbliche Erzfeloherrnitelle und zwar follten ihm alle 
deutichen Heere mit Ausnahme der von Dejterreich unterworfen fein. Nur 
ungern mochte er fich darein gefunden haben, daß von ver Nationalver: 
ſammlung eine Gentralgewalt mit verantwortlichen Miniſterium gefchaffen 
und dieſe nicht Preußen anvertraut wurde; allein ein Widerſtand wäre 
zu jener Zeit nachtheilig gewefen. 

Bon dem NReichtötage wurde der Erzherzog Johann, ter Oheim des 
Kaiſers, als Reichsverweſer gewählt. Er hatte fchon als Jüngling per: 
fönliche Tapferkeit bewiefen und die Volfserhebung Tirols in den Jahren 
1805 und 1809 geleitet. Nach der Beendigung der franzöfifchen Kriege 
war er in Folge des Argwohns feines Bruders Franz nach der Steyer⸗ 
mark veriwiefen worden, wo er feit länger al8 30 Jahren im ehelichen 
Bunde mit einer Yürgerstochter ein bürgerliches Yeben führte, welches 
für feine Provinz nicht ohne Segen war. Im hohen Grade befaß er das 
Zutrauen und die Zuneigung ver Bergvölker von Steyermark und Tirol 
und war er nicht blos in Defterreich, ſondern auch im übrigen Deutfch- 
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fand befannt und beliebt. Insbeſondere war es fein Trinfipruc in File 
im Jahre 1842: „fein Preußen, fein Oeſterreich, ein einiges, große 
Deutfchland, feft wie feine Berge“ und feine deutſchen Worte bei ta 
Terfanmlungen der Aerzte und Naturforfcber und der Yant- und dert 
wirthe in Grak, welche ihm ben Ruf eines deutſch gefinnten Fürften 
verschafft hatten. Seine Wahl zum Reicheverwefer wurde von ten Eit 
ventfchen, ven Großreutfchen und Ultramentanen gewünfcht und ven ta 
Preußen unterftügt. Die Vegteren bielten dafür, Daß ter 66jährige 
Mann, ver felbft feine legitime Erben hatte, nicht ven Ehrgeiz, die Kraft 
und die Energie bejigen würde, etwas zu unternehmen, mas dem Ynter: 
effe Teutfchlants und fomit auch Preußens, entgegen fein fönnte &ie 
überfahen, vaß hinter vem Erzherzog Die öfterreichifche Regierung ftun 
und dieſe ihn zur Ausführung ihrer Abfichten und Pläne benugen wire. 
Er hatte das Amt aus Pflicht gegen fein Haus angenommen und kiee 
Pflicht Teitete ihm auch bei der Verwaltung deffelben, und mußte Conflice 
mit Preußen hervorrufen. Ein folder Conflict entſtand fchon wenig 
Wochen nach Uebernahme ver Centralgewalt. Der Reichsverweſer mur 
den Fürften und namentlich Preußen gegenüber machtlos und darum ging 
fein erſtes Streben dahin, ſich eine Macht über die Deutfchen Truppen a 
verichaffen, und um Dies zu ermöglichen, wurde durch das Neich&minifterium 
von allen deutſchen Truppen die. Huldigung für den Erzherzog geforden 
und zu dieſem Zwecke ver 6. Auguft beftimmt. Der König wurde burd 
diefe Verordnung jchwer verlegt. Niemals würde er feine Truppen einer 
fremden Gewalt unterworfen haben und zu feinen Freunten erklärte et 
„daß er ten Anforderungen des Reichsminiſteriums nicht Folge leilten 
werde”. Wirftich ließ er ten Tag vorübergehen, ohne einen Befehl zur Sul 
digung zu geben. Auch fpäter duldete er feine Einmiſchung ver prerije 
rifhen Neicheregierung in preußiſche Verhältniſſe und als viejelbe vie 
Zerwürfniffe im November benugen wollte, um fih in Berlin vurd Er 
mifhung und Bermittelung Einfluß zu verfchaffen, Ichnte er alle Vermitte 
lungsverſuche bebarrlih ab. Lergeblihb waren Bafferınann und jpüter 
Eimfen und Hergenhahn nah Berlin gefendet worten. Selbſtverſtändlich 
erregte daher tie Proflamation Des Reichsverweſers vom 21. November 
1848, worin diefer Preußen verfprah „die Bürgſchaft der Rechte un 
greiheiten des preußiſchen Volkes zur Geltung zu bringen“ den Ummilen 
des Königs gegen den Neichverwefer und dieſen hat er niemals gan; 
überwinden können. Er fehwieg, aber die Erflärung vom 15. Mai 139 
war eine Antwort auf dieſe Proklamation. 

Inzwiſchen Hatten fich die Verhältniffe in Defterreich geäntert Ned 
im November 18348 verkündete Fürft Schwarzenberg fein Program, 
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Stelle proviforifher Statthalter von Teutfchland zu werben um 
Ordnung zu machen; 

2. dann aber Erzfeloherr Teutfchlande zu werben, um Ordnung jı 

erhalten“. 

In Folge diefer Abſicht des Königs zögerte die preußijche Regierunz 
nicht, mit der Abficht, die Veitung Deutſchlands zu übernehmen, herberw 
treten, und fie wurde hierin vom Reich8minifterium unterjtügt. Ihre Haupr 
gegner waren Tejterreich, Baiern und der Reichsverweſer, wenn auch be 
Letztere mit feiner Oppofition erft Mitte Mai berbortrat. Trotz bed je 
ftandefommens ver Reichsverfaſſung und des Anerbietend der Kaiferkrom 
war fein Conflict zwifchen dem Neichöverwefer und dem Miniſterium ein 
getreten. Wenn auch der Exftere nicht alle Beichlüffe feines Meinifteriums 
bilfigte, fo hatte er doch ftetS nach Zögerung von einigen Stunden nad 
gegeben. Selbſt die Vollmacht, welche Gagern Eifenftud nach ver Piel; 
mitgeben wollte, war zwar anfänglic” vom Reichsverweſer abgelehnt, 
jpäter aber mit einigen Aenderungen angenommen werben. Trotzden 
fonnte Gagern nicht unbefannt fein, daß feine Anfichten andere, wie die 
des Reichöverweferd wären und daß dieſer energifchen Maßregeln zur 
Durchführung der Reicheverfajfung feine Zuftimmung verweigern württ. 

Die Yage des Reichsminifteriums war damals eine höchit fehwierige; 
einerjeit8 mehrten jich die vevolutionären Bewegungen, antrerfeits ſchien 
jeder Ausweg zu fehlen, um zum Ziele zu gelangen. Nur offnes Kemer: 
treten der Centralgewalt für die Reiheverfajfung konnte Rettung in Ausſidt: 
ftellen. Gerade Dies war aber vom Reiheverwefer nicht zu erwarten. Tie 
Traditionen und Familienerinnerungen und Familienintereſſen des erzher— 
zoglichen Hauſes jpraden Dagegen. Johann war erft Erzherzog und dam 
deutſcher Prinz und Das Streben feines Daufes ging dahin, durch Deutſchlant 
bie öſterreichiſche Macht zu vermehren, nicht aber Deutſchlands megen an äuße 
rem Anjeben zu verlieren. Er, welcher Das Reichsverweſeramt Oeſterreicht 
und nicht Deutſchlands wegen angenommen hatte, mußte ein geborener Fein 
einer Verfaſſung jein, welche Telterreih aus Deutjchland verdrängte m 
Preußen eine Macht verſchaffte, die nach feiner Anficht dem erzherzoglicen 
Hauſe gebübrte. Auch war er trog feines deutſch gefinnten Miniſteriums 
ten dem Wiener Cabinet abbängig geblieben. Sein bisheriges Verhalten 
in Frankfurt war ein vaſſives; er gab feinem Minifterium nach und mat 
der Reitererfammlung nicht entgegen; aber er wirfte auch nicht jelbit- 
thätig Für das Zuſtandekommen ter Verfaſſung. 

Gagern Latte ſich während der Wintermonate dieſes paſſive Ver— 
balten Des Reichöverweſers gefallen laſſen, aber im Mai 1849 erſchienen 
ihm entſchiedene Schrine von Seiten des Miniſteriums nöthig, wenn die 
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Während ſomit die öſterreichiſche Partei einen Steg errungen hatt, 
war Preußen nicht müßig geweſen. Es wünfchte tie Auflöfung ver 
Nationalvderfammlung, da ihr in Folge des unglüdfeligen, an Simen ge: 
leifteten Qerfprechens feine Vereinbarung möglid war und ta man af 
in Berlin glaubte, daß der Reichsverweſer nach erfolgter Auflöfung ver 
Nationalverfammfung tie Centralgewalt nieverlegen würde und tiee 
demnädft von Preußen übernommen und alsdann ein neues Parlament 
nach einer thüringifchen Stadt, vielleicht Weimar oder Erfurt, gerujen 
werten könnte. Um vie Auflöfung herbeizuführen, benußte vie preufifke 
Regierung den Beihluß der Nationalverfammiung vom 10. Mai, — 
wonach das Einfchreiten der preußifchen Regierung im Königreich Sadfen 
als ein ſchwerer Bruch des Reichsfriedens bezeichnet und Die Gentralge: 
walt aufgeforbert werden war, durch alle ihr zu Gebote ſtehenden Miütd 
entgegenzutreten — um feine Abgeorpneten zurüdzurufen. 

Oberftlieutenant Fifcher hatte die preußifche Verorenung nad Franl⸗ 
furt gebracht und foll diefer Schritt von preußifher Seite, wie tamaft 
gefagt wurde, nach vorausgegangener Beſprechung mit dem in Berfin 
weilenden Baffermann erfolgt fein. Zugleich hatte Fifcher ven Auftrag, 
mit dem Reichsverweſer wegen ter Uebergabe ver Centralgewalt zu ver: 
banteln. Er knüpfte dieſe UInterhandlungen an die früheren Erklärungen 
tes Reichsverweſers an und ſprach beftimmt und offen aus, „vaß Preußen 
zur Webernahme ver Gentralgewalt bereit jet“; aber weder ter Reicht⸗ 
berwefer, neh das neue Minifterium gingen darauf ein. Das Letztere 
verkündete in ver Sikung vom 17. Mai fein Programm, wonach es für 
feine Pflicht erflärte, „vie der Centralgewalt auejchließlich zuftehente Regie 
rungsgewalt vor jeder Einmifchung zu bewahren und jeten Eingriff in 
piefelbe zurückzuweiſen.“ 

Fortan konnte Preufen, gegen welches tiefe Erklärung gerichtet war, 
in der Reichegewalt nur eine feindliche Macht erfennen. Seit Anfang 
Mat war Camphauſen zurüdgetreten und an feine Stelle interimiftiid 
Der Vegationsrath v. Kamptz als Bevollmäctigter ernannt werden. Se 
mie ter König in dieſen Wochen vie ganzen ventfchen Angelegenbeiten 
mit Eifer und Gile betrieb, fo zögerte ev ach nicht, nachtem er tie 
preußiſchen Abgeordneten zurüdgerufen Hatte und nachdem ihm aller 
Wahrjcheinlichkeit nach Das Programm des neuen Minifteriums durch ben 
Telegraphen mitgetheilt war, beftimmt auszuſprechen, daß für Preufen 
Die Reichsverſammlung Teine rechtliche Eriftenz mehr babe und daber 
auch den Regierungshantlungen ver Minifter feine Giltigfeit beigelegt 
werten könnte und ev ſomit auch Die Leitung Der ſchleswig,holſteinſchen 
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Exiſtenz mehr, und ein Einverſtändniß der in Frankfurt etwa noch for. 
tagenden Vertreter der übrigen beutfchen Länder mit ber Centralgewalt 
würde für uns ohne alle Bedeutung fein. 

„Bon unferem Standpunkte aus müſſen wir aljo erklären, daß der 
Gentralgewalt für jene ragen die Beringung ihrer Action fehlt, m 
wir alfo weiteren Anordnungen derfelben in Bezug auf Krieg und Frieden 
oder die Verhandlungen mit Dänemark feine Folge Leiften, auch unfere 
Truppen in den Herzogthümern nicht länger unter ven Befehlen ver 
Gentralgewalt laſſen und der Gefahr ausfegen Fönnen, Anoronungen ge 
horchen zu miüffen, welche aus dem Einverſtändniß mit einer auf feinem 
gejeglihen Boten ftehenvden VBerfammlung hervorgegangen wären. Die 
ift um fo mehr der Fall, da das Miniſterinm ver proviforifchen Central. 
gewalt nad eben jenem Geſetz der Reichsverſammlung verantwortlich jein 
foll; es ift Har, daß wir den Regierungshandlungen eines Deinifterinms, 
welches der von uns nicht mehr anerlannten Verſammlung verantwortlich 
zu fein durch fein Verbleiben im Amte fortfährt, feine Giltigfeit mehr 
beilegen können. Es iſt dabei aber unabweislich, daß die ganze Angelegen: 
heit won einer Hand geleitet werbe, und bie königliche Regierung bat fib 
daher entjchloffen, unter ansprüdlich erflärter Zuftimmung ver zunädit 
betheiligten Regierungen von Hannover und Sachſen und in Grwartung 
des Anſchluſſes ber norddeutſchen Uferſtaaten, diefe Yeltung für ſich un 
bie ihr verbündeten Regierungen zu übernehmen, indem fie Baier, jemie 
ben übrigen Staaten, welche ſich noch nicht ertlärt haben, den Beitritt 
offen erhält. Wir werden demnach den königlichen Gefandten in Yonden 
anmeifen, daß er feine weiteren BVBerhaltungsbefehle nur noch ven ver 
königlichen Regierung zu empfangen und in ihrem und der ihr verbin- 
beten Negierungen Namen zu unterhandeln habe. Gleichzeitig werden 
auch dem General v. Prittwig entſprechende Weiſungen zugehen. Jdô 
darf hoffen, daR es Ew. Hochwohlgeboren gelingen werde, Se. faijerlide 
Hoheit den Erzherzog Reichverwefer von der Nothwendigkeit zu überzer 
gen, worin die königliche Regierung ſich befindet, dieſen Schritt zu ıbım, 
dur welden allein noch eine befriedigente vöſung dieſer verwidelten 
Trage möglich gemacht werven Tann.” 

Preupen hatte fomit gebrochen. Es Hatte den Muth gehabt, ſich alt 
ſelbſtſtändige Macht ver Centralgewalt entgegen zu ftellen, augenfceinlid 
in der Hoffnung, durch dieſes energifhe Auftreten Den Unterhandlungen 
zuborzufommen. Aber ber Reichsverweſer war vorbereitet; während a 
bis tahin, fo lange ihm Gagern zur Ceite jtand, fortwährend ver 
Niederlegen und Abreifen gefprocen hatte’ erflärte er unterm 
23. Mai entfchieven und beſtimmt, „er gehe deshalb nicht auf das Er 
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die Veröffentlichung nicht im amtlichen Wege erfolgt fei; allein fie hatte 
boch ftattgefunten und der Erfolg war erreiht. Auch mußte bie Rebaction 
zugefteben, daß ihr das Schreiben aus dem Bureau des Reichsminifteriumt 
zugelommen war. Alferdings fuchte man die Schuld auf preußiide Jr 
trigue zu fehieben und zu behaupten, daß die Veröffentlichung durch einen 
Unterbeanten im Intereffe der preußifhen Partei erfolgt fei; allein der 
preußifchen Regierung gegenüber, welde fih durch Veröffentlichung ber 
Depeſche verlegt glaubte, wagte man folhe Behauptung nicht entgegenz- 
fegen; vielmehr wurde der bald darauf aus anberen Gründen erfolgte 
Nüctritt Grävell® als eine Genugtbuung für Preußen ausgegeben. 

Zu jener Zeit war factifch faft die ganze Leitung Deutjchlants iz 
ten Händen Preußens. Es batte eigenmächtig die Yürften zu eimt 
neuen Vereinbarung zufammenberufen; unter der Leitung feines Feldherm 
ftanden vie Zruppen der deutſchen Staaten in den nörblichen Marl 
und im Weſten eilten feine Zruppenfcharen herbei, um den Aufftand m 
der Pfalz und Baden zu untertrüden. Der Reichsverweſer war bageyen 
ſchon damals, wo jich die Nationalverfammlung ihrem Ende nahte, fü 
ganz machtlos; aber troß dem eriftirte rechtlich noch immer das Akhängiy- 
feitsverhältniß der einzelnen Staaten von der Gentralgewalt, und wem 
man es nicht gewaltſam löſen wollte, fo fonnte es nur durch freiwillige 
Niederlegung bes Anıtes von Seiten des Trägers deſſelben bewirkt werten. 
Darum war von der preußifchen Regierung Alles aufgeboten worden, um 
den Erzherzog zur Niederlegung feines Amte® und zur Uebertragung 
pdejfelben auf Preußen zu nöthigen. Dem wirkte Dejterreich entgegen. 
Durch die Verhandlungen, welhe in Berlin und Wien fat gleichzeitig 
mit den Frankfurter Depeſchen ſchwebten, war Oeſterreich in der Ueber 
zeugung beftärkt worden, daß es nothiwendig fei, die erzberzogliche Central- 
gewalt nicht aufzugeben und vie Gontinuität des Bundes, welce allein 
noch durch den Reichsverweſer vepräfentirt wurde, zu erhalten, um fih 
jomit fein Lebergewicht in Deutfchland zu bewahren oder doch wenigitend 
wieder zu verfchaffen. Der Erzherzog, welder in Wahrheit die Rüdtehr 
nach der ſchönen Heimath wünfchte und fie beveit8 vorbereitet hatte, wurde 
durch ben öjterreichifchen Bevollmächtigten Grafen Rechberg bewogen, viel 
Abficht fir Die nächſte Zeit ganz aufzugeben, auch fortan nicht mehr paſſir 
aufzutreten, fonvern eine feite Stellung gegen Preußen einzunehmen ınt 
offen die Hauspolitik Tefterreih® zu vertreten, damit den Parteien, die 
ih an Tefterreih anlehnen wollten, insbeſondere einem großen Theile 
der Fürſten, der Ultraniontanen und ver Großdeutſchen klar werte, taf 
e8 feine frühere Stellung in Deutſchland wieder einnehmen wolle un 
dieſes Streben von tem Reichsverweſer vertreten werte. Um viel 
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allein vorhandenen Vertretung ver Regierungen, nicht entgegen ſei R 
Betreff des Zeitpunftes habe fie ihre Anficht allerdings Dafür muesgejproden, 
daß fie ten jetigen für den richtigen halte Sie babe fich dabei mm 
der Erwägung des Geſetzes vom 28. Juni v. I. leiten laſſen, denn tu 
daſſelbe fei die Centralgewalt für die wichtigſten Fragen ber Politik a 
Das Einverſtändniß der Nationalverfammlung gebunden und das Reicht 
minifterium fei ver Nationalverfaumlung verantwortlich gemacht. Nachden 
bie Xegtere in Folge ihrer eigenen Beichlüffe, jo wie der Abberufung da 
öfterreichifehen, preußifchen und fächfifehen Deputirten und des wirklich e 
folgten AustrittS der größeren Zahl ihrer Mitglieder nicht mehr ale ki 
gefegliche Gefammtvertretung der deutfhen Nation angefehen werben kön, 
müſſe die Stellung ber Eentralgewalt und des Reichsminiſteriums al 
eine nicht mehr baltbare und der ficheren Baſis entbehrenve erſcheinn 
Dazu füme die Erwägung, daß ver Kampf gegen bie Anardie in eimm 
nicht unbebeutenden Theile Deutfchlands eine Geftalt angenommen hak, 
in welcher derfelbe nicht mehr durch die der Gentralgewalt zu Gehe 
ſtehenden Mittel durchgeführt werden könne .Im Intereile Deutſchlandt, 
wie im Intereffe des Reichsverweſers felbft habe daher vie preußiſche Kr 
gierung ihren von dem Yegteren felbft in Anfpruch genommenen Rath nid 
zurüdhalten zu dürfen geglaubt. Sie halte dieſe Anficht auch jept ned 
feft, fprehe aber gern das Vertrauen aus, daß ber Reichsverweſer ve 
rechten Augenblid finden werde. Inzwifchen erachte fie e8 für ihre Pilidt, 
auch ter Gentralgewalt von der Eröffnung Kenntniß zu geben, welde ſie 
beute in Verein mit den Regierungen von Sachſen und Hannover ven 
übrigen Regierungen zugehen laſſe“. 

Am Schluffe des Schreibens heißt es wörtlih: „Die Regierung glaukt 
ſelbſt, fich nicht verhehlen zu follen, daß durch dieſe Vereinbarungen der 
Regierungen es dem Reichsverweſer erleichtert werden bürfte, ven ven 
ihm fo oft ausgeſprochenen Wunfch der Niederlegung feines Amtes z 
verwirklichen, indem durch biefelbe die Mittel zum Schuß ver öffentlicen 
Sicherheit in den Staaten, welche dieſem Bünbniß beitreten möchten, in 
hinreichender und umfajjender Weife geboten werden und dadurch die de 
denfen bejeitigt werden bürften, weldhe den Reichsverweſer noch auf feinem 
bornenvollen Poften zurüdhalten. So wenig rechtlich irgend eine Collifien 
zu befürdten fein kann, jo fallen doch die Zwecke, welche Se. kaiſerliche 
Hoheit in der treuen beutfchen Gefinnung, die wir in vollem Maße an- 
erfennen, Sich vorgefegt haben und Diejenigen, welche durch viejes Bünd⸗ 
niß erreicht werben jollen, fo nahe zufammen, daß Se. kaiſerliche Heheit 
Sich bewogen finden dürften, im Vertrauen auf die vereinigten Regie 
rungen Sid) der weiteren perfönlichen Verpflichtung entbunden zu erachten 
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benfe, welche Mittel fie zu erfolgreicher Wahrnehmung ihrer Functionc 
befige und wie fie endlich ihre Stellung zur Nationalverfammlung nad 
dem Beſchluſſe über die Verlegung nad Stuttgart anfehe. Demzufelze 
bäten fie, ihnen in einer mit dem NReichöminifterium zu veranftaltenden 
Conferenz über bie angebeuteten Punkte offenen Auffchluß zu geben.“ 
Auf dieſen Antrag erwieberte der Minifterpräfitent unterm 5. Jum, 
daß das Minifterium von der Veberzeugung burchorungen fei, daß mu 
ein bereitwillige® Zuſammenwirken der Einzelregierungen mit ber Eentrab 
gewalt das Wohl des Ganzen zu fihern und zu fördern vermöge. Bas 
das Bündniß der brei Königreiche anbelange, fo fei die Befugniß zu tem 
felben aus dem Artikel 11 der Bundesakte abzuleiten und könne von ber 
proviforifchen Centrafgewalt, welche an die Stelle des Bundestages ge: 
treten fei, eben fo wenig angefochten werben, al® von dem Letzteren. Di 
gegen könne das Reichsminifterium die Befugniß der Nationalverfammlung 
zur Verlegung nah Stuttgart nicht anerfennen, da in ben Bundekbe— 
ihlüffen vom 30. März und 7. April v. I. Frankfurt ausdrücklich alt 
der Sit der Nationalverfammlung bezeichnet fei und eben deshalb, weil 
aus dieſen Beſchlüſſen die legalen Befugniffe derſelben entfpringen, viek 
nicht über ihre Duelle hinausgehen und dahin führen Können, lekter 
jelbft zu alteriren. Hinſichtlich beider Punkte bittet der Minifterpräjiten 
um Nachricht über die Anfichten der Regierungen und fügt Hinzu: „Wem 
noch eine Auskunft darüber gewünſcht wird, ob die Eentralgemalt gejenmen 
und im Stande fei, die ihr übertragenen Functionen auszuüben, jo glaubt 
das Reiheminifterium, daß die Gentralgewalt zu feiner Zeit eine Peran- 
laffung gegeben hat, ven feſten Willen zur Erfüllung ihrer Pflichten in 
Zweifel zu ziehen. Auch die Mittel dazu habe fie bisher ſtets gefunden 
und e8 liege bis jett fein Grund zu der Annahme vor, daß dies fünftiz 
nicht mehr der Fall fein werde. Diejenigen Staaten, welche die ven ir 
Nationalverfammlung befchlojjene Reihsverfaffung anerkannt hätten, wir: 
den, ohne fih mit ihrem ganzen bisherigen Verhalten in Widerſpruch zu 
jegen, jene Mittel nicht verfagen können und von den übrigen Staaten 
hätten Oefterreih und Baiern neuerdings beveutente militärifche Streit: 
fräfte zugefichert. Preußen. aber, welches vollftänvig gerüſtet daſtehe, hal 
noch nie feinen Bundespflichten ſich entzogen und als ungerecht wärt: 
daher auch ver Verdacht erfheinen müſſen, daß feine Regierung ihn 
Unterftügung der Stelle verfagen könnte, auf welche, unabhängig von ten 
Sefege vom 28. Juni v. J., die Befugniffe des Bundestages nen Frw 
Ben felbit, wie von allen übrigen deutfhen Staaten, übertragen wären‘ 
Zu der von ben Bevollmächtigten erbetenen] Conferenz fam e8 nid 
und fonnte es auch nicht fommen, da das Reichsminiſterium zu machte 
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der gemeinfamen Angelegenheiten zu genügen in ben Stand geſetzt um 
auf dieſe Weife zugleich jepem Mißverſtändniſſe vorgebeugt werde, weldet 
den Rücktritt des Erzberzogs mit großer Wahrfcheinlichkeit in Ausfiht zu 
ftellen geeignet war. Preußen bat diefe Anficht nicht getheilt. Weit mt 
fernt, ven Erzherzog zu ftügen und ihm hierdurch einen Bruch mit in 
Kationalverfammlung möglich zu machen, wodurch die Centralgewalt in 
bie ihr gebührente und tem allgemeinen Beften zuſagende Stellung z, 
rüdgeführt worden wäre, hat es ven Neichöverwefer feine volle Unguek 
fühlen laffen und ihm tie Yöfung feiner Aufgabe in einer Weife erſchnen, 
welche dem Erzberzoge ben lebhaften Wunſch einflößen mußte, feiner meh 
al8 drückenden Würde, fobald e8 die Umſtände erlauben würden, entheben 
zu werben. Unter folchen Verhältniſſen mußten wir darauf bebadıt jein, 
ein Ausfunftsmittel aufzufinden, welches geeignet wäre, bie allfeitigen 
Wünfche, Anfprüce und Intereffen zu befriedigen; wir baben ein feldet 
Mittel geboten, in der Hoffnung, die feiner Ausführung entgegenftehenten 
Hinderniffe durch die Zuftimmung ſämmtlicher Bundesgenoſſen wie vet 
Reichsverweſers zu befeitigen. 

„Preußen iſt auf unſere Vorſchläge, fo billig fie auch waren, uidt 
eingegangen und hat ſelbſt unfere legten, in Berlin gemachten Anträge 
bisher unerwiebert gelaflen, obgleich es bei jever Gelegenheit die Trip 
lichkeit des Augenblids und bie Größe der und Alle gleihmäfig be 
drohenden Gefahren geltend macht und biefe Gefahren auch wirklich nice 
unbereutend geworten find, nachtem Preußens Zögerungen, ſich mit und 
gegen biefelbe zu verbinden, Die Yage der Verhältniſſe fo bedeutend ker: 
fchlimmert haben. Wir find demnach genöthigt, in Ermangelung einer 
anderweitigen Verftäntigung, auf die Behauptung der allein giltigen & 
feglichteit der bisherigen Gentralgewalt zurüdzulommen und jedenfallté 
barauf zu beſtehen, daß dieſelbe Geltung behalte, fo lange nicht ein redt 
mäßiger Nachfolger dieſer Gewalt ermittelt fein wird. Es berarf weil 
feiner Verſicherung, wie [wer es mir geworden, dem preußiſchen Kabine: 
bie in einer Depeſche Nr. 1 geftellten Fragen vorzulegen. Es bat ımt 
diefelben aber abgenöthigt, denn vie Würde unſeres Hofes mußte darume 
leiden, wenn diefe Fragen, die ſämmtlich von Preußen felbft ver Oeffen 
lichkeit übergeben werten find, ungelöft bleiben follten. Wir hoffen vie 
auf tem Wege vertraulicher Deittheilungen zu erzielen, welcher dem An 
jehen beiter Höfe am Entſprechendſten fein dürfte.“ 

Die Depeſche felbjt, welche daſſelbe Datum trägt und ebenfalls ım 
Profefh gerichtet ift, lautet wörtlich: „Mit gerechten Befremden hat N 
faiferlihe Regierung aus Ihrem Berichte vom 4. d. M. und deſſen Fi 
lagen entnommen, daß das königlich preußifche Cabinet fich nicht für wr 
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Sachſen 464,969 Fl. 51 &r., Hannover 52,674 FI. 31 &r., Yürtembey 
149,260 Fl. 45 &r. Bon ver öfterreihifhen Schuld Tamen auf vie Bei: 
träge für die Marine, welche Defterreich ganz verweigerte, 3,132,277 AL 
6 Xr. Auch von Sachen wurden bie Marinebeiträge nicht gezahlt Tem 
ber preußifchen Schuld kamen 1,580,686 Fl. 50 Xr. auf tie zweite Hälfte 


der Marinebeiträge und 176,895 1. 37 Ir. auf die Beiträge zur Ber: 


pflegung ver Reichstruppen. 


Die Thätigkeit des Reichsminiſteriums befchränkte fich zu jener Ja, 


wo die Nationalverfammiung in Stuttgart tagte, lediglich auf das Ju 
fammenzichen ber Bundestruppen, welche unter einen preußifchen General 
geftellt wurben, auf Erlaß eines Aufruf an das bapifche Volt und af 
eine Depefche des Reichsminifterlums an das würtembergifche Deinifterium, 
worin gegen bie Errichtung der Fünfer-NRegentfchaft in Stuttgart preteftitt 
wurde. Selbftverftändfich ſchwand ver Einfluß immer mehr und te 


Augenblid drohte einzutreten, wo fich tie Fürften won ver Centralgemft . 


ganz trennen würben. Um dies zu vermeiden, wurden aufs Neue Unter: 
handlungen mit Preußen angefnüpft und erging von Seiten des Reicht— 
minifteriums unterm 17. Juni ein Schreiben an ven Grafen v. Yrar 
benburg, welches augenscheinlich eine Verftänpigung herbeiführen folle, 
jedoch fo ungefchidt abgefaßt war, daß die preußifche Regierung in Felge 
ber Vorwürfe zu noch entfchieneneren Schritten gereizt werden mußte. Tas 
Schreiben geht davon aus, „daß der Reichöverwefer zwar bei der Nieber: 
legung feiner Würte am 28. März ven Entfchluß ausgeſprochen bak, 
ſich der Pflichten feine® Amtes als enthoben zu betrachten, ſobald vie 
ohne Nachrheil für Die öffentliche Ruhe und Wohlfahrt Deutſchlands geſcheben 
könne; Letzteres wäre aber nur durch gefegliche Einfegung einer Gewalt möglid, 
welche durch jene Berfaffung gegründet werden follte. Die Nichtannahme tar 
Verfaffung hätte den unmittelbaren Uebergang der Befugnifje des Reidt 
verweſers an bie befinitive Gewalt, welche durch jene Verfaſſung gegrimmt 
werben follte, verhintert. Ta nun der rechtliche Beſtand ver Natienel: 
verfammlung aufgehoben fei, fo bliebe den Regierungen die Sorge, id 
über eine neue proviforifche Yeitung der gemeinfamen Angelegenbeiten zu 
vereinigen und ter Reichsverweſer könne fortan nur im einer felden 
Einigung ſämmtlicher Bundesregierungen einen wünfcensiwerthen Anlak 
feines definitiven Rücktritts anerkennen. Die preußifche Regierung haft 
fetbjt in ihrem Schreiben an vie Eentralgewalt erklärt, daß das Bündniß 
der vereinigten Regierungen die allgemeinen Verhältniſſe des Bundes in 
feiner Weife berühre und feinesweged in die Befugniſſe der Lentralge: 
walt, als des bisher leitenden Organs de8 Bundes, eingreife, vielmehr 
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gegenwärtig noch ber beutjch-bänifche Streit, nit ohne Nachtheil und 
Nechtsunficherheit ihrem Charakter als Bundesangelegenheiten entfremiet 
werben können.“ 

Als das Schreiben in Berlin ankam, war bie Pfalz bereits befekt 
und die Mehrzahl der Fürften hatte den Beitritt zum Bunde zugeficert. 
Die preußifche Regierung glaubte daher beftimmter und entfchiebener auf 
treten zu können und fie wurde durch den König unterftügt, welcher fih 
durch die Vorwürfe perfönlich beleidigt fühlte. Schon unterm 20. Im 
erging die Antwort und der Charakter des Schreibens giebt fich [chen 
daraus zu erfennen, daß es nicht mehr vom „Reichsverweſer“ fondemn nız 
vom „Erzherzog“ ſpricht und das Reichsminiſterium als Räthe tes Er. 
berzog® bezeichnet. In diefem Schreiben wird das rechtliche Fortbeſtehen 
ber Gentralgewalt und bie Möglichkeit ſelbſtſtändiger Wirkſamkeit für bie 
jelbe beftritten und Hinzugefügt, daß die® Preußen und bie ihm verhüm 
beten Regierungen zum Abfchluffe des Bündniſſes veranlaßt habe, meldet 
die Bundesgewalt nicht erfeßen, wohl aber den, aus dem factifch vorhan⸗ 
denen Mangel derſelben entftehenden Schwierigkeiten und Verwirrungen 
Abhilfe gewähren ſoll. Preußen ſei übrigens ftet® bereit, die Hand bay 
zu bieten, daß ter Abfchluß der Thätigfeit ver Centralgewalt mit wär 
gen und rückſichtsvollen Formen umgeben werbe, und dies in ber ehre- 
vollften Weiſe geſchehe. 

Zwei Tage ſpäter erging an v. Kamptz ver Befehl, Frankfurt zu 
verlaffen. Da das an ihn gerichtete Schreiben die damalige Auffaflung 
der Zuftände und zugleich einen Rüdblid auf die Verhältniſſe Preußens 
zur Gentralgewalt enthält und da es augenſcheinlich mit der damaligen 
Anficht des Königs und Radowitz übereinftimmte, fo tbeile ich e& feinem 
ganzen Inhalte nach mit: 

„Ew. Hochwohlgeboren erhalten durch mein heutiges Schreiben vie 
Aufforderung, Frankfurt zu verlaffen und fih nah Hamburg zu begeben, 
um die Stelle eines Gefchäftsträgers bei den großberzoglich medlenhi: 
gifhen Höfen und ben Sanfeftäpten, wozu Se. Majeftät der König Sie 
beftimmt haben, nunmebr definitiv anzutreten. Ich habe darin fehen er 
wähnt, daß bie termalige Stellung der bisherigen Centralgewalt und Ne 
Lage der deutſchen Verhältniſſe eine fernere Vertretung der königlichen 
Regierung bei derſelben nicht mehr erforderli macht; ich will indeß nidt 
unterlaſſen, mich bei dieſer Gelegenheit noch einmal offen über bie Stel 
Img ver füniglihen Regierung und ihr Verhalten zu ber Gentralgemmili 
auszufprechen, damit Ew. Hochwohlgeboren im Stande fein mögen, etwaigen 
Mißdeutungen oter falfhen Auffaffungen entgegen zu treten. Die Std: 
lung des Reichsverweſers, als Inhaber der proviſoriſchen Kentralgermal, 
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milttärifchen Beſtimmungen ver Berliner Waffenftillftandsconvention zu 
ertbeilen und vie Neichsminifter des Krieges und der Marine mit allen 
zu biefem Zweck weiter erforderlichen Anordnungen zu beauftragen“. 

Eine ſolche Sprade mußte die -preußifche Negierung erbittern m 
ihre factifehe Antwort beſtand barin, daß der Prinz von Preußen angetvieien 
wurde, feinen Wohnfig in Frankfurt zu nehmen, um fo zu zeigen, vaf 
Preußen entjchloffen fet, die Eentralgewalt, welche es thatfächlich befaf, 
nicht wieder an Defterreih abzugeben. 

Kaum war die Nachricht von dem Aufenthalte des Prinzen von Preuken 
in Frankfurt nad Wien gekommen, als auch Erzherzog Johann von feinen 
Hofe veranlaßt wurde, nach Frankfurt zurüdzufehren, wo er, um feinen 
Einzuge, welder am 3. September ftattfand, ein äußeres Gepränge pe 
geben, von ten Erzherzögen Stephan und Albrecht, letzterer Gouvernen 
von Dlainz, empfangen wurde. Er felbit blieb politifch unthätig, benukt 
feinen Aufenthalt zu Reifen und zum Beſuche wilfentfchaftlicher und fünf 
ferifcher Injtitute und gab feinen Namen zu Unterhandlungen her, fo wie 
er denn auch in feierlicher Form ven amerifanifhen Geſandten entlie. 

Inzwiſchen waren bie Unterhandlungen, welche durch v. Biegeleken 
geführt wurden, nicht ganz erfolglo® geblieben*), Seine Reiſe follte um 
den Zweck haben, fi vorläufig über die Einfegung der Centralgemalt 
und Niederlegung des Amtes des Neichsverwefers mit den deutſchen Grei- 
mächten zu verjtänpigen. Daß er nicht ohne Anregung von Seiten Oeſter— 
reich8 nach Berlin ging, konnte dem Kundigen nicht zweifelhaft fein. Tefter 
reich, welches keinesweges auf längere Zeit das Reichsverweſeramt aufre: 
erhalten wollte, obwohl c8 daſſelbe, fo viel al® möglich, benutzt hatte, ftrebte 
nah tem alten Bundestage, ver ihm facttfh den Primat zurüdbringe 
follte; aber c8 war auch davon überzeugt, daß noch nicht der Zeitpimfi 
gefommen fei, um entſchieden und offen für benfelben aufzutreten. Ned 
hatte es troß der Befiegung Ungarns nicht Die alte Macht wiedererrungen 
Es bedurfte einer Regeneration im Innern und einer dDiplomatijchen Verein 
barımg mit den durch Preußens Vorgehen verlegten Staaten, um nad 
Außen entjchiedener auftreten zu fünnen. Darum war ihm ein Interin 
willfommen. Ueber feine Pläne für die Zukunft fprach fich ber in 
Schwarzenberg offen mit Biegeleben aus und erklärte ihm, „daß er nf 
ſchloſſen fei, für jegt feine Unterhandlungen über die definitive Eonftituinum 
Deutſchlands einzugehn ; jedoch die Verabredung über eine proviſeriſch 
Gentralgewalt wünfhe und es ihm zu biefem Zwede fein Opfer fein 





*) Ueber bie Verhandlungen find die Brüffeler Independance beige, melde auge’ 
ſcheinlich den Periht von einem Kunbigen, mahrfcheinlih von v. Biegeleben, erhalt 
and das preußifhe Altenftlüd „Zur deutſchen Frage” vom 22. October benutzt werten 
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Vorſchläge im Allgemeinen die Zuſtimmung des Miniſters v. d. Piertten 
und fügte dieſer nur noch Hinzu, daß das Beharren bei ver Bundekriegever⸗ 
foffung in dem Vertrage auszufprechen ſei und für den Fall einer Ride 
einigung der Schiedsſpruch ftet® breien unter den vier übrigen Känigk 
fronen Deutfchlands zufallen müſſe, im erften verartigen Falle, Baier, 
Hannover, Sachſen, im zweiten Baiern, Hannover, Würtemberg. 

AInzwifchen war auch Fürſt Schwarzenberg nicht unthätig geweſen 
Er hatte mit dem Könige von Würtemberg, welden Stein*) al® „turd 
und durch falfch und ven einzigen böfen Fürſten in Deutjchland“ bezeicuet, 
in Linz eine geheime Zuſammenkunft gehabt und mit ihm das weiten 
Verhalten in der deutſchen Sache beſprochen. Als nun Biegeleben at 
Neue nah Wien kam, erklärte fich der Fürſt mit dem Vorſchlage Baiernt 
einverftanden und mar namentlich damit fehr zufrieden, daß Preußen af 
das Interim einging. Bei dem Vorfig für Oefterreih und bei yrankjur 
beharrte er und erflärte mit Beſtimmheit, daß Defterreich nicht einräumen 
fönne und werde, daß der engere Bund inmitten des großen Bundes auf 
der Bafis ver Verträge von 1815 berufe. Er werte inveiten nicht 
gegen eine, für einen beftimmten Zwed eingegangene Verbindung di 
wenden, wenn folche den großen Bunde nicht entgegen ſtehe. Biegeleben 
machte nun einen neuen Entwurf, in welhem er von der beutjchen Ver 
fajfungsfrage nichts erwähnte, aber auch die von Preußen gewünfchte Ar- 
erfennung ver Pegalität der Dreikönigsverfaſſung ausließ. Diejer Enmewi 
jollte von Defterreih an Preußen gefenvet werden und boffte Biegeleben 
die Genehmigung der Berliner Regierung mit Pilfe der dortigen Tiple 
matie zu erlangen. Diefe Hoffnung wurde dadurch geſchwächt, daß ii 
preußiſche Gefandte in Wien, Graf Bernstorff erklärte, er bezweifle ti 
Annahme, da man in Berlin fowohl über den Vorſitz Tejterreichs ale üßt 
die Wahl Frankfurts und das entſchiedene Uebergewicht, welches Baien 
und Hannover in der fehiensrichterlihen Frage gewährt fei, Schwierig 
feiten haben würde. 

Yetterer hatte fich geirrt. Noch ehe das Project in Berlin zur Verathun 
fam, hatte fich ein Ereigniß zugetragen, welches Der deutſchen Frage ein 
andere Wendung gab. Die Erbitterung, welde zwijchen beiden Gref— 
möchten bherrfchte und bie in ihren Noten Ausprud fand, batte tamale 
eine Höhe erreicht, welche einen Gonfliet beforgen ließ, während Eurer: 
nach den Unruhen ver vergangenen Zeit Ruhe und Frieden bedurjte. Tie 
Diplomaten der fremten und deutjchen Regierungen waren taber chemie 
in Wien wie in Berlin bantit befchäftigt, dieſen Conflict zu beſeitigen 


*) Bunfen. Bd. II. 3. 405. 
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König von Sachſen mit den beiden Königinnen. Kurze Zeit darauf traf 
auch ver Kaifer ein. Dan blieb ven Zag zufammen und am folgente 
Tage wurden die Beratbungen in Pillnig fortgeſetzt. Was dort gefprocen 
wurde, ift niemals veröffentlicht worden. Die Kölnische Zeitung fazte 
damals, „die Nachricht, daß unfer König in Begleitung ver Königin m 
der fächfifchen königlichen Familie fih nah Teplitz begeben bat, erregt 
hier fein unbedeutendes Auffehen, weil Niemand bier viefe Reijſe 
abnte. Da nun ver General v. Gerla der einzige Begleiter des Könige 
ift und ſich ver König vie öfterreichifche Uniform Hat nachfchiden laſſen 
fo ift die Fama natürlich befchäftigt, viefen Umftand zu allen mögficen 
Sombinationen auszubeuten. Wir glauben, daß diefer Ausflug nur ver 
Charakter einer Familienzufammenfunft habe, da auch die ſächſiſchen Prir- 
zeffinnen an verjelben Theil genommen haben, und begreifen nit, wie 
daraus die Folgerungen gezogen werben fünnen, wodurch das Selbitgefühl 
des preußifchen Volkes tief verleßt wird. Denn daß ter König vn 
Preußen jet gerabe in öfterreichifche Yanve gebe, um etwa dem jungen 
Kaiſer einen Befuch zu machen, können wir nicht annehmen.“ Minder 
ironiſch, aber beftimmter drückte fich Die Deutſche Reichszeitung aus. Sie 
fagte mit Bezug auf jene Zufammenfunft, „was von Preußen in be 
beutfhen Sache mit Oeſterreichs Zuftimmung gefchieht, wird beſſer für 
Defterreih, al® für Preußen und Deutfchland fein.“ Auch Bunfen war 
wegen ber Zepliger Reife nicht unbeforgt. Er fchrieb am 11. September | 
nah Berlin: „Die Reife des Königs nah Teplitz feheint mir politis 
jehr bevenflih. Gott gebe, daß das allgemeine perfänliche Mißtraum 
durch die nächſten Schritte gründlich widerlegt werde.“ 

Seine Beforgniß war nicht ungerechtfertigt. 

Welchen Zwed auch die Familienzufammenkunft Hatte und mas dabei 
geſprochen und beſchloſſen werben ift, jedenfall war fie für Deutſchland 
fein günftiges Ereigniß. Nicht zu bezweifeln ift, daß bei ver unter Ju 
ziehung von Frauen erfolgten Zamilienbefprehung von Beſeitigung ter 
in den Familien ſchwebenden Streitigkeiten, von Anerkennung beftebenter 
Rechte und Bewahrung des Friedens gefproden worden ift. Mei einen 
dürften von geringer Gewiffenhaftigfeit und Treue würden ſolche Beipre— 
Hungen und Mahnungen fehr bald in den fortgefegten vipfematiicen 
Kämpfen fruchtlos vorübergegangen fein, nicht fo bei Friedrich Til 
heim IV., welcher von da an abermals zu ſchwanken anfing und Alles mer 
zuräumen fuchte, was einen Kampf mit Defterreich herbeiführen font. 
Dis dahin war er bemüht gewefen, ben”alten Bundestag nicht wicter 
zurüdzuführen und hatte er ſich der Bildung der proviſoriſchen Central‘ 
gewalt nach ven öfterreichifchen VorfchlägenZkräftig widerſetzt und Zeldet 
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durch tie Circularterortnungen vom 3. und 28. April, tur tie Trei- 
fönigsverfaffung, durch das Treifönigsbüntniß, durch tie Sentung tes 
Generals v. Canitz nah Wien, turch Preußens Stellung zum Reiche: 
verivefer, durch die factifche Uchernahme ter Centralgewalt und durch das 
Nichteingehen auf vie Biegelebenfhen Vorſchläge targethan. 

Dies hatte ſich feit ver Rückkunft von Teplig geäntert. Der König 
hatte zwar feine Abfichten und Pläne nicht aufgegeben: aber er vermied 
e8, fortan Dejterreich gegenüber zu treten. Yon da an war es Tefter- 
reich , welches offenfiv gegen Preußen auftrat und dajjelbe von Pofition 
zu ®Pofition zurüdzubrängen ſuchte und nur in vereinzelten Fällen ges 
lang es Radowitz, ven König zu ernfterem Widerftande gegen das immer 
übermüthigere Vorgehen Defterreih® zu bewegen. 

Der erfte Rüdzug zeigte fi bei ven Verhandlungen über Das Inte: 
rim, welche innerhalb 14 Zagen beendet waren. Am 15. September 
hatte Schwarzenberg feine Vorſchläge nah Berlin gefentet und die preu- 
Bifche Negiernng hatte darin eingewilligt, daß eine Anerkennung der Lega⸗ 
lität der Dreilönigsverfaflung unterbleibe, daß der Reichsverweſer feine 
AZuftimmung zu der Uebereinkunft ertheile und daß dieſelbe nur bis zum 
1. Mai 1850 gebe. Cine felbftverftändliche Folge hiervon mußte fein, 
daß nah Ablauf viefer Friit das alte Bundesverhältniß wieder auflebte ; 
denn wenn bie dahin Feine Vereinbarung zu Stande fam, dann erijtirte 
nur noch ter niemals aufgehobene Bundestag. 

Die unterm 30. September 1849 gefchloffene, am 10. October rati- 
ficirte und am 6. October von Erzherzog Johann genehmigte Ueberein- 
hunft lautet: 

8. 1. 

„Die veutfchen Bundesregierungen verabreden im Einverftänpniß mit 
dem deutſchen Reichsverweſer ein Interim, wonach Defterreich und Preu- 
Ben die Ausübung der Centralgewalt für den teutfhen Bund im Namen 
ſämmtlicher Bunvesregierungen bis zum 1. Mai 1850 übernehmen, info: 
fern viefe nicht früher an eine befinitine Gewalt übergehen kann. 


8. 2. 

„Der Zwed des Interims ift vie Erhaltung des deutfchen Bundes als 
eines völferrechtlichen Vereines ter deutſchen Fürſten und freien Städte 
zur Bewahrung ver Unabhängigkeit und Unverleglichfeit ihrer im Bunde 
begriffenen Staaten und zur Erhaltung der inneren und äußeren Sicher- 
heit Deutfchlande. 
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8. 3. 

„Während des Interims bleibt die deutihe Verfafjungsangelegenkeit 
ber freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlaffen. Daſſelbe gilt 
von den nach Art. VI. der Bundesakte dem Plenum der Bundesverjamm- 
[ung zugewiejenen Angelegenheiten. 


8. 4. 


„Wenn bei Ablauf des Interims die deutſche Verfaflungsangelegen 
heit noch nicht zum Abſchluſſe gebiehen fein follte, fo werben bie beit 
ſchen Regierungen fi) über das Fortbeftehen des hier getroffenen Leber: 
einkommens vereinbaren. j 

8.5. 

„Die feither von der proviforifchen Eentralgewalt geleiteten Angelegen 
heiten, infoweit viefelben, nah Maßgabe ver Bundesgeſetzgebung inner: 
halb der Kompetenz des engeren Raths der Bundesverfammlung gelegen 
waren, werden während des Interims einer Bundescommiffion übertragen, 
zu welcher Defterreih und Preußen je zwei Mitglieder ernennen, un 
welche ihren Sit zu Frankfurt nimmt. Die übrigen Regierungen fünmen 
ſich einzeln oder mehrere gemeinſchaftlich durch Bevollmächtigte bei der 
Bundescommiffion vertreten laffen. 


8. 6. 

„Die Bundescommiffion führt die Gefchäfte felbftftänpig unter Ver 
antwortlichkeit gegen ihre Vollmachtgeber. Sie faßt ihre Beſchlüſſe not 
gemeinfamer Berathung. Im alle fie fich nicht zu vereinigen verma, 
erfolgt die Entfcheidung durch Verftändigung zwifchen den Regierungen 
von Defterreih und Preußen, welche erforderlichen Falles einen fies 
richterlihen Ausfpruch veranlajjen werden. Diefer Ausſpruch wird dur 
drei deutſche Bunbesregierungen gefällt. Im eintretenden Falle hat jevek 
mal Defterreih einen und Preußen den anderen der Schiedsrichter zu 
wählen. Die beiden auf diefe Weife befignirten Regierungen vereinigen 
fih zur Ergänzung des Scietsgerichts über die Wahl des Dritten. 

„Die Mitglieder der Bundescommiffien theilen fich in die ihr ange: 
wiefenen Gefchäfte, vie fie, der beftehenden Bundesgeſetzgebung und in® 
befondere der Bundesfriegeverfaffung gemäß, entweder felbft beforgen ever 
deren Beforgung leiten und überwachen. | 


8.7, 
„Sobald die Zuftimmung der Regierungen zu gegenwärtigem Ver— 
ſchlage erfolgt ift, wird der Reichöverwefer feiner Würde entfagen und vie 
ihm übertragenen Rechte und Pflichten des Bundes in die Hände Sr. Mr 
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„baß er nur das gemeinfame Band erhalten und den Frieden gewaht 
habe. Seine Sorge fühle er erleichtert, indem bie Zukunft des Baterlar- 
des dem Zuſammenwirken verjenigen beiden deutfcher Regierungen ankefoh 
len werbe, welche durch ihre Macht zumächft dazu berufen find. Wo beide 
vereint treu an dem Rechte feftbaltend vorangehen, können die ander 
Regierungen getroft folgen und das Gelingen werte nicht ausbleiben.‘ 
Ihm erwieberte Freiherr v. Kübel, vem Mutbe und ber Stanphaftigfeit 
des Erzherzogs fei es vorzüglich zu verdanken, daß bie Gefahren, ale im 
Herbfte des vorigen Jahres das ftaatlihe Dafein eines großen Theis 
des Baterlandes bedroht war, glüdlich abgewendet wurben und Deuſſch 
land nicht anarchiſchen Beſtrebungen anheimgefallen wäre. Er hai 
fih dadurch für alle Zeiten Anſprüche auf Bewunderung und Danfbar: 
feit des deutſchen Waterlandes erworben.“ Demnädft gab Kübel im 
Namen feines Kaiſers und des Könige von Preußen, vie feierliche Ber: 
ficherung, feine Anftrengung zu foheuen, um für bie beftimmte Zeit be 
Dauer der Bundescommiffion die ihr vorgezeihnete Beſtimmung zu a 
füllen. 

Nachdem noch ein Protofoll über diefen Alt aufgenommen un 
unterzeichnet war, batte endlich das Neichsverweferamt auch ver fern 
nad aufgehört. Wenige Tage nach Uebergabe des Amts verlieh du 
Erzherzog Iohann für Immer Frankfurt. Er Hatte noch die lekte Feit 
feiner Anwefenbeit benugt, um fi durch Beſuche ter wohlthätigen 
und wiffenfchaftlichen Imftitute beliebt zu machen, und wurde ihm auf 
von ben Bürgern Frankfurts eine Adreffe, von tem Senate eine &- 
dächtnißmünze überreicht. Auch hatte er noch nach ver Uebergabe tie 
Kafernen ver öfterreichifchen, bairiſchen und Frankfurter Truppen, niet 
aber bie ver Preußen befucht und ven Solpaten in feiner gewähnlicen 
populären und darum einnehmenden Weife ein Vebewohl gejagt. Zeit 
Minifter wurden von Defterreih mit hohen Orden belohnt. ia 
wußte nicht, ob die Belohnung wegen ihrer öfterreichifehen Gefinnun; 
erfolgt fei, oder weil Defterreih darthun wollte, daß ihm, als dem erien 
deutſchen Staate die Belohnung zieme. 

Deutſchland fprach fich entfchieven gegen das Interim aus, Nic: 
blos waren die freifinnigen Parteien darüber unzufrieden, Daß vie Car 
tralgewalt ohne Mitwirkung de8 Volles in die Hände der Grofmätt 
gelegt und der alte Bundestag in Ausficht geftellt war, ſondern es zeigte 
fih faft allgemein und felbft bei Regierungen eine Mißſtimmung ter: 
über, daß Deutfchland ftatt ber einen deutſchen Bundesgenoſſenſchaf. 
zwei deutſche Obergemwalten, mit zu jeder Seite geftellten Bunvesgenofa 
babe und dadurch der Dualismus äußerlich noch mehr hervorgetreren 


Neunzehntes Capitel. 
Rundſchau am Ende des Jahres 1849. Innere und äußere Zuftänbe. 


Wir find am Schluſſe der erften Hälfte unfere® Jahrhunderts an: 
gelangt. Zwar erfolgten die Berathungen über Revifion der angenomme 
nen VBerfaffung, über Agrargefeggebung und über Gemeinve-, Kreis: umd 
Bezirksordnung noch im Yaufe des Jahres 1849; aber viefelben famen 
ebenfo wie die übrigen, ven Kammern vorgelegten Geſetze erft in vem 
nächften Jahre zum Abjchluß und zur Verfündigung Sie waren vi 
Conſequenzen der verfloffenen Iahrzehnte, die durch die Frühlingsluft tes 
Jahres 1848 zur Reife gelangte Frucht ver Entwidelnng unferes Bollet; 
aber fie gehörten ver zweiten Hälfte unferes Jahrhunderts an. 

Mit Unrecht hat man das Jahr 1849 als ein Reactionsjahr bezeichnet. 
Diefes Jahr hat die Errungenjchaft befeftigt, nicht eingefchränft und turd 
die Annahme der Berfaffung den Grundſtein zur weiteren Entwickelung 
Preußen® gelegt. Wohl lehnte ver König die deutfche Krone ab, ak 
bie Reichsverfaſſung und die Treilönigsverfaffung find Schöpfungen viejit 
Jahres und auf fie gründet fi die gegenwärtige Verfaffung des veutjcen 
Reiches. Wahr ift ferner, die Kammern wurden aufgelöft und organifde 
Geſetze octroyirt; aber in Diefem Jahre war auch vie Verfaſſung ur 
genommen worden und um fie zu befejtigen und vor den Stürmen ter 
vorwärts und zurüd wogenden Bewegung zu fhügen, bedurfte es einer 
feften Organifation des in dem erjten Kinderjahre ſtehenden conftitutionellen 
Staate®. | 

Durch die Verfaffung war der abfolute Staat, wo das fürſtliche I6 
das Einzelfte und Allgemeinfte war, dem Dualismus gewichen, d. b. tie 
Rechte des Volkes waren denen des Herrfchers centgegengeftellt worden. 
Dadurch Fonnte ein dem Staate nuachtheiliger Zwiefpalt entftehen und 
biefem war durch eine Klare, beſtimmte Örenzfcheidung der getrennten Ge— 
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und geſetzlich anerkannt ſei und daß in dieſer Weiſe, ſtatt deutſcher Ein⸗ 
heit, deutſcher Bruderkrieg befördert werde. Auch waren die Beſorgniſſe 
eines Krieges um ſo begründeter, als Oeſterreich ſchon in Folge der 
Einberufung des Reichsôtages nach Erfurt Verwahrung einlegte und er- 
Härte, daß es den Confequenzen des Reichstages mit feiner ganzen, ihm 
zu Gebote ftehenden Macht entgegentreten werde. Jedenfalls hatte fich 
die Situation feit Anfang September gewaltig geändert. Damals war 
Breußen noch im factifchen Beſitze der Gentralgewalt, Oeſterreich obne 
Einfluß und die Hoffnung auf das Zuſtandekommen des Bündniſſes 
mit den deutſchen Staaten mwohlbegrüntet. Jetzt am Ende des Jahres 
war der Abfall Sachſens und Hannovers vom Bündniſſe unzweifelhaft, 
die Centralgewalt nur noch eine kurze Frift im Mitbefite von Preußen 
und der Bundestag in ficherer Ausficht. 


Keunzehntes Capitel. 
Rundſchau am Ende des Jahres 1849. Innere und äußere Zuftänbe. 


Wir find am Schluffe ver erften Hälfte unfered Jahrhunderts an- 
gelangt. Zwar erfolgten die Berathungen über Revifion der angenomme 
nen Verfaffung, über Agrargefeßgebung und über Gemeinde, Kreis⸗ um 
Bezirksordnung noch im Laufe des Jahres 1849; aber viefelben kamen 
ebenfo wie die übrigen, den Kammern vorgelegten Gefege erſt in bem 
nächſten Jahre zum Abſchluß und zur Verkündigung. Ste waren Die 
Confequenzen der verfloffenen Jahrzehnte, die durch die Frühlingsluft dee 
Jahres 1848 zur Reife gelangte Frucht der Entwidelnng unferes Volles; 
aber fie gehörten der zweiten Hälfte unferes Jahrhunderts an. 

Mit Unrecht hat man das Jahr 1849 als ein Reactionsjahr bezeichnet. 
Diefes Jahr hat vie Errungenfchaft befeftigt, nicht eingejchränft und turd 
die Annahme der Verfaffung den Grundftein zur weiteren Entwidelung 
Preußens gelegt. Wohl lehnte der König die deutfche Krone ab, aber 
die Reichsverfaffung und die Dreikönigsverfaffung find Schöpfungen vieles 
Jahres und auf fie gründet fich die gegenwärtige Verfaffung des deutſchen 
Reiches. Wahr ift ferner, die Kammern wurden aufgelöft und organijce 
Gefege octroyirt; aber in dieſem Jahre war auch vie Verfaſſung an- 
genommen worden und um fie zu befeftigen und vor den Stürmen ber 
vorwärts und zurüd wogenden Bewegung zu fehügen, bedurfte es einer 
feften Organifation des in dem erften Kinderjahre ftehenden conftitutionellen 
Staates. 

Durch die VBerfaffung war der abfolute Staat, wo das fürſiliche Ich 
das Einzelfte und Allgemeinfte war, dem Dualismus gewichen, v. b. vie 
Nechte des Volkes waren denen des Herrſchers entgegengeftellt worten. 
Dadurch konnte ein dem Staate nachtheiliger Zwieſpalt entjtehen une 
biefem war durch eine klare, bejtimmte Grenzſcheidung der getrennten Ge: 
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Diefem Streben nad ber deutſchen Hegemonie, wie fie beim Bm 
destage ausgeübt war, ftanden Preußen und die Dreilönigeverfafiung en 
gegen. Daß ſich Preußen freiwillig beugen und bie Verfaſſung aufgeben 
würde, war damals nicht zu erwarten. Nur die Waffen konnten entidei- 
den; aber die Zeit war noch nicht gefommen, wo Oeſterreich ein Krieg 
möglich war. Die verfehiedenen Völkerſtämme, die Lombarden, Qenetianer, 
Szekler, Polen, Czechen, Croaten, Siebenbürger, Wallachen, Grenzer und 
die übrigen Südſlaven, fowie die Ungarn waren zunädft zu einem Staate 
zu vereinen und der neu geſchaffenen Staatsgewalt zu witerwerfen. Wem 
fih nicht Alles auflöfen follte, war eine folhe Einigung nothiwenbig und 
ebe fie beenvet war, fonnte die Armee nicht zu anderen Zwecken ben 
werben. Hierzu kam der gänzlihe Mangel an Geld, welder feit ben 
Finanzpatent vom 13. September 1849 noch fühlbarer geworden mar. 
Ein Krieg war vielleicht in den Wintermonaten 1850151 vurchzuführen, 
im Herbft und Winter 1849 aber eine Unmöglichkeit. Zwar wurde zu 
diefer Zeit unter Erzherzog Albredht eine Armee in Böhmen zufammer 
gezogen; aber an eine ernftlihe Rüftung hatte Defterreich damals nik 
gedacht. Es konnte Preußen feine Heere entgegenftellen, obne in ta 
von Truppen entblößten Ländern neue Aufftände bervorzurufen und font 
batte auch Preußen in der Zeit, von welcher wir fprechen, felbft jeinen 
gefährlichiten und erbittertften Gegner gegenüber, freies Spiel. 

In Franfreih Hatte man die im Juni ftattgefundene Bewegung br 
Barifer Demokratie unterprüdt und die Gelegenheit benugt, um die arte 
men Parteien zu vernichten. Der Belagerungszuftand war in Park 
verfündet und bis zum 12. Auguft fortgefegt worden. Harte Gejek 
wurden gegen bie Prejie und gegen politifhe Vereine erlaffen. Ti 
Nationalverfammiung gab fi felbjt eine ftrenge Geſchäftsordnung und 
dem General Changarnier wurde der Oberbefehl über vie Nationalgartt 
anvertraut. 

Louis Bonaparte benußte diefe Zeit, in welcher die Partei des Ber 
ges — die einzige, bie er fürditete — entfräftigt und entmutbigt ivet, 
um feine Pläne durchzuführen. Zunächſt war er bemüht, feine Berjen 
in den Vordergrumd zu ftellen und bie Franzofen an feine Herrſchaft jr 
gewöhnen. Nicht blos fuchte er das Heer zu gewinnen, fondern er durch 
reifte Frankreich, um auf biefen Reifen bie napoleonifhen Ideen auft 
Neue zu erweden und den Nanıen „Napoleon“ in Erinnerung zu bringen, 
jenen Namen, von weldhem er in feiner, Ende October erfafienen Bet 
haft fagte, „daß er im Innern Ordnung, Autorität, Religion, Vellk 
wohl, nach Außen Nationalwürde bezeichne.“ Er trat daber auch in den 
Provinzen mehr als erfter Prinz feiner Familie, wie als Präfitent af. 
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1786 England. Rußland. 


Mehr wie Deutichlands Geſchick hatte ver ungarifche Krieg die Theil: 
nahme der englifhen Nation erregt und war im Parlamente Einjchreitug 
zu Gunften Ungarns gefordert worden. Die Theilmahme ftieg, ald die 
Nachricht von den Hinrichtungen ter ungarischen Helden einging mb alt 
der öfterreichifche Anternuntius, vereint mit dem ruffifchen Gefanbten, die 
Auslieferung der Flüchtlinge von der Türkei forderte. Je mehr bie eng 
life Nation gegen Vefterreih Partei nahm, deſto weniger konnte daſſelbe 
bei einem Kampfe mit Preußen auf englifbe Unterftügung rechnen. 

Am Meiften mußte Preußen die Einmifhung Rußlandsé fürchen. 
Der glüdlihe Erfolg ver ruffishen Waffen in Ungarn Hatte das rujfihke 
Anfehn und ven ruffifhen Einfluß bei den deutfchen Fürften vermehrt 
und dieſe fuchten, minder geheim wie 1848, bei dem mächtigen Beben: 
iher Rußlande Schuß für ihre Souveränetät und Hilfe gegen die prar 
Bifhen hegemoniftischen Abfichten. Auf diefen Schuß rechneten fie um je 
mehr, als die Abneigung des Kaiſers Nikolaus gegen Friedrich Wilhelm IT. 
befannt war. Er fcheute fich nicht, diefe Abneigung offen auszufpreder, 
nannte den fönigliden Schwager einen Pbantajten und warf ihm u 
einem Geſpräche mit General Yamoriciere vor, „daß er viel dazu beige 
tragen babe, den in Deutfchland allgemein verbreiteten Geift der Un 
frievenheit zu erhalten und zwar in der Abficht, die Kleinen deutſcha 
Staaten zu lähmen und weiterhin ihre Unabhängigkeit zu zerftären.“ 

Zu tiefer perſönlichen Abneigung trat ter Haß gegen die confiin 
tionellen Verfaſſungen, welde er al® „vie Staateform der Unwahrket‘ 
bezeichnete und der Glaube, daß ein erganifirte® Deutfchland das gefähr— 
lichfte aller Zraumbilver fei und Preußen durch die Neränvderung ter 
Bundesverfaſſung ein Bündniß mit der Revolution ımd dem Aufruf 
gegen vie göttliche Ordnung geichloffen habe. „Er hielt daher auch“ — 
wie er zu einem ‘Diplomaten äußerte — „die Verfolgung der dentiden 
Einheit für ein finnlofes Unternehmen, das bis jegt nur ven Erfolg ge 
habt habe, heftige Eiferfucht und beinahe ernftlihe VBerwidelungen zwiſchen 
Vefterreih und Preußen bervorzurufen. Ihn felbft mache ter Zuſtand 
Deutſchlands ſehr beforgt. Er zwinge ihn nicht nur, für mögliche Fälle 
eine große Militärmacht in Bereitſchaft zu Halten; ſondern auch feine 
Gränzen fajt hermetifch zu verfchließen, um die deutſchen Socialiften mt 
Revolutionäre von Rußland abzuhalten. Sein Xeftreben jei, für alt 
Eventualitäten gerüftet dazuftehen und bereit zu fein, denen, welche jeinen 
Beiſtand brauchten, zu Hilfe zu kommen.“ 

So friegerifh und feindlich dieſe Aeußerungen Klingen, je waren ſie 
doch um deshalb nicht zu fürchten, weil die ruffifche Politik in der deutſchen 
Frage nicht alfein von dem zwar thatfräftigen, aber geiftig nicht jtarfn 
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ee Reine feltene Thatſache iſt es ja, bdaß 
‚ welche in der Herrſcherallmacht ſchwelgen und Autofraten im 
ſtreng 1 Sinne des Wortes fein wollen, von denen geleitet werben, 
elche fie als ihre Minifter gewählt haben. Auch Nitofaus tief ſich tro$ 
eines energiſchen Willens von feinen Diplomaten leiten; biefe aber hatten 
) das Teftament Peter des Großen, gleichviel, ob echt oder unecht, als 
des politischen Strebens geftellt. An der Spige der ruſſiſchen Diplo- 
7 and damals Nefjelrode, ein Mann ver, wie Wenige, die Kunft 
‚ feinen Willen dem feines Monarchen unterzufchieben und fich 
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anzes wwar darauf gerichtet, Rußland dem gewünſchten Ziele 
ee — Ziel war der Beſitz der Darvanellen. Ruß⸗ 
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 ruffifchen — Defekt. und bet den Südflaven hatte Nikolaus 
ur nr Defterreih gewährt worden war, am Anjehen ge- 
> mehr wie jemals fonnte er darauf rechnen, daß fich zu feiner 
utzu — eg Bevölkerung der Türlei gegen die muhantes 
haft erheben wiürbe. Defterreih war zur ‚Zeit matt und 
zur politischen Unthätigteit genöthigt. Es hatte ſich ver- 
1 ange mie Ruflan im gebtetertfchen Tone die Ausliefe— 
Flüchtlinge zu verlangen, und als dieſe verweigert wurde, feinen 
la ife rue (ak Ste BAR 

m nad zu unterſtützen. Vegteres hatte damals der Moldau 
al re deren aueh een. 
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matifhe Noten.” — „Wie wird ver König daſtehen“ — fo äußerte er 
bei einer anderen Gelegenheit zu Bunfen — „wenn das Werk jegt nicht 
raſch und vefinitiv zu Ende geführt wird, nachdem er — um vom fü: 
beren nicht zu reden — am 15. Mai feinem Volke fih zum Bürgen ge 
ftelit hat für die Erreihung jenes Jwedes und nachdem er durch tie der: 
faffung und vie autbentifhe Erklärung über dieſelbe ganz Deutſchland 
zum Anfchluß an Preußen aufgefordert Hat? Das Mißtrauen unter ven 
beutfchen Völkern wird aufs Zroftlofefte und Hämiſchſte erwedt und ge 
nährt, während im Auslande Preußen als machtlos, der König als ſchwach 
und fohwanfend dargeftellt wird. Dazu fommt die Schleswig-Holiteinice 
Geſchichte. D, daß ver König doch fogleih ven Reichstag berufe! Schrei- 
ben Sie ihn das.“ 

Yeider waren Warnungen und Bitten vergeblid. Die Wahlen 
wurten bingezogen und jeittem ver König in Teplitz geweſen war und 
eine Beſprechung mit dem jungen Kaiſer und der fächjifchen Königefamilie 
gehabt hatte, war er bemüht jede feindliche Stellung gegen Tefterreid 
und Sachfen zu vermeiden. 

Erft im Jahre 1850 begannen die Wahlen und erft ven 20. Mär; 
wurde der Reichstag verfammelt. Das „zu fpät“ war eingetreten. 
Sadfen und Hannover hatten fich feit October zurückgezogen, die Reaction 
befand fich überall im Siege, das Volk, welches feinen Ernſt ſah, mar 
theilnahmlos geworten und der Reichstag zu Erfurt blieb ohne Anklang un 
ohne Wirkung. Bald traten auch andere Fürften vom Bündniß zurüd un 
in Olmütz wurde e8 gänzlich gefprengt. Im Mai 1851 war der Bundestag 
vollftändig wieder zuſammen. 

Tas waren traurige Ereigniſſe, Rückſchritte mit ven fehwerjten Felgen 
berbunten; aber dieſe Folgen tauerten nur zeitweife.. Legt, nach fünf 
und zwanzig Jahren, wo wir Die Tragweite der damaligen Ereigniſſe 
überfehen fönnen, müſſen wir dankbar anerkennen, daß Damals vie Tri: 
fönigeverfalfung nicht Durchgeführt wurde. Dem Könige fehlte vie Thu: 
und Willenskraft feines Bruders, ihm fehlten Staatsmänner, welde vie 
Fähigkeit beſaßen, nicht blos äußere Verhältniſſe zu überfchen, ſondern 
auch dieſelben zu beherrſchen und ſich dienſtbar zu machen. Huch bat 
die preußiſche Armee noch nicht die Stärke der ſpäteren Jahre erhalten 
und die Niederlage im Kampfe mit Oeſterreich war nicht unmöglich; dann 
aber war Deutſchland aufs Neue dem Lothringiſchen Hauſe und der ro— 
miſchen Curie unterworfen, jenem Hauſe, welches die Macht und das An— 
jeden Deutſchlands vermindert, nicht vermehrt Hatte und jener Curie, 
meiche nie Dunkelheit des Mittelalters wieder zurüdführen wollte. 

h würben auch die inneren Kämpfe dem Aufbaue eines neu 
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TER fonnte es, daß eim folder Geift, wenn ev von Oben 
‚gepflegt wurde, nicht Bios räumfich fertjcritt, fonbern ſich auch innerlich 


| Bet bera Mrabeifekter: Dilbungitut — 
rt6, ſowie der deutſchen Thätigfeit und Sittfichfeit war das fittentofe 
‚biefes Standes: zuwider. Die Reformation, eine nothwendige Folge 
Ä im: Deutfehland Herrfihenven eiftes, verbreitete fich ſchnell durch alle 
beutjde Lander und fand in Straßburg und Köln, in Defterreih ob und 
w „ber, En, in ber Steyermarf, in Rärnthen und in Deutſch-Boöohmen 
m Anklang wie im Norden; aber in Defterreih und in dem übrigen 
giſchen Erbländern, mit Ausnahme eines Theiles von Schlefien, 
| 966 cn Beten, meräßt wen dem Haufe Habebug, ben ie 
unabhängigen deutſchen Geift zu unterbrüden. Von Anfang an war 
Def 8 Haus fentih aogen die Reformation aufeetn. Sie ftand ihrem 
| 1 Ölauben und ihren Plänen zur Unterdrückung der deutſchen 
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ben, und ſpäter, feit dem Grofen Kurfürſten durch Preußen ver- 


war eine Dalge ber tinhlichen: Tsetinimg die Gintenanfehumg 
— — atlönalen Frage. Dem deutſchen Volle war das Belenntniß ber 
Religi 5. feinen: Fürften ‚die vermehrte Madhtfietung. wichtiger, al8: bie 
des Baterlandes nad Außen; daher die Demüthigung, bie 
bwäche und die Abhängigfeit des einft jo mächtigen Deutfhlande., 
Bei seem Kampfe hatte ih Rurbrankenburg auf Seen bes Pro 
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814 Die Brofamation vom 15. Mai 1849. 


Barriladenbau in Breslau waren nicht im Stande, die drohende Bene 
gung zum Ausbruch zu bringen, und wir haben gejehen, daß fid bie 
Zuſtände trotz des Parteifampfes ſchon bei der im Juli 1849 erfolgten 
Wahl geordnet hatten und die Ruhe wieder zurüdgefehrt war. 

Das, was beim Beginn des Jahres 1848 das Volk erjtrebt hatte, 
feine Theilnahme an ber Staatsentwidelung, war in ven lebten zwei 
Jahren erreicht und am Ende ber eriten fünfzig Jahre unferes Jahrhun⸗ 
derts war dem Volfe bie Möglichkeit gegeben, feine Zuftände dem deutſchen 
Geifte entiprechend auszubilden und fih zum Kampfe ver nächften zwanzig 
Jahre für die Einheit und Unabhängigleit des deutſchen Vaterlandes ver: 
zubereiten. | 

Zugleich mit der inneren Umgeftaltung war Preußen vie Aufgabe 
zugefallen, die Leitung Deutſchlands zu übernehmen und feine Einheit zu 
bewirken. Friedrich Wilhelm IV. ftrebte und rang nach Xöfung dieſer 
Aufgabe und vie Proklamation vom 15. Mai 1849, durch welche er bie 
Wiener Congreßbejtimmungen überfchritt, ven Bann löfte, der durch die 
Bolitit und das Zeftament feines Vaters auf Preußen rubte und fh 
für die Gewährung der deutſchen Verfaſſung verbürgte, ver Entwurf te 
Dreifönigsverfaflung, das Dreikönigsbündniß umd vie Aufitellumg ber 
Armee von den Grenzen ver Schweiz bis Hamburg geben Zeugnik ven 
dem Ernfte feines Streben®. 

Unter diefen Auſpicien fchloß die erfte Hälfte des Jahrhundert, 
ſchwerwiegend in ver Gefchichte Preußens; denn es hatte die Schwäche 
und Unfittlichfeit und politifhe Unffarheit, welche das Jahrhundert ver 
gefunden hatte, im gewaltigen Kampfe mit dem allmächtigen Herder 
Frankreichs fiegreih überwunden, hatte das preußiſche Volk innerfih nd 
Sitte und Bildung gehoben, feine Kräfte durch geordnete Finanzen und 
durch ein wohldisciplinirtes, auß ber Tugend des ganzen Volkes beftehen- 
bes Heer geftärkt und endlich noch in feinem legten Jahre durch vie In- 
nahnte der Verfaſſung die getrennten Provinzen geeint, vie Zergliederunz 
der Stände vernichtet und bem dadurch mächtig gewordenen Staate die 
Pflicht Hinterlaffen, Deutfehland zu einer Nation zu einen und ie Füh 
rung des beutfchen Vaterlandes zu übernehmen. 

Vortan war Deutihlands Einheit und Größe nicht mehr ein Traur 
Bild der Jugend, fondern das Ziel preußifcher Politik. 
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p. Flucht und Aufldfung ber babifchen 
Armee 612. 

q. Kampf bei Oos 613. 
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vd. Görres, Joſeph 151. 
v. Görtz, 741. 
SGörg-Wriesberg, Graf 16. 
Gotha, Verſammlung. 
a. Veranlaſſung 502. 
b. Vorberathungen 504 u. fi. 
c. Einleitung durch Heinrich v. Gagern 
509. 
d. Berfammlung vom 26. Juni MM. 
e. Commiffteen zum Gntwurfe einer 
Erffärung 510. 
f. Berfammlung vom 27. Zum 511 
u. ff. 
g. Erflärung vom 28. Juni 521. u. fi 
h. Organifation der Partei und Ernen- 
nung eines Centralcomite 524. 
i. Die Deutihe Zeitung, Organ ter 
Partei 625, 
k. Folgen ber Berfammlung 526. 
1. Anfiten der Parteien 527 m. fi. 


Regiſter. 


Gottheimer 77. 

Grabow 717. 

Grãfrath 25. 

Grävell 322. 327. 328. 332. 761. 758. 

Greiff, Appellationsgerichtsrath 721. 

Greiner 67. 

Grimm, Jacob 503. 511. 

dv. Griesheim 735. 738. 741. 

v. d. Gröben 573. 592. 620 u. ff. 

v. Grolmann, Präfident 138. 145. 

Großſachſen, Gefecht 591. 

Grote, Gräfin 48. 49. 

Grün 91. 

Grumbrecht aus Sannover 512. 

Gruve, Affeffor 244. 

Gubitz, Affeffor 252. 255. 

Bubit, Redacteur 219. 

Gudſöe, Eefſecht 683. 

Gunther, Geheimerath 465. 

Gutachten der Conſiſtorien, Facultäten und 
Kirchenrechtslehrer 204 u. ff. 


Haber, Baron 68. Note. 

Hagen, Abgeordneter 341, 344. 

Hagen, Belagerungszuſtand 90. 

Hahn 721. 

Halle, Adreſſe 19. 

Hambacher Feſt 65. 

Hamburg. 

a. Inſulten gegen preußiſche Truppen 

707. 

b. Folgen derjelben 703 u. ff. 

Dantelsamt 125. 

Hantelsminifterium 126. 

Handelsrath 125. 

Handwerkerſtand 128 u. ff. 

v. Hannecken 582. 596. 

Hannover. 

. Stimmung bes Volles 42. 

. Der König und ber Hof 48. 49. 
. Dreilönigeverfaffung 445 u. ff. 

. Borbehalt 471. 472. 

. Austritt aus dem Berwaltungsrath 

413 u. ff. 

f. Am Ende des Yahres 1849 790. 
Sanfemann 111. 126. 161. 
Hardenberg, Gräfin 49. 

Hardung, Juſtizrath 187. 
Harkort 19. 
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Harafſowitz 138. 

Sartungfche Zeitung 231. 
Haffenpflug 789. 

Hatzfeld, Graf 164. 

Saufer, Caspar 68. Note. 
Heder in Elberfeld 268. 
Heckſcher 319. 
Heereßorganismus 98 u. ff. 
Heidelberg 600. 

Heilbronn 358. 361. 363. 364. 
Dr. Heinrih aus Mainz 189. 
Heinze 52. 

Selb 50. 

Dr. Hellmar 258. 

Selfingdr 787. 

Hengſtenberg 199. 202. 
Henkel 333. 

Hepp in der Pfalz 67. 
Heppenheim 571. 

Hergenhahn 502. 

Dr. Hering (Wilibald Aleris) 732. 
Hermann, Concipift 63. 

v. Hermanı 322. 333. 335. 


Hermes 155. 
Hertzfeld 252. 255, 
Heſſen⸗Caſſel. 


a. Im Frühjahr 1849 49. 

b. Erfläruug wegen ber Dreilönigsver- 
faffuug 528. 

c. Am Ende 1849 789. 

Heffen-Darmfadt. 

a. Buzüge nad der Pfalz 67. 

b. Zurüdweifung bes Aufrufe bes Cen- 
tral-Märzvereins 57. 

c. Am Ende des Jahres 1849 789. 


Heubner 53. 55. 

v. d. Heydt, Minifler 26. 126. 161. 667. 
dv. d. Heybt, in Elberfeld 89. 

Hexamer 181. 

Hildenhagen, Prediger 256. 

Hinderfin, Major 5%. 622. 

v. Sinteldey 122. 243, 

v. Sirfchfeld, General 573. 581. 602. 616. 
Hoffmann, Kriegeminifter 70. 

Hofparteien zu Berlin 381 u. ff. 
Hohenzollernſche Fürſtenthümer 6239 u. ff. 
Hoidt in Kopenhagen 655. 

dv. Holleben, Generallieutenant 86. 
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Holſteinſche Stänbeverfamminng 650. 
HSomilius, General 54. 

Horſene, Ueberfall 679. 

v. d. Horft 503. 

Hühnerbein 88. 90. 

Hufeland, Stadtgerichtsrath 2562. 
Humboldt 421. 726. Note. 
Hypotheken 127. 


Jachmaun, Geelieutenant 711. 
Jacobſon 204. 
Jacoby 231. 
Jarcke 499. 
Jaup, Minifter 789. 
Immebiatcommiffion für die rheinifche Oe⸗ 
richtöverfaffung 159. 
Infterburg, Magiftrat 716. 
Intelligenzblatt für Litthauen 230. 
Interim. 
a. Unterhanblung durch v. Biegeleben 
768. 

b. Information des Fürſten Schwarzen» 
berg 768. 

c. Anfänglier Widerſpruch Prenßens. 
769. 

d. Teplitzer Zufammentunft 771. 

e. Tereinbarung 773 u. ff. 

f. Feierliche Uebergabe 775 u. ff. 
Yuvalidengehalt und Penfion 239. 
Jochmus, Reichsminifter 329. 573. 776. 
Johann, Erzherzog. 

a. Charalterfchilderung 769. 

b. Verhalten nach der Wahl des Königeé 

von Preußen 319. 
c. Annahme des Programms Gagern 
nach den Beſchlüſſen v. 26. April 310. 
d. Berwerfung des Minifterialpro- 
gramme vom 8. Mai 320. 
. Deputation ber Nationalvderfammlung 
323. 
Abfeung durch das Parlament 366. 
. Berbalten zu Preußen 744. 
. Abhängigkeit von Wien 745. 746. 
. Minifterium Grävell und Wittgen- 
fein 747. 
k. Babdereife nad Gaſtein 765. 
J. Rückkehr nad Frankfurt 768. 
m. Uebergabe des Amts an die Com⸗ 
miſſion des Interims 775 u. ff. 


© 


m. E’ 03 — 


Segifker 


Jonas 1% u. fi. 
Joſeph 362. 
Iferlohn 9. 
Iſerlohnſche Landwehr 605. 
Italien. 
a. Im Frühjahr 1849 45. 46. 
b. Haß gegen Oeſterreich 780. 
c. Am Ende bes Jahres 1849 780. 78. 
v. Itzſtein 365. 
Jutlaud 661. 663. 680. 681. 
Zulius 217. 
Yunilampf in Frankreich 283 n. fi. Rote. 
Zuftigverwaltungsetat 162. 


Käferthal, Ort 589. 
Kaiferbeputation 17. 
Kaiferpartei 297. 298. 300. 302. 38. 
314. 320. 322. 323. 336. 337. 
Kammer, Zmeite vom Auguft 1849. 141. 
Kammern vom Februar 1349 13. 14. 
v. Kamptz 321. 753. 762. 
Karl, Prinz von Baiern 42. 
Katholiken. 
8. Begünſtiguug 123. 124. 
b. Entihädigung für zurüdgenommene 
Kirchen 124. 
c. Refeript vom 30. Mai 1849 124. 
d. Refeript vom 1. Mai 1849 124. 
e. Geſtattung bes Directen Verkehrs mit 
Rom 157. 
Katholiſche Partei. 
a Rölner Wirren 155. 
b. Stimmung nad Ablehnung der Kar 
fer-Krone 16. 
Katholifche Vereine 185. 
. G©eneralverfammlungen in Rain 1%. 
Berfammlungen in Breslau 186 u. fi. 
. Borort Breslau 189. 
. Verhalten bei den Wahlen 717. 
Rabowig Anficht Über die Partei: 
ſtellung ber Katholiten 436. 
Kaufmannſchaft 124 u. ff. 
v. Keller in Solingen 257. 
Keller in Berlin 741. 
Keller in Münden 63. 
Kellermann 155. 
Ketteler 188. 
v Keubell 256. 


ca—„omnae 
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Logen 176. 177. 

Lornfen 644. 

Yucca 783. 

Yuduer, Graf 174. 176. 

Ludwig III. von Heſſen 789. 
Ludwigeburg, Garniſon 58. 

Ludwigshafen 583. 

Luiannek, Bittſchreiben an ben König 719. 
Luitpold, Prinz 484. 

Yuitpold, Brinzeffin 62. 498. 


Märzvereine 20. 83. 84. 314. 

Magdeburger Correſpondent 227. 

Magbeb. Stabtverorbnetenverfammiung 19. 

Magdeburger Wahlmänner 716. 

" Magdeburger Zeitung 227. 

Mailand 780. 

Mainz, Verſammlung ber lathelifchen Ber- 
eine 106. 

Malowiezka aus Kralau 504. 

v. Maliszewelt, General 736. 

Malmö 664. 

vd. Malortie 49. 

Mannheim 54. 599. 

vd. Manteuffel, Diajor 704. 

dv. Manteuffel, Otto 28 u. ff. 383. 730. 779. 

Marlaner, Adreffe 23. 

Martins, Juſtizrath 252. 250. 

Maſuren 718. 

Maſuriſcher Hahu 718. 

Mathilde v. % 172. 182. 

Mathy 305. 336. H02. 

Dr. Mathay 242. 716. 

Mar, Nönig von Baiern 59. 335. 479. 

Medlenburg, Thierarzt 252. 255 

Diniewely 594. 

Mejer 204. 

Melly, 356. 

Merd, NReiheminifter 328. 

dv. Merkel 152. 

Merſy 503. 599. 612. 

Meviffen 740. 

de Meza, General 682. 

Mieroslawoki 577. 578. 587. 588. 590.593. 
596. 597. 600. 601. 604. 608. 615. 627. 

Miethepreije in Berlin 126. 

Milde 111. 120. 

v. Miller, General 353. 362. 363. 372. 


Regifer. 


Minikerium. 
a. Bor 1806 113. 
b. nach 1806. 113. 114. 
Mirbach W. 
Miſchehen 155. 
Modena 780. 
Möcke 741. 
Mögling 5%. 596. 
Mohl, Morig 311. 344. 366. 
Moldau 787. 
v. Moltle, Minifterpräftbent 667. 672. 
Monrad 655. 
Morenhoffen, Oberfilientenant 613. 614 
Mortara 46. 
Moufang, Brofefior 187. 
Moy 62. 
Dr. Mügge 217. 
Müplenfele 152. 
Mübhler, Präfivent bes Obertribunale 14. 
Müller, Prediger 256. 
Münden. 
a. Zeitungen 62. 
b. Bereine 63. 
Münchaufen 49. 
Muggenflurm, Gefecht 611. 
Munkacz 780. 
Murglinie. 
a. Rüdzug hinter bie Linie 600. 
b. Veabſichtigte Einfchliegung 60%. 
e. Kämpfe 611. 612. 


Napoleou Ill. 
a. Wahl 45. 
b. ver franzöfifche Elerus 45. 733 
c. Yunilampf 283. 
d. Verhalten gegen bie Inſurgenten m 
Baden und der Pfalz 580. 
e. Belagerung Roms 783. 
f 2rief an Oberft Ney 783. 
g. Friedliche Gedanken in Bezug anl 
Deutfchland 74. 
Kaffau, Antrag auf Zuſammenberufung tes 
Vollshauſes 473. 
Nationalverfammlung in Berlin 4 u. fi. 
Nationalverfammlung in Frankfurt. 
a. Rücklehr d. Deputation aus Berlin 2%. 
b. Die Kaiferpartei 293. 299. 303. 309. 
320. 
c. Sitzung vom 11. April 29. 
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Noten, Depeichen und Schreiben Preußens. 
Circularnote v. 3. April 1849 296. 
Note vom 17. April 1849 300. 
Note vom 28. April 1849 306. 
. Kircularnote von demſelben Tage 307. 
Denkſchrift vom 9. Mai 1849 388. 
Inſtruction vom 10. Mai 391. 
Promemoria vd. 18. Mai 1849 402. 
Depeihe an v. Kamptz v. 18 Mai 749. 
Schreiben an v. Canitz 0.25. Mai 410. 
Schreiben an ten Grafen Bernftorf 
vom 28. Mai 413. 
l. Depeſche ann Kamptz v. 28. Mai 753. 
m. Cirkularnote vom 26. Mai 1849 und 
Begleitichreiben vom 28. Mai an bie 
bentihen Regierungen 463 u. ff. 
n. Schreiben an ben Erzherzog Johann 
vom 20. Juni 762. 
0. Schreiben an v. Kamptz v. 22. Zuni 
162 u. ff. 
p. Eirfularnote vom 23. Auguft 495. 
g. Schreiben des preußiſchen Gefandten 
in Münden vom 27. Auguft 496. 
Noten und Schreiben bes Reihsminifteriums 
und ber Bevollmächtigten. 
a. Schreiben Grävells v. 24. Mai 751. 
b, Schreiben ver Bevollmächtigten vom 
3. Juni 755. 
c. Antivort des Miniſterpräſidenten vom 
5. Juni 756. 
d. Schreiben des Reiheminifteriums an 
den Grafen Brandenburg v. 17. Juni 
760. 
e. Cirkulardepeſche dv. 21. Zuli 766. 
f. Schreiben vom 4. Auguft an dv. Sted⸗ 
mann 1067. 
Nothſtand in ben Jahren 18545 — 1847 281. 
Novara 46. 
Nürnberg, Adreſſe der Offiziere der Land⸗ 
und Stabtwehr 64. 
Nürnberg, Bollsverfammlung 64. 
Nürnberger Hof 313. 322. 
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Oberlaudenbach 571. 
Oberpräſidenten 114. 
Oberrehnungslammer 168. 
Obertribunal 144. 
Oberweier, Gefecht 611. 


Regiſter. 


Oborsli 589. 594. 612. 
Octroyirte Berfaffung 10. 
Oberzeitung 226. 
Defterreich, fiehe Noten. 
a. Auflöfung bes Reichetages 46. 
b. Protefte der ſlaviſchen Länder gegen 
die octroyirte Berfaffung 46. 
c. Abfegung des Hanſes Gabeburg in 
Ungarn 46. 
d. Zuflucht zu Rußland 46. 
e. Erklärung vom 4. Februar 1849 61. 
f. Ruſſiſche Hilfe gegen Ungarn 380. 
g. Berweigerung des Beitritts zur Union 
39 u. ff. 
h. Anerbieten öſterreichiſcher Hilfe gegen 
Baben 617. 766. 
i. Das Interim 773 u fi. 
k. Beflegung Italiens und Ungarns 700 
l. Am Ende des Zahres 1849 780 1 ff. 
m. Finanzpatent v. 13. September 1349 
182. 
n. Zufammenziehen eines Armeecorps 
in Böhmen 782. 
Defterreiher in Frankfurt 3. 
Dfen 46. 
Dffenburger Berfammlung 71. 
Offener Brief vom 8. Iuli 1846 648 u. fi. 
Offener Brief v. 18. September 1846 b3}. 
Offizierſtand 94 u. ff. 
Ohm 244 u. ff. 
v. Olfers 172. 
Olshauſen 644. 651. 656. 
Dos, Gefecht 613. 614. 
Driola, Graf 110. 
Oftfriesland 640 u. fi. 
Oſtſeezeitung 225. 
Dudinot 4b. 783. 


Paberboru 22. 

Palerıno 40. 

PBalmerfton 784 u. ff. 

Paludan 669. 

Pape, Appellationsgefichtsrath 465. 

Parlament, deutfches, fiehe deutſche Natio 
nalverfammlung. 

Parma 78. 

Bartei, Heine aber mächtige 210. 

Barteileidenfchaft 182 u. ff. 


Regifter. 


Staatszeitung 219. 
Stadtgericht in Berlin, Einnahme 127. 
Städtiſche Verhältniſſe in Berlin 122. 
Stahl in Erlangen 63. 340. 503. 613. 
Stahl in Perlin 200. 204. 212. 
Statthalterſchaft in Schlesw.-Holft. 704 u ff. 
Etay 71. 
Steide, Lehrer 252. 255. 
Dr. Stein 6. 716. 
Gteinmanern, Gefecht 611. 
Stephan, Erzherzog 757. 768. 
Stieber 138. 
Stiehl 170. 735. 738. 
Stimmmmg bes Volles nach Ablehnung der 
Kaiferfrone 16 u. ff. 
v. Stodhaufen, General 736. 738. 
Stolberg, Braf 36 41. 381. 741 
GStredfuß 715. 
v. Strotha 27. 733. 
Struve 68. 615. 
v. Stückradt 692. 
Etüve, Minifter 49. 445. 
Stuttgart. 
a. Stimmung beim Empfang ber Mit- 
glieder der Rationalverfammlung 354. 
b. Zuftimmung zur Erflärung des Mi- 
nifteriums 360. 
c. Adreſſe ver Bürgerſchaft 360. 
d. Günſtige Stimmung für bie Regie- 
rung 361. 
Subhaſtationen in PRerlin 127. 
Sundewitt, Gefecht 682. 
Suepenfionen ven Beamten 256. 
Swinemünde, Untbätigleit der Marine 711. 
Sydow, Prediger 194. 1%. 
Sznayde 67. 575. 603 u. ff. 


v. d. Tann 670. 681. 
Techow 66. 574 n. fi. 
Zelegraphenanftalt, Vergehen 85 
Telllampf 741. 

Temesvar 730. 

Temme 257. 

Teplitz 771 u. fi. 

v. Thabben 262. 

v. Thiele 41. 381. 
Thomann, Wachtmeifler 599. 
home 600. 
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Thun-Hobenheim, Graf 482. 
Thurn» und Tarie, Fürft 587. 
Ziebemann, General 619 n. ff. 
Tilfit, Stadtverorbnnete 716. 
Tobian, Pole 589. 
Todesurtheile in Baden und Ungarn 624 u.ff. 
Todt in Dresden 53. 

Toebe, Prediger 256. 
Trendelenburg 741. 

Treubund 174. 

Trierfhe Zeitung 235. 
Trütfchler 362. 599. 625. 
Tiherming 655. 

Tübingen 361. 

Tübinger Schule 193. 

Türkei, Abſichten Rußlande 787. 
Tweßen, Ob.Konſiſt. 211. 
Tzſchirner 53. 55. 


Ubſtadt 602. 
Uhden 41. 381. 
Uhland 3835. 340. 341. 344. 355. 356. 
367. 372. 
Uhlich 181. 
Ulfert, Juſtizrath 738 741. 
Ulm 358. 361. 
Ultramontane Wahlen 3. 
Ungarn 380. 780. 
Union, kirchliche 192. 
Unionsverein 194 u. ff. 
Unionsverfuche Breußens mit Defterreich. 
a. Wunſch des Königs 377. 
b Deſterreichiſche Politil 379. 
c. Die Berliner Hofparteien 331. 
d. Mantenfjel® Anficht 383. 
e. Berufung von Radowitz nad Berlin 
333. 
f. Handſchrift vom 12. Juni 1849 384. 
g. Gegenfeitige Noten, fiehe Roten. 
h. Anſchauungen in Deutſch⸗Oeſterreich 
414, 
i. Anſchauungen in ben flavifchen Fän- 
dern 410. 
k. Anfhauungen in Preußen 415. 416. 
v. Unrub 6. 77. 181. 719. 
Urwahlen 232. 286. 


Beile, Gefecht 672. 
Beit bil. 736. 


Resifter. 


Walded, Okertribunalsrath 77. 246. 247. 


249. 250 u. ff. 
Dr. Walded 77. 252. 255. 
Walderfee, Graf 54. 
Walter 155. 
dv. Wangenheim 445. 465. 790. 
Warendorf 25. 
Wartburger Berfammlung 194. 
Waſſerſchleben 204. 
v. Watzdorf, Reichscommiffar 317. 
vo’ Weber, Geheimerath 465. 
v. Webern 583. 585. 
Wedel, Graf 49. 
Weigle 350. 
Dr. Beil, Rebacteur 222 
Weinlig 50. 
Dr. Weiß 252 u. ff. 
Welcker 311. 322. 330. 334. 341. 
Wellington 790. 
Wentzel 111. 741. 
Werner 577. 
Weſendonck 318. 
Weſtdeutſche Zeitung 236. 
Weſtendhall 314. 
Weſtphäliſche Provinzialſynode 198. 
Weſtphäliſcher Merkur 227. 
Wiedemann 336. 
MWiello Bolanin 228. 
Wien 8. 
v. Wiersbitzki, Corvin 621. 622. 
Wieſenthal 594. 596. 
Wigard 352. 
v. Wildenbruch 658. 


Wilhelm, König von Wirtemberg 58. 335. 


361. 363. 364. 365. 770. 791. 
Wilhelmſtraße, Kräugchen 36. 
v. Willich 575. 585. 
Windiſchmann in Bonn 155 
Winnenden 361. 
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Wiſſowa 721. 
Wittgenflein, Fürft 329. 363. 572. 776. 
v. Wittgenftein 740. 
v. Witleben 589. 590. 591. 
Wohnungen 126 u. fi- 
Würtemberg. 
a. Landesausſchuß 58. 
b. Annahme der Reichsverfaffung 58. 
c. Stimmung der Truppen 58. 
d. Borfichtsmaßregelu bei ber Leber- 
fiedeluug der Nationalverfammlung 
354. 
e. Gegenerflärung des Gefammtmini- 
ſteriums 360. . 
f. Abweifung bes Anfinnens der Re 
gentfchaft 364. 
g Belagerungszuftand von Heilbronn 
364. 
h. Schreiben an Dr. Löwe 368. 
i. Beranftaltungen zur Entfernung ber 
Nationalverfammlung 371. 
k. Am Ende des Jahres 1849 791. 
Würtemberger Hof 314. 
Wurm 518. 


Zaben 217. 

Zachariä 341. 342. 

v. Zaſtrow 668. 692. 707. 

Zeitung des Oſtens 228. 

Zeitungshalle 217. 

Zerzog 63. 

v. Zeſchau A465. 

Ziegler 77. 

Ziethen, Graf 741. 

Zimmermann ans Stuttgart 322. 

Zſchinski 50. 

Zurlidziehen der Truppen aus Berlin 38. 

Zufammenziehung der XZruppen in ber 
Mark 7. 


Zifcher, Preußen a. Abſchl. d. 1. Hälfte d. 19. Jahrh. 53 


Drudfehlerverzeichniß. 


Seite 13 Zeile 11 von unten anftatt: „Kammer, lies „Kammern“, 


„ 60. 15 
" 75 1) 20 
„ 9%. 9 
„ 265 „ 15 
" 295 D 6 
" 366 ⸗0 10 
" 384 " 1 
„ 43 „ 16 
„ 46 „ 15 
” 583 " 6 
„ 609 „ 1 
„ 619 „ 1 
„ 62 „ 1 
e⸗ 738 DL 12 
” 143 " 2 
„ 75 „ 4 
„is „u 


" " „am“, lied „vom“. 
„ fallt „und“ weg. 
oben anftatt: „Kriegsminifterium”, lies „Kinanzminifterium 
unten fehlt ein Komma. 
„iſt das Komma zu flreichen. 
„ NM Komma zreifchen „vorher und „kund“ zu fegen. 
„  anflatt: „ber“, fies „bie. 
oben anftatt: „ber Regierung”, lies „ven Regierungen“. 
unten fehlt ein Komma. 
„iR zwiſchen „ich und „vermöchte” „es“ zu jegen. 
oben anftatt: „geſtatte“, lies „geſtattet“. 
unten anſtatt: „Büdeufeld“, lies „WBiebeufelo‘‘. 
oben anſtatt: „v. Hinberfin‘‘, lies „Hiuderſin“. 
unten fehlt zwiſchen „auch“ und „von“ das Wort „die“. 
oben anſtatt; „Töplitz“, lies „Teplitz“. 
„ „ „Tage, lies „Tagen“. 
von unten auſtatt: „Tſchilliunwalah“, lies „Tſchilliauwalal 


Anderweitige Druckfehler bittet der Verfaſſer mit feiner achtmonatlichen Kraukl 


zu entſchuldigen. 
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